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Die neuen Vorſchriften im Umwandlungsrecht 


I 


Die neuen handelsrechtlichen Heflimmungen 
Von Amtsgerichtsrat Dr. Karl⸗Auguſt Criſolli, Berlin 


Das Umwandlungsrecht iſt durch die 2. DurchfVO. zum 
UmwandlG. v. 17. Mai 1935 (RGBl. I, 721), die 3. Durchf⸗ 
VO. zum UmwandlStG. v. 3. Juli 1935 (RGBl. I, 744), 
den Erlaß des RM. v. 28. Juni 1935 (8 5003 A — 38 III, 
RStBl. 35, 44) und den Erlaß des PrFin Min. v. 25. Juli 
1935 (S 3204, MOB. 35, 947) erheblich abgeändert worden. 
Dieſe Abänderungen bezwecken ſämtlich eine weitere erheb⸗ 
liche Erleichterung der Umwandlung. 

Die neuen allgemeinen handelsrechtlichen Vorſchriften 
finden ſich in Art. 1—3 und 5 der 2. DurchfVO. zum Um⸗ 
wandlGG. Sie beſchäftigen ſich mit der Sicherheitsleiſtung 
nach 8 6 UmwandlG., der Umwandlung bei Vorhandenſein 
eines Hauptgeſellſchafters (§ 6 Abſ. 2 der 1. DurchfVO. 
v. 14. Dez. 1934) und den Gebühren für die Eintragung der 
Umwandlung. 

1. Sicherheitsleiſtung. Nach §8 6 immandl®. hat 
der Rechtsnachfolger der Kapitalgeſellſaft, die überneh⸗ 
mende Perſonengeſellſchaft oder der übernehmende Gejell- 
ſchafter, den Gläubigern der Kapitalgeſellſchaft Sicherheit zu 
leiſten, ſoweit ſie nicht Befriedigung verlangen können. Dieſe 
Gläubigerſchutzvorſchrift hat in der Praxis zu mancherlei 
Schwierigkeiten geführt (vgl. Herbig: TJ. 35, 1006). 

8 1 der 2. DurhfVD. geftattet dem RI M., den Rechts⸗ 
nachfolger der Kapitalgeſellſchaft von der Verpflichtung zur 
Sicherheitsleiſtung zu befreien, wenn ſie eine unbillige Be⸗ 
laſtung darſtellt und eine Gefährdung der Gläubiger nicht 
zu beſorgen iſt. Ob dieſe beiden Vorausſetzungen vorliegen, 
hat der RM. nach ſeinem pflichtgemäßen Ermeſſen zu ber 
urteilen, evtl. tft eine Haftung nach 8 839 BGB. gegeben. 
An dieſe Prüfung iſt ein ſtrenger Maßſtab anzulegen, da es 
ſich um die Beſeitigung eines an ſich notwendigen Gläubiger⸗ 
ſchutzes handelt. Es iſt daher zu erwarten, daß eine Be⸗ 

freiung nur in „beſonderen Ausnahmefällen und nur nach 
ſtrengſter Prüfung der Vorausſetzungen“ erteilt wird (Her- 
big a. a. O.). 

Die Befreiung kann jederzeit, vor oder nach der Eintra⸗ 
gung des Umwandlungsbeſchluſſes, erteilt werden. Danach 
kann ſie auch in den Fällen bewilligt werden, in denen die 
Umwandlung vor dem Inkrafttreten der 2. DurchfVO. (dem 
5. Juni 1935 nach $ 9) eingetragen wurde. Wird die Be⸗ 


freiung vor der Eintragung erteilt, ſo muß ſie dem Re⸗ 
giſtergericht (evtl. der Bergbehörde bei einer Umwandlung 
einer Gewerkſchaft nach 88 6ff. der 2. DurchfVO.) bei der 
Anmeldung oder bis zur Eintragung mitgeteilt werden, damit 
dieſes die Bekanntmachung nach $ 6 Satz 2 UmwandlG. un⸗ 
terläßt. Nach § 6 Satz 2 hat das Regiſtergericht in der Be⸗ 
kanntmachung der Eintragung die Gläubiger, die nicht Befrie⸗ 
digung verlangen können, auf das Recht auf Sicherheitslei⸗ 
ſtung hinzuweiſen. Da dieſes Recht durch die Befreiung fort⸗ 
fällt, muß auch die Bekanntmachung unterlaſſen werden. Eine 
Bekanntmachung der Befreiung ſelbſt iſt nicht vorgeſchrieben. 
Sie erſcheint aber tunlich. 

Die Befreiung kann von dem RIM. an die Einhaltung 
von Auflagen (z. B. Berichterſtattung uſw.) geknüpft oder 
nur mit Einſchränkungen (z. B. nur bezüglich beſtimmter 
Gläubiger uſw.) oder nur auf Widerruf erteilt werden (ebenſo 
Bergmann im Nachtrag zu „Umwandlung, Auflöſung und 
Löſchung uſw.“, S. 3). 0 

Falls eine Befreiung bewilligt iſt, kann der Rechtsnach⸗ 
folger die Vermögensvereinigung ohne Rückſicht auf die Pflicht 
zur Sicherheitsleiſtung nach dem Ablauf von ſechs Monaten 
nach der Eintragung des Umwandlungsbeſchluſſes vornehmen, 
falls alle Gläubiger, die eine fällige, unbeſtrittene Forderung 
beſitzen, befriedigt ſind. Die Befreiung hat alſo nicht eine Ab⸗ 
kürzung oder gar den Fortfall der Sperrfriſt nach 8 7 Um⸗ 
wandlGG. zur Folge und berührt die Rechte der Gläubiger, 
die Befriedigung verlangen können, nicht. 

Durch die Befreiung werden die übrigen Rechte der 
Gläubiger, die nicht Befriedigung verlangen können, nicht be⸗ 
einflußt. Sie können vor allem die Rechte nach 8 7 Abi. 3 
und 4 UmwandlG. auch nach erteilter Befreiung in An⸗ 
ſpruch nehmen, ſo z. B. während der Vermögenstrennung 
an dem Gerichtsſtand der Kapitalgeſellſchaft klagen uſw. 

2. Die Umwandlung bei Vorhandenſein eines 
Hauptgeſellſchafters. 8 6 Abſ. 2 der 1. DurchfVO. 
geſtattete bei Vorhandenſein eines Geſellſchafters, der / des 
Grund- oder Stammkapitals beſitzt, die Umwandlung in der 
Art vorzunehmen, daß das Vermögen auf ihn übertragen 
wird, falls er „allein der Umwandlung zuſtimmt“. 

Dieſe Vorſchrift hat in dem Schrifttum zu einem leb⸗ 
haften Meinungsſtreit geführt (vgl. Criſolli: DIZ. 35, 
484), in welcher Weiſe die Stimmen der Mitgeſellſchafter zu 
werten ſeien. Dieſer Streit wird durch § 2 der 2. DurchfVO. 
dahin entſchieden, daß die Umwandlung durch Vermögens⸗ 
übertragung auf den Hauptgeſellſchafter ohne Rückſicht darauf 
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zuläſſig iſt, ob die Mitgeſellſchafter der Umwandlung zu⸗ 
ſtimmen oder ihr widerſprechen. Dieſe Vorſchrift iſt nicht als 
eine authentiſche Geſetzesauslegung, ſondern als eine Geſetzes⸗ 
änderung anzuſehen (ebenſo Bergmann a. a. O. S. 7). Der 
Sinn der Vorſchrift beſteht darin, daß das Recht der ½o⸗ 
Minderheit dem Allgemeinintereſſe an der von der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Rechtsanſchauung geforderten Umwandlung zu 
weichen hat. 

Falls ein Hauptgeſellſchafter vorhanden iſt, ſo kann dieſer 
nunmehr nach § 2 der 2. DurchfVoO. ohne Rückſicht auf feine 
Mitgeſellſchafter die Umwandlung durch Vermögensübertra⸗ 
gung auf ſich vornehmen. Vorausſetzung iſt nur, daß er 9/10 
des Grundkapitals beſitzt. Falls die Kapitalgeſellſchaft eigene 
Aktien beſitzt, iſt es ausreichend, wenn der Hauptgeſellſchafter 
die 9/öo-Mehrheit erſt unter Hinzurechnung der Stimmen der 
eigenen Aktien gemäß § 9 der 1. Durchf. erreicht. Auch 
iſt ein Beſitz als ſog. Legitimationsaktionär ausreichend. 

Die Umwandlung durch Vermögensübertragung auf den 
Hauptgeſellſchafter hat zur Folge, daß die Mitgeſellſchafter 
auszuſcheiden haben und durch den Hauptgeſellſchafter gemäß 
85 der 1. DurchfVO. angemeſſen zu entſchädigen find. Durch 
8 2 der 2. DurchfVO. wird alſo der Grundſatz, daß kein 
Geſellſchafter gegen ſeinen Willen zum Ausſcheiden gezwungen 
werden ſoll, für den Fall des Hauptgeſellſchafters durch⸗ 
brochen. 

Durch den § 2 der 2. DurchfVO. wird — was auch 
aus feiner Überſchrift klar hervorgeht — nichts daran ge= 
ändert, daß der Fall der Umwandlung durch Vermögens⸗ 
übertragung auf den Hauptgeſellſchafter nur ein Sonderfall 
der Umwandlung durch Mehrheitsbeſchluß iſt. Daher haben 
auf ihn die Vorſchriften des 8 4 der 1. DurchfVO. Anwen⸗ 
dung zu finden. Hiernach iſt dieſe Umwandlung nur zuläſſig, 
falls ſie mindeſtens zwei Wochen vor dem Tage der Gen— 
Verſ. ordnungsmäßig angekündigt wurde und eine / -Mehr⸗ 
heit des in der GenVerſ. vertretenen Grundkapitals dafür 
ſtimmt. Zweifelhaft iſt hierbei, ob es erforderlich iſt, daß 
der Hauptgeſellſchafter in der Umwandlungs⸗-GenVerſ. ſelbſt 
vertreten iſt oder ob feine Zuſtimmung in der nach $ 10 Um⸗ 
waudlG. vorgeſchriebenen notariell beurkundeten Form aus⸗ 
reicht. Dies iſt zu verneinen, da 8 2 der 2. DurchfVoO. den 
Mitgeſellſchaftern nicht das Stimmrecht nimmt. Wenn der 
Hauptgeſellſchafter alſo in der GenVerſ. nicht vertreten iſt, 
der Umwandlung durch Vermögensübertragung auf ſich aber 
gemäß $ 10 UmwandlG. zuſtimmt, und ¾ der in der Gen⸗ 
Verſ. vertretenen Mitgeſellſchafter die Umwandlung durch Ver⸗ 
mögensübertragung auf ihn beſchließen, ſo liegt eine gültige 
Umwandlung vor. 

Wenn $2 der 2. DurchfVO. die Umwandlung durch Ver⸗ 
mögensübertragung auf den Hauptgeſellſchafter für zuläſſig 
erklärt ohne Rückſicht darauf, wie die Mitgeſellſchafter ſtim⸗ 
men, ſo ſind damit die Mitgeſellſchafter keineswegs für recht⸗ 
los erklärt. Ihnen iſt damit vor allem das Anfechtungsrecht 
nach § 271 HGB. nicht genommen. Sie können danach den 
Umwandlungsbeſchluß gegebenenfalls wegen Sittenwidrigkeit 
angreifen. Eine ſolche wird aber nicht ohne weiteres als vor⸗ 
liegend anzuſehen ſein, wenn mehrere Geſellſchafter zwecks 
Erlangung der Mehrheit ihre Aktien auf einen übertragen 
haben. 

Zu beachten iſt, daß § 2 der 2. DurchfVO. an den 
übrigen Erforderniſſen der Umwandlung durch Vermögens- 
übertragung auf den Hauptgeſellſchafter nichts ändert. Hier⸗ 
nach iſt in erſter Linie zu beachten, daß, falls der Hauptgeſell⸗ 
ſchafter eine juriſtiſche Perſon iſt, eine Zulaſſung durch den 
RIM. nicht erforderlich iſt (§S 11 der 1. DurchfVO.), daß dieſe 
aber notwendig iſt, falls der Hauptgeſellſchafter eine OHG. 
oder KommcGeſ. iſt und an ihr juriſtiſche Perſonen als Geſell⸗ 
ſchafter beteiligt find (8 10 der 1. DurchfVO.). 

82 der 2. DurchfVoO. gilt feinem Zweck und Wortlaute 
nach nur für den Fall der Umwandlung durch Vermögens- 
übertragung auf einen Hauptgeſellſchafter. Er gilt hiernach 
— auch bei Vorhandenſein eines Hauptgeſellſchafters, der 9/10 
des Grundkapitals beſitzt — nicht für den Fall der Umwand⸗ 
lung durch Bildung einer Perſonengeſellſchaft. Falls die Um⸗ 
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wandlung nicht durch Vermögensübertragung auf einen Haupt⸗ 
geſellſchafter vorgenommen wird, kaun kein Geſellſchafter der 
Kapitalgeſellſchaft gegen ſeinen Willen ausgeſchloſſen werden. 
Beſitzen alſo bei einer Kapitalgeſellſchaft X. 90%, Y. 60%, 
Z. 4% des Grundkapitals, jo kann X. die Umwandlung durch 
Vermögensübertragung auf ſich ohne Rückſicht auf die Stim⸗ 
men von Y. und Z. beſchließen. Die Umwandlung durch Bil 
dung einer Perſonengeſellſchaft zwiſchen K. und Y. iſt aber 
nur zuläſſig, wenn Z. dieſe Umwandlung ablehnt. Dieſe Regel 
gilt ausnahmslos. Die Anſicht Bergmanns (Kommentar 
Anm. 6 S. 103, Anhang S. 8), daß eine Ausnahme dann be⸗ 
ſtünde, wenn die auszuſchließende Perſon eine juriſtiſche Perſon 
iſt und die nach § 10 der 1. DurchfVO. erforderliche Genehmi⸗ 
gung des RM. verſagt wird, findet im Geſetz keine Stütze. 

Hervorzuheben iſt, daß § 2 der 2. DurchfVO. nicht 
zwingend die Umwandlung durch Vermögensübertragung auf 
den Hauptgeſellſchafter vorſchreibt. Auch bei Vorhandenſein 
eines Hauptgeſellſchafters bleibt es den Beteiligten unbenom⸗ 
men, die Umwandlung durch Bildung einer Perſonengeſellſchaft 
unter den Beteiligten vorzunehmen, falls der Hauptgeſellſchafter 
die Umwandlung durch Vermögensübertragung auf ſich — z. B. 
wegen der an die dann notwendigerweiſe ausſcheidenden Mit⸗ 
geſellſchafter auszuzahlenden Abfindung — nicht wünſcht. Auf 
dieſe Umwandlungen durch Bildung von Perſonengeſellſchaften 
unter den Zuſtimmenden finden ſelbſtverſtändlich die allgemei⸗ 
nen Umwandlungsregeln Anwendung, die vom Verfaſſer in 
JW. 1935, 175 ff. 2 8 zuſammengeſtellt find. Daher iſt die 
Überſicht der Umwandlungsmöglichkeiten in JW. 1935, 182 ff. 
im großen und ganzen noch zutreffend, nur ſind jeweils die 
Worte „dann müſſen alle Mitgeſellſchafter die Umwandlung 
ablehnen“ zu ſtreichen und ſtatt der Worte „Stimmen ein Teil 
oder alle Mitgeſellſchafter der Umwandlung zu, ſo“ iſt zu 
ſetzen „Falls der Hauptgeſellſchafter dieſe Umwandlung nicht 
wünſcht, iſt eine Umwandlung durch Bildung einer Perſonen⸗ 
geſellſchaft unter den Zuſtimmenden möglich. Dabei“. 

82 der 2. DurchfVO. iſt nach §9 mit Wirkung vom 
23. Dez. 1934 (dem Tage des Inkrafttretens der 1. Durchf VO.) 
in Kraft getreten. 

3. Gebührenrechtliche Vorſchriften. 83 der 
2. DurchfVO. gewährt für die Eintragung der Umwandlung 
und des übernehmenden Rechtsnachfolgers Gebührenfreiheit. 

Die Gebührenfreiheit für die Eintragung des Umwand⸗ 
lungsbeſchluſſes umfaßt auch ſeine Eintragung bei den Re⸗ 
giſtern der Zweigniederlaſſungen der Kapitalgeſellſchaft. 

Die Gebührenfreiheit des Rechtsnachfolgers umfaßt — das 
ergibt der Wortlaut von 83 — nur die durch Eintragung des 
Rechtsnachfolgers ſelbſt entſtehenden Gebühren, nicht aber die 
Gebühren, die nur gelegentlich ſeiner Eintragung entſtehen 
(ebenſo Bergmann Anh. S. 9). Deshalb ſind die Gebühren, 
die durch die Eintragung von Prokuriſten oder Zweignieder⸗ 
laſſungen des Rechtsnachfolgers fällig werden, nicht erlaſſen. 
Zu den durch die Eintragung des Rechtsnachfolgers ſelbſt ent⸗ 
ſtehenden Gebühren ſind aber im Falle der Eintragung einer 
OHG. oder KommcGeſ. als Rechtsnachfolger ſämtliche ein⸗ 
tragungsfähigen Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrags der 
OHG. oder KommGeſ. — z. B. die Beſtimmungen über die 
Vertretung durch die Geſellſchafter — zu rechnen. 

83 der 2. DurchfVO. gewährt nur eine Freiheit von den 
Gebühren der Eintragung. Die Auslagen des Gerichts — z. B. 
die Bekanntmachungskoſten — ſind nicht erlaſſen. Ebenſo⸗ 
wenig ſind die Gerichtsgebühren erlaſſen, wenn es zu keiner 
Eintragung kommt. Deshalb iſt keine Gebührenfreiheit für 
Rücknahmen oder Zurückweiſungen oder Beſchwerdekoſten ge⸗ 
währt. 

83 gewährt vor allem nur eine Gebührenfreiheit für die 
Eintragungen. Deshalb ſind die Gebühren für die Beurkundung 
der Umwandlung oder die Beglaubigung der Anmeldung nicht 
erlaſſen, gleichgültig ob ſie vom Gericht oder Notar vorgenom⸗ 
men werden. Dieſe Gebühren unterliegen dem Landesrecht. In 
Preußen iſt für die Beurkundungsgebühren zu beachten, daß 
ſich der Gegenſtandswert für die Umwandlung nach dem Wert 
des Geſellſchaftsvermögens ohne Abzug der Schulden be⸗ 
ſtimmt (ebenſo KG.: JW. 1935, 1579). Für die Gebühren 
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der Beglaubigung der Anmeldungen erſcheint es erheblich, 
daß die Eintragung einer OHG. oder KommcGeſ. als Rechts⸗ 
nachfolger im A-Regiſter nach 811 Ummandl®. von Amts 
wegen erfolgt. Deshalb liegen nicht zwei ſelbſtändige An⸗ 
meldungen vor, wenn in einer Urkunde die Umwandlung einer 
Kapitalgeſellſchaft und zugleich eine OHG. oder KommöGeſ. als 
Rechtsnachfolger zur Eintragung angemeldet werden (ebenjo 
Seybold: JW. 1935, 2438; a. A. KG. ebenda). Die An⸗ 
meldungen der Umwandlung haben keinen beſtimmten Geld- 
wert. Deshalb finden auf ſie in Preußen § 22 Pro. An⸗ 
wendung. Der Wert der Anmeldungen iſt daher in der Regel 
auf 3000 K,, jedoch nicht unter 200 AM und nicht über 
100 000 AA anzunehmen. 


8 3 der 2. DurchfVoO. iſt nach 89 mit Wirkung vom 
7. Juli 1934 in Kraft getreten. Gezahlte Gebühren, die nach 
83 erlaſſen find, find zurückzuerſtatten. Ein Antrag hierauf 
iſt nicht erforderlich, weil ein ſolcher vom Geſetz nicht gefordert 
wird (a. A. ohne Begründung Herbig a. a. O.). 


ie 


Die Umwandlung bergrechtlicher Gewerkſchaften 
Von Amtsgerichtsrat Groſchuff, Berlin 


Nach dem UmwandlG. v. 5. Juli 1934 (RGBl. I, 569) 
und der 1. DurchfVO. v. 14. Dez. 1934 (RG Bl. I, 1262) 
können folgende Kapitalgeſellſchaften: 

1. Aktiengeſellſchaften, 
2. Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, 
3. Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 


zur Eigen verantwortung überführt werden in der Weiſe, daß 
ihr Vermögen unter Ausſchluß der Liquidation auf eine be⸗ 
ſtehende oder zu errichtende OHG. oder KommcGeſ., hilfsweiſe 
auf eine zu errichtende Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, oder 
auf den Alleingeſellſchafter (natürliche oder juriſtiſche Perſon) 
übertragen wird. 

Nach Maßgabe des §8 UmwandlG. i. Verb. m. Art. 5 der 
1. DurchfVO. war hierbei die Übertragung auch auf eine preuß. 
bergrechtliche Gewerkſchaft neuen Rechts, die eine juriſtiſche 
Perſon iſti), als Alleingeſellſchafter oder Hauptgeſellſchafter 
oder mit Genehmigung des RIM. auf eine Perſonalgeſell⸗ 
ſchaft, an der die Gewerkſchaft neuen Rechts beteiligt iſt, zu⸗ 
läſſig 2). 

Nach Art. 4 der 2. DurchfVO. v. 17. Mai 1935 (RGBl. I, 
721) iſt nunmehr auf Grund des § 10 Satz 2 UmwandlG. 
einheitlich für das geſamte Reichsgebiet auch die bergrecht⸗ 
liche Gewerkſchaft den Vorſchriften des UmwandlG. und 
ſeiner Durchführungsverordnungen unterſtellt worden, ſo daß 
auch dieſe zur Eigen verantwortung überführt werden können. 

Regiſtergerichte und Notare werden ſich nunmehr mit einem 
ihnen vielfach fremd gebliebenen Spezialgebiet befaſſen müſſen; 
ebenſo umgekehrt Gewerken und Bergbehörden mit dem ihnen 
vielfach ungewohnten Handelsregiſterrecht. 

Es ſoll daher im folgenden eine knappe Darſtellung ver⸗ 
ſucht werden, die den Intereſſenten in den Rechtsſtoff ein⸗ 
führt. Dieſe Darſtellung findet ihre Grenze einerſeits in der 
Erörterung der Berührungspunkte des Bergrechts und des 
Handelsregiſterrechts, andererſeits in der Wiedergabe der durch 
die Umwandlungsgeſetzgebung geſchaffenen Lage. Auf einige 
Zweifelsfragen wird hierbei einzugehen ſein. 


) Im Gegenſatz zu den vorm Inkrafttreten z. B. des Pr⸗ 
Berg. v. 24. Juni 1865 entſtandenen und nicht in eine Gewerk⸗ 
ſchaft neuen Rechts umgewandelten Gewerkſchaften alten Rechts. 
Näheres: ſ. Text, zu Anm. 15 ff. 

2) Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel, Umwandlung 
und Löſchung von Kapitalgeſellſchaften (Moeſer, Leipzig, 1935), 
Anm. 3 zu § 8 (S. 86). 


I. Die meiſten deutſchen Länder haben das All⸗ 
gemeine Berggeſetz für die preußiſchen Staaten 
v. 24. Juni 1865 — wenn auch mit Abänderungen und Ein⸗ 
ſchränkungen — übernommen?), fo daß dieſes der Darſtellung 
zugrunde gelegt werden kann. 

An ſich kann der Bergbau in jeder Rechtsform betrieben 
werden. Nach alter Erfahrung aber iſt er nicht „eines 
Mannes Sache“, ſondern erfordert „vereinigte Kräfte“: durch 
Vertrag oder ſonſtige Willenserklärung kann jedes nach Zivil⸗ 
und Handelsrecht an ſich zuläſſige Geſellſchaftsverhältnis ein⸗ 
gegangen werden). Er wird daher nicht ſelten beſonders in 
Form einer Akt G. betrieben, die dem Bedürfnis nach Sta⸗ 
bilität und beträchtlichen Geldmitteln an ſich gerecht wird. 
In den meiſten Fällen aber paßt es nicht, ein Bergbauunter⸗ 
nehmen auf ein im voraus willkürlich gegriffenes Grundkapital 
zu ſtützen, weil bei noch nicht aufgeſchloſſenem Bergwerk die 
tatſächliche Grundlage für ein Anlage- und Betriebskapital 
fehlt und dieſes auch bei aufgeſchloſſenem Bergwerk ſich nicht 
mit Sicherheit überſchlagen läßt, da ſein Ertrag von der 
wechſelnden Beſchaffenheit des Mineralvorkommens, von Stö⸗ 
rungen in den Lagerungsverhältniſſen, techniſchen Schwierig⸗ 
keiten, Naturereigniſſen, Unglücksfällen, Konjunktur und polizei⸗ 
lichen Rückſichten abhängig ift5). Auf der andern Seite können 
günſtige Aufſchlüſſe und ſonſtige Glücksfälle die Feſſelung von 
Barmitteln entbehrlich machen. 

Das Bergrecht hat daher eine Entwicklung eingeſchlagen, 
durch die ſubſidiär, d. h. ſofern nicht durch Vertrag oder ſonſtige 
Willenserklärung bereits eine Regelung getroffen wird, der 
Bergbau einer geſetzlichen Sonderregelung unterworfen iſt. 


1. Danach bilden zwei oder mehrere Perſonen, die 
ein Bergwerk auf Grund Verleihung, Konſolidation, Felder⸗ 
teilung, Auflaſſung od. dgl.sa) gemeinſchaftlich haben, 
ohne ihre perſönlichen Beziehungen durch Vertrag oder 
ſonſtige Willenserklärungen zu regeln, kraft Geſetzes eine ſog. 
„Gewerkſchaft“ e). Die Grundlage des gewerkſchaftlichen 
Rechtsverhaltniſſes beſteht alſo lediglich in der gemeinſamen 
Beziehung der mehreren Perſonen zu dem gemeinſchaftlichen 
Bergwerk. Jedes dieſer beteiligten Mitglieder wird „Gewerke“ 
genannt sa). 

Dieſe bloße „communio“ wird aber durch die Natur des 
Bergwerkbetriebes zwangsläufig zu einem weiterentwickelten 
Rechtsverhältniſſe geſtaltet, indem einerſeits Leiſtungen für 
die Bergbauzwecke gefordert und andererſeits für dieſe Zwecke 
Sachen und Rechte erworben werden. 

Was die „Leiſtungen“ des Gewerken betrifft, ſo beſtehen 
dieſe je nach Bedarf in Zuſchüſſen: bald laufender hoher 
Beträge auf kurze Zeit, bald laufender geringer Beträge auf 
längere Zeit; manchmal genügt ein Zuſchuß zur erſten An⸗ 
lage, dann wieder muß der Gewinn — vielleicht zu wieder⸗ 
holten Malen — ganz oder teilweiſe als Zubuße wieder ein⸗ 
geſchoſſen werden. Hierauf beruht „die bewährte Einrichtung 
des gewerkſchaftlichen Haushaltes, die periodiſche Zubußanlage 
und Ausbeuteverteilung“ ). Damit ergibt ſich gegenüber 
dem Aktionär der AktG. (oder Geſchäftsanteilinhaber der 
Gmbh.) ein charakteriſtiſcher Unterſchied: 


a) Der Gewerke ſchießt nicht ein „beſtimmtes“, ſeine 
Rechte und Pflichten begrenzendes „Kapital“ ein, ſondern 
leiſtet vor und nach je nach Bedarf. 


b) Der Gewerke iſt weder berechtigt, ſeine Beteiligung von 
vornherein auf ein beſtimmtes Kapital zu beſchränken, noch zur 


3) Einzelheiten bei Schlüter, Preuß. Bergrecht (G. D. 
Baedeker Verlag, Eſſen, 1928), ſowie die Zuſammenſtellung der 
außerpreußiſchen Berggeſetze bei Braſſert⸗Gottſchalk, 
Allgem. Berggeſetz, S. XXIII u. S. 364, zu IV (vor § 94). 

8 133 Allg Berg. 

5) Braſſert⸗Gottſchalk a. a. O., S. 355, 357f. 

52) 8 50 AllgBergG. 

6) 88 94, 133 Allg Berg. 

sa) 8 100 Allg Berg. 

2) Vgl. hier und im folgenden: Braſſert-Gottſchalk, 
d. a. O., S. 358, vor $ 04. 
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Leiſtung eines beſtimmten Kapitals verpflichtet. Er haftet der 
Gewerkſchaft (nicht: den Gläubigern) perſönlich und un⸗ 
beſchränkt mit ſeinem ganzen Vermögen. Von dieſer Haf⸗ 
tung aber kann er ſich jederzeit durch Aufgeben ſeines Anteils 
befreien. 


c) Der Gewerke empfängt ſeine Einlagen wieder zurück, 
ſobald Ausbeute verteilt wird. Ein bilanzmäßig zu 
erhaltendes Grundkapital (Stammkapital) gibt es 
bei der Gewerkſchaft nicht. Der Aktionär (Geſellſchafter) 
dagegen darf Rückzahlung aus dem Grund⸗ (Stamm-) Kapital 
nicht erhalten und nimmt daher nur teil an dem Reingewinns). 
Für die Gewerkſchaft beſtehen demgemäß auch keine Vor⸗ 
ſchriften über jährliche Bilanz, Reſervefonds und Dividenden⸗ 
verteilung. 


Andererſeits hat der Bergbau mit Grundſtückseigentum 
nichts zu tun: er iſt als Gerechtſame vom Grundeigentum ge⸗ 
trennts) und wird als Gerechtſame ſelbſtändig im Grundbuch 
eingetragen da). Die Gewerkſchaft kann aber das Bergbau⸗ 
grundſtück ſowohl als andere Grundſtücke zu Eigentum er⸗ 
werben, ſie kann dingliche Rechte an Grundſtücken und ſonſtige 
Rechte und bewegliche Sachen erwerben. Sie hat insbeſondere 
Anſpruch auf die Zubußen ihrer Mitglieder. Hierdurch iſt die 
Bildung eines „Vermögens“ ermöglicht. Die Gewerkſchaft ver⸗ 
waltet dieſes „unter ihrem Namen“ 10), alſo als ein von dem 
perſönlichen Vermögen der Gewerken getrenntes Sonder⸗ 
vermögen. Hiermit iſt zwar nicht — wie bei der Kapital⸗ 
geſellſchaft — ihre materiell-rechtliche Vorausſetzung an die 
Verſelbſtändigung eines zweckgebundenen Vermögens ge⸗ 
knüpft 11); fie erinnert vielmehr inſoweit an die Perſonen⸗ 
geſamtheiten der OHG. und Kommckeſ. des Handelsrechts 12). 
Damit wird aber die Frage nach dem rechtlichen Weſen 
der Gewerkſchaft akut: wem gehört das Sondervermögen? 
dan 55 als ſolcher oder den Gewerken zur geſamten 
Han 


2. Nach unſtreitiger Rechtsanſicht iſt die Gewerkſchaft des 
Allg Bergs. eine „juriſtiſche Perſon“. Dies iſt zwar 
nirgends ausdrücklich geſagt und folgt insbeſondere noch nicht 
ſchon aus § 96 Allg Berg., der dem für OHG., die keine 
juriſtiſchen Perſonen ſind !), geltenden $ 124 HGB. entſpricht. 
Es wird dies aber aus der Geſamtheit der 88 95—100 Allg⸗ 
Berg®. gefolgert: insbeſondere haftet für die Verbindlichkeiten 
der „Gewerkſchaft“ wie bei der Kapitalgeſellſchaft nur das 
„Vermögen der Gewerkſchaft“ (899 a. a..D.), während 
die Geſellſchafter der OHG. den Geſellſchaftsgläubigern per⸗ 
ſönlich haften 14). Demgemäß kann das Bergwerk, das auf den 
Namen der Gewerkſchaft im Grundbuch eingetragen wird, nur 
von der „Gewerkſchaft“ und nur als Ganzes mit Hypotheken 
und dinglichen Laſten beſchwert werden (897 a. a. O.). Wie 
die Kapitalgeſellſchaft wird die Gewerkſchaft nicht durch Aus⸗ 
ſcheiden einzelner Mitglieder aufgelöſt; auch können einzelne 
Gewerken nicht auf Teilung klagen ($ 100 a. a. O.). Damit 
iſt die Verſelbſtändigung des Vermögens und die juriſtiſche 
Rechtsperſönlichkeit der Gewerkſchaft anerkannt. 

Von den Gewerkſchaften des AllgBergG., den ſog. Ge⸗ 
werkſchaften neuen Rechts, zu unterſcheiden ſind die heute 
noch vielfach vorhandenen „Gewerkſchaften alten Rechts“, die 
vorm Inkrafttreten des Allg Berg. entſtanden find und ſich 
nicht nach 88 235 42 ff. Allg Berg. in eine „Gewerkſchaft neuen 
Rechts“ umgewandelt haben. Nach nahezu ausnahmslos herr⸗ 


6) 8 213 HGB., § 30 GmbHG. 

6) § 1 AllgBergGG. — Die wenigen in Provinzen und Ländern 
beſtehenden Ausnahmen intereſſieren hierorts nicht. 

92) 8 50 Allg Berg.; Art. 22, 28 AGG BO. 

10) § 96 AllgBergG. 

11) 8 178 HGB.; $ 3 Ziff. 3 Gmbß. 

12) 88 124, 14 HGB. — Vgl. Groſchuff: JW. 1934, 943 
bis 946, zu b und c. 

13) RG. 65, 230 f., 227 JW. 1907, 303; RG. 68, 410, 412 
JW. 1908, 450. 

14) 85 105, 161 HGB. 
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ſchender Meinung 15) iſt die Gewerkſchaft alten Rechts keine 
juriſtiſche Perſon: das Vermögen derſelben ſteht vielmehr 
— ähnlich der OHG. — den Gewerken ſelbſt als Vermögens⸗ 
trägern zur geſamten Hand zu. 


Demgemäß kann die Gewerkſchaft neuen Rechts — 
ähnlich den Kapitalgeſellſchaften — ſich durch Satzung eine 
Verfaſſung geben; für Gewerkſchaften alten Rechts iſt dies 
und jede Anderung einer älteren Satzung ſeit dem Inkraft⸗ 
treten des AllgBergG. durch §§ 227, 94 a. a. O. ausdrücklich 
ausgeſchloſſen 16). Gleichwohl hat auch die Gewerkſchaft des 
alten Rechts in dem „Repräſentanten“ (bzw. mehr⸗ 
gliedrigen Grubenvorſtand) einen „geſetzlichen Vertreter“ 
(88 117, 227 AllgBergG.). Die Gewerkſchaft neuen Rechts 
kann ſich einen vom Namen des Bergwerks abweichenden 
Namen durch Statut beilegen, die Gewerkſchaft alten Rechts 
nicht (88 227, 95 a. a. O.): ob letztere unter dem Namen des 
Bergwerks Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen 
und klagen kann, iſt einerſeits im Hinblick auf § 227 a. a. O., 
der die 88 96—98 a. a. O. ausſchließt, und andererſeits im 
Hinblick auf den Geſamthandscharakter beſtritten 17), kann aber 
in unſerm Zuſammenhange unerörtert bleiben. Daß aber durch 
§ 227 a. a. O. nicht die 88 99, 100 a. a. O. ausgeſchloſſen 
find, wonach für die Verbindlichkeiten auch der Gewerkſchaft 
alten Rechts nur das Vermögen derſelben haftet 
und durch Ausſcheiden einzelner Mitglieder die Gewerkſchaft 
nicht aufgelöſt wird, unterſcheidet ſie wieder von den Perſonen⸗ 
geſamtheiten des Handelsrechts (SS 131 Ziff. 4—6, 161 Abſ. 2 
HGB.): ſie nimmt in dieſer Hinſicht eine Mittelſtellung 
ein zwiſchen der Perſonengeſamtheit des Han⸗ 
dels- und des bürgerlichen Rechts einerſeits und 
der Gewerkſchaft neuen Rechts andererſeits. Im 
Hinblick auf den unbeſchränkt zuläſſigen Mitgliederwechſel iſt 
daher die Gewerkſchaft alten Rechts als „Sozietät“ i. S. des 
Teil I Tit. 17 ALR. oder als nicht rechtsfähiger Ver⸗ 
ein i. S. des 8 54 BGB. anzuſehen 18). Soweit die Haftung 
nach außen hin den Gläubigern gegenüber nur mit dem Ver⸗ 
mögen der „Gewerkſchaft“ in Betracht kommt, iſt alſo die 
Frage, ob die Gewerkſchaft die Eigenſchaft einer „juriſtiſchen 
Perſon“ beſitzt, von gänzlich untergeordneter Bedeutung. In 
unſerm Zuſammenhang intereſſiert nur die Feſtſtellung, daß 
in beiden Gewerkſchaftsformen die Gewerken nach außen hin 
nicht unbeſchränkt eigenverantwortlich haften. Darauf wird 
noch (unten zu II) zurückzukommen ſein. Die eigene Rechts⸗ 
perſönlichkeit iſt vielmehr von Bedeutung im weſentlichen nur 
auf materiellrechtlichem Gebiete, und dieſe wirkt ſich berg⸗ 
rechtlich im Kuxrecht aus. 


3. Der Kux „alten“ Rechts iſt ein ideeller Miteigen⸗ 
tümeranteil (1/128 oder ½¼122) an dem geſamten Vermögen der 
Gewerkſchaft; der Kux „neuen“ Rechts dagegen iſt — inſoweit 
ähnlich der Aktie und dem GmbH.-Anteil — ein Geſchäfts⸗ 
anteil an dem gewerkſchaftlichen Unternehmen, d. h. ein 
Mitgliedſchaftsrecht. Demgemäß teilt der Kux alten Rechts 
mit dem Bergwerk die Eigenſchaft der unbeweglichen 
Sache (§ 228 AllgBergG.), während der Kux neuen Rechts 
zum beweglichen Vermögen gehört (§ 101 Abſ. 3 Satz 2 
Allg BBergG.). Von der Aktie aber unterſcheidet ſich — wie 
bereits hervorgehoben — der neue Kux dadurch, daß er nicht 
einen in einem beſtimmten Geldbetrage ausgedrückten Anteil 
an einem unveränderlichen Grundkapital 10), ſondern den be⸗ 


15) RG. 2, 295; 3, 275; 43, 353; Joh. 18, 79; 12, 83; Güthe, 
GB0O., Bd. 2, 1428; Weſthoff⸗Schlüter, AlgBerg®. (Gut⸗ 
tentag, Berlin, 1913), S. 541 f., Note III V zu § 226, Schlü⸗ 
ter, a. a. O., S. 77; Braſſert⸗Gottſchalk, a. a. O., S. 929, 
Note 3 zu § 227. 

16) Als einzige Ausnahme iſt eben die Umwandlung in eine 
Gewerkſchaft neuen Rechts nach SS 235 a ff. Allg Berg. zugelaſſen. 

17) Bgl. Weſthoff⸗Schlüter, a. a. O., S. 542, Note IV, 
Vzu 8 226; Braſſert⸗Gottſchalk, a. a. O., S. 931 f., Note 4 
zu § 227, a. E. 

is) Braſſert⸗Gottſchalk, a. a. O., S. 930, No. 4 zu 
§ 227; vgl. oben Anm. 17. 

1) § 178 HGB.; § 5 Gmb. 
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ſtimmten Anteil an dem veränderlichen Vermögen darſtellt. 
Dieſer Anteil iſt demgemäß nur quotenmäßig „beſtimmt“ 
(1/100, ausnahmsweiſe 1/1000) und — wie die Aktie 2o) — un⸗ 
teilbar 21). Über ſämtliche Mitglieder und deren Kuxe führt die 
Gewerkſchaft neuen Rechts ein Gewerfenbudh?) und ſtellt 
auf Verlangen einen Kuxſchein über den einzelnen Kur oder 
eine Mehrheit desſelben aus: im Unterſchied von der Aktie 
dürfen aber die Scheine nur auf einen beſtimmten Namen, 
nicht auf den Inhaber lauten 28). Der Kur iſt übertragbar 
mittels Schriftform, und zwar ohne Einwilligung der Ge⸗ 
werkſchaft oder der Mitgewerken 2). Verpfändung der Kuxe 
it zuläſſig und geſchieht durch Übergabe des Kuxſcheins auf 
Grund ſchriftlichen Vertrages ??). Das Stimmrecht wird 
nach Kuren, nicht nach Perſonen ausgeübt ?“). 

Bei der Gewerkſchaft alten Rechts bildet das Gewerken⸗ 
buch dagegen nicht die Grundlage des Anteilsrechts: hier 
werden vielmehr die einzelnen Gewerken mit ihren unbeweg⸗ 
lichen Kuren in das Grundbuchblatt des Bergwerks eingetra⸗ 
gen 27). Es gelten daher für die Kuxe die ſich auf Grundſtücke 
beziehenden Vorſchriften des BGB. 28). 

4. Abgeſehen von der bereits erwähnten negativen Be⸗ 
ſtimmung des § 100 AllgBergG., daß durch das Ausſcheiden 
einzelner Mitglieder die Gewerkſchaft neuen Rechts nicht auf⸗ 
gelöft wird, enthält das Allg BergG. keine Vorſchriften über 
die Auflöſung der Gewerkſchaft und deren Folgen. Es wer⸗ 
den daher ergänzend die Vorſchriften des allgemeinen Rechts 
herangezogen, insbeſondere 88 41 ff. BGB. aus dem Vereins⸗ 
recht. Es findet dann Liquidation ftatt??). Für Gewerk⸗ 
ſchaften alten Rechts erfolgt eine Auseinanderſetzungsliqui⸗ 
dation nach den in 8 54 BGB. für nicht rechtsfähige Vereine 
in bezug genommenen Vorſchriften über die „Geſellſchaft“ 
(88 730 ff. BGB.). Eine Gewerkſchaft alten Rechts wird durch 
Vereinigung aller Kuxe in einer Hand aufgelöſt ohne Liqui⸗ 
dation, weil die Vorausſetzung der Mehrheit von Gewerken 
fehlt und die alte Gewerkſchaft keine eigene Rechtsperſön⸗ 
lichkeit hat. 

5. Eintragung ins Handelsregiſter iſt nach bis⸗ 
herigem Recht nur möglich bei Gewerkſchaften neuen Rechts, 
die juriſtiſche Perſonen ſind: die Eintragungspflicht beruht 
auf 833 HGB. und iſt geknüpft an die Vorausſetzungen des 
82 HGB. Es muß alſo das Bergwerk „nach Art und Um⸗ 
fang“ einen „in kaufmänniſcher Weiſe“ eingerichteten Betrieb 
„erfordern“. Mit der Eintragung wird die Gewerkſchaft alſo 
„Kaufmann“ (nicht: Handelsgeſellſchaft). Für Gewerkſchaften 
alten Rechts dagegen iſt die Eintragung ins Handelsregiſter, 
weil fie keine juriſtiſchen Perſonen find, bisher durch Art. 5 
EGHGB. ausdrücklich ausgeſchloſſen. Dies erklärt ſich daraus, 
daß ihre Geſamthandsform wegen des Fehlens perſönlicher 
Haftung unmittelbar den Gläubigern gegenüber auch nicht den 
Rechtsformen der OHG. und KommcGeſ. entſpricht. Die Ge⸗ 
werkſchaft alten Rechts iſt alſo ſtets Nichtkaufmann. 


II. Nach § 4 der 2. DurchfVO. finden „auf die Um⸗ 
wandlung einer bergrechtlichen Gewerkſchaft“ die 
Vorſchriften des UmwandlG., der DurchfVO. v. 14. Dez. 1934 
und des Art. 1—3 der 2. DurchfVO. „ſinngemäß“ An⸗ 
wendung, ſoweit fi nicht aus dem Art. 4 der 2. DurchfVO. 
etwas Beſonderes ergibt. 


20) 8 179 Abſ. 1 GB., im Gegenſatz zu $ 17 GmbHG. 

ei) § 101 Allg BBergG.; vgl. Braſſert⸗Gottſchalk, a. 
a. O., S. 397, Note 3 zu § 101. 

22) Vgl. 8 222 HGB. (Aktienbuch). 

28) § 103 Allg Berg. 
- 24) 88 104—107 Allg BergG.; 

ſchalk, a. a. O., S. 404, Anm. zu 8 1 

25) § 108 Allg BergG. 

28) § 111 AllgBerg®. 

2) Braſſert⸗Gottſchalk, a. a. O., S. 400, Note 1 zu 
§ 103. — 88 227, 229 All Berg. 

28) § 231 AllgBergG. 

20) Braſſert⸗Gottſchalk, a. a. O., S. 375 ff., 380 ff. 
(Anhang zu 8 94). 


vgl. Braſſert⸗Gott⸗ 
04. 
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Dieſer Art. 4 trifft auf Grund des § 10 Satz 2 Um⸗ 
mandl®. zur Erreichung des Zwecks, die Abkehr von anony⸗ 
men Kapitalformen zur Eigenverantwortung des Unterneh⸗ 
mers zu erleichtern, allgemeine Vorſchriften „ergänzenden“ 
Inhalts, die im weſentlichen nur darauf abzielen, die Um⸗ 
wandlung einer Unternehmerform, die keine Handelsgeſell⸗ 
ſchaft i. ©. des 8 6 HGB. iſt 0), den beſonderen bergrechtlichen 
und handelsregiſterrechtlichen Vorſchriften anzupaſſen. 

Bevor auf dieſe Ergänzungsvorſchriften eingegangen wird, 
muß die Frage entſchieden werden: ſind umwandlungsfähig 
nur die Gewerkſchaften neuen Rechts oder alle Gewerk⸗ 
ſchaften ohne Rückſicht darauf, ob ſie unter neuem 
oder altem Recht entſtanden ſind? 

§ 4 der 2. DurchfVO. läßt dieſe Frage offen. 

Wie bereits oben zu J 2 gezeigt wurde, iſt nur die Ge⸗ 
werkſchaft neuen Rechts eine juriſtiſche Perſon, die Gewerk⸗ 
ſchaft alten Rechts aber eine deutſchrechtliche Geſamthands⸗ 
vereinigung ohne eigene juriſtiſche Rechtsperſönlichkeit. 

Wie aber gleichfalls oben gezeigt wurde, ſind beide Ge⸗ 
werkſchaftsformen inſofern den anonymen Kapitalformen ähn⸗ 
lich, als ſie nach außen hin den Gläubigern nur mit ihrem 
Gewerkſchaftsvermögen haften. Es beſteht alſo trotz der Zu⸗ 
bußepflicht der Gewerken zumindeſt theoretiſch die Möglichkeit 
der Betriebsaufgabe, weil die Ausbeute nicht lohnt, und damit 
die Gefahr, daß die Gläubiger mehr oder weniger ausfallen. 

Der Zweck des UmwandlG. geht aber nach ſeiner Prä⸗ 
ambel weniger dahin, gerade „juriſtiſche Perſonen“ zu be⸗ 
ſeitigen, als vielmehr dahin, beſchränkt haftende (anonyme) 
Kapitalformen zur Eigenverantwortung zu überführen 
im Sinne einer unbeſchränkten Haftung den Gläubigern 
gegenüber s). 

Im Hinblick auf das Schweigen der 2. DurchfVoO. wird 
man daher annehmen müſſen, daß jede Form einer bergrecht⸗ 
lichen Gewerkſchaft umwandlungsfähig im Sinne des Um⸗ 
wandl®. iſt. Dies würde auch für außerpreußiſche Gewerk⸗ 
ſchaften zu gelten haben, deren Organiſation etwa von den 
preußiſchen Formen abweicht: ſofern nur nach dem jeweiligen 
Bergrecht die Haftung für die Verbindlichkeiten der „Gewerk⸗ 
ſchaft“ nach außen hin beſchränkt iſt auf das Vermögen der 
Gewerkſchaft. 


III. Die Umwandlung kann nach § 4 Abſ. 2 der 
2. DurchfVO. „nur“ in einer Gewerkenverſammlung 
(8 111 AllgBergG.) beſchloſſen werden. Damit iſt die ſatzungs⸗ 
gemäß fonft zuläſſige Beſchlußform auf anderem Wege (3. B. 
ſchriftlich, telegraphiſch) s) geſetzlich ausdrücklich ausgeſchloſſen 
worden. Wenn eine Umwandlung auf der Tagesordnung ſteht, 
ſoll und muß alſo mündliche Ausſprache ſtattfinden. Der „Be⸗ 
ſchluß“ ſowohl wie die „Zuſtimmung“ nicht erſchienener Ge⸗ 
werken muß gerichtlich oder notariell beurkundet 
werden. „Der Beſchluß bedarf zu ſeiner Rechtswirkſamkeit der 
Beſtätigung durch die nach den Landesberggeſetzen zuſtän⸗ 
dige Bergbehörde“: das iſt in Preußen das Oberbergamt?“ ). 
Dies erklärt ſich daraus, daß die Umwandlung eine Satzungs⸗ 
änderung iſt und daher nach SS 94 Abſ. 2, 235 a, 235 b 
Abſ. 1, 190 Abſ. 3 und 4 Allg Berg. der Beſtätigung des 
Oberbergamts, das die geſetzlichen Befugniſſe und Verpflich⸗ 
tungen der Regierung hat, bedarf. Da die Bergbehörde die 
„Rechtswirkſamkeit“ beſtätigt, kommt eine Prüfung der for⸗ 
mellen Ordnungsmäßigkeit des Beſchluſſes nach Bergrecht“!) 
ſeitens des Regiſtergerichts nicht in Frage. 


o) Braſſert⸗Gottſchalk, a. a. O., S. 390, Anhang zu 
§ 96, Note 1. 

31) Criſolli⸗Groſchuff-Kaemmel, a. a. O., S. 39, 
Anm. 3 zum Vorſpruch. 

32) Braſſert⸗Gottſchalk, a. a. O., S. 423, Note 2 
zu 5 110 

3) Fünf Oberbergämter in Breslau, Halle, Clausthal, Dort⸗ 
mund, Bonn. Über den Umfang ihrer Bezirke vgl. Weſthoff⸗ 
Schlüter, a. a. O., S. 467, Note I zu § 188. 

34) Hierüber vgl. Weſthoff⸗ Schlüter, a. a. O., S. 264 ff., 
Anm. IV zu 88 111—113. 
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Im übrigen gelten hinſichtlich des materiellen Inhalts 
des Umwandlungsbeſchluſſes und der Abſtimmung keine Be— 
ſonderheiten gegenüber dem bisherigen Umwandlungsrecht. 

Es hat alſo nach Maßgabe des UmwandlG. und ſeiner 
DurchfVoO. die Umwandlung in der Weiſe zu erfolgen, daß das 
Vermögen der Gewerkſchaft unter Ausſchluß der Liquidation 
auf eine OHG. oder KommcGeſ., hilfsweiſe eine Geſellſchaft 
des bürgerlichen Rechts, oder den alleinigen Gewerken über⸗ 
tragen wird (8 1 UmwandlG.; § 1 der 1. DurchfVO.). 

Die OHG. oder KommcGeſ. kann alleiniger Gewerke ſein: 
dann erfolgt die Umwandlung in dieſe beſtehende OHG. 
oder KommGeſ. nach SS 2— 7, 12 UmwandlG. 

Sind mehrere Gewerken vorhanden, ſo iſt zwiſchen ihnen 
eine OHG. oder KommGeſ. zu errichten nach SS 9—12 
UmwandlG. Vorausſetzung iſt jedoch, daß dieſe ein „Handels⸗ 
gewerbe“ i. S. der 88 1—4, 105, 161 HGB. betreibt): da 
die SS 1 und 3 HGB. naturgemäß ausſcheiden, weil Gewerk⸗ 
ſchaften als Urproduzenten kaum Forſt- und Landwirtſchaft 
oder einen Handel oder eine Fabrik i. S. des § 1 Ziff. 1 und 
2 HGB. — von den übrigen Gegenſtänden des Handelsgewer— 
bes nach § 1 a. a. O. ganz abgeſehen — betreiben werden, ſo 
kommt nur § 2 HGB. in Betracht: im Falle der Fortführung 
des Bergwerks durch eine zu gründende OHG. oder Kommceſ. 
muß dieſes alſo „nach Art und Umfang“ einen in „in kauf⸗ 
männiſcher Weiſe“ eingerichteten Geſchäftsbetrieb „erfordern“. 
Bei den nach § 33 HGB. bereits eingetragenen Gewerkſchaften 
neuen Rechts und großen und mittleren Bergwerken wird dies 
der Fall ſein. Fehlt es aber an dieſer Vorausſetzung, ſo iſt nur 
die Errichtung einer „Geſellſchaft bürgerlichen Rechts“ mög⸗ 
lich (8 1 der 1. DurchfVO.). 

Zu beachten iſt, daß nach der Rechtſprechung an der 
OHG., KommcGeſ. oder Geſellſchaft bürgerlichen Rechts kein 
Gewerke als perſönlich haftender Geſellſchafter beteiligt wer⸗ 
den darf, der ſeinerſeits eine OHG. oder Kommer. iſt 36). Es 
iſt gegebenenfalls nur die Errichtung einer KommGeſ. mög⸗ 
lich, an der der OHG.⸗ oder KommGeſ.-Gewerke als Kom⸗ 
manditiſt beteiligt wird. Zu beachten iſt ferner, daß an der 
OHG. oder Kommef. eine juriſtiſche Perſon, insbeſondere auch 
eine Gewerkſchaft neuen Rechts, nur beteiligt ſein darf, wenn 
der Reichsjuſtizminiſter dies genehmigt (§ 10 der 1. DurchfVO.). 

Die Umwandlung kann endlich durch Übertragung des 
Vermögens auf den alleinigen Gewerken ſtattfinden, ſei es, 
daß dieſer eine natürliche Einzelperſon oder eine juriſti⸗ 
ſche Perſon, insbeſondere etwa eine Gewerkſchaft neuen Rechts 
it (§S 8 UmwandlG.; $ 11 der 1. DurchfVO.). Einer Geneh⸗ 
migung des Reichsjuſtizminiſters bedarf es letzterenfalls 
hier nicht. 

Eine Umwandlung iſt ausgeſchloſſen, wenn eine Gewerk 
ſchaft alten Rechts alleiniger Gewerke oder Mitgewerke iſt. 
Denn die Umwandlung kann nur in eine durch das Um⸗ 
wandlcß. nebſt DurchfVO. ausdrücklich zugelaſſene Rechts⸗ 
form erfolgen. Die Gewerkſchaft alten Rechts iſt keine „ju⸗ 
riſtiſche Perſon“, ſondern eine Perſonengeſamtheit; ſie iſt an⸗ 
dererſeits aber weder eine handelsrechtliche Perſonengeſamt⸗ 
heit (OHG., Kommcgeſ.), noch eine bürgerlich-rechtliche Ge⸗ 
ſellſchaft, bei denen die Mitglieder nach außen hin perſönlich 
haften ?”). Dagegen iſt eine Übertragung des Vermögens nach 
Maßgabe der obigen Darlegungen ausführbar, wenn die Ge⸗ 
werkſchaft alten Rechts nach § 235 a AllgBergb. zunächſt in 
eine Gewerkſchaft neuen Rechts umgewandelt wird, da dieſe 
nicht „vor“ dem in § 1 Abſ. 2 UmwandlG. feſtgeſetzten Stich⸗ 
tag (1. Juli 1934) Gewerke geweſen zu ſein braucht. Aller⸗ 


35) Vgl. Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel, a. a. O., 
S. 49—53 (Anm. 14 ff. zu § J). 

30) RG. 36, 139; Joh. 11, 17; OLG. 24, 170; RIA. 15, 43; 
DNotgZZ. 1918, 466; vgl. über die Gründe: Criſolli⸗Gro⸗ 
ſchuff⸗Kaemmel, a. a. O., S. 100 f. (Anm. 5 zu 8 9). 

7) Vgl. ſchon Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel, a. 
a. O., S. 86, Anm. 3 zu § 8. Daß eine nur aus einem Gewerken 
beſtehende Gewerkſchaft alten Rechts juriſtiſch nicht möglich iſt, weil 
fie dadurch aufgelöft wird, iſt bereits oben — zu J 3 — berührt. 
und S. 91 ff. (Anm. 17 ff. zu § 8). 


Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenschrift 


dings kann ſich die erſt „nach“ dieſem Stichtag gemäß § 235 4 
Allg Berg. umgewandelte Gewerkſchaft nicht ihrerſeits ſelbſt 
mehr nach dem UmwandlG. umwandeln, weil fie als juriſtiſche 
Perſon erſt „nach“ dem Stichtag entſteht. Es bedarf dieſes 
Umwegs über $ 235 Allg Berg. aber auch nicht. Denn 
nach diesſeitiger Auffaſſung (vgl. oben II) kann auch die Ge⸗ 
werkſchaft alten Rechts ſich unmittelbar in eine OHG. oder 
KommGeſ. umwandeln: dieſe muß nur vorangehen, bevor die 
Umwandlung der Dachgewerkſchaft ſich vollzieht. Die Um⸗ 
wandlung in eine BGB.⸗Geſellſchaft wäre ausgeſchloſſen, weil 
dann die Umwandlung der Dachgewerkſchaft in eine „be⸗ 
ſtehende“ BGB.⸗Geſellſchaft erfolgen müßte, dies aber nach 
§ 1 der 1. DurchfVO. nicht gangbar iſt ss). 

Hinſichtlich der Abſtimmung gelten keine Beſonder⸗ 
heiten. Es genügt, in dieſer Hinſicht auf den Grundſatz der 
Einſtimmigkeit ($ 10 Abſ. 1; §S 12 Ummwandl®.) und die Zus 
laſſung eines Mehrheitsbeſchluſſes (S8 3—6 der 1. Durchf⸗ 
VO.; Art. 2 der 2. Durchf VO.) zu verweiſen, ſowie auf das 
hierzu ergangene Schrifttum 59). Dies gilt insbeſondere auch 
von der Übertragung des Vermögens auf den Hauptgeſell⸗ 
ſchafter (= Hauptgewerken). Eigene Kuxe der Gewerkſchaft 
werden ſinngemäß wie eigene Aktien behandelt, ſind alſo den 
beteiligten Gewerken nach Verhältnis ihrer Beteiligung zuzu⸗ 
rechnen 40). 

Ebenſowenig gelten Beſonderheiten hinſichtlich des Fir- 
menrechts. Die Firma der Gewerkſchaft „erliſcht“ grund⸗ 
ſätzlich, ſo daß für die OHG. oder KommGeſ. eine nach HGB. 
zuläſſige neue Firma — unbeſchadet eines Vorgängerzuſatzes 
— zu bilden iſt ). Die Möglichkeit der Fortführung der 
den Perſonennamen eines Gewerken enthaltenden Firma iſt 
gewahrt durch § 12 der 1. DurchfVO. Den Etabliffe- 
mentsnamen des Bergwerks der neuen Firma beizufügen, 
beſtehen keine Bedenken (§ 18 Abſ. 2 Satz 2 HGB.). 

Auch Gewerkſchaften, die ſich in Liquidation befinden, 
können im Rahmen des §7 der 1. DurchfVO. umgewandelt 
werden, ſofern mit der Verteilung des Vermögens der Ge— 
werkſchaft unter die Gewerken noch nicht begonnen iſt. 


IV. Hinſichtlich der Anmeldung des Umwandlungsbe⸗ 
ſchluſſes zum Handelsregiſter und der Eintragung gelten 
dann, wenn die Gewerkſchaft gemäß $ 33 HGB. im Handels⸗ 
regiſter eingetragen iſt !?), keine Beſonderheiten ($5 der 
2. DurchfVoO.). Wohl aber bedurfte es für die vor dem 1. Jan. 
1900 entſtandenen Gewerkſchaften neuen Rechts, die nicht 
eintragungspflichtig waren, und für die Gewerkſchaften alten 
Rechts, die mangels eigener juriſtiſcher Rechtsperſönlichkeit 
nicht eintragungsfähig ſind, einer ausdrücklichen Regelung. 
Dieſe iſt erfolgt in 88 6—8 der 2. DurchfVO. 

Während die Rechtswirkſamkeit der Umwandlung ein⸗ 
getragener Gewerkſchaften geknüpft iſt an die Eintragung des 
Umwandlungsbeſchluſſes durch den Regiſterrichter, der mithin 
die materielle Zuläſſigkeit der Umwandlung zu prüfen hat, iſt 
hier die Prüfung und Entſcheidung der Rechtswirkſamkeit zu⸗ 
nächſt der Bergbehörde (in Preußen: Oberbergamt) über⸗ 
tragen. 

Die Entſcheidung erfolgt durch „Beſtätigung“ des Um⸗ 
wandlungsbeſchluſſes. Da indes für die Bergbehörde die 
handelsrechtliche und handelsregiſterrechtliche Prüfung eine 
ungewohnte Tätigkeit bedeutet, die ihrem eigentlichen Auf⸗ 
gabenkreis fremd iſt, ſoll ſie den Beſchluß „nur nach An⸗ 
hörung der Induſtrie- und Handelskammer im Einvernehmen 


3 Quaſſowski: DJ. 1934, 1630. 

Vgl. Eriſolli; JW. 1934, 172 ff: Criſolli⸗Gro⸗ 
ſchuff⸗Kaemmel, a. a. O., S. 105 ff. (Anm. 4—6 zu $ 10) 
und S. 91 ff. (Anm. 17 ff. zu § 8). 

40) § 1 Abſ. 1 der 2. DurchfVO. i. Verb. m. § 9 der 1. Durchf⸗ 
BD; dgl. Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel, a. a. O., 
S. 110 (Anm. 17 ff. zu § 10). 

41) §§ 5, 10 Abſ. 3, 12 Ummandl®. 

42) In Preußen gem. § 16 AB. v. 7. Nov. 1899 (JM Bl. 313) 
im Regiſter B. 


64. Jahrg. 1935 Heft 34] 


mit dem für den Sitz der Gewerkſchaft zuſtändigen Regiſter⸗ 
gericht“ beſtätigen (§S 7 Abſ. 1 der 2. DurchfVO.). Die In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelskammer wird ſich alſo insbeſondere über 
die tatſächlichen Vorausſetzungen des §S 2 HGB., das Regiſter⸗ 
gericht über die rechtlichen Vorausſetzungen des 8 2 HGB. 
und der Umwandlung auszulaſſen haben. Dies iſt nötig, weil 
nach § 8 Abſ. 3 der 2. DurchfVO. die Eintragung der um⸗ 
gewandelten Gewerkſchaft ins Handelsregiſter (A) vorgeſehen 
it. Die Nichtbeachtung der Sollvorſchrift des 87 Abf. 1 
a. a. O. zieht zwar nicht unmittelbare Nichtigkeit der Be⸗ 
ſtätigung oder des Umwandlungsbeſchluſſes nach ſich, kann 
aber zur Folge haben, daß aus dem beſtätigten Umwandlungs⸗ 
beſchluß eine Eintragung ins Handelsregiſter unterbleibt, weil 
die Vorausſetzungen hierfür fehlen. Die handelsrechtliche Prü- 
fung durch die Bergbehörde iſt alſo nur eine informatoriſche. 
welche nach Möglichkeit einen ſachgemäßen Umwandlungs⸗ 
beſchluß vor Erteilung der Beſtätigung ſichern ſoll (ogl. unten 
zu V. 2). 

Die ſonſt dem Regiſtergericht obliegende Pflicht der 
öffentlichen Bekanntmachung der Umwandlung nebſt den 
Hinweis auf die Gläubigerſchutzbeſtimmung des $6 Um⸗ 
wandlG. iſt folgerichtig der Bergbehörde übertragen. Dieſe 
hat die Beſtätigung des Beſchluſſes durch den Deutſchen 
Reichsanzeiger und mindeſtens ein anderes Blatt auf Koſten 
der Gewerkſchaft bekannt zu machen nach näherer Maßgabe 
des § 7 Abſ. 2 der 2. DurchfVoO. und hierbei die Gläubiger 
auf ihr Recht, Sicherheitsleiſtung zu verlangen, hinzuweiſen. 
Mit der Bekanntmachung der Beſtätigung im Deut⸗ 
ſchen Reichsanzeiger iſt dann die Umwandlung der nichteinge⸗ 
tragenen Gewerkſchaft rechts wirkſam geworden (§ 8 Ab. 1 
der 2. DurchfVO.). Hierdurch iſt die Gewerkſchaft „aufgelöst“, 
ihre etwaige Firma „erloſchen“ und das Vermögen der Ge⸗ 
werkſchaft ohne Liquidation einſchließlich der Schulden auf 
die beſtehende oder errichtete OHG. oder KommGeſ. oder auf 
die errichtete BGB.⸗Geſellſchaft oder auf den alleinigen Ge⸗ 
werken (Einzelperſon oder juriſtiſche Perſon) übergegangen 
(88 4, 5 UmwandlG.; $ 1 Abſ. 1 der 2. DurchfVO.). Damit 
iſt die Eigen verantwortung durchgeführt. Wegen der Ver⸗ 
mögenstrennungspflicht während eines Sperrhalbjahrs gilt 
87 UmwandlG. Eine „errichtete“ OHG., KomncGeſ. oder 
BGB.⸗Geſellſchaft iſt gleichzeitig — entſprechend 8 11 
Abſ. 2 UmwandlG.; § 1 der 1. DurchfVO. — mit der Be⸗ 
kanntmachung der Beſtätigung im Deutſchen Reichsanzeiger 
„entſtanden“ (8 8 Abſ. 2 der 2. DurchfVO.). 


V. Hinſichtlich der Eintragung der Perſonengeſamt⸗ 
heit und des Alleingewerken, auf die das Vermögen über⸗ 
gegangen iſt, ins Handelsregiſter nach erfolgter Um⸗ 
wandlungseintragung iſt zu unterſcheiden, ob die um⸗ 
gewandelte Gewerkſchaft bereits im Handelsregiſter (8) ein- 
getragen war oder nicht. 

1. War fie bereits eingetragen, fo gelten keine Ve⸗ 
ſonderheiten: eine „beſtehende“ OHG. oder KommcGeſ. iſt be⸗ 
reits eingetragen im Handelsregiſter (A); eine „errichtete“ 
OG. oder KommGeſ. wird gemäß § 11 Abſ. 2 Halbſatz 2 
UmwandlG. von Amts wegen ins Handelsregiſter (A) ein⸗ 
getragen. Eine errichtete BGB.⸗Geſellſchaft wird nicht ein⸗ 
getragen. Ein Allein» bzw. Hauptgewerke, der eine „juriſtiſche 
Perſon“ iſt, iſt entweder bereits im Handelsregiſter B ein⸗ 
getragen oder gegebenenfalls im Hinblick auf „Art und 
Umfang des Gewerbebetriebes dort gemäß § 33 HGB. (AV. 
v. 7. Nov. 1899; 5 16: JIM Bl. 313) noch einzutragen auf 
Grund Anmeldung durch ſämtliche Vorſtandsmitglieder “); 
andernfalls erübrigt ſich eine beſondere Eintragung im 
„Handelsregiſter“. Für juriſtiſche Perſonen öffentlichen 
Rechts (z. B. Reich, Land, Gemeinde), die als Aflein- oder 
Hauptgewerke das Gewerkſchaftsvermögen übernommen haben, 
beſteht eine Eintragungspflicht überhaupt nicht (8 36 HGB.). 
Ein Allein⸗ oder Hauptgewerke, der eine „natürliche“ Perſon 
iſt, muß — wenn der Bergwerksbetrieb „nach Art und Um⸗ 
fang“ kaufmänniſche Einrichtungen erfordert (52 HGB.) — 


N 43) Z. B. Genoſſenſchaft, rechtsfähiger Verein, Kolonialgeſell⸗ 
chaft. 


Aufſätze 
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die Firma feines Unternehmens zum Handelsregiſter (A) nach 
allgemeinen Vorſchriften anmelden, was erzwingbar iſt ). 

2. War die umgewandelte Gewerkſchaft im Handelsregiſter 
noch nicht eingetragen, was bei den vorm 1. Jan. 1900 
entſtandenen Gewerkſchaften neuen Rechts und den Gewerk⸗ 
ſchaften alten Rechts zutrifft, ſo iſt nach 88 6, 8 Abſ. 3 der 
2. DurchfVO. „die Perſonengeſellſchaft, der Allein- oder 
Hauptgewerke“, die das Vermögen übernommen haben, „nach 
den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs in das 
Handelsregiſter einzutragen“. 

Da bei Umwandlung in eine „beſtehende“ OHG. oder 
Komnceſ. dieſe bereits eingetragen iſt und eine errichtete 
BGB.⸗Geſellſchaft infolge des Mangels eines Handelsgewerbes 
i. S. des §S 2 HGB. keine vom HGB. zugelaſſene eintragungs⸗ 
fähige Rechtsform iſt, kommt nur der Fall in Betracht, daß 
eine OHG. oder KommcGeſ. „errichtet“ iſt oder das Vermögen 
auf einen Allein- oder Hauptgeſellſchafter übertragen iſt. 

Die Fälle der Errichtung der handelsrecht-⸗ 
lichen Perſonengeſamtheit und der Einzelperſon 
find alſo hinſichtlich des weiteren Eintragungs⸗ 
verfahrens gleichgeſtellt. Es bedarf in beiden Fällen 
mithin der Anmeldung zum Handelsregiſter (A) nach 
88 106, 161 Abſ. 2, 162 HGB. (für OHG. und Kommceſ.) 
und 829 HGB. (für natürliche Einzelperſonen). Die ſinn⸗ 
gemäße Anwendung des Halbſatzes 2 des Abſ. 2 des 8 11 
UmwandlG., wonach die Eintragung der „entſtandenen“ OHG. 
oder KommGeſ. „von Amts wegen“ zu erfolgen habe, iſt aus⸗ 
drücklich ausgeſchloſſen: denn i. S. des 8 4 Abſ. 1 der 
2. DurchfVO. ergibt ſich in 8 8 Abſ. 3 a. a. O. „etwas an⸗ 
deres“ inſofern, als die Eintragung eben nicht nach den 
Vorſchriften des UmwandlG., ſondern nach den 
allgemeinen Vorſchriften des HGB. erfolgt. Ein 
„Erſuchen“ der Bergbehörde um Eintragung kommt nicht 
in Frage. Mit dem Erfordernis der „Anmeldung“ iſt viel⸗ 
mehr dem Regiſterrichter die Prüfung derſelben nach ihrem 
formellen und materiellen Inhalt — insbeſondere hinſichtlich 
der Handelsgewerbeeigenſchaft des Unternehmens — zuge⸗ 
wieſen. Dieſe Rückkehr zu den allgemeinen Vorſchriften erklärt 
ſich zwanglos daraus, daß die Gewerkſchaft überhaupt noch 
nicht eingetragen war, die Bergbehörde das Handelsregiſter 
nicht führt und daher dem ſachlich zuſtändigen Regiſtergericht 
die endgültige Prüfung und Verantwortung für die handels⸗ 
regiſterrechtliche Eintragungsfähigkeit überlaſſen bleiben muß!“). 

Iſt der Allein- oder Hauptgewerke eine juriſtiſche Perſon, 
fo gilt dasſelbe, wie zu V 1 dargelegt: er iſt entweder ein⸗ 
getragen (im Regiſter B) oder muß zur Eintragung nach 833 
HGB. (zum Regiſter B) angemeldet werden oder iſt nach 856 
HGB. (als juriſtiſche Perſon öffentlichen Rechts) nicht ein⸗ 
tragungspflichtig. 


III. 


Die neuen ſteuerlichen Erleichterungen bei der 
Umwandlung und Auflöſung von Kapitalgefell- 


(haften 


Von E. Kaemmel, u 
Oberregierungsrat im Reichsfinanzminiſterium 


Das ganze Rechtsgebiet der Umwandlung und Auflöſung 
von Kapitalgeſellſchaften iſt, wie die vorſtehenden Ausführun⸗ 
gen von Criſolli und Groſchuff gezeigt haben, in ſtän⸗ 


40) § 29 HGB.; 8 132 RG. — Criſolli⸗Groſchuff⸗ 
Kaem mel, a. a. O., S. 88 f. (Anm. 10—12 zu 8 8). 

45) Von hier aus fällt Licht auch auf die Faſſung des Abſ. 2 des 
$ 8 der 2. DurchfVO.: Nicht die OHG. oder KommöGeſ. oder BGB⸗ 
Geſ. „entſteht“ mit der Bekanntmachung im DR Anz., ſondern die 
„Perſonengeſellſchaft“ an ſich. Lehnt der Regiſterrichter alſo die 
Eintragung ab, jo würde nur eine BGB⸗Geſellſchaft „entſtanden“ 
ſein (vgl. 8 105 Abſ. 2 HGB.). 
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digem Fluß. Es kann daher nicht wundernehmen, daß auch 
die Frage der ſteuerlichen Behandlung der Umwandlung und 
Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften nicht zur Ruhe kommt. 
Zunächſt hat die 2. DurchfVO. zum UmwandlG. v. 17. Mai 
1935 dazu geführt, daß hinſichtlich der Umwandlung von 
bergrechtlichen Gewerkſchaften auch auf ſteuerlichem Gebiet die 
erforderlichen Erleichterungen gewährt worden ſind. Bisher 
galten nach §8 11 Abſ. 2 der 2. DurchfVO. zum UmwandlStG. 
die ſteuerlichen Erleichterungen nur für die Auflöſung von 
bergrechtlichen Gewerkſchaften. Die 3. DurchfVO. zum Um⸗ 
mwandl®. v. 3. Juli 1935 (RGBl. I, 744) beſtimmt, daß bei 
Umwandlung von bergrechtlichen Gewerkſchaften 
auf Grund der VO. v. 17. Mai 1935 die Vorſchriften des 
UmmwandISt®. und der 2. DurchfVO. dazu über Steuer⸗ 
erleichterungen bei der Umwandlung von Aktiengeſellſchaften 
ſinngemäß anzuwenden ſind. Beſondere Schwierigkeiten vom 
ſteuerrechtlichen Geſichtspunkt ergeben ſich aus der Anwendung 
der Steuererleichterungsvorſchriften nicht, insbeſondere fin⸗ 
den die 88 7 und 8 der 2. Durch BD. in vollem Umfange 
Anwendung. Hervorzuheben wäre noch, daß die 3. DurchfVoO. 
mit Wirkung v. 5. Juli 1935 ab in Kraft getreten iſt. Es 
fehlt ihr alſo die rückwirkende Wirkung, mit der z. B. die 
2. DurchfVO. zum UmwandlStG. ausgeſtattet war. Die 
ſteuerliche Begünſtigung der Umwandlung von 
bergrechtlichen Gewerkſchaften würde eine beſondere 
Darſtellung neuer ſteuerlicher Erleichterungen bei der Um⸗ 
wandlung und Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften nicht recht⸗ 
fertigen, da ſie nur ein beſchränktes Gebiet betrifft und Wir⸗ 
kungen von allgemeinem Intereſſe zu erzeugen vermag. 

Von verhältnismäßig größerer Bedeutung iſt aber der 
Begleiterlaß des Reichsminiſters der Finanzen, mit dem 
dieſe 3. DurchfVO. den Finanzämtern zugegangen ift. Dieſer 
Begleiterlaß, datiert v. 28. Juni 1935 und mit dem Akten⸗ 
zeichen 8 5003 A — 38 III — bezeichnet Heerich im 
Reichsſteuerbl. 1935, 44), klärt eine Reihe ſteuerrechtlicher 
Zweifelsfragen, die in Schrifttum und Verwaltungsübung der 
letzten Monate eine erhebliche Rolle geſpielt haben. Unter 
Ziffer 1 gewährt der Erlaß Erleichterungen auf dem Gebiete 
der Körperſchaftſteuer und Einkommenſteuer, wenn bei Um⸗ 
wandlung einer Kapitalgeſellſchaft Wirtſchaftsgüter der 
Kapitalgeſellſchaft in des Privatvermögen des oder der 
übernehmenden Geſellſchafter übergehen. Bisher wurden nach 
§ 8 der 2. DurchfVO. einkommenſteuerliche Erleichterungen 
beim Übergang von Wirtſchaftsvermögen in das Privatver⸗ 
mögen des oder der Geſellſchafter nur für den Fall der Auf⸗ 
löſung der Kapitalgeſellſchaft gewährt. Dieſe Beſchränkung 
des ſteuerlichen Entgegenkommens hatte offenbar ihren Grund 
in beſtimmten wirtſchaftspolitiſchen Anſchauungen des Geſetz⸗ 
gebers. Urſprünglich wollte der Geſetzgeber einkommenſteuerlich 
bei der Übernahme von Geſellſchaftsvermögen in das Privat⸗ 
vermögen überhaupt nicht entgegenkommen, weil er auf die 
Steuer aus einer echten Gewinnrealiſierung nicht verzichten 
wollte. In der AufteilungsVO. v. 8. Dez. 1931 (RG Bl. I, 
699, 714) wurde aber bei der Übertragung von Grundſtücken 
der aufgelöſten Geſellſchaft ins Privatvermögen der Geſell⸗ 
fchafter Befreiung von der Einkommenſteuer gewährt, um 
die Auflöſung der reinen Grundſtücksgeſellſchaften zu fördern. 
$ 8 der 2. DurchfVO. hat dann den Kreis der ſteuerbegünſtig⸗ 
ten Wirtſchaftsgüter bei Übernahme von Wirtſchaftsgütern 
einer aufgelöſten Kapitalgeſellſchaft in das Privatver⸗ 
mögen des oder der Geſellſchafter dadurch weſentlich er⸗ 
weitert, daß Einkommenſteuerfreiheit immer gewährt wird, 
alſo auch dann, wenn nicht Grundſtücke, ſondern Wirtſchafts⸗ 
güter anderer Art, insbeſondere auch Forderungen, Waren, 
Bürveinrichtungen, Patente, Lizenzen u. dgl., ins Privat⸗ 
vermögen übertragen werden. Wenn der Geſetzgeber dieſes 
Entgegenkommen auf Fälle der Auflöſung beſchränkt hat 
und wie fi) aus dem Wortlaut des § 8 der 2. DurchfVO. 
ergibt, die Fälle der Umwandlung davon ausnehmen 
wollte, ſo lag dieſem Gedankengang wohl der Wunſch zu⸗ 
grunde, in den Fällen, in denen der Geſchäftsbetrieb eines 
Unternehmens eingeſtellt und die Güter ins Privatvermögen 
übernommen werden ſollten, die Geſellſchafter zu veranlaſſen, 
den Weg der Auflöſung, nicht den Weg der Umwand⸗ 
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lung zu beſchreiten. Die Regelung hat ſich nicht bewährt, da 
das UmwandlG. v. 5. Juli 1934 und die DurchfVO. zum 
UmwandlG. v. 14. Dez. 1934 in der handelsrechtlichen Be⸗ 
günſtigung der Umwandlung auch für den Fall der über- 
nahme der Wirtſchaftsgüter in ein Privatvermögen ſehr weit 
gehen. Schrifttum und Praxis haben die Beſchränkung nie 
verſtanden, ja es iſt im Schrifttum ſogar die Auffaſſung ver⸗ 
treten worden, daß es ſich um ein Verſehen des Geſetz⸗ 
gebers handele. Die Hinderniſſe, die auf dem Gebiete der 
Einkommenſteuer bis jetzt der Umwandlung einer Kapital⸗ 
geſellſchaft unter gleichzeitiger Übernahme von Wirtſchafts⸗ 
gütern in das Privatvermögen der Geſellſchafter entgegen⸗ 
ſtanden, ſind nunmehr beſeitigt. Der Erlaß beſtimmt, daß 
§ 8 der 2. DurchfVO. auch für die Fälle der Umwandlung 
anzuwenden iſt. Daraus ergibt ſich, daß bei Übertragung von 
Wirtſchaftsgütern einer umzuwandelnden Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft in das Privatvermögen des oder der Geſellſchafter 
bei Ermittlung des Einkommens für die Körperſchaftſteuer 
die hier in Frage kommenden Wirtſchaftsgüter mit dem ge⸗ 
meinen Wert angeſetzt werden und daß eine infolge der Über⸗ 
tragung entſtehende Einkommenſteuer nicht erhoben wird. Bei 
Grundſtücksgeſellſchaften gilt außerdem noch die beſondere 
Vorſchrift des Erlaſſes des Reichsminiſters der Finanzen vom 
9. März 1935 unter III 1, wonach bei Grundſtücksgeſellſchaften 
(das ſind Kapitalgeſellſchaften, die nach ihrer Satzung und 
ihrer tatſächlichen Geſchäftsführung überwiegend der Ver⸗ 
waltung und Nutzung von bebauten Grundſtücken dienen) die 
Körperſchaftſteuer von dem Gewinn, der durch die Über⸗ 
tragung der Grundſtücke entſteht, auf die Hälfte ermäßigt 
werden ſoll. 

Die Ziffer 2 des Erlaſſes v. 28. Juni 1935 behandelt 
eine Streitfrage, die in der letzten Zeit aktuell und in der 
Literatur bereits mehrfach behandelt worden iſt. Der NFH. 
hat nämlich in einem Urteil v. 29. Jan. 1935, IA 243/33: 
JW. 1935, 12581 (abgedruckt in StW. 1935 Nr. 221) 
ausgeſprochen, daß in Liquidation befindliche Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften von den ausgeſchütteten Liquidationsraten den Steuer⸗ 
abzug vom Kapitalertrag vornehmen müſſen, ſoweit dieſe 
Raten die Einnahmen der Geſellſchafter überſteigen. Das 
Urteil iſt nach manchen Seiten hin nicht unangefochten ge⸗ 
blieben, ja es iſt ſogar mehrfach als recht bedenklich be⸗ 
zeichnet worden. Annehmbar wird, da das Urteil auch mit 
der Rechtſprechung des 6. Senats (des Einkommenſteuer⸗ 
ſenats) des RF. nicht übereinſtimmt, die Rechtsfrage noch⸗ 
mals zur Entſcheidung des NFH. gebracht werden. Für 
die Umwandlung und Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften 
erhebt ſich im Zuſammenhang damit die Frage, ob das Urteil 
etwa für Umwandlungen und Auflöſungen, die während der 
Geltung des UmmwandlSt®. (d. h. bis zum 31. Dez. 1936) 
beſchloſſen werden, zugrunde gelegt werden ſoll und ob bei 
Auflöſung und Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften die 
Vorſchriften über die Mindeſtbeſteuerung ($ 17 KörpStG. 
1934, bisher § 10 KörpStGG. 1925) angewendet werden 
könnten. Der Reichsminiſter der Finanzen ſchließt nunmehr 
durch den Erlaß v. 28. Juni 1935 eine Anwendbarkeit des 
Urteils für Umwandlungen und Auflöſungen unter der Herr⸗ 
ſchaft der Umwandlungsgeſetzgebung ausdrücklich aus. 
Der Steuerabzug vom Kapitalertrag darf daher nicht vor⸗ 
genommen werden, wenn anläßlich der Vermögensübertragun⸗ 
gen bei Umwandlungen und Auflöſungen die Einkommenſteuer 
nach der 2. Durchf VO. nicht erhoben wird. Für die Mindeſt⸗ 
beſteuerung iſt bei der Umwandlung und Auflöſung im Rah⸗ 
men der Umwandlungsgeſetzgebung überhaupt kein Raum. 

Eine häufig behandelte Streitfrage bei der Anwendung 
des Geſetzes, die gelegentlich auch im Schrifttum geſtreift wor⸗ 
den iſt, iſt die unter Ziff. 3 des Erlaſſes erörterte Frage, ob 
die Gewährung der ſteuerlichen Vergünſtigungen bei der Um⸗ 
wandlung und Auflöſung davon abhängig ſein ſoll, daß 
die Umwandlung und Auflöſung auf einen beſtimm⸗ 
ten Tag beſchloſſen werden müßte. Die Frage iſt grundſätzlich 
zu verneinen. Der Steuerpflichtige kann vom ſteuerlichen 
Geſichtspunkt aus jeden ihm beliebigen Tag wählen, 
nur muß beachtet werden, daß nach der Rechtfprechung des 
RF H., falls die Auflöſung oder Umwandlung mit rückwirken⸗ 
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der Kraft beſchloſſen werden ſollte, die Rückwirkung ſteuerlich 
unbeachtlich iſt. Praktiſch bringt der Erlaß v. 28. Juni 1935 
die einzig mögliche Regelung dahin, daß als maßgeblicher 
Stichtag für die Aufſtellung der Schlußbilanz und der Um⸗ 
wandlungs⸗ oder Auflöſungsbilanz grundſätzlich der Tag be⸗ 
zeichnet wird, für den die Umwandlung oder Auflöſung han⸗ 
delsrechtlich beſchloſſen wird, nicht etwa der Tag der Ein⸗ 
tragung des Beſchluſſes ins Handelsregiſter. Hiervon gibt es 
nur eine Ausnahme, nämlich dann, wenn zwiſchen dieſem 
Stichtag und dem Tag der Eintragung des Beſchluſſes ins 
Handelsregiſter ein ſachlich nicht gerechtfertigter Zwiſchen⸗ 
raum liegen ſollte. 


Über die einkommenſteuerliche und körperſchaftſteuerliche 
Behandlung des ſog. laufenden Gewinns bei der Um⸗ 
wandlung und Auflöſung hat gleichfalls bisher keine Einig⸗ 
keit beſtanden. Hier ſtellt die Ziff. 4 des Erlaſſes v. 28. Juni 
1935 klar, daß unter laufendem Gewinn nur der Gewinn⸗ 
anteil zu verſtehen iſt, der dem Geſellſchafter der umgewan⸗ 
delten oder aufgelöſten Kapitalgeſellſchaft aus ſeiner Beteili⸗ 
gung vor der Umwandlung oder Auflöſung hinſichtlich des Ge⸗ 
winns des letzten vollen Wirtſchaftszahrs (oder wenn die Um⸗ 
wandlung oder Auflöſung nicht auf den Schluß des letzten 
vollen Wirtſchaftsjahrs beſchloſſen wurde, hinſichtlich des Ge⸗ 
winns des letzten Rumpfwirtſchaftsjahrs) zuſteht. Der Be⸗ 
griff des „Zuſtehens“ darf dabei nicht zu eng ausgelegt 
werden. Im Schrifttum iſt mehrfach die Auffaſſung vertreten 
worden, daß ein Gewinnanteil nur inſofern zuſteht, als er 
durch ausdrücklichen Beſchluß der Generalverſammlung und 
unter der Bezeichnung „Gewinnanteil“ ausgeſchüttet wird. 
Das iſt offenbar zu eng. Jede Geſellſchaft, die umwandeln 
oder auflöſen will, würde, wenn dieſe Auffaſſung richtig 
wäre, den Gewinn des letzten Jahrs nicht auf Grund eines 
beſonderen Gewinnausſchüttungsbeſchluſſes verteilen, ſon⸗ 
dern einfach mit den übrigen auf die Geſellſchafter über⸗ 
gehenden Wirtſchaftsgütern oder Liquidationserlöſen aus⸗ 
ſchütten. Es iſt verſtäudlich, wenn der Erlaß in derartigen 
Fällen die Erhebung der Einkommenſteuer nach den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften in der Höhe vorſchreibt, in der ſie im 
Falle eines Auflöſungsbeſchluſſes zu erheben geweſen wäre. 
Wichtig iſt, daß der Erlaß ausdrücklich klarſtellt, das Ge⸗ 
winne früherer Wirtſchaftsjahre, die nicht ausgeſchüttet wor⸗ 
den ſind, alſo offene und ſtille Reſerven aller Art, 
kein laufender Gewinn im Sinn der Umwandlungs⸗ 
geſetzgebung ſind. 


Ebenfalls von Bedeutung iſt der im Einvernehmen mit 
dem Reichsminiſter der Finanzen ergangene Erlaß des 
preuß. Finanzminiſters v. 25. Juli 1935 8 3204, betr. Ge⸗ 
werbeſteuererleichterungen bei der Umwandlung und 
Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften (MBliV. 1935, 947). Die 
Heranziehung zur Gewerbeſteuer bei der Umwandlung und 
Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften iſt an ſich im 8 7 Abſ. 1 
Ziff. 3 und Abſ. 2 Ziff. 3 der 2. Durchf BO. abſchließend ge⸗ 
regelt: Die Vorſchriften beſtimmen, daß bei der Ermittlung 
des Gewerbeertrags für die Gewerbeſteuer des Geſellſchafters 
oder der übernehmenden Perſonalgeſellſchaft die für die Ge⸗ 
winnermittlung für die Körperſchaftſteuer angeſetzten Werte 
als Ausgangswerte maßgebend ſind und daß eine durch die 
Übertragung entſtehende Gewerbeſteuer nur in Höhe eines 
Drittels erhoben wird. Trotzdem dieſe Vorſchrift ihrem Wort⸗ 
laut nach in ihrer Regelung bis ins einzelne geht, iſt ihre 
Bedeutung doch nicht leicht zu überſehen. Die Gewerbe⸗ 
beſteuerung folgt als Ertragsbeſteuerung ganz ande⸗ 
ren Geſetzen als die Gewinnbeſteuerung, die für das EinkStG. 

und das KörpStG. maßgebend iſt. Da der 87 der 2. DurchfVO. 
in Inhalt und Faſſung aber von der Gewinnbeſteuerung aus⸗ 
geht und die beſonderen Belange der Ertragsbeſteuerung be⸗ 
rührt, haben Schrifttum und Verwaltungsübung von vorn⸗ 
herein bei der Anwendung des §7 hinſichtlich der Gewerbe⸗ 
ſteuer gewiſſe Schwierigkeiten gehabt. Es iſt zu begrüßen, daß 
für die preußiſche Gewerbeſteuer (deren Gebiet territorial etwa 
die Hälfte des Reichs und materiell wohl die Mehrzahl aller 
Umwandlungs⸗ und Auflöſungsfälle umfaßt) die Zweifel im 
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Erlaßwege ausgeräumt ſind. Will man ſich ein Bild von der 
Bedeutung der gewerbeſteuerpflichtigen Vorgänge im Rahmen 
der Umwandlung und Auflöſung machen, ſo muß man zu⸗ 
nächſt von den beſonderen Gedankengängen dieſer Art Ertrags⸗ 
beſteuerung ausgehen und für die Gewerbeertragſteuer nach 
preußiſchem Recht auf folgende drei Fälle abſtellen: 


Erſter Fall: 


Die Wirtſchaftsgüter der umgewandelten oder aufgelöften 
Kapitalgeſellſchaft gehen auf ein ſchon beſtehendes gewerbe⸗ 
ſteuerpflichtiges Unternehmen über, deſſen Betrieb ohne 
weſentliche Anderung fortgeführt wird. 


Zweiter Fall: 


Das Unternehmen der umgewandelten oder aufgelöſten 
Geſellſchaft wird mit den Wirtſchaftsgütern dieſer Geſellſchaft 
unverändert fortgeführt. 


Dritter Fall: 


Mit den übernommenen Wirtſchaftsgütern wird ein neues 
gewerbeſteuerpflichtiges Unternehmen eröffnet. 


Hinſichtlich des erſten Falles muß man für die Zwecke 
der Gewerbeertragſteuer davon ausgehen, daß das bisherige 
gewerbeſteuerpflichtige Unternehmen, nämlich die Kapitalgeſell⸗ 
ſchaft, wegfällt. Daraus folgt, daß eine Gewerbeſteuer für dieſes 
Unternehmen nach dem Ergebnis des letzten Wirtſchaftsjahrs 
nicht mehr zu erheben iſt. Bei der Frage, wie das beſtehende 
gewerbeſteuerpflichtige Unternehmen, auf das die Wirtſchafts⸗ 
güter der aufgelöſten oder umgewandelten Kapitalgeſellſchaft 
übergegangen ſind, gewerbeſteuerlich zu behandeln iſt, müſſen 
zwei Fälle unterſchieden werden: 


2) Der Fall, daß der Zeitpunkt der Auflöſung oder Um⸗ 
wandlung der Kapitalgeſellſchaft mit dem Ende des Wirtſchafts⸗ 
jahrs des übernehmenden Unternehmens zuſammenfällt. In 
dieſem Fall müſſen nach $7 der 2. DurchfVoO. die übernomme⸗ 
nen Wirtſchaftsgüter in der auf das Ende des Wirtſchaftsjahrs 
aufzuſtellenden Bilanz des übernehmenden Unternehmens mit 
den Werten aufgeführt werden, mit denen ſie in der Auf⸗ 
löfungs⸗ oder Umwandlungsbilanz der Kapitalgeſellſchaft an⸗ 
geſetzt waren. Durch die Übertragung dieſer Werte entſteht eine 
Gewerbeſteuer für das übernehmende Unternehmen nur dann, 
wenn die für die übernahme der zu übernehmenden Wirt⸗ 
ſchaftsgüter der Kapitalgeſellſchaft aufgewendeten Wirtſchafts⸗ 
güter bisher zum Betriebsvermögen des übernehmenden Unter⸗ 
nehmens gehört haben. (Das iſt in erſter Linie der Wert der 
bisherigen Beteiligung des übernehmenden Unternehmens an 
der Kapitalgeſellſchaft.) Die Berechnung des Gewerbeſteuer⸗ 
betrages, der durch die Übertragung entſteht, iſt eine ganz ein⸗ 
fache. Der Erlaß ſchreibt vor, daß zunächſt der Gewerbeſteuer⸗ 
grundbetrag berechnet wird, der ſich aus dem Ertrag errechnet, 
wenn die übernommenen Wirtſchaftsgüter mit den Werten der 
Auflöſungs⸗ oder Umwandlungsbilanz der Kapitalgeſellſchaft 
beim übernehmenden Unternehmen angeſetzt werden. Von dem 
dabei ermittelten Ertrag ſoll der Unterſchiedsbetrag zwiſchen 
dem Wert der übernommenen Wirtſchaftsgüter und dem Wert 
der bisherigen Beteiligung des übernehmenden Unternehmens 
an der Kapitalgeſellſchaft abgeſetzt werden. Von dem nach 
Abſetzung des Unterſchiedsbetrags verbleibenden Reſt iſt der 
Steuergrundbetrag zu errechnen und zu ihm iſt ein Drittel 
des Betrags hinzuzurechnen, um den er hinter dem anfänglich 
berechneten Steuergrundbetrag zurückbleibt. Der ſich ſo er⸗ 
gebende Betrag iſt dann der feſtzuſetzende Steuerbetrag. Als 
Beiſpiel ſei eines der Beiſpiele des Erlaſſes wiedergegeben: 

Eine Kapitalgeſellſchaft A (Aktiengeſellſchaft, Gmbh. ), 
deren ſämtliche Anteile zum Betriebsvermögen eines auf 
den 31. Dez. bilanzierenden gewerbeſteuerpflichtigen Unter⸗ 
nehmens B (deſſen Inhaber eine Perſonalgeſellſchaft, eine 
Einzelperſon oder eine juriſtiſche Perſon ſein kann) gehören, 
iſt auf den 31. Dez. 1934 aufgelöſt worden. Die ſämtlichen 
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Wirtſchaftsgüter (Aktiva und Paſſiva) der Kapitalgeſellſchaft A 
find in das Betriebsvermögen von B übernommen worden. In 
der Auflöſungsbilanz von A find die Aktiva mit 300 000 AM, 
die Paſſiva mit 200000 AM bewertet worden. In der auf 
den 31. Dez. 1934 aufgeſtellten Bilanz von B ſind die über⸗ 
nommenen Aktiven und Paſſiven deshalb ebenfalls mit 300 000 
und 200000 RA anzuſetzen. Bei Anſetzung dieſer Werte er- 
gibt ſich aus dem Vergleich der Bilanz v. 31. Dez. 1934 
mit der vorjährigen Bilanz ein Gewerbeertrag von insgeſamt 
75 000 .,. Dieſem Gewerbeertrag entſpricht ein Steuergrund— 
betrag von 1459,50 AM. 


Zur Feſtſtellung, welcher Teil hiervon „durch die Über⸗ 
tragung entſtanden“ iſt, iſt folgende Berechnung anzuſtellen: 


Der Wert der übernommenen Wirtſchaftsgüter iſt 


in die Auflöſungsbilanz mit 300 000 — 200 000 — 100 000 Aut 
eingeſetzt (ſiehe oben). Demgegenüber iſt die Be⸗ 
teiligung an der aufgelöſten Kapitalgeſellſchaft A 
fortgefallen, deren Wert ſtellt den von B für den 
Erwerb der Wirtſchaftsgüter aufgewendeten Gegen⸗ 
wert dar. Der auf den 31. Dez. 1934 ermittelte 
Wert der Beteiligung beträgt bei Anwendung der 


88 4 bis 7 EinkStG. 85 000 K. 

Übertrag: 15000 AM 
Der Unterſchiedsbetrag von 15 000 AM 
iſt von dem ermittelten Ertrag von 75 000 RM 
abzuſetzen. Dem Reſt des Gewerbeertrages von 60000 Ast 
entſpricht ein Steuergrundbetrag von 1159,50 Ru 


Durch die Übertragung iſt alſo ein Steuergrundbetrag 
von 1459,50 — 1159,50 = 300 AM entftanden. Dieſe 300 .2M 
find nur mit J = 100.RM anzuſetzen. Das Unternehmen B 
iſt alſo für das Rechnungsjahr 1935 nach einem Steuergrund⸗ 
betrag von 1159,50 + 100 = 1259,50 AM zu veranlagen. 


b) Der Fall, daß der Zeitpunkt der Auflöſung der Kapital- 
geſellſchaft nicht mit dem Ende des Wirtſchaftsjahrs des über⸗ 
nehmenden Unternehmens zuſammenfällt. In dieſem Fall muß 
der Ertrag des Wirtſchaftsjahrs, in dem die Auflöſung oder 
Umwandlung ſtattgefunden hat, unter Anwendung der all 
gemeinen Bewertungsvorſchriften ermittelt werden. Von dem 
ſo ermittelten Gewerbeertrag muß, um die durch die Über⸗ 
tragung entſtehende Gewerbeſteuer zu ermitteln, der Unter⸗ 
ſchiedsbetrag zwiſchen dem Wert der übernommenen Wirtſchafts⸗ 
güter nach den Werten der Auflöſungs- oder Umwandlungs- 
bilanz und dem aufgewendeten Gegenwert (meiſt dem Wert 
der Beteiligung) abgeſetzt werden. Von dem nach Abſetzung 
des Unterſchiedsbetrags verbleibenden Reſt des Gewerbeertrags 
wird der Steuergrundbetrag errechnet und ihm ein Drittel 
des Betrags hinzugerechnet, um den er hinter dem anfänglich 
berechneten Steuergrundbetrag zurückbleibt. 


Der zweite Fall, den der preußiſche Erlaß behandelt, 
iſt der, daß die Wirtſchaftsgüter der umgewandelten oder auf⸗ 
gelöſten Kapitalgeſellſchaft von einem neuen Inhaber über⸗ 
nommen werden, der das Unternehmen der bisherigen Kapital⸗ 
geſellſchaft unverändert fortführt. Hier iſt das Unternehmen 
ohne Rückſicht auf den Inhaberwechſel für jedes Rechnungs⸗ 
jahr nach dem Ertrag zu veranlagen, den es in dem vorauf⸗ 
gegangenen Kalender- oder Wirtſchaftsjahr erbracht hat. So⸗ 
weit der Gewerbeertrag des Wirtſchaftsjahrs, in dem der 
Übergang auf den neuen Inhaber ſtattgefunden hat, auf 
die Inanſpruchnahme der Bewertungsfreiheit nach 8 7 der 
2. DurchfVO. zurückzuführen iſt, wird die Gewerbeſteuer nur 
in Höhe eines Drittels erhoben. Das klingt ſehr einfach, iſt 
aber in der Praxis verhältnismäßig ſchwer durchzuführen. 
Der preußiſche Erlaß gibt hier folgendes Beiſpiel: 
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Eine Kapitalgeſellſchaft A (Aktiengeſellſchaft, GmbH. uſw.), 
deren ſämtliche Anteile dem B gehören, iſt auf den Schluß des 
Wirtſchaftsjahres, den 31. Dez. 1934, aufgelöſt worden. B hat 
ſämtliche Wirtſchaftsgüter übernommen und führt das Unter⸗ 
nehmen der Kapitalgeſellſchaft A nunmehr unverändert als 
perſönlicher Inhaber weiter. In der Auflöſungsbilanz der 
Kapitalgeſellſchaft A v. 31. Dez. 1934 ſind die Aktiven auf 
Grund der Bewertungsfreiheit mit 65000, die Paſſiven mit 
20 000 RM bewertet worden. Dieſe Werte find bei der Ermitt⸗ 
lung des im Jahre 1934 von dem Unternehmen erzielten Er⸗ 
trages als Endwerte zugrunde zu legen. So ergibt ſich bei⸗ 
ſpielsweiſe ein Gewerbeertrag von 12 200 AM. Nach dieſem 
Ertrag wäre das Unternehmen für das Rechnungsjahr 1935 
an ſich zu einem Steuergrundbetrag von 203,50 RAM zu ver⸗ 
anlagen. Ohne Inanſpruchnahme der Bewertungsfreiheit hätten 
nach 88 4—7 EinfSt®. die Aktiven nur mit 59000 AM be⸗ 
wertet werden dürfen. Der Gewerbeertrag iſt mithin in Höhe 
von 6000 % auf die Inanſpruchnahme der Bewertungsfreiheit 
zurückzuführen. Dem um dieſen Betrag verminderten Gewerbe⸗ 
ertrag von (12 200 — 6000 =) 62007 würde ein Steuer⸗ 
grundbetrag von 83,50 AM entſprechen. Der Unterſchiedsbetrag 
von (203,50 — 88,50 =) 120 AM wird nur zu ½ feſtgeſetzt. 
Der Steuergrundbetrag für die Gewerbeertragſteuer nach dem 
Wirtſchaftsjahr 1934 iſt mithin auf 83,50 + (Ys von 120 =) 40 
— 123,50 RM feſtzuſetzen. Bei der Ermittlung des im Jahre 
1935 erzielten Ertrages — für die Gewerbeſteuer 1936 — 
ſind die auf den 31. Dez. 1934 angeſetzten Werte von 65 000 
und 20000 RM unverändert als Anfangswerte zugrunde zu 
ne Eine Steuervergünſtigung greift in dieſem Jahre nicht 
Platz. 

Der dritte Fall, den der preußiſche Erlaß behandelt, 
iſt der, daß die Wirtſchaftsgüter der umgewandelten oder auf⸗ 
gelöſten Kapitalgeſellſchaft von jemand übernommen werden, 
der mit ihnen ein neues gewerbeſteuerpflichtiges Unternehmen 
eröffnet. Dieſem Fall ſteht der Fall gleich, daß jemand zwar 
bisher einen Betrieb innehat, ihn aber infolge der Übernahme 
der Wirtſchaftsgüter ſo weſentlich umgeſtaltet, daß im Sinne 
des Gewerbeſteuerrechts ein neuer Betrieb anzunehmen iſt. 
Gewerbeſteuerlich wird eine Gewerbeſteuer für das aufgelöſte 
oder umgewandelte Unternehmen nach dem Ergebnis des letzten 
Wirtſchaftsjahrs nicht mehr erhoben. Für den Übernehmer 
kommt eine Gewerbeſteuer, die durch die Übertragung entſtanden 
wäre, nicht in Frage. $7 findet alſo auf ihn keine Anwendung. 


Durch die vorſtehenden beiden Erlaſſe ſind die weſent⸗ 
lichſten in Verwaltungsübung und Schrifttum noch offenen 
Fragen der ſteuerlichen Erleichterungen bei der Umwandlung 
und Auflöſung geklärt. Es bleiben eigentlich jetzt nur noch 
übrig einige Streitfragen auf dem Gebiet der Wertzuwachs⸗ 
ſteuer (insbeſondere ob der Übergang bei der Umwandlung 
und Auflöſung der Kapitalgeſellſchaft auf den Übernehmer für 
die Wertzuwachsſteuer berückſichtigt werden ſoll oder nicht) 
ſowie die Frage, ob Schankerlaubnisſteuer im Falle 
der Umwandlung oder Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften zu 
erheben iſt. Die erſte Frage wird im Schrifttum meiſt dahin 
beantwortet, daß der Übergang nicht zu berückſichtigen iſt. Die 
Verwaltungsübung tft dem in der Mehrzahl der Fälle nicht 
gefolgt. Bei der Schankerlaubnisſteuer hat die Verwaltungs⸗ 
übung ſich in mehreren Fällen dahin entſchieden, daß eine 
Schankerlaubnisſteuer nicht zu erheben iſt, weil eine neue 
Schankkonzeſſion nicht erforderlich iſt, ſondern die alte Schank⸗ 
konzeſſion auf die übernehmenden Geſellſchafter (oder die über⸗ 
nehmende Perſonalgeſellſchaft) umgeſchrieben wird. Im übrigen 
hat die Frage der Schankerlaubnisſteuer mit der ſteuerlichen 
Begünſtigung der Umwandlung oder Auflöſung unmittelbar 
nichts zu tun, da die Schankerlaubnisſteuer nicht zu den im 
UmwandlStG. genannten Steuern gehört. 
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Die Kechtsſtellung des über das beſchlagnahmte Sewerkſchaftsvermögen 
eingeſetzten Pflegers 
Von Gerichtsaſſeſſor von Baer, Berlin 
Referent im Rechtsamt der Deutſchen Arbeitsfront 


Das Vermögen der freien Gewerkſchaften und der ihnen 
zangeſchloſſenen Vermögensverwaltungen wurde auf Anordnung 
des Generalſtaatsanwalts beim LG. Berlin v. 9./12. Mai 
1933 in dem Ermittelungsverfahren gegen Leipart und 
Genoſſen betreffend Korruption bei den freien Gewerkſchaften 
beſchlagnahmt. Zum verfügungsberechtigten Pfleger über das 
beſchlagnahmte Vermögen wurde der Reichsleiter der Deutſchen 
Arbeitsfront, Dr. Ley, beſtimmt, welcher ermächtigt wurde, 
ſeinerſeits Bevollmächtigte zu ernennen. Die Beſchlagnahme 
fand ihre rechtliche Stütze in der VO. des Reichspräſidenten 
zum Schutze von Volk und Staat v. 28. Febr. 1933 (RGBl. I, 
83). Nach SL Satz 2 dieſer VO. find Anordnungen von Be⸗ 
ſchlagnahmen auch außerhalb der ſonſt hierfür beſtimmten 
geſetzlichen Grenzen für zuläſſig erklärt worden. Sowohl die 
Anordnung der Beſchlagnahme ſowie die Einſetzung des Pfle⸗ 
gers erfolgte aus ſtaatspolitiſchen Erwägungen. Beide Maß⸗ 
nahmen ſtellen ſich als der Ausſpruch eines hoheitlichen Ver⸗ 
waltungsaktes dar, ſo daß es unzuläſſig erſcheint, eine Nach⸗ 
prüfung darüber anzuſtellen, ob die angeordnete Beſchlag⸗ 
nahme eine rechtliche Stütze in den Beſtimmungen des bürger⸗ 
lichen Rechts beſitzt. Andererſeits kann und wird dieſe Tat⸗ 
ſache die Gerichte nicht hindern, eine Nachprüfung darüber 
anzuſtellen, welche rechtliche Bedeutung der Beſchlagnahme⸗ 
anordnung und der Einſetzung des Pflegers beizumeſſen iſt. 

Was zunächſt die Beſchlagnahmeanordnung betrifft, ſo 
wird bei der Prüfung, welche Wirkung dieſe Beſchlagnahme 
hat, in erſter Linie davon auszugehen ſein, welchem Zwecke 
ſie diente. In der Beſchlagnahmeanordnung v. 12. Mai 1933 
wird zur Begründung der getroffenen Maßnahme bereits 
darauf hingewieſen, daß dieſe Maßnahme eine geordnete Ver⸗ 
wendung des deutſchen Arbeitervermögens gewährleiſten ſollte. 
Dem Willen des Führers entſprechend ſollte das Vermögen 
der Gewerkſchaften im Intereſſe des deutſchen Arbeiters dieſem 
erhalten bleiben und dem Zugriff Dritter entzogen werden. 
Die Beſchlagnahme wurde alſo im öffentlichen Intereſſe an⸗ 
geordnet. Das öffentliche Intereſſe erforderte es, daß die 
früheren Gewerkſchaften, insbeſondere ihre Vermögensgeſell⸗ 
ſchaften, nicht mehr durch die früher ſatzungsgemäß eingeſetz⸗ 
ten Vertreter nach außen verpflichtet werden konnten. In der 
Beſchlagnahmeanordnung kann und darf daher nicht lediglich 
eine e e ihrer früheren geſetzlichen Ver⸗ 
treter, ſondern vielmehr ein abſolutes Veräußerungsverbot 
erblickt werden. Gegen die Annahme, in der Beſchlagnahme 
ein abſolutes Veräußerungsverbot zu erblicken, ſpricht auch 
nicht die Tatſache, daß § 134 BGB. grundſätzlich das Vor⸗ 
liegen eines geſetzlichen Verbotes erfordert. Die Beſchlag⸗ 
nahmeanordnung iſt im Rahmen der nationalſozialiſtiſchen 
Revolution auf Grund der BD. v. 28. Febr. 1933 erlaſſen 
worden. Sie beruht alſo unmittelbar auf dem Geſetz, ſo daß 
ihr auch der Wert eines geſetzlichen Verbotes beigemeſſen 
werden muß. Ihr Zweck war, worauf das KG. mit Recht 
hinweiſt (vgl. KG., Beſchl. v. 16. Juli 1934 und 27. März 
1935), eine ordnungsgemäße Verwaltung des Gewerkſchafts⸗ 
vermögens zu ſichern. Diente ſie ſomit dem Intereſſe der 
Allgemeinheit, ſo muß ihr auch der Wert eines abſoluten Ver⸗ 
äußerungsverbotes beigelegt werden. Dieſes Veräußerungs⸗ 
verbot führt zu einer Sperre des Grundbuchs, hindert Ein⸗ 
tragungen, die ſolchen Verboten zuwiderlaufen, und iſt daher 
von den Gerichten von Amts wegen zu beachten (ogl. RG. 
105, 71). Ein Grundbuchrichter kann ſich mithin auch nicht 
etwa darauf berufen, daß das geſetzliche Verbot, nämlich die 
Beſchlagnahmeanordnung, nicht im Reichsgeſetzblatt veröffent⸗ 
licht worden iſt. Die Anordnung des Generalſtaatsanwalts iſt 
durch Preſſe und Rundfunk bekanntgegeben worden, ſo daß 
ſie als gerichtsbekannt bezeichnet werden muß. 
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zu prüfen, der Pfleger hingegen auch politiſche. Die Be⸗ 
rückſichtigung dieſer politiſchen Geſichtspunkte wird ihm jedoch 
dann genommen, wenn man die Möglichkeit der Anordnung 
einer Zwangsverwaltung bejaht. 


Wenn oben ausgeführt iſt, daß die Einſetzung des Pfle⸗ 
gers ihre Grundlage in ſtaatspolitiſchen Erwägungen findet, 
ſo ſchließt mit Recht hieraus die Rechtſprechung, daß der 
Pfleger oder die von ihm eingeſetzten Unterpfleger nicht 
als geſetzliche Vertreter der Gewerkſchaften oder ihrer Ver⸗ 
mögensgeſellſchaften anzuſehen ſind (ſo RG., Entſch. v. 29. Sept. 
1934). Durch die Einſetzung des Pflegers iſt den früheren 
geſetzlichen Vertretern jegliche Verfügungsmacht entzogen 
worden, ſie ſind alſo, mögen ſie auch noch im Handelsregiſter 
eingetragen ſein, praktiſch nicht mehr vorhanden. Aus dieſer 
Tatſache kann jedoch nicht geſchloſſen werden, daß der ein- 
geſetzte Pfleger über das beſchlagnahmte Vermögen eines ſolchen 
Verbandes deshalb nicht mehr verfügen kann, weil er dieſen 
Verband geſetzlich zu vertreten nicht berechtigt iſt. Es hat 
ſich insbeſondere in der letzten Zeit in der Praxis heraus⸗ 
geſtellt, daß man in Verkennung der Entſcheidung des RG. 
v. 29. Sept. 1934 zu einer ſolchen Annahme durchaus zu 
Unrecht geneigt iſt. Wenn auch der Pfleger nicht 
geſetzlicher Vertreter des Verbandes ift, fo iſt 
er trotzdem verfügungsberechtigter Vertreter 
für das Vermögen dieſes Verbandes. 


Es beſtehen mithin keinerlei rechtliche Bedenken, wenn 
Staatsrat Dr. Ley eine ausſtehende Forderung des Ver⸗ 
bandes K. mit der Formulierung einklagt: „Klage des Staats⸗ 
rats Dr. Ley als Pfleger über das beſchlagnahmte Vermögen 
des Verbandes X.“ Unzuläſſig lediglich wäre es, wenn eine 
Klage dahin formuliert wurde, daß klagt bzw. verklagt wird: 
„Verband K. vertreten durch Staatsrat Dr. Ley.“ Es würde 
Sinn und Zweck der Beſchlagnahmeanordnung ſowie der Ein⸗ 
ſetzung des Pflegers widerſprechen, wollte man mit Rückſicht 


Arbeitsvertrag und Fozialverſicherung 


1 


J. Arbeitsvertragsrecht und Sozialverſicherungsrecht — das 
eine urſprünglich ganz in der privatrechtlichen Sphäre wurzelnd, 
das andere typiſch öffentlich⸗rechtlich — hängen trotz ihrer verſchie⸗ 
denen Rechtsnatur auf das engſte zuſammen. Die Gemeinſamkeit 
des ihnen zugehörigen Gegenſtandes der menſchlichen Arbeit be⸗ 
dingt Wechſelwirkungen mannigfachſter Art und erzeugt Probleme 
allgemeiner wie im Einzelfall erheblicher Bedeutung. 


Eines der letzteren iſt die in jüngſter Zeit öfter aufgeworfene 
Frage !), inwieweit eine Vernachläſſigung der öffentlich⸗rechtlichen 
Pflicht ſorgſamer und richtiger Sozialverſicherung für das Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglied Schadenserſatzanſprüche gegen den Unternehmer 
gibt. Der Sachverhalt iſt meiſt der, daß nach Löſung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes bzw. bei Eintritt des Verſicherungsfalls ſich eine den 
Vorausſetzungen der Leiſtungspflichtigkeit nicht entſprechende Bei⸗ 
tragslage herausſtellt, die die Realtſterung der Verſicherungsan⸗ 
ſprüche ausſchließt oder mindert. Das Gefolgſchaftsmitglied ver⸗ 
ſucht ſich dann am Unternehmer ſchadlos zu halten, indem es ſich 
auf deſſen Verpflichtungen nach 88 393, 1426 RWO. und nach den 
entſprechenden Beſtimmungen der Angeſtellten⸗ und Knappſchafts⸗ 
verſicherung ſowie auf die diesbezüglichen Strafbeſtimmungen, die 
den Unternehmer für den Fall der nicht oder nicht ordnungsgemäß 
erfolgten Abführung der Beiträge bedrohen, beruft. 


Die bisherige Rechtſprechung, insbeſondere die des RArbG. 2), 
geht in ſolchen Fällen von folgenden Erwägungen aus: Unter Be⸗ 
rufung auf die bekannte Rechtſprechung des RG. zu § 823 Abſ. 2 
BGB. ) wird zunächſt der Schutzcharakter der zitierten Beſtim⸗ 
mungen der RVO. uſw. verneint, da dieſe trotz des der Sozial⸗ 
verſicherung innewohnenden Gedankens des Arbeiterſchutzes nicht 
der unmittelbaren Förderung des einzelnen, ſondern vor allem dem 
ordnungsmäßigen Gang der Verſicherung dienen ſollen. Abgeſehen 
von der an die Vorausſetzungen des $ 826 BGB. grenzenden gro⸗ 
ben Leichtfertigkeit des Unternehmers bzw. ſeines Perſonals bei 
der ihm obliegenden Verſicherungsverwaltung (Beitragsleiſtung 

1) 981.8 Meiſſinger: JW. 1935, 1900. 

2) Vgl. JW. 1934, 633; 1931, 1207; ebenda 1286. 

) Vgl. JW. 1932, 1725; RGZ. 63, 54; 97, 196. 
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darauf, daß ein geſetzlicher Vertreter tatſächlich nicht vor⸗ 
handen ift, eine Verwaltung des Vermögens durch den Pfleger 
unmöglich machen. Aus der Tatſache, daß der Pfleger die 
Vermögensmaſſe des Verbandes vertreten kann, muß man es 
weiter für zuläſſig erachten, wenn die handelsregiſterliche Ein⸗ 
tragung für die Geſellſchaft, deren geſamtes Vermögen be⸗ 
ſchlagnahmt iſt, durch ihn als Pfleger veranlaßt wird, ſofern 
dieſe handelsregiſterliche Eintragung nach ſeinem pflicht⸗ 
gemäßen Ermeſſen zum Zwecke einer ordnungsmäßigen Ver⸗ 
waltung des Vermögens geboten erſcheint. Unzuläſſig und 
vom Regiſtergericht von Amts wegen zu prüfen iſt es hin⸗ 
gegen, wenn etwa frühere Geſchäftsführer mit Rückſicht darauf, 
daß ſie im Handelsregiſter noch eingetragen ſind, Anmeldungen 
zum Regiſter vorzunehmen verſuchen. Solche Verfügungen 
bedürfen zum mindeſten gemäß § 185 BGB. der Genehmigung 
durch den Pfleger. 

Die vorſtehenden Ausführungen zeigen ſomit das Er⸗ 
gebnis, daß das tatſächliche Fehlen von geſetzlichen Vertretern 
eines Verbandes, deſſen Vermögen beſchlagnahmt iſt, eine 
Verfügung über das Vermögen dieſes Verbandes nicht un⸗ 
zuläſſig macht. Es ſoll ſchließlich noch darauf hingewieſen 
werden, daß das Geſetz gemäß § 29 BGB. auch eine Hand⸗ 
habe bietet, erforderlichenfalls eine geſetzliche Vertretung des 
Verbandes zu erwirken, ſofern es ſich nicht um einen nicht⸗ 
rechtsfähigen Verein handelt. Nach § 29 BGB. iſt ein ſolcher 
geſetzlicher Vertreter auf Antrag eines Beteiligten zu be⸗ 
ſtellen. Daß der Pfleger als Beteiligter anzuſehen iſt, unter⸗ 
liegt keinem Zweifel. Der Umfang des Aufgabenkreiſes wird 
dem nach § 29 BGB. zu beſtellenden Vertreter vom AG. 
aufgegeben. Das Gericht wird jedoch bei der Veſtimmung des 
Umfanges der Vertretungsmacht ſtets darauf zu achten haben, 
daß das Vermögen des Verbandes, für welchen der Vertreter 
beſtellt wird, beſchlagnahmt iſt, ſo daß auch der geſetzlich be⸗ 
ſtellte Vertreter über das Vermögen des Verbandes nur mit 
Zuſtimmung des Pflegers verfügen kann. 


und Beitragsabführung) wird im Regelfall ein Deliktsanſpruch 
verneint. Des weiteren prüft das RArbGG., ob bzw. wann den 
Unternehmer eine arbeitsvertragliche Verpflichtung zur ordnungs⸗ 
mäßigen und richtigen Sozialverſicherung für das Gefolgſchafts⸗ 
mitglied trifft). Es kommt dabei zu dem Ergebnis, eine Tätig⸗ 
keit des Unternehmers für das Gefolgſchaftsmitglied dieſer Art ſei 
nicht kraft Geſetzes inhaltliche Verpflichtung des Arbeitsvertrags; 
auch ſeien die Schutzbeſtimmungen der SS 617, 618 BGB. weder 
einer extenfiven Interpretation noch einer analogen Anwendung 
diesbezüglich zugänglich. Denn das BGB. habe es offenſichtlich bei 
der öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtung des Unternehmers bewen⸗ 
den laſſen wollen, was ſich aus der damals ſchon beſtehenden So⸗ 
zialverſicherung ergebe. Sollte alſo der Unternehmer über die im 
BGB. erſchöpfend aufgezählten Pflichten hinausgehend für eine 
etwa vorgeſchriebene öffentlich⸗rechtliche Verſicherung des Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglieds ſorgen muüſſen, jo könne dies nur vertraglich — 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend — bedungen werden. Für die An⸗ 
nahme eines ſtillſchweigenden Vertrages ſei aber — ohne Rückſicht 
auf die Verkehrsſitte s) — des weiteren zumindeſt Vorausſetzung, 
daß das Gefolgſchaftsmitglied auf Grund der gegebenen Umſtände 
— Verwahrung der Qufttungskarten, beſonderes mit der Sozial⸗ 
verſicherung betrautes Perſonal uſw. — der Meinung ſein müſſe, 
der Unternehmer ſorge für die notwendige Erfüllung der Verſiche⸗ 
rungspflichten. Aber ſelbſt bei Bejahung eines vertraglichen Scha⸗ 
denserſatzanſpruches ſchränkt das RArbc. den Erfolg der Klage 
regelmäßig durch den Hinweis auf $ 254 BGB. erheblich ein. 

II. Es ſoll im folgenden geprüft werden, ob dieſe Auffaſſung 
noch mit den heutigen Anſchauungen vereinbar it. 

1. Arbeitsvertrag und Sozialverſicherung ſtehen, wie oben 
ſchon geſagt, in engſter Verknüpfung. Rechtlich iſt mit dem Ein⸗ 
tritt eines Menſchen in ein Gefolgſchaftsverhältnis regelmäßig — 
ſei es kraft Geſetzes, ſei es kraft öffentlich⸗rechtlicher Pflicht — der 
Eintritt in ein Verſicherungsverhältnis verbunden. Das wirkt ſich 
tatſächlich dahin aus, daß bei Anſtellung in einen Betrieb ganz 
ſelbſtverſtändlich Belege und Quittungskarten vorgelegt bzw. ab⸗ 
verlangt oder diesbezügliche Belege angefertigt und für die Buch⸗ 


) Vgl. RUE. v. 6. Dez. 1933. JW. 1934, 633; NArbch. 
v. 5. Aug. 1930: JW. 1931, 1286. 
5) RArbGG.: JW. 1931, 1207; ebenſo RArbG. v. 9. Aug. 1929. 
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haltung bergeftellt werden. Es ift nun einmal eine üblich gewor⸗ 
dene Erſcheinung, daß der Abſchluß eines Arbeitsvertrages — zu⸗ 
mindeſt in jedem mittleren, am deutlichſten aber im Großbetrieb 
— ſich nicht in den gewählten Formen des bürgerlich⸗ rechtlichen 
Vertrags vollzieht, ſondern mehr oder minder mechaniſch unter Zu⸗ 
grundelegung der Arbeits⸗ oder Betriebsordnung vor ſich geht. 
Daraus ergibt ſich zunächſt, daß das ſcharfe Abſtellen des RArbG. 
auf eine gewollte und dementſprechend geäußerte Vereinbarung 
hinſichtlich der Erfüllung verſicherungsrechtlicher Pflichten der 
Wirklichkeit nicht entſpricht, wozu noch kommt, daß der durchſchnitt⸗ 
liche Arbeiternehmer meiſt keine konkrete Vorſtellung dieſer Pflich⸗ 
ten hat. Dies als Vorbemerkung. 1 

2. Das RArbGG. erwägt in den genannten Fällen mit Recht, 
daß es auf die Art der Verſicherung (Kranken⸗, Invaliden⸗, Ar⸗ 
beitsloſen⸗, Knappſchaftsverſicherung) ebenſowenig wie darauf an⸗ 
kommen kann, inwieweit kraft der einzelnen Beſtimmungen des 
Verſicherungsrechts (SS 1414 ff. RVO., §8 177 ff. Ang VerſGG. uſw.) 
das Gefolgſchaftsmitglied zur Entſtehung des Verſicherungsver⸗ 
hältniſſes mitwirken muß. Der formale Unterſchied des geſetzlichen 
oder kraft Geſetzes herbeizuführenden Eintritts in ein Verſiche⸗ 
rungsverhältnis kann nicht entſcheidend ſein. 

Ebenſo richtig lehnt das RArbcg. e) den Schutzcharakter der 
den Unternehmer zur Tätigkeit verpflichtenden Ordnungs⸗ und 
Straſvorſchriften ab. Der Grundgedanke der Sozialverſicherung 
— Arbeiterſchutz — kann ſich nicht dahin auswirken, daß die Ver⸗ 
letzung einer jeglichen, insbeſ. wie hier einer lediglichen Ordnungs⸗ 
vorſchrift, die reinen Zweckmäßigkeitserwägungen entſpringt, als 
Verletzung eines Schutzgeſetzes angeſehen werden darf. Im übrigen 
aber kann dem AXıbG. in feiner Auffaſſung nicht gefolgt werden. 

3. Zunächſt einmal zählt das BGB. in den SS 611 ff. keines⸗ 
wegs erſchöpfend die Unternehmerpflichten auf. Wie bei allen 
ſchuldrechtlichen Verträgen ergeben ſich anerkanntermaßen aus 
einer rechtlichen Grundbeziehung mit Rückſicht auf den in § 242 
BGB. enthaltenen Grundſatz eine Reihe nicht unbedingt normie⸗ 
rungsbedürftiger Nebenpflichten, die kraft Geſetzes Inhalt eines 
Vertrags ſind. Die Konkretiſierung ſolcher Nebenverpflichtungen 
erfolgt dabei jeweils nach dem Bedürfnis und der Sachlage des 
Einzelfalls. Aus dem Umſtand allein, daß das BGB. nichts über 
eine dem Gefolgsmann gegenüber beſtehende Fürſorgepflicht für 
deſſen ordnungsgemäße Sozialverſicherung ausſagt, kann trotz der 
damals ſchon exiſtenten Sozialverſicherung nichts geſchloſſen wer⸗ 
den. Bei der Gegenüberſtellung von öffentlich⸗rechtlichen und ar⸗ 
beitsvertraglichen Pflichten überſieht das RArbcßh. den Wandel 
des Arbeitsvertrags und ſeine Durchdringung mit ſozialrechtlichen 
Gedanken, die durchaus nicht der privatrechtlichen Sphäre ent⸗ 
ſtammen. Aus der Verſchiedenheit der Rechtsquellen ein Argument 
egen eine privatrechtliche Verpflichtung herzuleiten, bedeutet eine 
‘iolterung des Einzelarbeitsvertrags gegenüber der Inſtitution 

der Arbeitsverträge und ihrer längſt den individuellen Bereich 
ſprengenden Bedeutung. Zudem ſollte gerade unter Berückſichti⸗ 
gung des ſozialrechtlichen Inhaltswandels ein Zurückgehen auf 
mutmaßliche Gedanken des Geſetzgebers vermieden werden 7). 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die Grundgedanken der 
88 617 f. BGB. nicht auch diesbezüglich einer — wenn auch nicht 
extenſiven Interpretation — ergänzenden Analogie fähig ſind. Be⸗ 
trachtet man die tatſächliche Geſtaltung eines Arbeitsvertrags⸗ 
abſchluſſes einerſeits, geht man andererſeits davon aus, daß Ar⸗ 
beitsvertrag und Sozialverſicherung nicht wie Zubehör und Haupt⸗ 
fache, ſondern wie Beſtandteil und Sache zuſammtenhängen, daß 
vom zu unterſtellenden Parteiwillen aus das eine ohne das andere 
mit Rückſicht auf die Wirkung einer nicht ordnungsgemäßen So⸗ 
zialverſicherung gar nicht in Kauf genommen werden kann, ſo iſt 
die Anſicht des RArbcg., grundſätzlich bedürfe es einer ausdrück⸗ 
lichen Vereinbarung, jedenfalls nicht haltbar, wie auch der Regel⸗ 
fall beweiſt; denn in jedem nur den geringſten Umfang über⸗ 
ſteigenden Betrieb iſt die Übernahme der Verſicherungsverwaltung 
durch den Unternehmer eine Selbſtverſtändlichkeit, weil ſie Hand in 
Hand mit der immer ſtärkeren bürokratiſchen Betriebsverwaltung 
geht. Und dieſe Übernahme kann, weil dem Wert des Arbeitsver⸗ 
trags weſentlich, nicht bloß in Erfüllung einer öffentlich⸗rechtlichen 
Pflicht erfolgen; ſie iſt gleichſam ſelbſtverſtändliche Arbeitsbedin⸗ 
gesch und wird als ſolche und damit als Vertragsinhalt voraus⸗ 
geſetzt. J 

Aber auch eine nach Anficht des NALHG. ſubſidiär zumindeſt 
nötige ſtillſchweigende Vertragsvereinbarung widerſpricht ſowohl 
dem tatſächlichen Regelvorgang, wie ſie auch der immanenten 
Verbindung von Arbeitsvertrag und Sozialverſicherung, die eine 
Zerſpaltung in zwei Verträge, den eigentlichen Arbeitsvertrag und 
den Vertrag zur Übernahme der Verſicherungsverwaltung, aus⸗ 


e) Dagegen Derſch: BenshSlg 7, 14. 
2) Vgl. dazu Hildebrandt, Rechtsfindung im neuen 
Staat, S. 63, 64, 76, 88. 
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ſchließt, nicht gerecht wird. Wenn das RArbG. auch mit Recht die 
Verkehrsſitte nicht als Verpflichtungsgrund ganz allgemein aner⸗ 
kennen wills), fo iſt doch das von ihm aufgeſtellte Erfordernis, 
es müßten erſt beſondere Umſtände wie Übergabe der Quittungs⸗ 
karten, Vorhandenſein von mit Sozialverſicherungsfragen beſchäf⸗ 
tigtem Perſonal uſw. hinzukommen, damit eine ſtillſchweigende 
Vereinbarung des erwähnten Inhalts angenommen werden könne, 
nicht nur für den Regelfall unnötig, ſondern bedeutet ſowohl eine 
zu ſtrenge Anwendung des Vertragsbildes, wie das BGB. es ſich 
vorſtellte, als eine Vergewaltigung der tatſächlichen Abſchlußgeſtal⸗ 
tung. Abgeſehen von Kleinbetrieben bedarf es meines Erachtens 
vielmehr eines vom Unternehmer geäußerten gegenteiligen Wil⸗ 
lens, wenn er der Verkehrsſitte zuwider die Verſicherungsverwal⸗ 
tung nur im Rahmen der ihm obliegenden öffentlich- rechtlichen 
Verpflichtung übernehmen will, denn die tatſächliche Übernahme 
kann ihrem Weſen und ihrer Bedeutung nach für den Arbeits⸗ 
vertrag nicht nur in Erfüllung öffentlich-rechtlicher Pflicht er⸗ 
9 0 ſondern ſtellt eine bewußte Ergänzung des Arbeitsvertra⸗ 
ges dar. 

Dies alles folgt allein ſchon aus der bisherigen Entwicklung 
des Arbeitsvertragsrechts und ſeiner tatſächlichen Ausgeſtaltung. 
Zu prüfen bleibt nur noch der Einfluß des ArbOG., das 
den zitierten Entſcheiden nicht zugrunde lag. Der Erlaß des 
ArbOG. verſtarkt zweifellos den ſozialrechtlichen Gedanken, der 
jedem Arbeitsvertrag innewohnt. Wenn auch nach herrſchender 
Meinung das Dienſtvertragsrecht des BGB. unberührt blieb, ſo darf 
doch nicht überſehen werden, daß deſſen ſchon längſt geſprengte, in⸗ 
haltlich unzureichende Normierung des Arbeitsvertrags der Gegen⸗ 
wart erſt recht unter Herrſchaft des neuen Geſetzes keine aus⸗ 
füllende und abſchließende Bedeutung mehr haben kann. Zwar 
können, wie aus dem programmatiſchen Charakter geſchloſſen 
wird o), aus § 2 Arb OG. keine Einzelverpflichtungen wie Berech⸗ 
tigungen hergeleitet werden; zweifelsfrei aber dient auch § 2 Abſ. 2 
der nach der ſozialrechtlichen Seite verſtärkten Beeinfluſſung der 
Auslegung arbeitsvertraglicher Beziehungen. Dazu gehört aber 
auch, daß die Verkehrsſitte, wie bisher geübt, nicht nur als ſolche, 
ſondern ihr Inhalt als ſelbſtverſtändlicher, verpflichtender Teil des 
Arbeitsvertrags angeſehen wird, und demnach bei jedem nur 
irgendwie kaufmänniſch⸗bürokratiſch geleiteten Betrieb die Über⸗ 
nahme der Verſicherungsverwaltung durch den Unternehmer als 
Vertragsinhalt ausbedungen und nicht als „nur ſtillſchweigende 
Nebenabrede fürſorglicher Art“ — wie ſich das RArbG. neue⸗ 
ſtens 10) ausdrückt — aufzufaſſen iſt. Demgegenüber wird dann 
auch ein mitwirkendes Verſchulden des Gefolgsmanns gemäß 8 254 
BGB. keine ausſchlaggebende Bedeutung mehr haben können, zu⸗ 
mal der Gefolgsmann oftmals zu einer Prüfung über die Ver⸗ 
teilung und Verwendung feiner Lohnabzüge gar nicht in der 
Lage iſt. 

Um jeden Zweifel auszuſchließen, iſt dem von Meiſſin⸗ 
gern) gezeigten Weg zu folgen, wonach dieſe „Vereinbarung“ in 
die Betriebsordnung aufzunehmen wäre, was nach § 27 Abſ. 3 
ArbOG. möglich iſt und ihrem Charakter als natürliche Arbeits⸗ 
bedingung entſpricht. Damit entfiele die nach dem RArbG. nötige 
Unterſuchung nach ſtillſchweigendem Abſchluß einer ſolchen Verein⸗ 
barung, die tatſächlich als ſelbſtverſtändlich gar nicht erwogen 
wird. Der Treuhänder der Arbeit hat zudem noch die Handhabe, 
durch die allgemeinen Richtlinien zum Erlaß von Betriebsord⸗ 
nungen gemäß § 32 ArbOG. auf die Aufnahme einer ſolchen 
Klauſel hinzuwirken. 

Fakultätsaſſiſtent Dr. Rolfwalter Müller, Freiburg. 


II. 


Die vorſtehenden Ausführungen von R. W. Müller ſind 
ſehr erwägenswert, ſcheinen mir aber die Frage nicht ganz zu löſen. 
Die Pflicht des Betriebsführers zur Beſorgung der Verſicherungs⸗ 
angelegenheiten des Beſchäftigten kann nur geſetzlich oder vertrag⸗ 
lich begründet ſein. Müller will eine ſolche Pflicht im Wege er⸗ 
gänzender Auslegung und im Hinblick auf die neuere arbeitsrecht⸗ 
liche Entwicklung aus den §§ 617, 618 BGB. folgern. Das führt 
aber doch ſchließlich wieder darauf hinaus, daß aus der grund⸗ 
ſätzlich veränderten Auffaſſung des Arbeitsverhältniſſes, wie ſie in 
den 88 1, 2 ArbOcg. programmatiſch feſtgelegt iſt, neue arbeits⸗ 
rechtliche Verpflichtungen ganz beſtimmten Inhalts abgeleitet wer⸗ 
den. Das iſt unrichtig, und Müller betont ja ſelbſt, daß § 2 
ArbOG. keine Einzelverpflichtungen oder »herechtigungen be⸗ 
gründe. Insbeſ. will die Vorſchrift in $ 2 Abſ. 2 ArbO®. mit ihrer 


8) RArbG.: JW. 1931, 1207. 

5) Mansfeld⸗Pohl usw., Arb OG., S. 108; Hueck⸗ 
Nipperdey, ArbOG., S. 37. 

10) RArbch. v. 3. April 1935: DRZ. 1935 Nr. 412. 

41) JW. 1935, 1900. 
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Gegenüberſtellung der Fürſorgepflicht des Betriebsführers einer⸗ 
ſeits und der Treupflicht der Gefolgſchaft andererſeits „den Geiſt 
zum Ausdruck bringen, der fortan die Arbeitsbeziehungen erfüllen 
und beherrſchen ſoll“. Die bisherige rein ſchuldrechtliche Auffaſſung 
des Arbeitsverhältniſſes iſt abgelöſt durch eine mehr perſonen⸗ 
rechtliche, die im Arbeitsverhältnis eine auf gegenſeitiges Ver⸗ 
trauen gegründete Betriebsgemeinſchaft ſieht. „Aus dieſer Auf⸗ 
faſſung heraus ſind nunmehr die geſetzlichen oder vertraglichen Be⸗ 
dingungen des einzelnen Arbeitsverhältniſſes und die aus ihnen 
folgenden gegenſeitigen Rechte und Pflichten der in der Betriebs⸗ 
gemeinſchaft verbundenen Arbeitsparteien auszulegen. Dagegen 
kann und will die Vorſchrift des § 2 Abſ. 2, die gerade wegen der 
Vielgeſtaltigkeit des Arbeitslebens die in jedem einzelnen Falle 
notwendige beſondere Regelung des Arbeitsverhältniſſes nicht durch 
eine Rahmenbeſtimmung erſetzen, deren Ausfüllung durch den 
Richter niemals die Sicherheit verbürgen könnte, deren die Ar⸗ 
beitsbedingungen des einzelnen Arbeitsverhältniſſes bedürfen.“ 
Mit dieſen Sätzen hat das RArbG. in der Entſcheidung vom 
23. März 1935: JW. 1935, 1805 es abgelehnt, die erwähnte Be⸗ 
ſtimmung als Grundlage für einen allgemeinen Urlaubsanſpruch 
aus Arbeitsverhältniſſen gelten zu laſſen. 

Ahnliche Erwägungen finden ſich in dem zum Abdruck in 
der amtlichen Sammlung und in der JW. beſtimmten Urteil RAG 
6/35 vom 3. April 1935, worin beiläufig die Frage erörtert wird, 
ob die im ArbOG. 1 0 nationalſozialiſtiſche Auffaſſung der 
Gegenwart vom Weſen des Arbeitsverhältniſſes es heute „mit der 
Vertiefung der Fürſorgepflicht des Arbeitgebers noch in weiterem 
Umfange, als ſchon bisher nach der Rechtſprechung im Einzel⸗ 
falle rechtfertigen kann, eine ſtillſchweigende Nebenabrede fürſorge⸗ 
rechtlicher Art anzunehmen, durch die der Führer des Betriebes 
die Beſorgung der Verſicherungsangelegenheiten ſeiner Gefolg⸗ 
Schaft vertraglich übernommen hat.“ Das RArbG. bejaht dieſe 
Frage grundſätzlich. Aber auch hier wird nicht eine geſetzliche Für⸗ 
ſorgepflicht ſolchen Inhalts aus den neuen Grundſätzen des Arb⸗ 
OG. abgeleitet, ſondern es wird nur geſagt, daß dieſe Grundſätze 
dazu führen könnten, eine ſtillſchweigende vertragliche Neben⸗ 
abrede auf Verwaltung der Verſicherungsangelegenheiten durch 
den Dienſtherrn anzunehmen auch in Fällen, in denen man eine 
ſolche Annahme nach älterer Rechtsauffaſſung nicht für begründet 
erachtet hätte. 

RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 


Die Bedeutung des Art. 3 Pächterentſchuld n. 


Bis zum Inkrafttreten der Pächterentſchuldungsv O. vom 
12. März 1935 (RG Bl. I, 360) galten für die Entſchuldung von 
Pachtbetrieben die allgemeinen Vorſchriften über die landwirt⸗ 
ſchaftliche Entſchuldung (v. Rozycki⸗ v. Hoewel, 4. Aufl., 
S. 15; LG. Tübingen: JW. 1934, 248). Nach Art. 3 der 6. Durchf⸗ 
VO. vom 7. Juli 1934 (RGBl. I, 609) konnten daher auch bei 
Pachtbetrieben Entſchuldungsanträge bei den Entſchuldungsgerich⸗ 
ten trotz vorheriger Ablehnung eines Oſthilfeentſchuldungsantrags 
geſtellt werden, ſofern die Ablehnung nicht wegen Entſchuldungs⸗ 
unfähigkeit oder Entſchuldungsunwürdigkeit erfolgt war. Nach 
Art. 1 Pächterentſchuldungs O. gelten nun die bisherigen Beſtim⸗ 
mungen weiter, ſoweit nicht die PächterentſchuldungsVO. etwas 
anderes beſtimmt. Es würde alſo auch Art. 3 der 6. Durchf VO. 
weiter gelten, falls ſich nicht etwas anderes aus der Pächterent⸗ 
ſchuldungsVO. ergäbe. Tatſächlich wird in der Praxis, insbeſ. 
auch von der Deutſchen Pachtbank, die Auffaſſung vertreten, daß 
durch Art. 3 Pächterentſchuldungs VO. ausſchließlich beſtimmt wor⸗ 
den ſei, unter welchen Vorausſetzungen nach vorausgegangener 
Ablehnung eines Oſthilfeumſchuldungsantrages von Pächtern noch 
ein Entſchuldungsantrag bei Gericht geſtellt werden dürfe. Dieſer 
Auslegung des Art. 3 PächterentſchuldungsVO., mag fie auch auf 
den erſten Blick als richtig erſcheinen, wird man jedoch ſchwerlich 
beipflichten können. Der Art. 3 PächterentſchuldungsB O. zielt 
nicht auf eine Schlechterſtellung der Pächter gegenüber dem bisher 
geltenden Recht des Art. 3 der 6. Durchf VO. und gegenüber den 
ſonſtigen Inhabern von landwirtſchaftlichen Betrieben ab, ſondern 
auf eine Beſſerſtellung. Während Art. 3 der 6. Durchf VO. für 
alle übrigen Betriebe einen Entſchuldungsantrag bei Gericht ſtets 
ausſchließt, ſofern ein Oſthilfeumſchuldungsankrag wegen Ent- 
ſchuldungsunfähigkeit abgelehnt worden iſt, wird davon durch 
Art. 3 Pächterentſchuldungs O. für Pachtbetriebe eine Ausnahme 
gemacht. Der Art. 3 Pächterentſchuldungs BO. i. Verb. m. Art. 23 
Abf. 1 Nr. 1—3 hebt einen Sonderfall hervor, in dem ein Oſt⸗ 
hilſeumſchuldungsantrag wegen Entſchuldungsunfähigkeit ab⸗ 
gelehnt worden tft. Der Art. 3 Pächterentſchuldungs VO. will, 
falls ſich aus dem hier angegebenen Grunde — der Weigerung des 
Verpächters zur Mitwirkung zu den in Art. 23 Ab. I Nr. 1—3 


vorgeſehenen Maßnahmen — die Entſchuldungsunfähigkeit im 
Oſthilfeverfahren gezeigt hat, trotzdem in Abweichung von Art. 3 
der 6. DurchfVoO. den Entſchuldungsantrag bei Pachtbetrieben 
für zuläſſig erklären. Der Sinn des Art. 3 Pächterentſchuldungs⸗ 
VO. iſt es gerade, daß an der Weigerung des Verpächters, wenn 
dieſe die Urſache für die Entſchuldungsunfähigkeit gebildet hat, 
die Entſchuldung im gerichtlichen Verfahren nicht ſcheitern ſoll. 

Dieſe Auslegung des Art. 3 Pächterentſchuldungs VO. ent⸗ 
ſpricht auch dem Zweck der PächterentſchuldungsVO. Für Pacht⸗ 
betriebe war bis zum Erlaß dieſer VO. die Entſchuldung nur in 
beſchränktem Umfange durchführbar, da es inſoweit an Beſtim⸗ 
mungen über die Mündelſicherheitsgrenze fehlte. Um die Durch⸗ 
führung dieſer Verfahren in vollem Umfange zu ermöglichen, be⸗ 
durfte es beſonderer Beſtimmungen in der Pächterentſchuldungs⸗ 
BO. Dieſe dient daher dazu, insbeſ. auch durch die Friſtverlänge⸗ 
rung des Art. 2, den Pächtern die Entſchuldung zu erleichtern. 
Keine Erleichterung, ſondern eine weſentliche Verſchlechterung der 
Pächter gegenüber dem früheren Rechtszuſtand würde es aber be⸗ 
deuten, wenn ihnen durch Art. 3 Pächterentſchuldungs VO. die 
bisherigen Rechte aus Art. 3 der 6. DurchfVO. hätten genommen 
werden ſollen. 


Von Amts- u. Landrichter Dr. Benkendorff, Stettin. 


IH Gidotterfärbung durch Verfütterung künſtlicher 
Tarbſtoffe Lebensmittelverfälſchung?) 


OL GPräſ. i. R. Dr. Holthöfer, Berlin, erörtert in der 
Zeitſchrift „Deutſche Nahrungsmittel⸗Rundſchau“ 1935 Nr. 13 die 
vorſtehende Frage unter biologiſch⸗chemiſchen und rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten und kommt zu folgenden Ergebniſſen: 

I. Für das geltende Recht: =», 

1. Durch künſtliche Gelbfärbung der Dotter verfälſchte Eier 
dürfen nur unter ausreichender Kenntlichmachung der künſtlichen 
Gelbfärbung angeboten, feilgehalten, verkauft oder ſonſt in den 
Verkehr gebracht werden (§ 4 Nr. 2 LebMittG.). 

2. Wer durch poſitives Tun oder pflichtwidriges Unterlaſſen 
die Urſache dafür ſchafft, daß derart verfälſchte Eier das Ergebnis 
des von ihm zu verantwortenden Eiererzeugungshergangs find, der 
„verfälſcht“ fie im Sinne des § 4 Nr. 1 LebMitt®. Denn ohne feine 
durch den Farbzuſatz erfolgende Einwirkung auf das werdende 
Lebensmittel (vgl. Stenglein, Kommentar zu den ſtrafrecht⸗ 
lichen Nebengeſetzen, 5. Aufl., Bd. 1, S. 723 zu LebMittGG. § 4 
Anm. 4) würde das zur Eiererzeugung gehaltene Huhn ein nor⸗ 
Heer den Vorſtellungen der Verbraucherſchaft entſprechendes Ei 
iefern. 

Erfolgt dieſe Verfälſchung zwecks Vertriebs ohne ausreichende 
Kenntlichmachung, alſo zum Zweck der Täuſchung in Handel und 
Verkehr, ſo iſt das Verbot des § 4 Nr. 1 LebMitt®. verletzt und 
Strafe nach 5 13 daſelbſt verwirkt. 

3. Verwendung von Eiern der beſchriebenen Art zum Selbſt⸗ 
verbrauch und zum Verbrauch innerhalb der Verbrauchergemein⸗ 
ſchaft des eigenen Haushalts ſowie die Hervorbringung von ſolchen 
Eiern lediglich zu dieſem Zweck liegen außerhalb des Geltungs⸗ 
bereichs des 8 4 Leb Mitt. 

4. Dieſe rechtliche Beurteilung gilt ſiungemaß auch für Lebens⸗ 
mittel, zu deren Herſtellung Eier der gedachten Art verwendet 
werden und dort einen ſtärkeren als den wirklichen Eigehalt vor⸗ 
täuſchen. (Vgl. hierzu die Teigwaren BD. v. 12. Nov. 1934 [RG Bl. 
I, 1181].) Sie erwähnt zwar den hier vorliegenden Fall noch nicht, 
enthält aber zahlreiche aus der damals vorliegenden Erfahrung ent⸗ 
nommene Beiſpiele, die erkennen laſſen, wie ernſt es ihr damit iſt, 
den Verbraucher vor der Vortäuſchung eines in Wirklichkeit nicht 
vorhandenen Eigehalts zu ſchützen (ſo in § 4 Nr. 5, 6 und in 8 5 
Nr. 1 bis 4 und 6). 

5. Die Herſtellung und der Vertrieb von Farbſtoffen als Fut⸗ 
terzuſatz oder von Futtermitteln mit ſolchem Zuſatz kann (je nach 
den Umſtänden) als Beihilfe zur Verfälſchung der Eier ſtrafbar ſein. 

II. 1. Bereits die vorhandene rechtliche Waffe des § 4 Leb⸗ 
Mitt. vermag alſo diejenigen zu treffen, die ſich hinter den Aus⸗ 
reden ſicher glauben, ſie lieferten das Ei ja ſo, wie es vom Huhn 
kommt, oder ſo, wie es der Verbraucher haben wolle. 

2. a) Sollte das Kampfmittel des § 4 Leb Mittl. ſich nicht 
als ausreichend erweiſen, jo iſt durch § 5 Nr. 2 LebMitt®. 
Vorſorge getroffen, daß im Verordnungswege ohne lange Vorbe⸗ 


1) Der Artikel ſoll die Leſer der JW. auf die intereſſanten 
Ausführungen des OS GPräſ. i. R. Dr. Holthöfer aufmerkſam 
machen. Es iſt beabſichtigt, demnächſt in einem weiteren Beitrag 
dieſe Frage noch unter anderen Geſichtspunkten zu behandeln. 

D. S. 
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reitungen eine Vorſchrift erlaſſen werden kann, die nach dem Vor⸗ 
bild etwa des § 26 Abſ. 1 Nr. 2 Wein®. die Herſtellung und den 
Vertrieb von Farbſtoffen oder von farbſtoffhaltigen Futtermitteln 
für die dem Geſetz zuwiderlaufenden Zwecke verbietet oder be⸗ 
ſchränkt. 

b) Wenn früher oder ſpäter eine Verordnung gemäß § 5 Nr. 4 
LebMitt®. erlaſſen werden ſollte, die den Verkehr mit Eiern unter 
lebensmittelrechtlichen Geſichtspunkten überhaupt regelt, dann 
wäre ein unbedingtes Verkehrsverbot für Eier, deren Dotter durch 
b von futterfremden Farbſtoffen gefärbt ſind, ange⸗ 

racht. 


Stempelfreiheit der Vollmachten in landwirtſchaftlichen 
Schuldenregelungs verfahren 


(Runderlaß des Prin Min. vom 6. Juli 1935.) 


Die in landwirtſchaftlichen Schuldenregelungsverfahren aus⸗ 
geſtellten Vollmachten fallen im Hinblick auf $ 48 Abſ. 2 SchRG. 
vom 1. Juni 1933 (RGBl. I, 331) i. Verb. m. § 115 und § 130 
Abſ. 2 VerglO. vom 26. Febr. 1935 (RGBl. I, 321) unter die 
Befreiungsvorſchrift der Tarifſt. 19 Abſ. 7a LStempSt®. (vgl. 
Loeck, 11. Aufl., S. 360 Anm. 30 b). 

(AV. d. RIM. v. 22. Juli 1935. — DJ. 1935, 1055.) 


Probleme der deutſchen Verſicherung 


Die Tagung der beiden Wirtſchaftsgruppen „Offentlich⸗recht⸗ 
liche Verſicherung“ und „Privatverſicherung“ in Dresden hat das 
öffentliche Intereſſe wieder ſtark auf die Ordnung und Führung 
der deutſchen Verſicherungswirtſchaft gelenkt. Die deutſche Verſiche⸗ 
rung iſt ein volkswirtſchaftlich bedeutender und notwendiger Wirt⸗ 
ſchaftszweig. Sie wird getragen von dem Gedanken des Zweck— 
ſparens, des Sparzwanges, der Kapital⸗ und Reſervenſammlung, 
der Schadensabwehr und des Schadensausgleiches. Damit dient ſie 
zugleich ſozialen und ethiſchen Zwecken. Daher hat ihr der national⸗ 
ſoztaliſtiſche Staat auch ihre volle Entfaltungsmöglichkeit erhalten. 
Er hat ihr als Zweig der gewerblichen Wirtſchaft die Selbſtver⸗ 
waltung gegeben und hat ihr nicht, wie früher befürchtet, die Form 
öffentlich⸗rechtlicher Anſtalten aufgedrängt oder ſie gar völlig ver⸗ 
ſtaatlicht. Die beſtehende ſtaatliche Aufſicht aber wird er unbedingt 
aufrechterhalten und unter dem Gedanken der Führung und Re⸗ 
form des deutſchen Verſicherungsweſens ausgeſtalten. 


* 


Einſetzung beſonderer Sachbearbeiter für die Steuer: 
fragen der Anwaltſchaft, insbeſondere für die Fragen 
der Gewerbeſteuer (Berufsſteuer) 


In dem Mitteilungsblatt des BR SD. und des Reichsrechts⸗ 
amts der NSDAP., das als Beilage zum Auguſtheft der Zeitſchrift 
„Deutſches Recht“ erſcheint, wird in einem Rundſchreiben des 
Stellvertreters des Reichsjuriſtenführers und Reichsfachgruppen⸗ 
leiters Rechtsanwälte darauf hingewieſen, daß mit einer Einfüh⸗ 
rung einer Berufsſteuer als Erſatz für die Gewerbeſteuer der freien 
Berufe für das Jahr 1937 zu rechnen iſt. Es ſoll deshalb im Be⸗ 
reich eines jeden Gaubezirks ein geeignetes Mitglied der Fach⸗ 
gruppe Rechtsanwälte als Sachbearbeiter für die Fragen der Ge⸗ 
werbeſteuer und ihres Umbaues in die Berufsſteuer eingeſetzt 
werden. ö 

Wegen der näheren Einzelheiten wird auf die Bekanntgabe 
im Mitteilungsblatt verwieſen. 


Beſtellung nationalſozialiſtiſcher Rechtsanwälte 
zu Offizialverteidigern in Kommuniſtenprozeſſen 


In einem Rundſchreiben vom 8. Aug. 1935 behandelt der 
Stellvertreter des Reichsjuriſtenführers und Reichsfachgruppen⸗ 
leiter Rechtsanwälte die Frage, ob die Beſtellung von national⸗ 
ſozialiſtiſchen Rechtsanwälten zu Offizialverteidigern ſtaatsfeind⸗ 
licher Perſonen angebracht iſt. 

Vielfach iſt der Standpunkt vertreten worden, daß es uner⸗ 


Aus dem BASDT. und der Deutſchen Rechtsfront 


An der Spitze einer ſolchen Reform ſteht die Unterſtellung 
aller deutſchen Verſicherungsträger unter einer einheitlichen Reichs⸗ 
aufſicht. Verbeſſerungsbedürftig iſt ferner das Verſicherungsweſen 
vor allem in folgenden Punkten: Es fehlt heute an einer breiten 
Vertrauensbaſis zwiſchen Verſicherungsunternehmungen und Ver⸗ 
ſicherungsnehmern; ebenſo mangelt es an einer wirkſamen Propa⸗ 
ganda, die ſich gerade an den einfachen Volksgenoſſen wendet; wir 
leiden auch an einer Überzahl von Verſicherungsunternehmungen, 
der Außendienſt der Geſellſchaften iſt unzulänglich, die Schaden⸗ 
regulierung muß mehr gepflegt und auf das feine Rechtsempfinden 
des Volkes abgeſtellt werden; ſchließlich werden Dividendenpolitik 
und Geſchäftsberichte künftig mehr als bisher die Volksmeinung 
beachten müſſen und die Prämien ſind ohne hohe Verwaltungskoſten 
möglichſt niedrig zu bemeſſen. 


Neben der Abſtellung dieſer Mängel und Mißſtände erwachſen 
der Führung, ſowohl was die Staatsaufſicht als auch was die 
Selbſtverwaltung anbetrifft, eine Reihe weiterer wichtiger Auf⸗ 
gaben: die Hebung der Verſicherungsmoral, die Schadenverhütung, 
die Schaffung neuer Verſicherungsmöglichkeiten, die Einrichtung der 
Volksverſicherung, die gemeinſchaftliche Bearbeitung des ausländi⸗ 
ſchen Verſicherungsmarktes. Dazu iſt eine wirkliche, kraftvolle und 
willensſtarke Führung notwendig, der der kaufmänniſche Sinn, die 
Beweglichkeit und Initiative des Wirtſchafters erhalten bleibt, 
während ſie für die Durchführung ihres Willens die ſtaatliche Macht 
zur Verfügung hat. 

Dieſe für die Verſicherung grundſätzlichen Fragen erörtert Dr. 
Hummel, Berlin, in einem Aufſatz „Aufſicht oder Führung“ im 
Auguſtheft der „Nationalen Wirtſchaft“. Das Heft, das der deut⸗ 
ſchen Verſicherungswirtſchaft gewidmet iſt, enthält des weiteren 
Aufſätze bekannter und führender Perſönlichkeiten der deutſchen Ver⸗ 
ſicherung. So ſchreibt Generaldirektor Ahrendts, München, 
über den „Aufbau der Reichsgruppe Verſicherungen“, General⸗ 
direktor Dr. Ullrich, Gotha, der Vorſitzende des Verſicherungs⸗ 
ausſchuſſes der Akademie für Deutſches Recht über „Die Erneue⸗ 
rung des Verſicherungsvertragsrechtes“, Prof. Dr. Riebeſell, 
Berlin, über „Die Reform der allgemeinen Verſicherungsbedingun⸗ 
gen nach Form und Inhalt“, Generaldirektor Dr. Witte, 
Berlin, über „Die Notwendigkeit der Gruppenverſicherung“ und Dr. 
Rohrbeck, Be n, über „Offentlich-rechtliche und private Ver⸗ 
ſicherung“. Aufſatze über die Berufshaftpflichtverſicherung der 
Wirtſchaftstreuhänder und die Prüfung der Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen beſchließen das Heft, das in ſelten erſchöpfender und 
tiefſchürfender Weiſe die geſamten Probleme und Fragen im deut⸗ 
ſchen Verſicherungsweſen behandelt und das deshalb ſtarkes Inter⸗ 
eſſe beanſpruchen dürfte. 


wünſcht ſei, wenn nationalſozialiſtiſche Rechtsanwälte in derartigen 
Offizialverteidigungen hervortreten. Dieſe Auffaſſung kann nicht 
gebilligt werden. Selbſtverſtändlich iſt davon auszugehen, daß ein 
nationalſozialiſtiſcher Anwalt niemals freiwillig ein Mandat zur 
Vertretung ſtaatsfeindlicher Elemente übernehmen wird; anderer⸗ 
ſeits liegt es aber im Weſen der Offizialverteidigung, daß dieſe 
ohne Anſehen der Perſon und der Tat ſtattfindet, um dem Rechts⸗ 
brecher die Möglichkeit einer angemeſſenen Verteidigung zu ge⸗ 
währleiſten. Der Anwalt wird alſo als Offizialverteidiger von 
Amts wegen und ſchlechthin in ſeiner Eigenſchaft als Organ der 
Rechtspflege tätig. 

Es würde dieſen klaren Geſichtspunkt verdunkeln, wenn etwa 
nationalſozialiſtiſche Anwälte ſich bemühen würden, zu derartigen 
Offizialverteidigungen nicht herangezogen zu werden. Darüber hin⸗ 
aus iſt insbeſ. hinſichtlich der Verfahren vor dem Volksgerichtshof, 
bei denen bekanntlich die Möglichkeit der Zurückweiſung perſönlich 
ungeeigneter Wahlverteidiger beſteht, davon auszugehen, daß der 
Geſetzgeber ſogar beſonderen Wert darauf legt, daß die Verteidi⸗ 
gung in Händen durchaus auf dem Boden der heutigen Welt⸗ 
anſchauung ſtehender Rechtsanwälte liegt. Daraus ergibt ſich, daß 
der nationalſozialiſtiſche Anwalt ſich, ſoweit er überhaupt Offizial⸗ 
verteidigungen übernimmt, für ſolche unterſchiedslos zur Ver⸗ 
fügung ſtellen muß, wie das Geſetz es von ihm fordert, daß es 
ferner inſoweit, als es ſich um Verfahren vor dem Volksgerichts⸗ 
hof handelt, ſogar beſonders erwünſcht iſt, daß nationalſozialiſtiſche 
Anwälte zu Offizialverteidigern beſtellt werden. 

(Aus dem der Zeitſchrift „Deutſches Recht“, Ausgabe Auguſt 
1935, beiliegenden Mitteilungsblatt des BNSDY. und des Reichs⸗ 
rechtsamts der NSDAP.) 


Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Dr. Otto Meißner, Staatsſekretär und Chef der Präſidial⸗ 
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Geſetze des Merowingerreichs 481—714. Heraus⸗ 
gegeben von Karl Auguſt Eckhardt. (Schriften der 
Akademie für Deutſches Recht, Gruppe Rechtsgeſchichte, 
herausgegeben von dem Präſ. der Akademie für Deutſches 
Recht, Reichsminiſter Dr. Hans Frank.) Weimar 1935. 
Verlag Hermann Böhlaus Nachf. 196 S. Preis broſch. 
4,80 Ach, geb. 6 RM. 


Über Zweck und Ziel dieſer umfaſſenden Geſamtausgabe habe 
ich bereits JW. 1934, 3190 und 1935, 112 bei Beſprechung des 
dreiteiligen erſten Bandes berichtet. Wenn ich damals (JW. 1934, 
3190) bedauerte, daß Eckhardt die jüngere Emendata als Vor⸗ 
lage benutzte, ſo erledigt ſich dieſer Einwand von ſelbſt durch den 
jetzt vorliegenden erſten Band, der die lex Salica in urſprüng⸗ 
licher Faſſung bringt. Da zur Zeit meiner damaligen Beſprechung 
in der Sffentlichkeit über den genaueren Inhalt der ſpäter erſchei⸗ 
nenden Bände noch keine eingehenderen Mitteilungen vorlagen, 
ſo konnte die Meinung entſtehen, daß die lex Salica ausſchließ⸗ 
lich in ihrer ſpäteren Geſtalt zum Abdruck gelangen ſollte. Dieſe 
Auffaſſung wurde auch dadurch beſtärkt, daß Eckardt ſich nicht 
der gebräuchlichen und meines Erachtens der Entſtehung gerade 
der früheſten leges beſſer angepaßten Bezeichnung „Volksrechte“ 
(vgl. hierzu Fr. Beyerle: Ztſchr. d. Sav.⸗Stiftg. f. Rechtsgeſch., 
Germ. Abt., 55, 1) im Titel ſeiner angekündigten Ausgabe des 
erſten Bandes bediente, ſondern hierfür den Ausdruck „Geſetze“ 
wählte, der allzuſehr modernrechtliche Vorſtellungen wachruft. 

Inzwiſchen iſt auch die angekündigte Abhandlung von Eck⸗ 
hardt, die Aufſchluß geben ſollte über die von ihm angewandten 
Edierungsgrundſätze, erſchienen (Ztſchr. d. Sav.⸗Stiftg., Germ. 
Abt., 55, 232 ff.). Hiernach hat Eckhardt für den pactus legis 
Salicae = „Einung der Salfranken“, wie er die älteſte Faſſung 
der lex Salica zutreffend benennt, den Cod. Paris. Lat. 4404 
(Heſſels Cod. 1), der zu der älteſten Handſchriftenfamilie zählt, 
als Vorlage benutzt, dabei jedoch die drei übrigen Handſchriften 
jener erſten Familie zur Ergänzung und Verbeſſerung herange⸗ 
zogen. Immerhin entſtammt ſelbſt dieſe Handſchrift, der Eck⸗ 
hardt wohl mit Recht den Vorzug gibt, nach Angabe Brun⸗ 
ners (Dt. Rechtsgeſch. Bd. 1 S. 428 Anm. 1) erſt dem neunten 
Jahrhundert, während die Abfaſſung des Textes nach der herrſchen⸗ 
den, auch von Eckhardt geteilten Meinung bereits in die Jahre 
508—511 n. Chr. fällt. Für den uns nur in Bruchſtücken über⸗ 
lieferten „Pactus Alamannorum“, deſſen Entſtehungszeit nach 
übereinſtimmender Anſicht mit dem Anfang des ſiebenten Jahr⸗ 
hunderts anzunehmen iſt, benutzte Eckhardt die von Merkel 
beſorgte Folioausgabe der Mon. Germ. mit unterſtützender Heran⸗ 
ziehung der Quartausgabe von Lehmann, jedoch mit freierer 
Textgeſtaltung in Anlehnung an die Forſchungen von Kruſch. 
Angefügt ſind dem Text des Salfränkiſchen Rechts die ſogenannten 
Extravaganten und Novellen. Von der Aufnahme der ſelbſtändigen 
Königsgeſetze wurde mit Rückſicht auf die lückenhafte Textüber⸗ 
lieferung und die Uberſetzungsſchwierigkeiten abgeſehen. Ein Sach⸗ 
und Gloſſenverzeichnis, verfaßt von dem Mitarbeiter Eckhardts, 
Hans Kurt Claußen, beſchließt den Band. 


Die Überſetzung, die ſich gerade für dieſe alten Volksrechte 
mit ihrem verderbten Latein außerordentlich ſchwierig geſtaltet, 
ſchließt ſich, wie Edhardt berichtet und der Augenſchein ergibt, 
möglichſt eng an den Text an. Schon in meiner früheren Beſpre⸗ 
chung habe ich das als grundſätzlich richtig anerkannt. Wer die 
im weſentlichen aus Bußbeſtimmungen beſtehenden Rechte ober⸗ 
flächlich überlieſt, mag bei der Lektüre dieſer ermüdenden Aufzäh⸗ 
lung und Kaſuiſtik wenig Intereſſantes und Feſſelndes entdecken. 
Dem tiefer ſchauenden Betrachter aber erſchließen ſich die wert⸗ 
vollſten Einblicke in unverfälſchtes deutſches Volkstum. Gerade 
darum erſcheint uns heute die lex Salica in ihrer früheſten Ge⸗ 
ſtalt ſo aufſchlußreich, weil ſie noch nicht die Spuren chriſtlichen 
Einfluſſes trägt, während allerdings der Pactus Alamannorum 
von chriſtlichem Einfluß bereits nicht mehr frei iſt, aber gleichfalls 
noch ſehr urſprünglichen Charakter aufweiſt. Wir gewinnen aus 
ſolchen Rechten unſchätzbare Erkenntniſſe über Wirtſchaft, Kultur 
und Vorſtellungswelt unſerer Vorfahren, die gerade heute wieder 
allgemeines Intereſſe finden, eine unerſchöpfliche, kaum noch ge⸗ 
nügend ausgewertete Fundgrube der Volkskunde. 

Prof. Dr. Ruth, Frankfurt a. M. 


kanzlei, und Dr. Georg Kaiſenberg, Mitglied des Bundes⸗ 
amts für das Heimatweſen: Staats⸗ und Verwaltungs⸗ 
recht im Dritten Reich. Berlin 1935. Verlag für Sozial⸗ 
politik, Wirtſchaft und Statiſtik. Preis geb. 12 A. 


In einer Zeit der Monographien und Broſchüren wird man 
erwartungsvoll nach einem Buche greifen, das ſchon durch ſeinen 
Titel eine zuſammenfaſſende Behandlung des öffentlichen Rechts 
verſpricht. Dieſe Erwartung wird um ſo größer ſein, wenn die 
Verf. des Buches den Ruf erſter Autoritäten auf dem Gebiet der 
Staats⸗ und Verwaltungspraxis genießen. — 


Zweifellos iſt es ein Verdienſt der Verf., daß ſie in ihrem 
Werk einen umfaſſenden Überblick über das öffentliche Recht der 
Gegenwart bieten. Wer das Staats- und Verwaltungsrecht des 
Dritten Reiches in einer ſynoptiſchen Geſamtſchau erfaſſen will, 
wird in dem vorliegenden Buch einen ſchätzenswerten literariſchen 
Helfer finden. Die unüberſehbare Fülle des geltenden öffentlichen 
Rechts wird in ihm überſichtlich geordnet und anſchaulich dar⸗ 
geſtellt. Wohl alle Zweige des ſtaaklichen Lebens werden von den 
Verf. in dieſe Darſtellung einbezogen. Bei dieſer inhaltlichen Reich⸗ 
weite des Buches iſt es verſtändlich, daß die Verf. nur in groben 
Umriſſen auf die behandelten zahlreichen Spezialgebiete eingehen 
konnten. Gerade dieſe, den Verf. durch die ſtoffliche Fülle aufge⸗ 
zwungene Selbſtbeſchränkung hätte es nahelegen ſollen, das Buch 
mit einem literariſchen Apparat auszuſtatten, der dem Leſer durch 
Benennung der Spezialliteratur die Möglichkeit der Vertiefun 
geboten hätte. Daß die Verf. geglaubt haben, grundſätzlich ei 
Literaturnachweiſe verzichten zu können, muß als ein Mangel des 
Buches bewertet werden. 


Ein weiterer Mangel des Werkes beſteht darin, daß die theo⸗ 
retiſchen Grundkonzeptionen des geltenden öffentlichen Rechts nicht 
ſtarker fundiert find. Auf eine Vermeidung dieſes Mangels hätten 
die Verf. um ſo mehr Wert legen ſollen, als ſie es in der „Ein⸗ 
führung“ zu ihrem Buch ausdrücklich als deſſen Aufgabe bezeich⸗ 
nen, „das Verſtändnis für die neuen Grundſätze der Nation im 
deutſchen Volke zu vertiefen“. Es muß bezweifelt werden, daß 
den Verf. die Löſung dieſer Aufgabe gelungen iſt. Einen wirklich 
tiefgreifenden Einblick in das innere Weſen des neuen deutſchen 
Staates vermitteln ihre Ausführungen kaum. Entgegen der ange⸗ 
führten eigenen Zielſetzung der Verf. ſind dieſe mehr auf die Be⸗ 
friedigung eines praktiſchen Orientierungsbedürfniſſes als auf die 
Vermittlung theoretiſch fruchtbarer Einſichten abgeſtellt. So durch⸗ 
ziehen das ganze Buch Kennzeichnungen des Dritten Reiches als 
„totaler Staat“, als „autoritärer Staat“, als „völkiſcher Staat“, 
als „Volksſtaat“, als „Führerſtaat“, ja ſogar als „politiſcher 
Machtſtaat“, ohne daß ſich die Verf. veranlaßt ſehen, dieſe von 
ihnen immer wieder ſtereotyp wiederholten Kennzeichnungen in⸗ 
haltlich hinreichend klarzuſtellen. Ohne eine ſolche inhaltliche Klar⸗ 
ſtellung finfen aber die von den Verf. gebrauchten Bezeichnungen 
allzu leicht auf das Niveau eines bloßen Schlagwortes herab. Am 
eheſten kann man bei den Verf. noch von einer inhaltlichen Klar⸗ 
ſtellung des Begriffs „totaler Staat“ ſprechen. Als einen ſolchen 
bezeichnen die Verf. das neue Deutſche Reich u. a. auf S. 8 („na⸗ 
tionalſozialiſtiſcher totaler Staat“), S. 15 („totaler Führerſtaat“), 
S. 133 („der totale nationalſozialiſtiſche Staat“), S. 179 („der 
totale Staat“). Unter einem „totalen“ Staat im Sinne der heute 
herrſchenden Terminologie iſt richtigerweiſe das Gegenbeiſpiel zum 
wertindifferenten „neutralen“ Staat des Liberalismus zu ver⸗ 
ſtehen (vgl. Ziegler, Autoritärer und totaler Staat, und dazu 
die Beſprechung von Ul e: Arch OffR. N. F., 24, 122 ff.). Im Ger 
genſatz zum „neutralen“ Staat fällt der „totale“ Staat eine natio⸗ 
nale Wertentſcheidung, macht ſie zum beherrſchenden Sinnprinzip 
des Staats⸗ und Volkslebens und verlangt für ſie in allen Kultur⸗ 
bereichen ihre durchgängige Anerkennung als Grund⸗ und Aus⸗ 
gangspoſition. Der totale Staat iſt ſomit auf eine allſeitige inte- 
grative Einbeziehung der Einzelnen und aller kulturellen Sphären 
in den Kosmos der Volksgemeinſchaft und ihre politiſche Lebens⸗ 
form, den Staat, ausgerichtet. Er enthält damit — wenigſtens in 
nuce — auch die „Forderung nach Organiſation einer totalen 
Herrſchaft über die Seelen“ (Ziegler a. a. O.) und „ergreift 
den ganzen Inholt der geſellſchaftlichen Exiſtenz“ (Scheuner: 
Arch OffR. N. F. 24, 203/204). In dieſem herrſchend anerkannten 
Sinne (vgl. Dr. Frick, Rundſchreiben an die Reichsſtatthalter, 
„Autorität des totalen Staates“, abgedruckt: JahrboOffR. 22, 25; 
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Dr. Lammers, Vortrag vor der Verwaltungsakademie Ber⸗ 
lin, abgedruckt: D. 1934, 1296 ff. Gerber, Staats⸗ 
rechtliche Grundlinien des neuen Reiches, S. 26/27; Carl 
Schmitt, Staat, Bewegung, Volk, S. 33/34 und 46 und vor 
allem Huber, Die Totalität des völkiſchen Staates: Die Tat 
1934, 30 ff.) erhebt der neue Staat ohne Zweifel den Anſpruch auf 
Totalität, iſt alſo ein „totaler Staat“. Darauf beruht auch das 
Wort Hitlers auf dem Deutſchen Juriſtentag in Leipzig (Deut⸗ 
ſches Recht 1933, 199), daß ſich die richterliche Unabhängigkeit nur 
„im Rahmen der Weltanſchauung“ verſtehe. Im totalen Staat 
find die „eigenen Geſetze der Wiſſenſchaft, Kunſt, Wirtſchaft uſw. 
dem ſtaatlichen Lebensgeſetz gegenüber nicht ſelbſtherrlich, ſondern 
werden von ihm durchdrungen und mitgeprägt; es gibt Autonomie 
nicht abſolut und abſtrakt, ſondern nur in konkreter Zuordnung 
zum totalen Staat“ (Huber: ArchoOffR. N. F. 24, 250). Selbſt⸗ 
verſtändlich iſt es ein Irrtum, daß der totale Staat wie ein Mo⸗ 
loch alle Kulturbereiche verſchlingen oder ihnen doch wenigſtens die 
ſpezifiſche Sinnhaftigkeit rauben und ſie dadurch entwerten wolle. 
Die Totalität des völkiſchen Staates iſt gegründet auf den Beſitz 
einer „alldurchdringenden politiſchen Idee. Dieſe politiſche Idee 
durchwirkt alles Geſchehen im Volke, und zwar nicht machtmäßig 
von außen, ſondern geiſtig und ſeeliſch von innen. Es gibt keine 
Neutralität von einzelnen Sachbereichen gegenüber dieſer politi⸗ 
ſchen Idee“ (Huber: Die Tat a. a. O. S. 35). Bei einer ſolchen 
Erfaſſung des Weſens des totalen Staates erweiſen ſich die ge⸗ 
legentlich gegen dieſen Begriff geäußerten Bedenken (vgl. vor allem 
Roſenberg: VölkBeob., Ausg. 9 v. 9. Jan. 1934) als unbe⸗ 
gründet. Allerdings iſt es erforderlich, dem Irrtum auszuweichen, 
als ſolle mit dem Ausdruck „totaler Staat“ dem Dritten Reich die 
Eigenſchaft eines univerſellen bürokratiſchen Machtmechanismus 
beigelegt werden. So iſt der Ausdruck, wie gezeigt, nicht gemeint. 
Er verträgt ſich vielmehr vollkommen mit der ihm bisweilen ent⸗ 
gegengeſetzten „Totalität der Bewegung“, da ſich die Totalität des 
Ideengutes der Bewegung gerade auch darin erweiſt, daß dieſes 
nationalſozialiſtiſche Ideengut durch den Staat hindurch in alle 
Bereiche des völkiſchen Seins ausſtrahlt, ſo daß alſo die Tota⸗ 
lität des völkiſchen Staates eine Folgewirkung der Totalität 
der völkiſchen Idee und ſomit ihrer Hüterin, der nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Bewegung, darſtellt. In dieſer inhaltlichen Klarſtellung 
trägt der Begriff des totalen Staates den Bedenken Roſen⸗ 
bergs völlig Rechnung. Auch den von Walz (Das Ende der 
Zwiſchenverfaſſung, ſowie neueſtens derſelbe: Deutſches Recht 1935, 
317) gegen den Begriff des totalen Staates geäußerten Bedenken 
kann keine Berechtigung zuerkannt werden. Walz haftet zu ſehr 
an zufälligen, hiſtoriſchen Beſonderheiten. Für ihn iſt der totale 
Staat gleichbedeutend mit der hiſtoriſchen Einmaligkeit des Brü⸗ 
ning⸗, von Papen⸗ und von Schleicherſchen Syſtems; deshalb ſieht er 
in ihm einen „Moratoriumsverſuch“ des liberalen Syſtems, eine 
„interventioniſtiſche Erſcheinung im Intereſſe und zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der eigentlichen bürgerlichen Sphäre und ihrer wirt⸗ 
ſchaftlichen Ordnung“, eine „Erſcheinungsform des liberalen 
Staates auf diktatoriſcher Grundlage mit dem Ziel der Fernhal⸗ 
tung des nationalſozialiſtiſchen Staates“ (Das Ende der Zwiſchen⸗ 
verfaſſung, S. 11—15 und S. 44). Dieſe Auffaſſung von Walz 
bleibt in der Enge zeitbedingter Erſcheinungen haften. Es kann 
ganz dahingeſtellt bleiben, ob der Begriff des totalen Staates zeit⸗ 
weiſe den von Walz wiedergegebenen Inhalt beſaß; Walz läßt 
jedenfalls die „Wandelbarkeit der Worte und Begriffe“ (Car! 
Schmitt, Staat, Bewegung, Volk, S. 18) außer acht und be⸗ 
herzigt nicht die treffenden Worte Carl Schmitts: „Es iſt ein 
typiſcher Vorgang der Geiſtesgeſchichte, daß wirkſame Formeln 
und eindrucksvolle Worte im geiſtigen Kampf erobert und umge⸗ 
deutet werden ... Die nationalſozialiſtiſche Bewegung hat ſchon 
manches ſtarke und gute Wort ſeinen unrechtmäßigen Beſitzern aus 
der Hand genommen“ (ZStaatsW. 95, 197/198). 

Dieſe Problematik des Begriffs „totaler Staat“ wird von den 
Verf, trotz des wiederholten Gebrauchs des Wortes „totaler Staat“ 
nirgends angedeutet. Es muß jedoch anerkannt werden, daß ſie mit 
dieſem Ausdruck eine zutreffende Vorſtellung verbinden. Dies 
kommt insbeſ. auf S. 162 zutage, wo die Verf. den „totalen Staat“ 
in zutreffender Weiſe mit dem Begriff des „Polizeiſtaates“ kon⸗ 
frontieren. 8 

Auch dem Begriff des „autoritären Staates“, den die Verf. 
mehrfach (3. B. S. 92, 106 uſw.) anführen, hätte bei einer vertief⸗ 
ten Behandlung nachgegangen werden ſollen. Dies geſchieht jedoch 
leider nicht. Dieſen Begriff konſtituiert eine Mehrheit begrifflicher 
Komponenten. Ihm iſt zunächſt eigentümlich, daß die Regierung 
eines „autoritären“ Staates vor den blind waltenden Tücken eines 
parlamentariſch⸗plebiſzitären Mechanismus geſchützt iſt. Dieſer 
autoritäre Charakter kann verfaſſungsorganiſatoriſch feſtgelegt ſein, 
wie z. B. im Führerſtaat, er kann aber auch ein Ergebnis bloßer 
Regierungspraxis ſein. Letzteres traf auf die „autoritären“ Dik⸗ 
taturregierungen Brünings und von Papens zu, die gegen 


die genannte Gefahr mit dem perpetuum mobile ſtändiger Reichs⸗ 
tagsauflöſungen angekämpft haben. Das erſte Merkmal des autori- 
tären Staates richtet ſich alſo gegen die demokratiſche Struktur des 
Staates durch Proklamation der „Unabhängigkeit und Eigenver⸗ 
antwortlichkeit herrſchaftlicher Entſcheidung und Führung“ 
(Ziegler a. a. O.). Ihr Ziel iſt „die Befreiung ſchöpferiſcher 
Initiative von der verhängnisvollen Einwirkung majoritativer 
Beſchlüſſe“ (Hitler, Rede vom 1. Mai 1933). In dem autori⸗ 
tären Prinzip verbirgt ſich jedoch nach der geläuterten Auffaſſung 
der Gegenwart, der die angeblich „autoritären“ Regierungen 
Brünings und von Papens deshalb auch nur als ſchein⸗ 
autoritär gelten, noch ein weiteres Merkmal, nämlich eine innere 
Beziehung zur Legitimation des Staates und ſeiner Regierung. 
Im autoritären Staat wird dieſe Legitimation nicht aus dem 
quantitativen Moment einer zahlenmäßig ſtarken Stütze im Volk, 
obwohl auch dieſe erſtrebt wird, ſondern aus der ſittlichen Orien⸗ 
tierung an der Idee des Volkstums geſchöpft, als deren Voll⸗ 
ſtrecker die Regierung ſittlich und rechtlich verpflichtet erſcheint 
(vgl. Freisler, Führertum und Verantwortlichkeit: Di. 1933, 
669 ff.). Der autoritäre Staat ſtellt die ihn tragenden Wertan⸗ 
ſchauungen nicht zur parlamentariſchen Debatte, ſondern ſchöpft 
ſeine Autorität aus der Erfüllung des objektiven Lebensgeſetzes der 
Nation. Ausführungen dieſer Art hätten zweifellos zu einer Fun⸗ 
dierung des Werkes der Verf. beigetragen. Damit wäre auch zum 
Teil zugleich die Rechtfertigung für die von den Verf. wiederholt 
vorgenommene Bezeichnung des Dritten Reiches als „Volksſtagt“ 
(S. 23) erbracht worden. Gerade dieſer Begriff hat ja bekanntlich 
eine grundlegende Umdeutung erfahren, ſo daß man ihn in einem 
Werk der hier vorliegenden Art genau umreißen ſollte. Die demo⸗ 
kratiſche Konzeption des Volksſtaatsbegriffs, die heute überwunden 
iſt, beruhte bekanntlich auf dem Glauben an die legitimierende 
Kraft der Zahl. Das Dritte Reich dagegen iſt deshalb ein echter 
Volksſtaat, weil es auf einem tief erfaßten Volksbegriff aufbaut 
und im Volkstum die Quelle ſeiner Legitimität erblickt. Volk iſt 
im Dritten Reich nicht eine bloße Summe atomiſtiſch gedachter 
Individuen, ſondern eine naturbedingte, geſchichtlich geprägte und 
organiſche, d. h. ſinnvoll gegliederte Einheit. Vor allem ſteht im 
nenen Reich auch der Staat in einer innerlich begründeten ſinn⸗ 
vollen Beziehung zu dem organiſch verſtandenen Volke. Er hat 
nämlich gerade ſeinen Daſeinszweck, ſeinen Sinn und ſeine Würde 
darin, Mittel der Selbſtgeſtaltung und der Selbſtentfaltung des 
Volkstums zu ſein. So hat es in der Tat einen tiefen Sinn, das 
Dritte Reich als einen Volksſtaat zu bezeichnen. Eine Klarſtellung 
dieſes Sinnes wäre dem beſprochenen Buch und ſeinen Leſern ſicher 
ſehr zugute gekommen. So ließen ſich noch eine Fülle von Anregun⸗ 
gen geben, deren Beachtung den Verf. bei einer etwa ſpäter er⸗ 
ſcheinenden Neuauflage empfohlen werden könnte. Es erſcheint mir 
3. B. nicht empfehlenswert, das Dritte Reich einen „politiſchen 
Machtſtaat“ (S. 266) zu nennen; auch der formal orientierte, beſſer 
den romaniſchen Staaten vorzubehaltende Begriff „Nationalſtaat“ 
(S. 13) würde beſſer vermieden. Ebenſo müßte der Begriff des 
Führertums und des Führerſtaats nicht nur in ſeiner organiſato⸗ 
riſch-⸗formalen Richtung, ſondern auch mit feinem ſubſtanzhaften 
Gehalt herausgearbeitet werden. Über das Rechtsſtaatproblem 
äußern ſich die Verf. überhaupt nicht. Man kann ihren beiläufigen 
Ausführungen hierzu nur entnehmen, daß ſie augenſcheinlich einen 
abſtrakten Typus „Rechtsſtaat“ — dem z. B. die richterliche Un⸗ 
abhängigkeit eigentümlich iſt (S. 291) — anerkennen, deſſen kon⸗ 
krete Erſcheinungsform nicht unbedingt mit den „Ideen des libe⸗ 
ralen Rechtsſtaats“ erfüllt ſein muß (S. 155). Die Verf. ſtehen alſo 
augenſcheinlich auf dem richtigen Standpunkt; es wäre verdienſt⸗ 
lich geweſen, wenn ſie dieſen nicht nur in beiläufigen Indizien er⸗ 
kennbar gemacht hätten. — So erweiſt ſich das vorliegende Werk 
als ein für rein praktiſche Bedürfniſſe verdienſtvolles, für theore⸗ 
tiſche Anforderungen nicht ausreichend fundiertes Buch. 
RA. Reuß, Berlin. 


Aſſeſſor Dr. Rentrop, Geh. RegR. Dr. H. Lippert und Dr. 
E. Gambke: Die neuen Deviſenvorſchriften unter beſon⸗ 
derer Berückſichtigung der Beſtimmungen für das Ver⸗ 
ſicherungsgewerbe. Berlin 1935. Verlag Neumanns 
Zeitſchrift für Verſicherungsweſen. 346 S. Preis 4,70 K. ch. 


Der 346 Seiten ſtarke Band bringt die geſamten Neukodifi⸗ 
kationen des Deviſenrechts — das Geſetz über die Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung v. 4. Febr. 1935, die DurchfBO. v. 4. Febr. 1935, beide 
in der Faſſung der BO. über die Einführung der Geſetzgebung über 
die Deviſenbewirtſchaftung und den Zahlungsverkehr mit dem 
Ausland im Saarland v. 23. Febr. 1935 und die Richtlinien für 
die Deviſenbewirtſchaftung v. 4. Febr. 1935, bei denen bereits die 
Beſt. der 1. VO. zur Anderung der Richtlinien v. 25. Febr. 1935 
berückſichtigt ſind. Ferner enthält das Buch jedoch eine Reihe von 
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Runderlaſſen der Reichsſtelle, die ſich auf das Verſicherungsweſen 
beziehen (Nr. 22/35 D. St., 35—38/35 D. St.), den allgemeinen 
Erlaß der Reichsſtelle v. 23. März 1935, eine Niederſchrift über die 
Beſprechung im RWi M. am 26. April 1934, ein Rundſchreiben des 
RAufſAPrivVerſ. v. 12. Sept. 1934 betr. die Umſtellung inländi⸗ 
ſcher Fremdwährungsperſonenverſicherungen auf Reichsmark mit 
Fremdwährungsanteil und ein beſonderes Stichwortver— 
zeichnis für das Verſicherungsgewerbe. 

Dieſes Stichwortverzeichnis bildet gewiſſermaßen das Kern⸗ 
ſtück des Werkes, nicht nur ſeinem Umfange von 133 Seiten, ſondern 
auch dem materiellen Inhalte nach. Hier werden zu jedem Kenn⸗ 
wort bzw. Sachgebiet ausführliche Erläuterungen gegeben. Ferner 
wird der entſprechende Text zitiert, und zwar nicht nur des Deviſen⸗ 
bewirtſchaftungsgeſetzes, der DurchfVO. und der Richtlinien, ſon⸗ 
dern auch der Runderlaſſe der Reichsſtelle, der Einzelerlaſſe und 
Beſcheide des RWiM. und der Reichsſtelle, der Schreiben und Ver⸗ 
fügungen des Reichsbankdirektoriums, des RAuffAPrivvVerſ. Die 
Fülle des hier zuſammengetragenen Stoffes bietet weit über das 
beſondere Gebiet des Verſicherungsweſens hinaus zu faſt allen 
Fragen des Deviſenrechts eine große Reihe knapp gehaltener auf⸗ 
ſchlußreicher Sonderdarſtellungen. Demgegenüber kann es in Kauf 
genommen werden, daß die eigentlichen Geſetzeskommentare ſich 
auf das Notwendigſte beſchränken, teilweiſe auf einen Hinweis 
der mit den jetzigen Vorſchriften korreſpondierenden Paragraphen 
der alten Geſetze. Dieſem Geſichtspunkte der Geſetzvergleichung 
dient weiter eine beſondere Gegenüberſtellung der bisherigen und 
der neuen Deviſenvorſchriften. 

Zu begrüßen iſt der Abdruck der einzelnen Runderlaſſe bei den 
entſprechenden Ziffern der Richtlinien, um ſo mehr als die Rund⸗ 
erlaſſe trotz ihrer großen Bedeutung für die praktiſche Handhabung 
des Deviſenrechts und trotz ihres Abdrucks im RStBl. ſich im 
allgemeinen der Kenntnis der breiteren Offentlichkeit entziehen. 
Die Beſtimmungen der Richtlinien über den Verſicherungsverkehr 
im zweiten Unterabſchnitt des IV. Abſchnitts ſind in der von Dr. 
Rentrop verfaßten dem Buche vorangeſtellten Überſicht über das 
neue Deviſenrecht beſonders behandelt. Es darf nicht verkannt 
werden, daß es ſich bei der vorliegenden Veröffentlichung in erſter 
Linie darum handelt, dem Verſicherungsgewerbe ein für den prak⸗ 
tiſchen Gebrauch beſtimmtes Nachſchlagebuch zu geben. Das haben 
die Verf. auch ausdrücklich betont. Daß ſie ihren Zweck erreichten, 
liegt allein ſchon in ihrer genauen Vertrautheit mit der ein⸗ 
ſchlägigen Materie begründet. Das Buch gehört jedoch nicht nur in 
die Hand des Verſicherungsfachmanns. Es iſt weder in dem Kom⸗ 
mentar noch in dem Stichwortverzeichnis nur auf das Verſiche⸗ 
rungsgewerbe abgeſtellt, es enthält ferner Veröffentlichungen all⸗ 
gemein intereſſierender Art wie das Verzeichnis der Deviſenſtellen 
und das Deviſenrecht des Auslandes. Schließlich liegt hier die 
erſte Erläuterung der Neufaſſung des geſam⸗ 
ten Deviſenrechts vor. 

Die 2. VO. zur Anderung der Richtlinien für die Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung v. 15. Mai 1935 konnte noch nicht berückſichtigt 
werden. Wie Dr. Rentrop in der einleitenden Überſicht aus⸗ 
führt, iſt es nicht Schuld der Geſetzgeber, wenn Geſetz und Richt⸗ 
linien ſo ſchnell veralten und ſtändig geändert und verbeſſert wer⸗ 
den müſſen. Dies liegt vielmehr an dem Stoff, der gemeiſtert wer⸗ 
den ſoll. Dieſer iſt ſo umfangreich, und, weil es ſich um Dinge des 
täglichen Lebens handelt, ſtändig ſo wechſelnd und in Fluß, daß 
eine Regelung für die Dauer eine geſetzestechniſche Unmöglichkeit 
iſt. Das Schickſal ſchneller Überalterung und Verbeſſerungsbedürf⸗ 
tigkeit teilen freilich die auf dieſes Rechtsgebiet ſich beziehenden Ver⸗ 
öffentlichungen mit den ihnen zugrunde liegenden Geſetzen. 

RA. Dr. Leuchs⸗Mack, Frankfurt a. M. 


Rechtsanwalt Helmut Laß, Berlin: Umwandlungsgeſetz, Um⸗ 
wandlungsſteuergeſetz, Anleiheſtockgeſez. Umwandlung 
von Kapitalgeſellſchaften in Perſonalgeſellſchaf⸗ 
ten und Einzelunternehmungen. Berlin 1935. Ver⸗ 
lag von Georg Stilke. 240 S. Preis geb. 5 AM. 


Das 238 Seiten ſtarke Bändchen bringt zunächſt die Amtliche 
Erläuterung zum Umwandlungsgeſetz und folgende Geſetzestexte: 
Das Umwandl®. v. 5. Juli 1934 nebſt den DurchfVO. v. 14. Dez. 
1934 und v. 17. Mai 1935, das UmwandlStG. v. 5. Juli 1934 
nebſt den DurchfVO. v. 8. März und 7. Juni 1935, das Anleihe⸗ 
ſtock. v. 4. Dez. 1934 nebſt den DurchfVO. v. 27. Febr. und 
18. April 1935. 

Es folgen in räumlich getrennten Abſchnitten: 1. die Erläu⸗ 
terungen zum Ummand[®. unter Einarbeitung der DurchfVO.; 
2. die Erläuterungen zur 2. DurchfVO. zum UmwandlStG. vom 
8. März 1935 unter Einarbeitung des Rahmen®. v. 5. Juli 1934, der 
3. DurchfVO. v. 7. Juni 1935 und des Erlaſſes des RF M. vom 
9. März 1935, ſowie (in einem Nachtragsblatt) unter Berückſichti⸗ 


gung des Erlaſſes des RF M. v. 28. Juni 1935; 3. eine ſyſtema⸗ 
tiſche Darſtellung des Anleiheftod®. einſchließlich der DurchfVO., 
die ſich loſe an die Reihenfolge der geſetzlichen Beſtimmungen an⸗ 
lehnt; anſchließend iſt hierbei das Stapitalanlage®. v. 29. März 
1934 abgedruckt. 

Das mit dem Univandl®. in innerem Zuſammenhang ftehende 
Geſetz über die Auflöſung und Löſchung von Geſellſchaften und Ge⸗ 
noſſenſchaften v. 9. Okt. 1934 iſt weder erläutert noch abgedruckt. 

Den Erläuterungen iſt die jeweils erläuterte Geſetzesbeſtim⸗ 
mung noch einmal vorangeſtellt. 

Die Ausführungen berückſichtigen das vorhandene Schrifttum 
und wahren den Zuſammenhang mit dem allgemeinen Handels⸗ 
recht. Die Gedanken ſind ſelbſtändig entwickelt und führen zu einem 
mit dem herrſchenden Schrifttum im weſentlichen übereinſtimmen⸗ 
den Ergebnis. Der Sonderanſicht freilich, daß wenigſtens an einer 
Geſellſchaft bürgerlichen Rechts auch offene Handelsgeſellſchaften 
und Kommanditgeſellſchaften beteiligt ſein konnen (S. 105, 115, 
121), wird man trotz des Hinweiſes auf die Unternehmerkartelle 
nicht beipflichten können. Beachtlich aber ſind die Ausführungen 
über Bilanzen (S. 75). Die in einem Anfang (S. 127) gegebene 
Darſtellung der Umwandlung von bergrechtlichen Gewerkſchaften 
iſt etwas knapp ausgefallen: es beſtehen hier Zweifelsfragen, auf 
die an anderer Stelle noch zurückzukommen ſein wird. Eine gut 
orientierende „Einführung“ iſt dem Werk vorangeſtellt. 

Störend wird gelegentlich die Neigung des Verf. zu Satzver⸗ 
ſchachtlungen empfunden werden. Folgender Satz, um nur ein 
Beiſpiel zu $ 6 UmwandlG. herauszugreifen (S. 87), iſt ſchlechter⸗ 
dings unverſtändlich: „Einer Subſtantiierung der Forderung be⸗ 
darf es nicht, ſoweit es ſich nicht etwa um einen Fall wie den vom 
Reichsgericht RG. 92, 77 entſchiedenen handelt — wo der Gläubiger 
früher mit unbeſtimmten Schadenserſatzanſprüchen an ſeinen 
Schuldner herangetreten war, — ſondern wenn die Forderung des 
ſich meldenden Gläubigers der Übernehmerin bekannt oder z. B. 
aus den Geſchäftsbüchern feſtſtellbar iſt.“ Auch wenn hierbei eine 
Auslaſſung des Setzers unterlaufen ſein ſollte, bleibt eine Satz⸗ 
ſchlange beſtehen. Übrigens liegt auch S. 134 zu f Abſ. 2 S. 2 eine 
Verſtümmelung vor. Die enge Druckanordnung und der Mangel 
von Abſchnittsüberſchriften in Fett druck erſchweren noch dem 
eiligen Leſer die Orientierung. 

Trotz dieſer techniſchen Mängel muß die wiſſenſchaftliche und 
praktiſche Brauchbarkeit des Kommentars dankbar anerkannt 


werden. 
AGR. Groſchuff, Berlin. 


Rechtsanwalt Dr. Hans Bergmann, Frankfurt a. M.: Um⸗ 
wandlung, Auflöſung und Löſchung von Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften. Berlin 1935. Carl Heymanns Verlag. Nach⸗ 
trag: Erläuterungen zur 2. Durchführungsverordnung zum 
Geſetz über die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften vom 
17. Mai 1935. Preis 0,50 . 

Zu dem in der JW. 1935, 1922 bereits beſprochenen Kom⸗ 
mentar iſt nunmehr der faſt 16 Seiten umfaſſende Nachtrag er⸗ 
ſchienen, der die noch nicht berückſichtigt geweſene 2. DurchfVO. 
enthält und erläutert. In ſeiner inneren und äußeren Ausge⸗ 
ſtaltung ſchließt er ſich dem Kommentar an. Den Ausführungen 
des Nachtrags iſt im weſentlichen zuzuſtimmen. Für die (m. E. 
richtige) Anſicht, daß auch Gewerkſchaften älteren Rechts umge⸗ 
wandelt werden können, fehlt indes eine Begr.; auch würde eine 
zuſammenfaſſende Unterſuchung des rechtlichen Verhältniſſes des 
Regiſtergerichts und der Bergbehörde zueinander angeſichts der 
Möglichkeit widerſprechender Entſcheidungen lohnend geweſen ſein, 
doch ſind ihre Beziehungen immerhin mehrfach geſtreift. 

AGR. Groſchuff, Berlin. 


Dr. Dr. h. c. Max Hachenburg, Rechtsanwalt in Mannheim: 
Die Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften und die 
Steuererleichterungen. Sonderausgabe aus Düringer⸗ 
Hachenburg, Kommentar zum Handelsgeſetzbuch. III. Band, 
3. Teil. Mannheim, Berlin, Leipzig 1935. Deutſches 
Drud- und Verlagshaus GmbH. 399 S. Preis 18 K.. 

Der ſehr umfangreiche Kommentar iſt eine ſehr fleißige, aber 
für die praktiſche Löſung von Umwandlungsfragen wenig befrie⸗ 
digende Arbeit. Der Verf. vermeidet es zunächſt, irgendwie darauf 
einzugehen, daß die Umwandlung auf der geänderten, national⸗ 
ſozialiſtiſchen Rechtsanſchauung beruht, und wird ſo dem Sinn und 

Zweck des UmwandlsG. nicht gerecht. 

Der Verf. hat ſich bemüht, alle möglichen, zum Teil das Um⸗ 
wandlungsrecht nur entfernt berührenden Fragen, z. B. die Un⸗ 
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gültigkeit des Aktienerwerbs (Anm. 16 zu § 2), eingehend zu er⸗ 
örtern und auf alle möglichen, zum Teil völlig außerhalb des 
Lebens liegenden Fälle, z. B. die Umwandlung durch letztwillige 
Verfügung (Anm. 10 zu $ 9), einzugehen. Er hat es dabei aber 
unterlaſſen, die gerade das ſpezifiſche Umwandlungsrecht berühren⸗ 
den Fragen mit der für einen Kommentar derartigen Umfangs 
erforderlichen Tiefe zu behandeln. 


Es ſeien hier nur einige markante Beiſpiele angeführt. So 
berührt der Verf. die Frage z. B., ob eine Umwandlung in eine 
OHG. auch möglich iſt, wenn eine OHG. oder KommsGeſ. als 
Geſellſchafter an der umzuwandelnden Kapitalgeſellſchaft beteiligt 
iſt, kaum; nur gelegentlich (in Anm. 14 zu § 1) behauptet er, daß 
eine OHG. Mitglied einer Geſellſchaft des Handels- oder bürger⸗ 
lichen Rechts ſein könne. Seine für ſeine Anſicht vorgetragenen 
Gründe ſind wenig überzeugend, zumal er es unterläßt, auch nur 
mit einem Hinweis auf die gegenteilige Anſicht in der ſtändigen 
Rechtſprechung des KG. (z. B.: DNot z. 29, 341; RIA. 15, 43) 
und deren Gründe einzugehen. Ferner behandelt er z. B. die im 
Schrifttum (vol. Criſolli: DZ. 35, 484) bisher fo heiß um⸗ 
ſtrittene Frage über die Bewertung der Stimmen der Mitgeſell⸗ 
ſchafter bei der Umwandlung durch Vermögensübertragung auf 
den Hauptgeſellſchafter bei feiner Darſtellung des Hauptgeſellſchaf⸗ 
ters (Anm. 14 zu 8 8) gar nicht. Nur gelegentlich der Anfechtung 
des Umwandlungsbeſchluſſes durch die Minderheit (Anm. 21 zu 
8 2) ſtreift er die Frage, wobei er die Anſicht Böttcher⸗Mei⸗ 
lickes (2. Aufl. S. 260) überhaupt nicht anführt, geſchweige denn 
deren immerhin beachtliche Gründe widerlegt. Schliezlich behan⸗ 
delt er z. B. die für das Umwandlungsrecht ſehr bedeutende Frage, 
ob die Zuſtimmung zur Umwandlung ſtets eine Beteiligung an der 
Perſonalgeſellſchaft enthalten müſſe, bei feinen Ausführungen über 
die Zuſtimmung (Anm. 3 ff. zu § 10) überhaupt nicht und bejaht 
die Frage in Anm. 21 zu $ 2, indem er als Gründe anführt: „(So 
mit guten Gründen Crifolli: JW. 1935, 174/).“ Auf die 
gegenteilige Anſicht von Dorpalen (in Hanſch Z. 35, 9%), den 
er nicht einmal erwähnt, geht er mit keinem Wort ein. 

Der Kommentar wird daher der Praxis kaum eine Stütze 
ſein können. D. S. 


Prof. Dr. Georg Obſt: Geld⸗, Bank: und Börſenweſen. 
Eine gemeinverſtändliche Darſtellung. 29. völlig veränderte 
Neuauflage. Stuttgart 1935. E. Poeſchel Verlag. 554 S. 
Preis geb. 9,85 F. 


Die Ankündigung des Buches beſagt, das alles, was der im 
Wirtſchaftsleben Stehende, Juriſt, Bankier uſw. über das Geld-, 
Bank⸗ und Börſenweſen wiſſen muß, in dem Werk von Ob ſt be⸗ 
handelt ſei. Der Verf. ſelbſt iſt beſcheidener. Er hebt im Vorwort 
hervor, daß das Buch aus der Bankpraxis entſtanden iſt: „Volks⸗ 
wirtſchaftliche und rechtliche Darlegungen ſind nur inſoweit erfolgt, 
als es zum Verſtändnis des Banktechniſchen erfoderlich iſt.“ Das 
Wichtige follte, wie der Verf. weiter jagt, vom weniger Wichtigen 
geſchieden werden. 

Soweit es ſich um die Darſtellung des rein Banktechniſchen 
handelt, mag das Ziel, das der Verf. ſich ſtellte, erreicht ſein. Mit 
einer techniſchen Darſtellung aber, wie z. B. der Ausſchreibung von 
Kreditbriefen oder der Wiedergabe von Effektenauftragsformularen 
uſw. kann ſich heute nicht ein Buch über den weitgefaßten Titel: 
„Geld⸗, Bank⸗ und Börſenweſen“ erſchöpfen. Läßt ſich doch gerade 
heute in der Zeit eines unerhörten geiſtigen und wirtſchaftlichen 
Umbruchs ein ſolches Thema gar nicht behandeln, ohne volkswirt⸗ 
ſchaftliche und rechtswiſſenſchaftliche Unterſuchungen anzuſtellen, 
ohne, ausgehend vom Wir der Volksgemeinſchaft die Fragen nach 
Weſen, Zweck und Funktion des Geldes aufzuwerfen und ſich ein⸗ 
gehend mit allen hier auftretenden Fragen auseinanderzuſetzen. 


Von alledem iſt kaum etwas in dem Ob ſt ſchen Buch zu 
ſpüren. Vor allem laſſen die Ausführungen über Geld und Geld⸗ 
ſurrogate jedes tiefere Eingehen auf das Problem des Geldweſens 
überhaupt völlig vermiſſen. Kennzeichnend für die Art und Weiſe 
der Verhandlung iſt, daß der Verf. die „Kernfrage“ des Geld⸗ 
weſens darin ſieht, ob das Geld an ſeine Wareneigenſchaften (das 
Metall) gebunden iſt — eine Frage, die heute, wo der Funktions⸗ 
charakter des Geldes erkannt iſt, längſt als überholt anzuſehen iſt. 
Bezeichnend iſt weiter, daß der Verf. ſich zwar in teilweiſe weit⸗ 
ſchweifenden Erörterungen und ſtatiſtiſchen Angaben über die 
Edelmetallgewinnung der Welt ſeit 1493, die Goldbeſtände der ein⸗ 
zelnen Staaten, die Namen der Münzen und ihrer Herkunft () 
ergeht, daß er dagegen die Banknoten als Geldſurrogate () be⸗ 
zeichnet und ihnen und dem Papiergeld überhaupt volle 3 / Seiten 
widmet. So faßt alſo der Verf. ſeine Aufgabe auf, Weſentliches 
vom Unweſentlichen zu unterſcheiden! Das Papiergeld, auf dem 
nahezu der geſamte Geldumlauf beruht, als Geldſurrogat, alſo Er⸗ 


ſatzmittel des Geldes zu bezeichnen, zeugt von einer Auffaſſung, 
über die man nicht diskutieren kann. 

Ahnlich iſt die Behandlung des Währungsproblems durch den 
Verf. Anſtatt hier die gerade zur Zeit brennenden Probleme der 
Währungsſyſteme, insbeſ. in bezug auf die zwiſchenſtaatlichen Be⸗ 
ziehungen, zu unterſuchen, behandelt der Verf. im Kapitel 3 „Die 
Währungsfrage“, zunächſt die Edelmetallgewinnung und den mone⸗ 
tären Edelmetallvorrat. 

Der zweite Teil des Buches, der Banken und Bankgeſchäfte 
behandelt, bringt, wie bereits geſagt, gute banktechniſche Ausfüh⸗ 
rungen. Die Hauptaufgabe eines derartigen Lehrbuches wird aber 
auch hier völlig verkannt, weil der Verfaſſer von einer privat⸗ 
wirtſchaftlichen, ſtatt von einer volkswirtſchaftlichen Betrachtung 
ausgeht. Typiſch hierfür die Ausführungen auf S. 128, wo als 
Hauptaufgabe einer Bank nicht ihre volkswirtſchaftliche Funktion 
bezeichnet wird, ſondern die gewiß gleichfalls erforderliche Aufgabe, 
Aktiv- und Paſſivgeſchäfte ins richtige Verhältnis zu bringen. Ty⸗ 
piſch liberaliſtiſch ſind auch die Ausführungen über Sparen, S. 135. 
„Geſpart wird, um in der Zukunft mehr zu verbrauchen!“ Von der 
wert ſchaffenden Bedeutung des Sparens kein Wort! 

Zutreffend ſind die Ausführungen des Verf. über die Treu⸗ 
handeigenſchaft der Banken (S. 139). Sie dürften allerdings nach 
der nationalen Revolution volkswirtſchaftliches Allgemeingut ge⸗ 
worden ſein. Im übrigen zeigt ſich auch bei der Erörterung des 
Bankweſens das gleiche wie beim erſten Teil: 

Es enthält eine große Materialſammlung, viele ſtatiſtiſche 
Angaben, gute Erörterungen der Technik der Banken, z. B. der 
Technik des Kontokorrentverkehrs, der Bankgeſchäfte uſw., während 
auf volkswirtſchaftlich wichtige Fragen, wie zum Beiſpiel auf die 
„Offene⸗Markt“⸗Politik wenig erſchöpfend eingegangen wird. 

Das gleiche gilt ſchließlich von dem Teil über das Börſen⸗ 
weſen. Hier wird ebenfalls nach einer geſchichtlichen Einleitung ein 
guter Überblick über die Organiſation der Börſe über Wertpapier⸗ 
aktien und über das Techniſche der Börſengeſchäfte, z. B. der 
Kurszettel, der Terminsgeſchäfte, der Prämiengeſchäfte uſw. gegeben. 
Die weltanſchauliche Stellung des Nationalſozialismus zum 
Börſenweſen wird jedoch ebenſowenig erörtert wie die volks- 
wirtſchaftliche Funktion der Börſen. Aufs ſchärſte bekämpfenswert 
ſind die Ausführungen des Verf. auf S. 470 ff. über die Bedeutung 
der berufsmäßigen Börſenſpekulation, der der Verf. ſeine volle 
Liebe zuwendet, und die er als volkswirtſchaftlich nützlich und un⸗ 
entbehrlich bezeichnet. Kennzeichnend iſt hier das Zitat des jüdi⸗ 
0 Bankdirektors Waſſermann, das ſich der Verf. zu eigen 
macht: 

„Der Spekulant, ein Kopfarbeiter, der eigenes Geld, nicht 
fremdes regiert, iſt nötig und wichtig!“ Schon dieſe wenigen Bei⸗ 
ſpiele genügen zum Beweiſe dafür, daß ſich das Buch im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat in keiner Weiſe als Lehrbuch eines neuen Geld-, 
Bank⸗Börſenweſens eignet. 

RA. Dr. Hans Peter Danielceik, Berlin. 


Dr. Hans Hermann Walb: Bilanzwahrheit und ſtille Reſerven. 
Ein Beitrag zu dem Problem der Bilanzwahrheit und 
klarheit unter beſonderer Berückſichtigung der ſtillen Reſerven, 
des Geſchäftsberichts und des Bilanzſtrafrechts. (Kölner 
Rechtswiſſenſchaftliche Abhandlungen. Neue Folge, Heft 15.) 
Mannheim 1935. Deutſches Druck- und Verlagshaus Gmbh. 
Preis 5,60 K. 

Geſchäftsgebarung, Wirtſchaftslage und Fortentwicklung der 
Aktiengeſellſchaften ſtehen heute vielleicht mehr denn je im Mittel⸗ 
punkt des öffentlichen Intereſſes. Denn nachdem der national⸗ 
ſozialiſtiſche Wirtſchaftsgrundſatz ſich durchgeſetzt hat, daß auch die 
großen Geſellſchaften Treuhänder des Volksvermögens ſind, kommt 
den aktienrechtlichen Problemen und ihrer Löſung durch Geſetz, 
Rechtſprechung und wiſſenſchaftliche Forſchung eine noch größere 
Bedeutung zu, als dies ohnehin bislang der Fall war. Unter dieſen 
Geſtchtspunkten iſt eine eingehende wiſſenſchaftliche Behandlung 
des Problems „Bilanzwahrheit und ſtille Reſerven“ zweifellos zu 
begrüßen. Notwendig iſt aber bei dieſer Behandlung das Aus⸗ 
gehen vom nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsdenken, das ſich ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht nur in gelegentlichen Anführungen des Satzes 
„Gemeinnutz vor Eigennutz“ uſw. erſchöpfen kann. 

Betrachtet man von dieſem Geſichtspunkt aus die vorliegende 
Schrift, ſo muß man leider zu dem Ergebnis kommen, daß der 
Verf. es keineswegs immer verſtanden hat, die Grundlagen und 
die tragenden Geſichtspunkte der Fortentwicklung klar herauszu⸗ 
ſtellen. Dies nimmt freilich wenig Wunder, wenn man einen Blick 
in das Literaturverzeichnis ſieht und hier wohl eine Fülle nicht⸗ 
ariſcher Juriſten zittert ſieht, dagegen nicht oder nur zu kleinem 
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Teil die für die nationalſozialiſtiſche Fortentwicklung maßgeben⸗ 
den Abhandlungen und Zeitſchriften. 

Schon der Ausgangspunkt des Verf. iſt bedenklich. Er wirft 
mit Recht die Frage auf, was die Bilanz dartun ſoll. Er ſieht den 
Zweck der Bilanz jedoch nicht jo ſehr in einer Vermögensaufſtel⸗ 
lung, als in der Ermittlung des verteilbaren Gewinns. Er ſtellt 
alſo den individualiſtiſchen Zweck — Unterlage für Gewinnaus⸗ 
ſchüttung an Private — vor den allgemeinen wirtſchaftlichen Zweck 
der Vermögensaufſtellung — Überſicht über die Werte, die treu⸗ 
händeriſch von den Unternehmen verwertet werden —; ganz ab» 
geſehen davon, daß die Ermittlung des Gewinns in erſter Linie 
Aufgabe der Gewinn- und Verluſtrechnung iſt, die ja gemäß § 260 
BGB. neben der Jahresbilanz aufzuſtellen iſt. 

Der Verf. ſtellt ferner die Theſe auf, daß „die Grundſätze 
einer richtigen Vermögensaufſtellung für den Zeitpunkt der Bilanz 
mit denen der Erfolgsrechnung häufig in Widerſpruch ſtehen und 
ihnen weichen müſſen“. Die Bilanz konne eben nur der Gewinn⸗ 
ermittlung, nicht der Vermögensaufſtellung dienen. Im Zuſam⸗ 
menhang damit wendet ſich der Verf. dann gegen die Rechtſpre⸗ 
chung des R., wonach als Zweck der Bilanz „die richtige und 
zuverläſſige Darlegung und Feſtſtellung des Vermögenſtandes in 
allen weſentlichen Beziehungen im Zeitpunkt, auf den ſich die 
Bilanz bezieht“, bezeichnet worden iſt. Dieſe meines Erachtens noch 
heute geltende Theſe wird vom Verf. als ein Rückfall in über⸗ 
wundene Auffaſſung bezeichnet! 

Nicht beiſtimmen kann man auch den Ausführungen des 
Verf. über „den richtigen Wert“. Zwar ſagt der Verf. auf S. 23 
nicht unzutreffend, daß der Wertbegriff ſeinen richtigen Inhalt 
durch die Grundſätze ordnungsmäßiger Bilanzierung bekomml. Die⸗ 
ſes iſt aber eine Selbſtverſtändlichkeit. Unhaltbar iſt es dagegen, 
daß die Grundſätze ordnungsmäßiger Bilanzierung innerhalb der 
Bilanz je nach dem Zweck, verſchiedene Werte zuläßt. Hierdurch 
würde der Satz der Bilanzwahrheit völlig verwäſſert. Ebenſo be- 
denklich ſind die grundſätzlichen Erörterungen des Verf. auf 
S. 32 ff. über die Bilanzwahrheit und Klarheit. Beides, Bilanz⸗ 
wahrheit und Klarheit, wird als „äußerſt relativer Begriff“ be⸗ 
zeichnet. Die Bilanzwahrheit findet nach Auffaſſung des Verf., der 
hierfür Lion zitiert, ihre Grenze in der durch das Geſetz ge⸗ 
gebenen Bilanzierfreiheit, und der Verf. kommt zu dem Ergebnis, 
daß wahr die Bilanz iſt, „die den Bilanzzweck am beſten erfüllt“. 
Gerade in dieſen Ausführungen zeigt ſich der kraſſe und unüber⸗ 
brückbare Unterſchied zwiſchen jüdiſchem Rechtsdenken (Lion), das 
ſich der Verf. zu eigen macht, und nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung. 

Freilich darf man bei der Erörterung dieſer Fragen nicht 
überſehen, daß heute tatſächlich der Grundſatz der Bilanzwahrheit 
noch in manchem durchbrochen ſcheint, daß insbeſ. das vom Verf. 
gleichfalls erörterte Prinzip der Vorſicht in der aktienrechtlichen 
Bilanz der Unternehmungsverwaltung fraglos gewiſſen Spiel⸗ 
raum in der Bewertung laſſen muß. Von dieſem Geſichtspunkt 
aus kann aber das Problem der ſtillen Reſerven und ſein Verhält⸗ 
nis zur Bilanzwahrheit gelöſt werden: wo das Prinzip der Vorſicht 
eine niedrige Bewertung rechtfertigt, verſtößt es nicht gegen den 
Grundſatz der Bilanzwahrheit; und erſt dort, wo das erforderliche 
Maß der Vorſicht aufhört und willkürlich niedriger bewertet wird, 
wird der Grundſatz der Bilanzwahrheit verletzt ). 

Charakteriſtiſch ſind auch die Erörterungen des Verf. zu 
§ 261 à bis d HGB., denen der Verf. trotz des Fortfalls der An⸗ 
fechtungsklage nach § 261 e „nicht jede Bedeutung“ abſpricht. In 
Wirklichkeit wird ſich die Nichtbeachtung dieſer zwingenden Vor⸗ 
ſchriften ſtets als Nichtbeachtung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns darſtellen und, wenn auch nicht zum Anfechtungs⸗ 
prozeß, ſo doch in der Regel zu Erſatzpflicht und Haftbarmachung 
der Geſchäftsorgane, die der Verf. nur „unter Umſtänden“ bejaht. 
Wie dieſe Beiſpiele zeigen, iſt alſo die Aufgabe des erſten Teils, 
das Weſen der aktienrechtlichen Bilanz und den Grundſatz der 
bilanzrechtlichen Wahrheit herauszuarbeiten, nicht gerade geglückt. 


Im zweiten Teil erörtert der Verf. insbeſ. die ſtillen Re⸗ 
ſerven vom rechtlichen und wirtſchaftlichen Standpunkt aus. Auch 
hier iſt es kennzeichnend, daß der Verf. auf S. 54 das Gemeinwohl 
als letztes nach den Intereſſen des Unternehmers, der Aktio⸗ 
näre, des Vorſtaudes uſw. nennt. Richtig iſt der Schluß, zu dem 
der Verf. auf S. 60 kommt: Weſentlich iſt nicht die Bildung 
ſtiller Reſerven, ſondern die Bildung von Reſerven überhaupt, 
und zwar im Intereſſe des Gemeinwohls, ſowie des Unternehmens 
und aller Beteiligten; die Bildung ſtiller Reſerven iſt nur zur 
Zeit ein notwendiges Übel gegenüber den heute noch nach der 
Formel berechtigten Anſprüchen der Aktionäre auf volle Gewinn⸗ 
ausſchüttung ohne Rückſicht auf den Fortbeſtand des Unternehmens. 
Richtig auch der Satz, daß jede über eine vorſichtige Schätzung 


1) Vgl. auch Höppner: Nationale Wirtſchaft 1935, 56. 
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hinausgehende 
läſſig) iſt. 

Der dritte Teil befaßt ſich mit der Bilanzwahrheit und dem 
Geſchäftsbericht. Dem Ergebnis iſt beizuſtimmen, wonach Schwei⸗ 
gen des Geſchäftsberichtes über ſtille Reſerven bei Verborgenhalten 
weſentlichen Verluſtes als ſtrafbare Bilanzverſchleierung anzu⸗ 
ſehen iſt. Beizuſtimmen iſt dem Verf. auch darin, daß bei Ge⸗ 
ſchäftsberichten, die den Erforderniſſen der SS 260 ff. nicht ent⸗ 
ſprechen, ein Grund zur Anfechtung gegeben iſt. Der letzte Teil 
ſchließlich befaßt ſich mit dem ſtrafrechtlichen Schutz der Bilanz⸗ 
klarheit. Hier iſt auf die Diskrepanz zwiſchen den ſtrafrecht⸗ 
lichen Vorſchriften und der durch Rechtſprechung und Rechts⸗ 
lehre geſchützten kaufmänniſchen Gepflogenheit bei der Bildung 
ſtiller Reſerven hingewieſen. Die Löſung wird ſich auch hier in 
dem Vorſichtsprinzip finden laſſen. Doch wird zweifellos gerade 
dieſer Punkt die Löſung dieſes Problems eine der weſentlichen 
Aufgaben der Aktienreform ſein. 


RA. Dr. Hans Peter Danielcik, Berlin. 


Unterbewertung übermäßig (und daher unzu⸗ 


AG Rat Dr. Herbert Engelſing: Die Preisüberwachung. 
Sammlung der Geſetze und Verordnungen auf dem Ge⸗ 
biete der Preisüberwachung, ſowie aller wichtigen Erlaſſe 
und Rundſchreiben des Reichskommiſſars für Preisüber⸗ 
wachung, nach dem amtlichen Material bearbeitet, mit 
Anmerkungen und Sachregiſter. Mannheim 1935. Deutſches 
Druck⸗ u. Verlagshaus GmbH. Loſeblattform. Preis 
einſchl. Einbanddecke 9 A. 


Die Preisüberwachung und ihre rechtlichen Grundlagen ſind 
heute wichtigſte Beſtandteile des Wirtſchaftsrechtes. Der Neuaufbau 
der deutſchen Wirtſchaft, der Einſatz der wirtſchaftlichen Kräfte 
für die Erhaltung und das Wachstum der Volksgemeinſchaft iſt 
ohne eine Lenkung und Überwachung der Preiſe nicht möglich. 
Ordnungsprinzip und ebenſo Freimachung der natürlichen Wirt⸗ 
ſchaftskräfte erfordern daher die Preisgeſetzgebung. Es liegt in der 
Natur der Dinge, in der unendlichen Vielgeſtaltigkeit des wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens, daß eine ſolche Geſetzgebung nicht ſo ſehr aus 
ſtarren Regeln als aus einer Fülle von Einzelbeſtimmungen be⸗ 
ſteht, die auf den erſten Blick verwirrend wirken. 

Hier erfüllt nun die vorliegende Sammlung von Engel⸗ 
fing eine wichtige Aufgabe, indem hier alle Unterlagen des 
Preisüberwachungsrechtes, Geſetze, Verordnungen, Erlaſſe, Rund⸗ 
ſchreiben, Preſſemitteilungen und ſonſtige wichtige Verlautbarungen 
des Preiskommiſſars in äußerſt überſichtlicher und zweckmäßiger 
Anordnung zuſammengeſtellt ſind. 

Das Geſamtwerk zerfällt in fünf Teile: der erſte Teil ent⸗ 
hält die Grundlagen des Preisüberwachungsrechtes; hier ſind die 
VO. v. 8. Dez. 1931 ſowie die Geſ. v. 15. Juli 1933, 5. Nov. 1934 
und 4. Dez. 1934, ferner die VO. über Auskunftspflicht und über 
Handelsbeſchränkungen wiedergegeben. Die weiteren Teile um⸗ 
faſſen die allgemeinen Anordnungen, die Anordnungen betreffend 
Preisſchilder und Preisverzeichniſſe, die Beſtimmungen betreffend 
einzelne Güter und Leiſtungen (hier ſind 35 Verordnungen und 
Rundſchreiben zuſammengeſtellt) ſowie die Sonderbeſtimmungen 
für das Saargebiet. 

Außerdem umreißt ein Vorwort des Reichskommiſſars die 
Zwecke der Preisüberwachung. Und der Herausgeber ſelbſt bringt 
in einer Einleitung neben einem hiſtoriſchen Überblick eine aus⸗ 
gezeichnete Zuſammenſtellung der bef der Preisüberwachung 
tätigen Behörden und ihrer Zuſtändigkeit. 

Beſonders wertvoll wird das Buch ſchließlich durch die Er⸗ 
läuterungen, die trotz ihrer Kürze alles Weſentliche enthalten und, 
ſoweit es im Rahmen des Buches möglich iſt, ſowohl zu Streit⸗ 
und Zweifelsfragen Stellung nehmen, als auch die wirtſchafts⸗ 
politiſchen Ziele der einzelnen Beſtimmungen hervorheben. 


RA. Dr. Hans Peter Danielcik, Berlin. 


Dr. Merres, Oberregierungsrat in Berlin, Mitglied des Reichs⸗ 
geſundheitsamts: Lebens mittelkennzeichnungsverordnung 
mit Anmerkungen und Erläuterungen. Berlin 1935. 
R. v. Deckers Verlag. 80 S. Preis broſch. 1,80 A. 

Die vollſtändige Überſchrift der von Merres behandelten 

Verordnung im RGBl. I, 590 lautet: „Verordnung über 

die äußere Kennzeichnung von Lebensmitteln 

vom 8. Mai 1935.“ Die VO. iſt auf § 5 (Nr. 3 a und b) Leb Mitt. 

in der Faſſung des § 51 Milh&. v. 31. Juli 1930 (REAL I, 

421/429) geſtützt. Dort wird die Reichsregierung ermächtigt, für 

beſtimmte Lebensmittel anzuordnen, daß ſie nur in „Packungen 

oder Behältniſſen“ (= „Originalpackungen“) an den Verbraucher 
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64. Jahrg. 1935 Heft 34] 


Schrifttum 


2421 


abgegeben werden dürfen, und daß ſie Angaben über ihren Inhalt 
nach Art, Maß, Gewicht, Anzahl, Gebrauchswert, über die Zeit 
ihrer Herſtellung uſw. tragen müſſen. Hierdurch ſoll der Ver⸗ 
braucher auch vor ſolchen Übervorteilungen geſchützt werden kön⸗ 
nen, die nicht die Beſchaffenheit der Lebensmittel und ihre Bezeich⸗ 
nung betreffen ($ 4 Nr. 2 und 3, $ 5 Nr. 4 Leb Mitt.). Denn die 
Kehrſeite des hygieniſchen und marktwirtſchaftlichen Vorteils des 
Vertriebs in Originalpackungen iſt ja, daß der Käufer zahlen muß, 
ohne die Ware ſelbſt prüfen zu können. 

§ 5 Nr. 3 LebMitt®. und die ihn auf beſtimmte Lebensmittel 
anwendende KennzeichnungsvO. haben ihr Wurzelgut in der 
Kriegsgeſetzgebung des Jahres 1916 (BO. v. 18. Mai 1916 [RGBl. 
380), der auch die erſte Vorläuferin des heutigen § 4 Nr. 3 Leb⸗ 
Mitt. (VO. v. 26. Juni 1916 [RG Bl. 588) ihre Entſtehung ver⸗ 
dankt. (Über das Ineinandergreifen beider Vorſchriften ſiehe meine 
Ausführungen in der Anm. zu JW. 1934, 840 10.) 

Die Entwicklung der KennzeichnungsVO. bis zu der VO. 
über die äußere Kennzeichnung von Lebensmitteln vom 29. Sept. 
1927 (RGBl. I, 318) in der Faſſung vom 28. März 1928 (RG Bl. 
I, 136), die durch die neue VO. v. 8. Mai 1935 erſetzt iſt, wird in 
dem Büchlein von Merres dargeſtellt. 

Der Entwurf der heutigen VO. nebſt der amtlichen Begrün⸗ 
dung iſt nicht — wie bei den ſonſtigen VO. gemäß § 5 Leb Mitt. 
— in Heftform durch Julius Springers Verlag vollſtändig ver⸗ 
öffentlicht worden, ſondern nur teilweiſe in Fachzeitſchriften mitge⸗ 
teilt worden. Der dem Reichsrat als Druckſache Nr. 73 bereits im 
Jahre 1932 zugeleitete Entwurf der VO. iſt zwiſchenzeitlich mehr⸗ 
fach geändert worden, jo daß die ihm beigegebene amtliche Be⸗ 
gründung nicht überall dem endgültigen Text der VO. entſpricht. 

Merres hat durch Textgegenüberſtellungen und Anmer⸗ 
kungen die neue BD. jo dargeſtellt, daß an Hand der mitgeteilten 
amtlichen Begründungen zu der VO. und ihren Vorläuferinnen 
und einiger einſchlägiger gleichfalls abgedruckter VO. des Preis⸗ 
kommiſſars die betroffenen Kreiſe in Induſtrie und Handel, Ver⸗ 
waltungsſtellen, Anwälte und Gerichte ein vollſtändiges Bild von 
Sinn und Tragweite der VO. und dem neben ihr geltenden Rechts⸗ 
ſtoff gewinnen können. - 

Aus dem Text der VO. — ohne Kenntnis der Vorarbeiten — 
wäre das, jedenfalls für einen Juriſten ohne einſchlägiges Sonder⸗ 
wiſſen, kaum möglich. 5 

Wer weiß z. B. ohne weiteres, daß Fleiſchſalat, auch 
in luftdicht verſchloſſenen Behältniſſen, nicht „Dauerware“ 
im Sinne des § 1 Abſ. 1 Nr. 1 der VO. fein ſoll? 

Räucherfiſche find keine „Dauerwaren von Fiſchen“; 
Heringsſalate, ſelbſt in verſchloſſenen Behältniſſen, fallen 
gleichfalls nicht unter die VO., weil ſie weder als „Dauerwaren 
von Fiſchen“ noch als „Marinaden“ (Halbdauerwaren) zu gelten 
haben ($ 1 Abſ. 1 Nr. 2). 

Speiſeſalz iſt zwar ein „würzender Stoff“, aber kein 
„Gewürz“ und unterliegt deshalb ebenſowenig der VO. wie 
Eſſig (oder Kräutereſſig, Gewürzeſſig, Eſſig mit Kräuterge⸗ 
ſchmack) oder Moſtrich, die weder „Gewürze“ noch „Gewürz⸗ 
auszüge“ im Sinne des § 1 Abf. 1 Nr. 13 der VO. find. Dagegen 
iſt z. B. „engliſche Soße“ ein „Gewürzauszug“ im 
Sinne dieſer Vorſchrift. 

Alles dies und manches andere, was man zum Verſtändnis 
der VO. wiſſen muß, erfährt man in überſichtlicher Form aus dem 
nützlichen Büchlein von Merres. Es iſt das achte Heftchen der 
im gleichen Verlag erſchienenen Kurzkommenta re über den 
neben dem LebMitt®. geltenden lebensmittelrechtlichen Rechtsſtoff. 
Über einige früher erſchienene Kurzlommentare habe ich in JW. 
1934, 2758 berichtet. 

OL GPräſ. i. R. Dr. Holthöfer, Berlin. 


Dr. F. Schillinger, ObRegR., K. Haſſe, ObRegR., und 
Dr. H. Schick, RegAfiefjor: Das Einkommenſteuergeſetz v. 
16. Okt. 1934, nebſt dem Bürgerſteuergeſetz mit den Durch⸗ 
führungsverordnungen und Verwaltungsvorſchriften. 
(Stilkes Rechtsbibliothek Bd. 138.) Berlin 1935. Ver⸗ 
lag von Georg Stilke. 881 S. Preis geb. 18 . 

Ein nach Form und Inhalt geradezu vorbildliches 

Erläuterungsbuch mittleren Umfanges, das größte Verbreitung 

verdient und auch — trotz des relativ hohen Preiſes von 18 N, — 

ſicher finden wird. U t 

Format, Einband, Papier, Druck, Satz und ſyſtematiſche An⸗ 
ordnung ſind ſchon ſo glücklich gewählt, daß man unwillkürlich das 

Vertrauen gewinnt, auch der Inhalt der Erläuterungen werde ſol⸗ 

cher Form entſprechen. Und dieſes Vertrauen wird nicht enttäuſcht. 

In klarer, trotz der Schwierigkeit der Materie allgemeinverſtänd⸗ 

licher Ausdrucksweiſe wird der Leſer mit zielſicherer Hand durch den 


Bereich jedes Geſetzesparagraphen und aller zugehörigen Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen uſw. geführt, nachdem zunächſt immer ein 
Abſchnitt „Bisheriges und neues Recht“ den Zuſammenhang mit 
dem bisherigen Rechtszuſtand bzw. deſſen Abänderung klargeſtellt 
hat. In der Verwendung der überreichen Rechtſprechung des NYH. 
iſt mit Recht ſtarke Zurückhaltung geübt, da ja vieles daraus heute 
nur mehr beſchränkte oder gar keine Geltung mehr beanſpruchen 
kann, außerdem die Aufgabe eines derartigen Erläuterungsbuches 
gar nicht in einer — leider verſchiedentlich beliebten — Aneinander⸗ 
reihung unabſehbarer Rechtſprechungszitate beſteht. (Wer tiefer 
ſchürfen muß, greift doch zu Sammlungen wie der Kartei von 
Mrozek uſw., wo die Rechtſprechung vollſtändig zu finden iſt.) 
Aus allem ſpricht eine ſolch ſouveräne Beherrſchung der ganzen 
Materie, daß man ohne weiteres das Vertrauen gewinnt, richtig 
geführt zu werden. 


Wenn es auch ſelbſtverſtändlich iſt, daß ein ſolches für den 
Allgemeingebrauch beſtimmtes Erläuterungsbuch nicht die Tiefe 
eines „großen Kommentars“ haben kann und deshalb bei der Lö⸗ 
ſung ſchwieriger Probleme die Hauptarbeit doch dem (beamteten 
oder nichtbeamteten) Spezialiſten überlaſſen muß, ſo wäre doch an 
zahlreichen Stellen des Buches eine etwas größere Ausführlichkeit 
erwünſcht, gerade weil man von ſeinen Verf. ſo Gutes erwarten 
kann. Als zwei Beiſpiele für ſolche zu dürftig geratene Stellen 
nenne ich: Anm. 3 zu § 6 der Bürgerſteuerdurchführungsverord⸗ 
nung über die praktiſch ſo oft vorkommende Bürgerſteuerermäßi⸗ 
gung wegen verminderten Einkommens, worüber angeſichts des 
wenig glücklich geratenen Wortlautes der Beſtimmung ſchon mehr 
zu ſagen geweſen wäre; dann die Erläuterungen zu dem ungeheuer 
wichtigen § 30, zu dem die Verf. Eigenes überhaupt nicht ſagen, 
obwohl es an Problemen wirklich nicht gefehlt hätte (z. B. das von 
Bühler: StW. 1935 Sp. 165 ff. vorzüglich behandelte Problem 
des im Inland erzielten Gewinns bei Produktion im Ausland und 
Vertrieb im Inland). 


RA. Dr. Fürnrohr, München. 


Karl Blomeyer, o. ö. Prof.: Hat der Bauer Eigentum am 
Erbhof? Sonderabdruck aus Feſtſchrift ſür Rudolf Hübner. 
Jena 1935. Verlag der Frommannſchen Buchh. (Walter 
Biedermann). 20 S. Preis 0,90 RM. 


Ein ſehr beachtlicher Beitrag im heutigen Streben nach 
einem neuen Eigentumsbegriff. Der Verf. gibt zuerſt eine Über⸗ 
ſicht über die zum Eigentum am Erbhof bisher vertretenen An⸗ 
Achten und ſetzt ſich mit dieſen auseinander. Er beſtreitet dabei den 
vielfach behaupteten grundſätzlichen Unterſchted zwiſchen dem Eigen⸗ 
tum am Erbhof und dem Eigentum nach BGB. In förmlicher Hin⸗ 
ſicht läßt ſich das auch nicht widerlegen, da der Eigentumsbegriff 
nach BGB. die grundſätzlich unbeſchränkte Herrſchaft über eine 
Sache nur foweit einräumt, als „nicht das Geſetz oder Rechte 
Dritter entgegenſtehen“. In der formalrechtlichen Anknüpfung des 
Erbhofrechts an die Begriffswelt des BGB. beſtand auch die ein⸗ 
zige Möglichkeit, das Teilgebiet des Erbhofrechts vor der Erneue⸗ 
rung des Bürgerlichen Rechts einer grundſätzlichen und abſchließen⸗ 
den Regelung zuzuführen. Die Grenzen der Geltung von BGB. 
und Erbhofrecht und die Art ihres gegenſeitigen Einwirkens laſſen 
ſich zufriedenſtellend nur finden, wenn wir das Recht des Bauern 
am Erbhof wenigſtens in förmlicher Hinſicht dem reichlich aus⸗ 
gehöhlten Eigentumsbegriff des BGB. einordnen. 

Was den Inhalt des Eigentums angeht — und er muß doch 
das Hauptmerkmal einer Eigentumsordnung ſein — zeigt ſich aber 
doch ein grundſätzlicher und tiefgehender Unterſchied zwiſchen dem 
vielfach pflichtgebundenen Recht des Bauern am Erbhof und der 
im BGB. unter Vorbehalt einſchränkender Geſetzesbeſtimmungen 
ausgeſprochenen grundſätzlichen Befugnis des Eigentümers, mit 
einer Sache nach Belieben zu verfahren. Das Erbhofrecht kündigt 
durch ſeine dem Bauern auferlegten Pflichten und Bindungen nicht 
nur Grundlinien einer neuen Eigentumsordnung an, ſondern ver⸗ 
wirklicht ſie für ſeinen Geltungsbereich. Damit bringt es aber einen 
Eigentumsbegriff, der vom Eigentum, wie es dem BGB. vor⸗ 
ſchwebt, grundſätzlich verſchieden iſt. Dieſer Unterſchied erſcheint 
in der Schrift zu wenig herausgearbeitet. So notwendig die förm⸗ 
liche Anknüpfung an das BGB. iſt, ſo notwendig iſt es auch zu 
erkennen, daß dem Inhalt nach das Erbhofrecht uns einen völlig 
neuen pflichtgebundenen Eigentumsbegriff vor Augen führt, den 
wir mit Hilfe des Geſetzesvorbehalts in 8 903 mit dem BGB. in 
Verbindung bringen können, den wir aber nicht der Vorſtellungs⸗ 
welt des aus einer völlig anderen Weltanſchauung und Gedanken⸗ 
welt überkommenen BGB. einverleiben dürfen, wenn wir nicht 
die Rechtserneuerung mehr als nötig mit dem Ballaſt vergan⸗ 
gener Zeit beſchweren wollen. 


Notar Dr. Seybold, Berlin. 


2422 


Schrifttum 


Dr. jur. Wilhelm Ruhl, AGR. in Kaſſel, und Adolf Schild, 
Juſt Inſp. in Kaſſel: Die Zwangsverſteigerungs⸗ und 
Zwangsverwaltungspraxis. Anträge, Verfügungen, Proto⸗ 
kolle, geringſte Gebote, Teilungspläne, Koſten und Stempel. 
2., weſentl. verm. u. erg. Aufl. Berlin 1935. Carl Hey⸗ 
manns Verlag. XI u. 452 S. Preis geb. 12 A,. 


Die zweite Auflage des bisher in dieſer Zeitſchrift nicht be⸗ 
ſprochenen Buches bringt gegenüber der erſten Auflage als weſent⸗ 
liche Verbeſſerung zu Beginn den Geſetzestext mit Hinweiſen, an 
welcher Stelle des Buches die einzelne Vorſchrift beſprochen iſt. 
Damit iſt den bisherigen Mängeln abgeholfen, daß die Meinungs⸗ 
äußerung der Verf. zu einer beſtimmten Geſetzesſtelle nur mit 
Schwierigkeiten aufzufinden war, und daß der Benutzer des Buches, 
wollte er die Anſicht der Verf. aus dem Geſetz nachprüfen, eine 
Textausgabe daneben heranziehen mußte. Folgerichtig ſind am 
Schluß jetzt auch die Beſtimmungen über die Tätigkeit der Zwangs⸗ 
verwalter und die wichtigſten Notverordnungsbeſtimmungen im 
Wortlaut aufgenommen worden. 


Damit hat das Buch das ihm geſteckte Ziel, Handbuch und 
Ratgeber des preußiſchen Richters und Urkundsbeamten in allen 
Angelegenheiten der Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung 
zu ſein, in vollkommenſter Weiſe erreicht; zugleich ſind in dieſer 
Zweckbeſtimmung die Grenzen ſeiner Benutzbarkeit erkennbar, von 
denen unten noch zu ſprechen fein wird. Die Verf. verfolgen den 
Gang eines Zwangsverſteigerungsverfahrens von der Anordnung 
bis zur Schlußverfügung mit 147 Muſtern zu Beſchlüſſen, Ver⸗ 
fügungen, geringſten Geboten, Teilungsplänen uſw. und erörtern 
darin jede denkbare Beſonderheit und Schwierigkeit ohne Rückſicht 
darauf, ob ſie häufig oder ſelten vorkommen mag. Daran ſchließen 
ſich noch 18 Muſter für das Gebiet der Zwangsverwaltung an. In 
einem Anhang find die koſten⸗, ſtempel⸗ und ſteuerrechtlichen Fra⸗ 
gen ſowie die Aktenbehandlung, ſoweit ſie irgend mit dem behan⸗ 
delten Gebiet in Beziehung ſtehen, erörtert. Jedem Muſter ſind 
Bemerkungen für den Richter beigegeben, die der Erklärung des 
entworfenen Beſchluſſes oder der Verfügung dienen, aber auch auf 
alle einſchlägigen Streitfragen unter Angabe der weſentlichſten 
Meinungen und auf etwaige Sonderabhandlungen zu der betref⸗ 
fenden Frage hinweiſen, und Bemerkungen für den Urkunds⸗ 
beamten über die ſeine Tätigkeit betreffenden Fragen. 


Der Richter oder Urkundsbeamte wird alſo in jedem Fall in 
dieſem Buch Antwort auf die Frage finden, was er zu tun hat, 
und das iſt für den vielbeſchäftigten Praktiker zunächſt das Wichtigſte, 
wenn er zu ſeinem Handbuch greift. Er wird aber nicht nur mit 
einem Entwurf zur Verfügung bzw. zum Beſchluß abgeſpeiſt, wie 
es in anderen Formelbüchern — beſtenfalls unter Angabe der 
Nummern der Geſetzesparagraphen in Klammern — oft geſchieht, 
ſondern in den Bemerkungen kann er ſich kurz und unter Ver⸗ 
gleich mit dem vorangeſtellten Geſetzestext darüber unterrichten, 
warum ihm das Muſter vorgeſchlagen wird. Er lernt deshalb 
gleichzeitig das Geſetz anwenden, und wenn er es ſchon jahrelang 
anzuwenden hat, lernt er Neues hinzu. Denn dieſe Bemerkungen 
zeigen einmal, daß ſie erfahrene Praktiker zu Verf. haben, die alle 
Note der Praxis und auch die ſtets wiederkehrenden Fehler kennen 
und die im Gegenſatz zu den ſtreng wiſſenſchaftlichen Erläuterungs⸗ 
büchern nicht nur das geſetzlich Vorgeſchriebene, ſondern auch das 
Zweckmäßige erörtern (vgl. Bem. 3 zu M. 10: „In Zweifelsfällen 
eher eine Zuſtellung zu viel als zu wenig“). Die Bemerkungen 
zeigen weiter, daß die Verf. über alle Entſcheidungen, Aufſätze und 
Zweifelsfragen bis in die neueſte Zeit unterrichtet ſind und dieſe 
teils mit, teils ohne eigene Stellungnahme am gehörigen Ort 
darlegen. Deshalb wird auch der langjährige Praktiker daraus mit 
Nutzen den neueſten Stand der Rechtslehre und Rechtſprechung 
entnehmen. Daß die Verf, mitunter ſich eigener Stellungnahme 
enthalten, in den übrigen Fällen ihre Stellungnahme nicht näher 
begründen, ergibt ji) aus der geſteckten Aufgabe, die das wiſſen⸗ 
ſchaftliche Schrifttum nicht vermehren, ſondern dem Praktiker einen 
Führer durch das Geſetz in die Hand geben will. Von ganz gering⸗ 
fügigen Ausnahmen abgeſehen ſind die Muſter und Bemerkungen 
zuverläſſig, fo daß ſich der Benutzer unbedenklich nach ihnen rich⸗ 
ten kaun. 

Dazu haben die Verf. ſtatt jeden Vorworts oder Einleitung 
dem Buch den weſentlichen Abſchnitt aus der AV. des R.⸗ u. Proz M. 
v. 3. Jan. 1935 über die neue Auffaſſung der Tätigkeit des Vollſtrek⸗ 
kungsrichters als Geleitwort vorangeſtellt, um dem Benutzer den 
Geiſt, aus dem heraus er ſeine Verfügungen und Beſchlüſſe zu 
faſſen hat, jederzeit vor Augen zu halten. Wer die Schwierigkeiten 
dieſes Sondergebiets aus der Erfahrung kennt, kann alſo nur 
wünſchen, daß jedem damit beſchäftigten preußiſchen Richter und 
Urkundsbeamten dies Buch ſtets griffbereit zur Verfügung ſtehen 
möge. 
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Bei einer Beſprechung des Buches in der heutigen Zeit einer 
einheitlichen Reichsjuſtizverwaltung kann aber nicht daran vor⸗ 
übergegangen werden, daß ſich die Verf. ganz bewußt und un⸗ 
bedingt auf die preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen beſchränkt 
haben. Sogar Bl. 419 Anm. 1, wo es nur eines Wortes darüber 
bedurft hätte, daß die dort genannten außerpreußiſchen Anordnun⸗ 
gen im weſentlichen ſachlich mit den preußiſchen Vorſchriften über⸗ 
einſtimmen, fehlt ein folder Hinweis. Sonſt habe ich an keiner 
Stelle überhaupt eine Erwähnung außerpreußiſcher Beſtimmungen 
gefunden. Das iſt verſtändlich, denn es erhält dem Buch die Über- 
ſichtlichkeit für die preußiſchen Benutzer, und es iſt wohl auch im 
Koſten⸗, Gebühren⸗ und Stempelweſen unvermeidlich bei der noch 
herrſchenden Vielgeſtaltigkeit des Landesrechts auf dieſem Gebiet. 
Aber es iſt bedauerlich, denn es beeinträchtigt die Benutzbarkeit in 
den übrigen deutſchen Ländern, und man kann nur hoffen, daß die 
kommende Rechtsvereinheitlichung dieſem hervorragenden Buch — 
vielleicht in einer künftigen Auflage — auch den Weg in die außer⸗ 
preußiſchen deutſchen Länder öffnen wird. 

Es muß auch darauf hingewieſen werden, daß das Buch ganz 
weſentlich für den Gebrauch bei Gericht beſtimmt iſt. Ich habe 
nicht den Eindruck, daß der Anwalt oder Juſtitiar eines Unter⸗ 
nehmens es mit Vorteil benutzen wird. Wer ſich an Hand eines 
Beſchlußmuſters und der für den Richter beſtimmten Bemerkungen 
dazu unterrichten ſoll, ob ein ihm vorliegender Beſchluß richtig 
oder falſch iſt, oder wie er einen ſolchen Beſchluß erwirken kann. 
greift ſtatt deſſen lieber zum (kürzer oder ausführlicher) erläuterten 
Geſetzestext, aus dem er gewohnt iſt, ſich unmittelbar Rat zu 
holen. Auch der Lernende, mag er Student oder Referendar ſein, 
wird das Buch zwar während ſeiner Ausbildungszeit bei Gericht 
für die Bearbeitung eines beſtimmten Falles ausgezeichnet ge⸗ 
brauchen können, für die Erarbeitung des Rechtsgebiets im allge⸗ 
meinen werden ihm aber die mit allen Möglichkeiten ausgeſtatteten 
Beiſpiele zu verwirrend ſein. 

Zur weiteren Verbeſſerung des Buches in künftigen Auflagen 
ſeien noch einige Vorſchläge und Hinweiſe auf Einzelheiten bei⸗ 
gefügt, in denen ich mit den Verf. nicht einig gehe. So folgen 
wiederholt nach einem als Muſter gebrachten Antrag ſogleich die 
Verfügung über die Bekanntgabe des Beſchluſſes und die Bemer⸗ 
kungen, und dann erſt als nächſtes Muſter der Beſchluß, ſo daß 
der Leſer zunächſt ſuchen muß, welcher Beſchluß bekanntgegeben 
werden ſoll (vgl. z. B. S. 52). Zur beſſeren Überſichtlichkeit emp⸗ 
fiehlt ſich hier ein Zwiſchenſatz: Beſchluß |. Muſter 5 o. ä. S. 50 
Bem. 9 Abſ. 2 könnte dahin mißverſtanden werden, als ob der 
Verſteigerungsrichter den Willen des Ehemannes auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung zu erforſchen hätte. Für ihn iſt aber ledig⸗ 
lich das Vorhandenſein der Vollſtreckungsklauſel maßgebend, über 
deren Erteilung er im Regelfall nicht zu befinden hat. In Muſter 
10 A und Bem. 11 wird davon ausgegangen, daß der Anordnungs⸗ 
beſchluß (Beitrittsb.), auch wenn dem Antrag voll entſprochen iſt, 
dem Glaubiger förmlich zugeſtellt werden müſſe. Nach der Neu⸗ 
faſſung des § 329 Abſ. 3 ZPO. iſt aber die formloſe Überſendung 
ausreichend (Armſtroſf: DIZ. 34, 456). In Fußnote 3 zu 
Muſter 10 und Bem. 2 zu Muſter 29 wäre ein Hinweis darauf 
angebracht, daß eine Prüfung der Anwendung des Vollſtreckungs⸗ 
ſchutzes auch in den Fällen des Art. 1 8 4 des Geſ. v. 27. Dez. 1933 
und der SS 42 und 75 ff. SHRE. entfällt. 1 

Selbſtverſtändlich können und ſollen aber dieſe kurzen Bemer⸗ 
kungen den oben hervorgehobenen ganz beſonderen Wert des 
Buches für die Praxis in keiner Weiſe beeinträchtigen. 

LGR. Dr. Wilhelmi, Wiesbaden. 


Reichsknappſchaftsgeſetz in der am 1. Mai 1935 geltenden 
Faſſung. Mit ergänzenden Hinweiſen von Prof. Hans 
Thielmann, SenPräſ. am RVerſA., Kommiſſar für die 
Reichsknappſchaft. Berlin 1935. Verlag für Sozialpolitik, 
Wirtſchaft und Statiſtik Gmb. 280 S. Preis geb. 
6,40 Hl. 

Ebenſo wie das ſonſtige Sozialverſicherungsrecht iſt das 
Knappſchaftsrecht z. Z. durch die verſchiedenen Geſetzesänderun⸗ 
gen und die Anderungen der Satzung des RKnappſchch. ſehr un⸗ 
überſichtlich, fo daß ſelbſt derjenige, der ſich dauernd damit befaſ⸗ 
ſen muß, ſchwer hindurch findet. Dazu kommt, daß für die Ver⸗ 
ſicherungsfälle vor und nach dem 1. Jan. 1934 verſchiedenes Recht 
gilt. In jedem einzelnen Falle muß daher zuerſt geprüft werden, 
ob altes oder neues Recht anzuwenden iſt. Zur Zeit iſt der Um⸗ 
bau der Knappſchaftsverſicherung auch noch nicht beendet. Der 
jetzige Zuſtand ſtellt alſo eine Art Übergangsregelung dar. Deshalb 
hat der Verf., der z. Z. Reichskommiſſar für die Reichsknappſchaft 
iſt, davon abgeſehen, eine Neuauflage ſeines Buches über das 
„Reichsknappſchaftsrecht“ (2. Aufl, 1926, beſpr. JW. 1927, 234) 
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zu veranlaſſen, und ſich darauf beſchränkt, in dem vorliegenden 
Buche das RKnappſchG., die Satzung der RKnappſchcz. und die⸗ 
jenigen Vorſchr. der übrigen Sozialverſicherungsgeſetze in der Faſ⸗ 
ſung vom 1. Mai 1935 zu bringen, die zum Verſtändnis der 
knappſchaftlichen Penſionsverſicherung und der Beſonderheiten der 
ſonſtigen Knappſchaftsverſicherung erforderlich ſind. Neben dem 
RKnappſchch., dem EinfGG. dazu und der Satzung der Rͤnappſch. 
find die RVO. und das AngVBerf®. in den neuen Falken ab⸗ 
gedruckt, ſoweit der genannte Zweck es erfordert. Dazu kommen 
noch die Vorſchr. des letzten Abſchnitts der VO. vom 17. Mai 
1934 (RGBl. I, 419) und eine Anzahl wichtiger VO., Beſtimmun⸗ 
gen und Verträge, das Geſetz vom 5. Juli 1934 (RGBl. I, 577) 
ſowie die dazu ergangenen VO. und die ÜberleitungsVO. für das 
Saarland. Nicht aufgenommen ſind aus Gründen der Raumer⸗ 
ſparnis die Vorſchriften der Kranken-, Unfall⸗, Invaliden⸗ und 
Arbeitsloſenverſicherung, weggelaſſen aus den abgedruckten Ge⸗ 
ſetzen uſw. alle für die knappſchaftliche Verſicherung nicht in Be⸗ 
tracht kommenden oder ſeit 1. Jan. 1934 nicht mehr praktiſchen 
Vorſchriften. Mit dem Abdruck aller genannten Geſetze uſw. wäre 
der Zweck der Arbeit aber nicht erreicht, da ein Durchfinden auf 
Grund des Textes allein doch kaum möglich wäre. Deshalb hat 
Verf. alle abgedruckten Vorſchriften mit gegenſeitigen und erläu⸗ 
ternden Hinweiſen verſehen, die den Gebrauch des Buches nicht, wie 
er im Vorwort jagt, erleichtern, ſondern überhaupt erſt ermöglichen. 
Welche Arbeit in dieſer „erläuterten“ Zuſammenſtellung ſteckt, 
kann nur der ermeſſen, der täglich mit dem Knappſchaftsrecht zu 
tun hat. Dem Verf. gebührt dafür der Dank aller Beteiligten. 
Daß, wie geſagt, das alte Recht keine Aufnahme gefunden hat, iſt 
kein Nachteil, ſondern vielmehr zu begrüßen. Dadurch wird die 
überficht über den gegenwärtigen Zuſtand erleichtert. Und Fälle, 
in denen das alte Recht noch zur Anwendung zu kommen hat, ſind 
nicht ſo zahlreich, wie man denken könnte, obwohl es für alle 
am 1. Jan. 1934 laufenden Verſicherungsleiſtungen gilt. Eine 
knappe, aber klare und verſtändliche Überſicht über das Reichs⸗ 
knappſchaftsrecht nebſt einem Schlüſſel zum Vergleich der einzelnen 
Paragraphen in der alten und neuen Faſſung des Geſetzes leiten 
das Buch ein, ein eingehendes Sachregiſter ſchließt es ab. 
LG Dir. Kerſting, Berlin. 


Prof. Dr. Lutz Richter: Grundriß der Reichsverſicherung. 
Stuttgart⸗Berlin 1935. Verlag W. Kohlhammer. 100 S. 
Preis kart. 3 A. 


Der Verf. gibt in dem kleinen Buch einen ausgezeichneten 
gedrängten Überblick über den augenblicklichen Stand der deutſchen 
Sozialverſicherung mit Ausnahme der Arbeitsloſenverſicherung. 
An einen einleitenden Abſchnitt, der die Entſtehung der Sozial⸗ 
verſicherung und ihre nationalſozialiſtiſche Reform im allge⸗ 
meinen behandelt, ſchließen ſich Abſchnitte über den Kreis der 
Verſicherten, die Verſicherungsfälle, die Einrichtungen zur Durch⸗ 
führung der Verſicherung, ihre einzelnen Arten (Kranken-, 
Renten-, Unfall⸗ und Knappſchaftliche Verſicherung), das Ver⸗ 
fahren und die Aufſicht. In geradezu muſterhafter und klarer 
Weiſe ſind trotz des beſchränkten Raumes die einzelnen Be⸗ 
griffe des Sozialverſicherungsrechts, die Eigenheiten jeder ein⸗ 
zelnen Verſicherungsart und die Unterſchiede im Aufbau und in 
den Leiſtungen zwiſchen den verſchiedenen Arten der Verſicherun⸗ 
gen herausgearbeitet. Aufgeräumt wird mit veralteten Anſchauun⸗ 
gen und Konſtruktionen. Man leſe z. B. den kurzen Abſatz über die 
ſogenannte Wanderverſicherung (S. 70), einen Begriff, über den 
klar zu werden ſonſt das Studium großer Kommentare erforder⸗ 
lich iſt, oder die Definition der Verſicherungsfälle als „Störungen 
des Arbeitslebens des Verſicherten, die zu einem Ausfall an Lohn 
oder ſonſtigem Einkommen oder zu einem erhöhten Ausgaben⸗ 
bedarf führen“ (S. 34). Wie klar iſt auch der Unterſchied im Auf⸗ 
bau zwiſchen der Krankenverſicherung einerſeits, den ſogenannten 
Rentenverſicherungen (Invaliditätsrente, Ruhegeld) andererſeits 
auf S. 43 f., 58 aus dem Aufgabenkreiſe beider Verſicherungsarten 
hergeleite: und erklärt! Die Sprache iſt jo einfach, daß ſie auch Laien 
verſtehen können, die mit der Sozialverſicherung zu tun haben. 
Man kann dem Buche daher nur weite Verbeitung wünſchen. Ein 
Sachregiſter, das nicht einmal erforderlich erſcheint, erleichtert das 
Auffinden und ſchließt das Buch. 1 

LGdir. Kerſting, Berlin. 


Zentralblatt für Reichs verſicherung und Reichsverſorgung. 
Jahrgang 1935. Nr. 13 und 14 (1. und 2. Juliheft). 
Stuttgart, Berlin. Verlag W. Kohlhammer. 

Mit der Nr. 13 erſcheint dieſe gut eingeführte und „für die 

Praxis der geſamten Reichsverſicherung “ unſtrettig be⸗ 

deutſame Zeitſchrift unter neuer Herausgeberſchaft: der des Sen⸗ 
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Präſ. im RVerſA. Dr. Traenckner und des Abteilungsleiters 
im Amt Sozialverfiherung und Arbeitsfürſorge der DAF. A. 
Anders; die Schriftleitung iſt die gleiche geblieben (Amtsleiter 
Franz Mende). Zutreffend iſt auch die Ankündigung einer 
„bemerkenswert ſtattlichen Reihe von Beiträgen, die für Politik, 
Verwaltung, Rechtſprechung der Sozialverſicherung und für die 
praktiſche Arbeit der einzelnen Verſicherungsträger beſondere Be⸗ 
achtung beanſpruchen dürfen“. Dagegen vermißt man ſowohl in der 
Leitung als auch in den Artikeln der Zeitſchrift die Reichs ver⸗ 
ſorgungß; ſelbſt in der von ORR. Dr. Bültmann gebrachten 
„Rechtſprechung des RVerſA.“ findet ſich (auf S. 310) nur eine 
einzige Entſcheidung, nämlich über „Einkommensminderung i. S. 
des § 12 Abſ. 2 RVerſorgG.“ (beim Bezuge von Krankengeld). Die 
Erklärung für dieſe Einſtellung liegt darin, daß die Reichsverſor⸗ 
gung ſchon im Anfang ganz einſeitig, formell und materiell von der 
Sozialverſicherung her aufgezogen worden iſt. Zu wünſchen wäre, 
daß bei der von der Reichsregierung geplanten Neuregelung der 
Kriegsbeſchädigtenverſorgung, insbeſ. zunächſt bei der bevorſtehen⸗ 
den Verſorgung der Wehrmacht und ihrer Vorſtufe, dem Arbeits⸗ 
dienſt, das Reich die Heilbehandlung ſeiner im Dienſt fürs Vater⸗ 
land zu Schaden gekommenen Verteidiger ſelbſt wieder in die Hand 
nähme und durch die hierfür zur Verfügung ſtehenden Arzte und 
bewährten Einrichtungen der Reichsverſorgung durchführen ließe; 
das wäre das Naheliegende und diente gleichzeitig vom ärztlich⸗ 
wiſſenſchaftlichen Standpunkt aus der Fortbildung der Militärärzte 
ſowie dem Sammeln von Erfahrungen auf dieſem Gebiete. Sicher⸗ 
lich aber darf das ZRR. nicht für ſich in Anſpruch nehmen, auch 
die „geſamte“ Reichsverſorgung, die kein Anhängſel der Sozial⸗ 
verſicherung bildet, zu erfaſſen; denn neben dem hier behandelten 
kleinen Teilausſchnitt umfaßt die Reichsverſorgung noch ganz an⸗ 
dere, nur ihr eigene, von der Sozialverſicherung völlig unabhängige, 
wichtige und von dieſer auch hinſichtlich Geſetzgebung, Rechtſpre⸗ 
chung und Verwaltung durchaus getrennte Fragen und Geſetze. 
Mit Rückſicht hierauf wäre es richtiger, die Zeitſchrift nur als 
„Zentralblatt für die Reichsverſicherung“ zu bezeichnen. 
Sen Präſ. Dr. Arendts, Berlin. 


Priv Doz. Dr. Hans Herbert Hohfeld: Gedanken zur Neu: 
geſtaltung des deutſchen Unternehmensrechtes. Berlin 1935. 
Junker und Dünnhaupt Verlag. 112 S. Preis broſch. 
4,50.RM. 


Ein äußerſt intereſſanter Beitrag zu einem der wichtigſten 
wirtſchaftsrechtlichen Probleme, das durch nationalſozialiſtiſche 
Rechtsgeſtaltung gelöſt werden muß. Der Verf. verſucht die Löſung 
dadurch, daß er vom Unternehmen als „wirtſchaftlichem Tatbeſtand“ 
ausgeht und mit Recht verlangt, daß ſich dieſer wirtſchaftliche Tat⸗ 
beſtand und die Unternehmensform decken müſſen. Zuvor erörtert 
er das Verhältnis von Wirtſchaft und Recht. Hier iſt ihm in der 
Formulierung freilich keinesfalls beizuſtimmen. Er 
ſtellt den Satz auf: „Wirtſchaft geht vor Recht“ — das iſt zweifellos 
völlig unrichtig. Recht iſt die Grundlage der Wirtſchaft. Wirtſchafts⸗ 
formen, Wirtſchaftsvorgänge bauen ſich auf dem Recht auf. Das 
Recht hat, wie auch der Verf. ſagt, die Formen zu ſchaffen, auf 
Grund deren ſich alle wirtſchaftlichen Kräfte zum Wohl des Ganzen 
auswirken können. Aber gerade deshalb dient es nicht der Wirt⸗ 
ſchaft, ſondern lediglich dem Ganzen. Der Fehler des Verf. liegt 
alſo mehr in der unglücklichen und zu Mißverſtändniſſen verleiten⸗ 
den Formulierung, als in dem, was er wirklich meint. 


In den folgenden Ausführungen iſt ihm dagegen im weſent⸗ 
lichen beizuſtimmen. Mit Recht ſtellt er als zwei entſchei⸗ 
dende Hauptmängel des geltenden Rechtes voran die 
mangelnde Verantwortung der Unternehmens⸗ 
führer und den Mangel an Wahrheit der Unter⸗ 
nehmensform, d. h. die Tatſache, daß heute niemand aus der 
Rechtsform eines Unternehmens auf ſein Weſen ſchließen kann 
(3. B. Studentenheime als Aktiengeſellſchaften, „Einmanngeſell⸗ 
ſchaften“ uſw.). Demgegenüber verfucht er eine neue Einteilung 
der Unternehmungen zu geben, die von der unternehmeriſchen Be⸗ 
tätigung einerſeits, dem Vermögenseinſchuß andererſeits ausgeht. 
Er unterſcheidet: N f 

die Einzelunternehmung: Ein Einzelner führt und ftellt die 

die Mittel zur Verfügung; 4 

die Unternehmergeſellſchaft: Mehrere führen und find mit 

ihrem Vermögen beteiligt; 

die Einlagegeſellſchaft: Einer führt, mehrere ſtellen die Mittel; 

die Kapitalgeſellſchaft: Einer oder mehrere führen; ein großer 

Kreis ſtellt die Mittel. 

Die Einteilung läßt erkennen — was Verf. denn auch ſpäter 
ausführt —, daß ſich die einzelnen Unternehmensformen mit vor⸗ 
hanbenen Einzelunternehmensformen — Offene Handelsgeſellſchaft, 
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Kommanditgeſellſchaft, Aktiengeſellſchaft — nahe berühren, unbe⸗ 
ſchadet der Tatſache, daß Führung, Haftung, Offenlegung uſw. in 
vielen grundlegenden Punkten einer völligen Neugeſtaltung unter⸗ 
zogen werden müſſen. Auch hierfür ſtellt der Verf. Leitſätze auf, die 
durchaus zutreffend ſind, ſo z. B.: 


Darlehne find je nach ihrem wirtſchaftlichen Charakter recht⸗ 
lich unter Umſtänden als Beteiligungen anzuſehen (prak⸗ 
tiſch ſehr wichtig bei Bankdarlehn); 


„Derjenige, der handelt, ſoll unter allen Umſtänden für ſein 
Tun unbeſchränkt haften“ (vielleicht geht hier der Vorſchlag 
des Verf. etwas zu weit, entſprechend altem Hamburger Recht 
auch das Frauengut zur Deckung der Verpflichtungen des 
Kaufmannes heranzuziehen); 

a haften ſoll der, der ſich nur beteiligt” (alſo nicht 
ührt!). 


Nach diefen grundlegenden Ausführungen erörtert der Verf. 
die einzelnen für das neue Unternehmensrecht wichtigen Punkte. 
Zunächſt den Erwerb der Kaufmannseigenſchaft, wo er allgemein 
Verleihung verlangt. Richtig an ſeinen Ausführungen iſt, daß der 
deutſche Kaufmann der Zukunft fachlich erfahren und charakterlich 
zuverläſſig fein muß. Ob zur Erreichung dieſes Zieles freilich eine 
Konzeſſionierung auf allen Gebieten erforderlich iſt, erſcheint zwei⸗ 
felhaft. In manchen Zweigen iſt ſie heute ſchon geſetzlich verankert, 
fo im Banken- und Einzelhandelsrecht. In anderen iſt fie zweifels⸗ 
ohne am Platze, ſo im Außenhandel. Ob ſie überall notwendig iſt 
und ob nicht durch Maßnahmen der gewerblichen Selbſtverwaltung 
das gleiche Ziel beſſer erreicht werden kann, iſt zum mindeſten 
zweifelhaft. Zuzuſtimmen iſt dem Verf. jedenfalls in ſeiner For⸗ 
derung, die gegenwärtigen Beſtimmungen über den Erwerb der 
Kaufmannseigenſchaft zu ändern und zu vereinfachen. Begrüßens⸗ 
wert iſt auch die Forderung der Verf. nach verſtärkter Firmen⸗ 
wahrheit, auch bei Übergang eines Unternehmens in andere Hände, 
ebenſo die Forderung nach einer ins einzelne gehenden geſetzlichen 
Abſchlußrechnung für alle Unternehmen, nicht nur für die Aktien⸗ 
geſellſchaften. Praktiſch undurchführbar und auch nicht gerechtfertigt 
erſcheint dagegen ſein Vorſchlag, Beteiligungen von Prokuriſten 
uſw. durch die Standesorganiſation überwachen zu laſſen. 


Sodann erörtert der Verf. nacheinander die wichtigſten For⸗ 
men der Handelsgeſellſchaften heutigen Rechtes, die Offene Han⸗ 
delsgeſellſchaft, die Kommanditgeſellſchaft (einen Typ der „Ein⸗ 
lagegeſellſchaft“ i. S. der Ausführungen des Verf.), die GmbH., die 
Aktiengeſellſchaft, die Genoſſenſchaften, die Verſicherungsgeſellſchaf⸗ 
ten, die Reederei, die bergrechtlichen Gewerkſchaften ſowie ſchließ⸗ 
lich ſonſtige Geſellſchaftsformen (Stiftungen, Bohrgeſellſchaften, 
Kolonialgeſellſchaften). Nur einige Bemerkungen ſeien zu den ſehr 
e und theoretiſch wie praktiſch wichtigen Ausführungen 
geſtattet. 


Bei der Offenen Handelsgeſellſchaft verlangt der Verf. — 
meines Erachtens mit Recht — eine Verſelbſtändigung der Geſell⸗ 
ſchaft in dem Sinne, daß ſich das Vermögen der Geſellſchaft haf⸗ 
tungsmäßig von dem der Geſellſchafter ſcheidet: Der einzelne Ge⸗ 
ſellſchafter ſoll zwar weiterhin voll haften, aber zunächſt mit dem 
Geſellſchaftsvsermögen, in zweiter Linie mit dem was er privat 
beſitzt. Eine Folgerung, die ſich aus dem Begriff des Unternehmens 
als ſelbſtändigem wirtſchaftlichem Tatbeſtand ergibt. Bei der Kom⸗ 
manditgeſellſchaft verlangt Verf. für den Kommanditiſten größere 
Rechte. Die GmbH. bezeichnet er als ein „in allen Farben ſchil⸗ 
lerndes Irrlicht“, mit dem aufzuräumen iſt. Fraglos hat ſich dieſe 
Geſellſchaftsform in ſehr vielen Fällen keineswegs bewährt. Man 
ſoll in der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaft die Haftung nicht be⸗ 
ſchränken, ſoweit es ſich nicht um untragbare Riſiken handelt, bei 
denen die Aktiengeſellſchaft eine Form bietet. Bei der Aktiengeſell⸗ 
ſchaft verlangt der Verf, meines Erachtens gleichfalls mit Recht, 
die uneingeſchränkte Haftung des Vorſtandes gegenüber den Ge⸗ 
ſellſchaftsgläubigern, ein Vorſchlag, dem allerdings der Akademie⸗ 
ausſchuß nicht beigetreten iſt. Mit Recht will der Verf. ferner für 
die Frage der Vorſtaudsbezüge das Treueverhältnis zur Ge⸗ 
ſellſchaft maßgebend ſein laſſen. Er folgert daraus: Keine feſten, 
ſondern dem Ergehen des Unternehmens angepaßten Bezüge. Die 
Aufgabe des Auſſichtsrates erblickt er in der Ausübung der Auf- 
ſicht und Kontrolle; er ſoll die Stelle ſein, die „die Rechte der 
Volksgemeinſchaft, des Standes und der Anteilseigner zu wahren 
hat“. Die Rechte der Generalverſammlung dagegen ſollen ſtark 
eingeſchränkt werden. Mit Recht unterſtreicht der Verf. auch die 
große Bedeutung der Wirtſchaftsprüfer beim Neuaufbau des Ge⸗ 
ſellſchaftsrechtes. Eine Reihe von Einzelvorſchlägen werden auch 
bei der Erörterung des Genoſſenſchaftsrechtes gemacht, wobei die 
Genoſſenſchaften ſelbſt als vorzüglich bewährte Formen bezeichnet 
werden. Nicht beizuſtimmen iſt dagegen den Ausführungen des 
Verf., daß ſich im Verſicherungsweſen vorwiegend die Großunter⸗ 


nehmen durchſetzen ſollen. Im Gegenteil wird es hier erwägens⸗ 
wert ſein, ähnlich wie bei den Kapitalgeſellſchaften, die Umwand⸗ 
lung von Aktiengeſellſchaften in Verſicherungsvereine auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit zu fördern, während der Verf. dieſe Form verſchwinden 
laſſen will. 


Am Schluß ſtellt der Verf. den vorhandenen Geſellſchaftsfor⸗ 
men die von ihm aufgeſtellten Typen gegenüber, bei denen im 
Mittelpunkt ſtets der vollhaftende verantwortungsbewußte und an 
Geſellſchaft und Gefolgſchaft durch das Treueband gebundene Un⸗ 
ternehmer ſtehe. Es iſt fraglos, daß durch eine ſolche Gliederung 
das deutſche Geſellſchaftsrecht völlig neu geſtaltet und weſentlich 
vereinfacht würde, wobei trotzdem auf vorhandenen Geſellſchafts⸗ 
typen aufgebaut werden könnte. Freilich wird es notwendig ſein, 
alle Konſequenzen einer ſolchen völligen Umgeſtaltung noch ein⸗ 
gehender, als es in dem an ſich durchaus gründlichen Buche des 
Verf. geſchehen iſt, zu unterſuchen und zu klären. Alles in allem 
kann aber nur gewünſcht werden, daß die Schrift des Verf. überall 
die Beachtung findet, die ſie verdient. 


RA. Dr. Hans Peter Danieleik, Berlin. 


Dott. Andrea Taenzer: Le Avarie Comuni. Triest und 
Udine 1934. Verlag der Libreria Minerva Delle L. I. R. 


Wohl auf keinem Rechtsgebiet berühren ſich die Vorſchriften 
der verſchiedenen Staaten ſo eng wie auf demjenigen des See⸗ 
rechts, und es bietet deshalb ſtets ein beſonderes Intereſſe, eine 
zuſammenhängende Darſtellung ſeerechtlicher Fragen des Auslan⸗ 
des kennenzulernen. Dieſe Schrift ſieht ihre Aufgabe nicht nur 
darin, den gegenwärtigen Rechtszuſtand nach dem geltenden italie⸗ 
niſchen Handelsgeſetzbuch darzuſtellen, ſondern ſie vergleicht dieſen 
Rechtszuſtand durchweg mit dem im Jahre 1931 vorgelegten 
Entwurf eines neuen italieniſchen Seegeſetzbuches. Durch das ganze 
Werk ziehen ſich die Vergleichungen mit dem Seerecht anderer 
Länder hindurch, wobei die Vergleichungen mit dem franzöſiſchen 
und engliſchen Seerecht einen beſonders großen Raum einnehmen, 
aber auch recht intereſſante Vergleiche mit dem deutſchen Handels⸗ 
geſetz gezogen werden. 


Eine große praktiſche Bedeutung werden die internationalen 
Verſchiedenheiten in der Regelung der Haverei kaum haben, da 
in der internationalen Schiffahrt wohl ſtets die einheitlichen Vor⸗ 
ſchriften der „York Antwerp-Rules“ gelten (vgl. hierzu die Aus⸗ 
führungen bei Schaps im Anhang zu § 700—733 HGB.). Dieſe 
Regeln werden denn auch überall von dem Verf. eingehend be⸗ 
ſprochen und in ihrer rechtlichen und wirtſchaftlichen Bedeutung 
gewürdigt. 


Von beſonderem Intereſſe für den deutſchen Leſer ſind die 
Ausführungen im erſten Kapitel, die ſich mit der geſchicht⸗ 
lichen Entwicklung und der rechtlichen und wirtſchaftlichen Be⸗ 
gründung der großen Haverei befaſſen. Es iſt deutlich zu erkennen, 
wie ſich aus der mittelalterlichen Beratung zwiſchen Schiffsführer 
und Befrachter allmählich oie alleinige Entſcheidungsbefugnis des 
done entwickelt, vor allem ſeit dem franzöſiſchen Geſetz 

on 5 


Die Rechtsgrundlage für die Beitragspflicht der verſchiedenen 
Beteiligten ſieht Verf. mit der unbedingt herrſchenden Meinung 
nicht in Grundſätzen der Delikte oder Quaſidelikte, ſondern er 
führt ſie auf den Gemeinſchaftsgedanken zurück, der auf den Fracht⸗ 
vertrag gegründet iſt. Die Herbeiziehung der Bereicherungsgrund⸗ 
ſätze wird dabei abgelehnt. Man würde hier vielleicht ein noch 
etwas näheres Eingehen auf dieſe Fragen gewünſcht haben, vor 
allem auch darauf, wie ſich der dem deutſchen Juriſten heute ſelbſt⸗ 
verſtändliche Gemeinſchaftsgedanke gerade bei dieſem Rechtsinſtitut 
auch im Verhältnis unter mehreren Befrachtern des gleichen Schif⸗ 
fes auswirkt, die ja untereinander in keinen weiteren vertraglichen 
Beziehungen ſtehen. 

Die Anwendung der Grundſätze der gemeinſchaftlichen Have⸗ 
rei auf den Verkehr zu Lande und in der Luft lehnt Verf. rund⸗ 
weg ab, ohne eine nähere Begründung zu geben. Vor allem bei 
dem Luftfrachtverkehr ließe ſich aber doch über die Aufſtellung 
entſprechender Grundſätze manches ſagen. Mit Recht hebt Verf. 
hervor, daß die uralte Einrichtung der gemeinſchaftlichen Haverei 
nicht etwa durch die Möglichkeit der Verſicherung überflüſſig ge⸗ 
worden iſt. Es muß ja immer auch mit der Möglichkeit gerechnet 
werden, daß einytal einer der Beteiligten nicht in der Lage ge⸗ 
weſen iſt, ſich gegen die Gefahr der Seeſchiffahrt (oder auch des 
Lufttransportes) zu verſichern, ſo daß es, wie Verf. ausführt, 
eine unbillige Härte ſein würde, ihn allein den gerade ſeinem 
Gute zur Rettung anderer Güter zugefügten Schaden tragen zu 


laſſen. 
RA. Dr. Delbrück, Stettin. 
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Nachdruck ohne vorherige Genehmigung der Schriftleitung nicht geſtattet 


Reichsgericht: Zivilfahen 


[u Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — 7 Anmerkung.] 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer und Huber 


1. 88 1 u. 8 der Allg. Bedingungen für Pri⸗ 
vatgleisanſchlüſſe v. 1. Juli 1922. Unter „Benut⸗ 
zung des Privatgleisanſchluſſes durch Dritte“ 
in § 1 iſt nur die Überführung von Gütern von 
der Reichsbahn zu dem Anſchließer und einem 
Dritten oder von dieſen zur Reichsbahn, nicht 
aber das Befördern von Gütern Dritter ledig⸗ 
lich innerhalb des Geländes des Anſchließers 
ohne überführung zu oder von der Reichsbahn 
zu verſtehen. f) 

Die dem Bekl. gehörige Kohlenzeche „W.“ iſt mit einem 
Bahnhof der klagenden Reichsbahngeſellſchaft durch einen 
Privatgleisanſchluß verbunden. Für den Gleisanſchluß ſind im 
weſentlichen die „Allg. Bedingungen für Privatgleisanſchlüſſe“ 
(PA B.) v. 1. Juli 1922 maßgebend. Dort heißt es über die 
Mitbenutzung des Anſchluſſes durch Dritte im § 1: 

„Auf den Privatgleisanſchlüſſen werden in der Regel 
nur für den eigenen Betrieb des Anſchließers beſtimmte oder 
aus dieſem Betrieb ſtammende Güter in Wagenladungen 
befördert. 

Die Beförderung von Stückgütern und lebenden Tieren 
auf dem Auſchluß und die Mitbenutzung des Anſchluſſes 
durch Dritte (8 8) bedarf beſonderer Genehmigung.“ 

88 ſpricht von den Vorausſetzungen, unter denen der 
Anſchließer verpflichtet iſt, Dritten die Mitbenutzung zu ge⸗ 
ſtatten, und beſtimmt die Mithaftung des Anſchließers für 
die Erfüllung der Verpflichtungen durch den Dritten, falls 
dieſer auf Antrag des Anſchließers zur Mitbenutzung zuge⸗ 
laſſen wird. 

Nördlich und ſüdlich des Privatanſchlußgleiſes des Bekl. 
befinden ſich induſtrielle Anlagen der AktG. für Bergbau, 
die durch zwei ſelbſtändige Privatanſchlußgleiſe mit dem 
Bahnhof in Verbindung ſtehen. Das ſüdliche Gleis iſt mit 
dem Anſchlußgleis des Bekl. verbunden. Auch das nördliche 
Gleis ſteht über die ſog. Hafenbahn des Bekl. mit deſſen 
Anſchlußgleis in Verbindung. Die Hafenbahn führt von der 
Zeche W. nach dem Hafen des Bekl. am Kanal und mündet 
vor der Zeche in das Anſchlußgleis des Bekl. zu dem Bahnhof 
ein. An die Hafenbahn ſind auch weitere dem Bekl. ge⸗ 
hörige Schachtanlagen angeſchloſſen. 

Seit einigen Jahren befördert der Bekl. mit ſeinen Loko⸗ 
motiven Erze von den Werken der AktG. für dieſe über die 
Verbindungsgleiſe zur Hafenbahn und über dieſe nach ſeinem 
am Kanal befindlichen Hafen. Früher wurden dieſe Erze durch 
die Kl. über den Bahnhof auf dem Schienenwege nach D. 
befördert. 

Die Kl. hält die vom Bekl. geſtattete Güterbeförderung 
für unzuläſſig, da ſie eine Mitbenutzung des Privatgleisan⸗ 
ſchluſſes durch einen Dritten darſtelle. Sie begehrt mit der 
Klage Verurteilung zur Unterlaſſung, der AktG. die Benut⸗ 
zung des Privatgleisanſchluſſes der Zeche W. an den Bahnhof 
für Transporte von und nach dem Hafen zu geſtatten. 

BG. wies die Klage ab. Die Rev. wurde zurückgewieſen. 

Der Streit der Parteien dreht ſich darum, was unter 
Benutzung des Privatgleisanſchluſſes durch Dritte in 8 1 
PAB. zu verſtehen tft. Während die Kl. darunter jedes Be⸗ 
fahren des Gleisnetzes zum Zwecke der Güterbeförderung 


verſteht, mag es auf ihrem Gebiet oder auf dem Gelände des 
Bekl. erfolgen, ſoweit die befahrene Strecke nur mit dem 
Gleisſyſtem der Reichsbahn durch die Anſchlußweiche in Ver⸗ 
bindung ſteht, beſchränkt der Bekl. und ihm folgend der Berg. 
den Begriff der Benutzung in §S 1 PAB. auf die Überführung 
von Gütern von der Reichsbahn zu dem Anſchließer und dem 
Dritten oder von dieſen zur Reichsbahn. 

Die Rev. rügt die Auslegung, die der BerR. den Allg. 
Bedingungen in dieſer Beziehung gibt, als rechtsirrig. Dieſe 
gelten, wie die Rev. mit Recht ausführt, für jeden Anſchließer 
an die Reichsbahn. Sie ſind in gedruckten, für alle An⸗ 
ſchließer beſtimmten Urkunden niedergelegt und werden durch 
Anheftung Beſtandteil eines jeden Anſchlußvertrages. Es 
handelt ſich alſo um Urkunden typiſchen Inhalts, bei deren 
Auslegung das RevG. an die Auslegung des Tatrichters 
in keiner Weiſe gebunden iſt. 

Durch den Gleisanſchlußvertrag erhält der Anſchließer 
den Vorteil, daß er feine Güter auf feinem Grundſtücke ſelbſt 
verladen kann; die Eiſenbahn verpflichtet ſich, die auf dem 
Auſchlußgleis verladenen Güter von dort abzuholen und die 
für den Anſchließer beſtimmten Güter auf ſein Anſchlußgleis 
zu überführen, ſo daß er ſie auf ſeinem Grundſtücke in Emp⸗ 
fang nehmen kann. Zu SL PAB. heißt es demgemäß, daß 
auf den Anſchlüſſen in der Regel nur für den eigenen Betrieb 
des Anſchließers beſtimmte oder aus dieſem Betrieb ſtam⸗ 
mende Güter in Wagenladungen befördert werden. Aus der 
Hervorhebung der Beförderung in beiden Richtungen von der 
Reichsbahn zum Anſchließer und umgekehrt ergibt ſich, daß 
der Übergang von und zu der Reichsbahn das Weſentliche des 
Anſchluſſes ausmacht. Die Beſtimmung über die Mitbenut⸗ 
zung des Anſchluſſes durch Dritte folgt dann im Abſ. 2 un⸗ 
mittelbar nach der Beſtimmung über die — ſelbſtverſtändlich 
nur in Beziehung zum Güterverkehr auf der Reichsbahn ge⸗ 
dachte — Beförderung von Stückgütern und von lebenden 
Tieren; unter der Mitbenutzung muß deshalb auch hier die 
Benutzung der Überführung von und zu der Reichsbahn ver⸗ 
ſtanden werden. In den folgenden Beſtimmungen der Allg. 
Bedingungen wird allerdings das geſamte Gleisnetz des An⸗ 
ſchluſſes in verſchiedenen Beziehungen gleichmäßig behandelt. 
Für die Auslegung des Begriffes der Mitbenutzung durch 
Dritte iſt jedoch aus ihnen nichts zu entnehmen. Insbeſ. ergibt 
ſich nichts aus den Beſtimmungen des § 8, der von der Ver⸗ 
pflichtung des Anſchließers handelt, die Mitbenutzung des 
Anſchluſſes durch Dritte in beſonderen Fällen zu geſtatten, 
und in ſeinem letzten Abſatz nur ausſpricht, daß der An⸗ 
ſchließer für die Erfüllung der Verpflichtungen des Dritten 
aus dem Anſchlußvertrage haftet, wenn dieſer auf Antrag 
des Anſchließers zur Mitbenutzung zugelaſſen iſt. 

Das RG. hat, ſoweit feſtzuſtellen, zu der Frage der Be⸗ 


deutung des Ausdrucks „Mitbenutzung des Anſchluſſes“ in 


§ 1 PAB. bisher noch nicht Stellung genommen. In der 
Regel wird auch die Benutzung der Gleiſe des Anſchließers 
durch Dritte, wenn ſie ſich auf den inneren Verkehr beſchränkt, 
für die Reichsbahn ohne beſondere Bedeutung ſein, zumal da 
für dadurch entſtehende Schäden der Anſchließer einzuſtehen 
hat. In dem zur Entfch. ſtehenden Falle hat die Benutzung 
der Gleiſe durch einen Dritten für die Reichsbahn nur dadurch 
größere Bedeutung, daß der Dritte über die Gleiſe des Bekl. 
den Anſchluß an einen Hafen und damit an eine neue Ver⸗ 
ladeſtelle gewinnt. Dieſe Beſonderheit kann aber nicht dazu 
führen, den Begriff der Mitbenutzung des Anſchluſſes anders 
zu beſtimmen als in anderen Fällen. Für dieſe iſt in dem 
Erlaß der preuß. Miniſterien für öffentliche Arbeiten, für 
Handel und Gewerbe und des Innern v. 7. Mai 1919 be⸗ 
treffend Verbindung von Grubenbahnen verſchiedener Eigen⸗ 
tümer untereinander ausdrücklich ausgeſprochen, auf Grund 
der Eiſenbahn⸗Anſchlußbedingungen könne verhindert werden, 
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daß die eine Zeche ihre Güter über den Anſchluß der anderen 
der Eiſenbahn zuführe; „der Verkehr auf der neuen Verbin⸗ 
dung“, heißt es dann aber weiter, „darf ſich alſo ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Anſchluß gewährenden Eiſenbahnverwaltung 
nur auf den inneren Verkehr erſtrecken“. Mit Recht weiſt der 
Ber. darauf hin, daß auch dieſer Erlaß die Richtigkeit der 
Auslegung des Bekl. ergebe. Aus ihm geht hervor, daß die in 
erſter Reihe maßgebenden Stellen ſelbſt der Anſicht waren, auf 
Grund der Anſchlußbedingungen könne nicht dagegen vorge⸗ 
gangen werden, wenn Dritte die Gleiſe eines Anſchließers 
benutzen, ſolange ſich dieſe Benutzung auf den inneren Ver⸗ 
kehr beſchränkt und keine Zuführung von Gütern zur Reichs⸗ 
bahn und von ihr her erfolgt. Daß der neue Vertrag über den 
Anſchluß des Bekl. erſt i. J. 1922 geſchloſſen iſt, auch die neue 
Faſſung der Allgemeinen Bedingungen für Privatgleisan⸗ 
ſchlüſſe erſt aus dem Jahre 1922 ſtammte, kann die Bedeu⸗ 
tung des Miniſterialerlaſſes für die Auslegung der Bedingun⸗ 
gen nicht vermindern, zumal da ſich die Beſtimmung des 8 1 
PAB. n. F. nicht weſentlich von den früher maßgebenden Be⸗ 
ſtimmungen unterſcheidet. 


Die Auslegung des BerR. trifft alſo zu. Sollte es die 
Abſicht der Kl. geweſen ſein, Dritte auch von einem ſonſtigen 
Befahren des Gleisnetzes der Privatgleisanſchlüſſe auszu⸗ 
ſchließen, ſo iſt dieſe Abſicht jedenfalls nicht zum Ausdruck ge⸗ 
kommen. Es muß der Kl. überlaſſen bleiben, bei jpäteren 
Vertragsſchlüſſen eine entſprechende Erweiterung der Geneh⸗ 
migungspflicht des Anſchließers zu bedingen. 

(U. v. 10. Mai 1935; VII 377/34. — Hamm.) [H.] 
<= Rz. 147, 369.) 


Anmerkung: Schon die Tatſache, daß das RG. zu der Frage 
der Bedeutung des Ausdrucks „Mitbenutzung des Anſchluſſes durch 
Dritte“ in §8 1 PAB. bisher noch niemals Stellung genommen hat, 
bildet einen Beweis dafür, daß bis jetzt kein Anſchließer dieſe „Mit⸗ 
benutzung“ dahin verſtanden hat, daß er nun bedeutende Güter⸗ 
mengen eines Dritten zum offenſichtlichen Schaden der Reichsbahn 
auf ſeinem Privatgleisanſchluß befördern dürfe. Denn die Reichs⸗ 
bahn hätte mit Rückſicht auf die große grundſätzliche Bedeutung 
dieſer Frage für ihre zahlreichen Anſchlußverträge (am 31. Dez. 
1928 waren im Gebiete der Reichsbahn 14 146 Privatgleisan⸗ 
ſchlüſſe mit einer Länge von 12 276 km vorhanden, wozu noch die 
Nebenanſchlüſſe hinzutreten, Nehſe, Die Privatgleisanſchlüſſe 
der Reichsbahn in rechtlicher Hinſicht, Berlin 1931, S. 17) be⸗ 
ſtimmt eine Entſch. des RG. herbeigeführt, wenn einer ihrer An⸗ 
lieger etwas Derartiges verſucht hätte. Das RG. hat offenbar auch 
ſelbſt das Gefühl, daß ſeine Entſch. zu einem unbefriedigenden Er⸗ 
gebnis führt, indem es am Schluſſe ſeiner Urteilsgründe der kla⸗ 
genden Reichsbahn den guten Rat gibt, „bei ſpäteren Vertrags⸗ 
ſchlüſſen eine entſprechende Erweiterung der Genehmigungspflicht 
des Anſchließers zu bedingen“. Es bedarf deſſen aber gar nicht, 
denn eine richtige Auslegung der SS 1, 8 PAB. hätte ohne weiteres 
dazu geführt, dem Unterlaſſungsanſpruch der Reichsbahn ſtattzu⸗ 
geben, wie das LG. es getan hatte. 

Es iſt allerdings richtig, daß der §8 1 PAB. keine Begriffs⸗ 
beſtimmung des Wortes „Anſchluß“ enthält und ausdrücklich ſagt, 
was im einzelnen genau zu dem Begriff „Anſchluß“ gehört. Dies 
hängt aber nur damit zuſammen, daß bei den Verhandlungen mit 
den Spitzenverbänden der Induſtrie, des Handels und des Ge⸗ 


werbes, die dem Erlaß der PAB. voraufgingen, trotz des allſeitig 


geäußerten Wunſches, den Begriff „Anſchluß“ genau feſtzulegen, 
ſich eine ſolche allgemeine Begriffsbeſtimmung nicht durchſetzen 
ließ (Nehſe a. a. O., § 10, S. 69 ff.). Man mußte daher von einer 
derartigen Begriffsbeſtimmung abſehen, und die Reichsbahn konnte 
dies mit um ſo ruhigerem Herzen tun, als der Sinn und Zweck 
der ganzen PAB. im Zuſammenhange mit der Faſſung der dem 
§ 1 folgenden Paragraphen der PAB. folgende Grundſätze ergab: 

Unter „Anſchluß“ im weiteſten Sinne find ſämtliche Teile der 
Anſchlußanlage zu verſtehen, an deren Geſtaltung und Betrieb die 
Reichsbahn intereſſiert iſt; dazu gehören alle Anlagen, auf die 
Fahrzeuge der Reichsbahn übergehen können. Wo das Wort „An⸗ 
ſchluß“ einen engeren Sinn haben ſoll, iſt dies in dem Wortlaut 
der PAB. beſonders ausgedrückt, jo namentlich in § 6 Ziff, 2, 
Schlußſatz (Nehſe a. a. O.). Der Sinn und Zweck der PAB. 
ergibt ſich aber, wie im Gegenſatz zu der Anſicht des RG. feſtgeſtellt 
werden muß, in erſter Linie gerade aus § 8 der PAB. Dieſe Beſt. 
gehen erſichtlich nach zwei Richtungen. Einmal will die Reichsbahn 
der deutſchen Volkswirtſchaft dadurch dienen, daß ſie der Induſtrie, 
dem Handel und dem Gewerbe die Anlage neuer Anſchlüſſe er⸗ 


leichtert und verbilligt und dadurch die unnötige Verausgabung 
von Volksvermögen verhindert. Der Wille der Reichsbahn geht alſo 
dahin, allen, die für ihre Zwecke einen Anſchluß brauchen, einen 
ſolchen über einen ſchon beſtehenden Anſchluß möglichſt zweckmäßig 
zu verſchaffen und dieſen „Dritten“ damit eine Art „Notwegrecht“ 
zu einem Bahnhof einzuräumen. Da die Reichsbahn aber darauf 
angewieſen iſt, aus den Erträgniſſen des Güterverkehrs (der ohne⸗ 
hin durch den Kraftwagenwettbewerb ſtark gelitten hat) die großen 
Unterſchüſſe zu decken, die ſich aus dem Perſonenverkehr ſtets er⸗ 
geben, ſo hat ſie im wohlverſtandenen eigenen Intereſſe ſowohl als 
auch aus allgemeinen volkswirtſchaftlichen Gründen ihren An⸗ 
ſchließern in § 8 PAB. die Verpflichtung auferlegt, ihr ſelbſt und 
Dritten die Mitbenutzung der Privatanſchlüſſe in weiteſtem Um⸗ 
fange zu geſtatten. Die Reichsbahn gewinnt dadurch nämlich zu⸗ 
nächſt wertvolle Frachten, die ſie ſonſt entweder gar nicht oder 
jedenfalls nicht in dieſem Maße erhalten würde, und außerdem 
erhält ſie auf dieſe Weiſe ein ſehr wirkungsvolles Mittel, um den 
Wettbewerb des Kraftwagens zu bekämpfen. Wie wichtig für die 
Reichsbahn die Frage des Mitbenutzungsrechts der Privatanſchlüſſe 
durch Dritte erſchien, geht auch aus der Beſt. in Abſ. 3 des § 8 her⸗ 
vor. Danach hat ſich die Reichsbahn ausdrücklich das Recht vor⸗ 
behalten, endgültig und unter Ausſchluß des Rechtsweges darüber 
zu entſcheiden, welche Vergütung der Dritte an den Anſchließer 
für die Mitbenutzung zu zahlen hat, wenn hierüber keine Einigung 
zu erzielen iſt. Die Reichsbahn wollte eben unter allen Umſtänden 
verhindern, daß ein Anſchließer, durch das Beſtehen auf einer zu 
hohen Forderung für die Mitbenutzung, Dritte abſchrecken und ſo 
der Reichsbahn einen neuen Verfrachter entziehen könnte. Da wei⸗ 
terhin die Reichsbahn gem. § 1 Abſ. 2 PUB. gleichfalls ganz 
ſelbſtändig darüber entſcheidet, ob und unter welchen Bedingungen 
ſie die Mitbenutzung durch einen Dritten überhaupt geſtatten will, 
ſo iſt ohne weiteres klar, daß die Beſt. über das Mitbenutzungsrecht 
Dritter in den 88 1, 8 PAB. nur im Zuſammenhange zu verſtehen 
ſein und für alle Beteiligten den deutlich erkennbaren Sinn 
und Zweck haben ſollten, in erſter Linie den oben näher gekenn⸗ 
zeichneten Intereſſen der Reichsbahn zu dienen. Man braucht ja 
nur daran zu denken, daß die Reichsbahn unter Umſtänden an 
dem Dritten ein viel größeres Intereſſe haben kann als an dem 
Anſchließer ſelbſt, wenn dieſer beiſpielsweiſe in ſeinen Verfrach⸗ 
tungen ſtändig zurückgeht, während der Dritte dadurch, daß ihm 
die Reichsbahn die Mitbenutzung geſtattet, veranlaßt wird, ſeine 
bisher durch Kraftwagen beförderten Güter der Reichsbahn zur 
Beförderung zu übergeben. Die Reichsbahn ſchließt übrigens mit 
dem Dritten auch einen Anſchlußvertrag ab, der dem von ihr mit 
dem Hauptanſchließer abgeſchloſſenen durchaus entſpricht. 


Unter gar keinen Umſtänden wird man alſo annehmen kön⸗ 
nen, daß die Reichsbahn ſich mit einer Art der Mitbenutzung durch 
Dritte einverſtanden erklären würde, die auf Koſten der Reichs⸗ 
bahn dem Hauptanſchließer einen Vorteil brächte. Denn es kann 
der Reichsbahn keinesfalls zugemutet werden, einen gegen ſie ſelbſt 
gerichteten Wettbewerb durch Geſtattung des Mitbenutzungsrechts 
in einem Falle wie deri vorliegenden auch noch zu unterſtützen. 
Die Art und Weiſe, wie der Bekl. mit ſeinen Lokomotiven Erze 
von den Werken einer großen Geſellſchaft für Bergbau über ſeine 
Verbindungsgleiſe zu ſeiner Hafenbahn und über dieſe nach 
feinem Hafen befördert, muß geradezu als eine bewußte Schä- 
digung der Reichsbahn angeſehen werden, da ja ausdrücklich feſt⸗ 
geſtellt wird, daß dieſe Erze früher durch die Reichsbahn über den 
Bahnhof auf dem Schienenwege nach D. befördert wurden. 


Die Entſch. des RG. verletzt demnach den $ 157 BGB., wo⸗ 
nach Verträge ſo auszulegen ſind, wie Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte es verlangen. Die Bemerkung in 
den Urteilsgründen, die Benutzung der Gleiſe durch den Dritten 
hätte im vorl. Falle für die Reichsbahn „nur“ dadurch „größere 
Bedeutung“, daß der Dritte über die Gleiſe des Bekl. den Anſchluß 
an einen Hafen und damit an eine neue Verladeſtelle gewinne; 
dieſe „Beſonderheit“ könne aber nicht dazu führen, den Begriff der 
Mitbenutzung anders zu beſtimmen als in anderen Fällen, be⸗ 
weiſt nur eine völlige Verkennung des Weſens der PAB. Durch⸗ 
aus verfehlt iſt auch der Hinweis auf den Erlaß der preuß. Mini⸗ 
ſterien für öffentliche Arbeiten, für Handel und Gewerbe und des 
Inneren v. 7. Mai 1919 betr. Verbindung von Grubenbahnen ver⸗ 
ſchiedener Eigentümer untereinander. Denn eine i. JF. 1919 in 
einem PrMinErl. noch fo beſtimmt ausgeſprochene „Anſicht“ der 
„in erſter Reihe maßgebenden Stellen“ iſt für die i. J. 1922 von 
der Reichshahn mit ihren Anſchließern und Dritten abge⸗ 
ſchloſſenen Verträge ſchon deshalb nicht maßgebend, weil die Beſt. 
der SS 1, 8 PAB. nach den vorſtehenden Darlegungen die für den 
Willen beider Parteien maßgebenden Geſichtspunkte ſo klar 
erkennen laſſen, daß bei der nach $ 157 BGB. vorzunehmenden 
Auslegung des Vertragswillens eine Bezugnahme auf ſolche frühe⸗ 
ren Miniſterialerlaſſe gar nicht in Frage kommt. Das RG. ver⸗ 
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kennt offenbar ſelbſt nicht, daß die Abſicht der klagenden Reichs⸗ 
bahn dahin ging, Dritte „auch von einem ſonſtigen Befahren des 
Gleisnetzes der Privatgleisanſchlüſſe auszuſchließen“, es meint aber, 
daß „dieſe Abſicht jedenfalls nicht zum Ausdruck gekommen“ ſei. 
Das iſt, wie oben näher ausgeführt werde, falſch, weil auch die 
Vertragsgegner der Reichsbahn, nämlich der Anſchließer wie der 
Dritte, auf Grund der Beſt. der SS 1, 8 PAD. bei Abſchluß des 
Vertrages mit der Reichsbahn zum mindeſten nach den heute mehr 
denn je zu beobachtenden Grundſätzen von Treu und Glauben ge⸗ 
nau wiſſen müſſen, daß ein Verhalten, wie es hier der Bekl. im 
Einverſtändnis mit dem Dritten der Reichsbahn gegenüber an 
den Tag gelegt hat, durchaus vertragswidrig iſt. 
RA. Dr. Th. Abitz⸗Schultze, München. 
* 


2. 88313, 314 HGB.; $826 BGB. 

1. Im Sinne des 8 313 HG B. bedeutet „wiſ⸗ 
ſentlich“ nichts anderes als „vorſätzlich“. Das 
Erfordernis einer beſtimmten auf die Täu⸗ 
ſchung des Dritten gerichteten Abſicht iſt abzu⸗ 
lehnen. Der Begriff des Vorſatzes wird auch 
ſchon durch ein bedingt vorſätzliches Verhalten 
erfüllt. Der innere Tatbeſtand des 5 314 HG B. 
ſetzt aber voraus, daß die Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder ſich mindeſtens im Sinne eines beding⸗ 
ten Tätervorſatzes der Falſchdarſtellungen und 
der Verſchleierungen der Verhältniſſe der Ge⸗ 
ſellſchaft bewußt geweſen ſind. 

II. Das Merkmal des Verſtoßes gegen die 
guten Sitten im Sinne von $ 826 BG B. kann 
auch durch grob leichtfertiges, gewiſſenloſes 
Verhalten erfüllt werden. 

I. Nach 8 314 Abſ. 1 Ziff. 1 HGB. werden Mitglieder 
des Vorſtandes und des Aufſichtsrats einer AktG. beſtraft, 
wenn fie wiſſentlich in ihren Darſtellungen, ihren Überſich⸗ 
ten über den Vermögensſtand der Geſellſchaft oder in den 
in der Generalverſammlung gehaltenen Vortragen den Stand 
der Verhältniſſe der Geſellſchaft unwahr darſtellen oder ver⸗ 
ſchleiern. Es iſt in der Rſpr. ſowohl der ZivSen. als auch 
der StrSen. des RG. anerkannt, daß dieſe Vorſchriſt dem 
Schutze nicht nur der AktG. und der Aktionäre, ſondern aller 
der Perſonen zu dienen beſtimmt iſt, die zu der Geſellſchaft 
in eine rechtliche Beziehung getreten ſind oder in eine ſolche 
rechtliche Beziehung treten wollen, und daß demgemäß die 
Vorſchrift als ein „den Schutz eines anderen bezweckendes 
Geſetz“ i. S. des § 823 Abſ. 2 BGB. anzuſehen iſt (vgl. 
Seuff Bl. 73, 965 [1. Ziv Sen.]; R6Z. 81, 269, 271 JW. 
1913, 443 [6. Ziv Sen.]; Urt. v. 24. Jan. 1933, III 31/32 
3. Ziv Sen.]; RGSt. 41, 293; 43, 407; 64, 422). Ohne 
Grund zieht es die Rev. in Zweifel, daß der $ 314 HGB. 
auch als ein Schutzgeſetz zugunſten eines Dritten angeſehen 
werden könne, der, wie im vorliegenden Falle die Kl., mit 
einem Aktionär ein Rechtsgeſchäft über die Beleihung ſeiner 
Aktien ohne Beteiligung der AktG. oder der Mitglieder ihres 
Vorſtandes abſchließe. § 314 HGB. ſoll, wie bereits hervor⸗ 
gehoben, alle die ſchützen, die mit der AktG. in rechtliche 
Beziehung treten. Es würde jeden inneren Grundes ent⸗ 
behren, dieſen Schutz zwar dem zuzugeſtehen, der Aktien käuf⸗ 
lich erwirbt, nicht aber dem, der im Vertrauen auf die Rich⸗ 
tigkeit der Darſtellungen des Vorſtands und Aufſichtsrats 
über die Verhältniſſe der Geſellſchaft Aktien zur Sicherheit 
für Forderungen von einem Dritten zum Pfande annimmt. 
Daß auch in dieſem Falle zwiſchen dem Pfandnehmer und 
der Geſellſchaft unmittelbar rechtliche Beziehungen begründet 
werden, dafür mag der Hinweis auf § 1294 Abſ. 1 BGB. 
genügen, wonach bei Fälligkeit der pfandgeſicherten Forde⸗ 
rung (8 1228 Abſ. 1 Satz 1 BGB.) der Pfandgläubiger zur 
Einziehung berechtigt und der Schuldner (hier die AktG.) nur 
an ihn zu leiſten befugt iſt. 

In Einklang mit der Rſpr. ſteht auch die weitere An⸗ 
nahme des BG., daß i. S. des § 314 HGB. „wiſſentlich“ 
nichts anderes als „vorſätzlich“ bedeutet, und daß das Er⸗ 
fordernis einer beſtimmten, auf die Täuſchung des Dritten 
gerichteten Abſicht abzulehnen iſt (vgl. RGSt. 64, 422). 
Der Begriff des Vorſatzes wird auch ſchon, wie gleichfalls 


in ſtändiger Rſpr. feſtſteht, durch ein bedingt vorſätzliches 
Handeln (dolus eventualis) erfüllt. Das iſt für den Tat⸗ 
beſtand des § 314 — ebenſo für den des 8 313 HGB. — 
bereits in RGSt. 6, 279 und 15, 98 ausgeſprochen worden. 
Es ſind gegen dieſe Auffaſſung, angeſichts des Umſtandes, 
daß § 314 nur ein wiſſentliches Handeln, nicht ein den be⸗ 
dingten Vorſatz ausſchließendes Handeln „wider beſſeres Wiſ⸗ 
ſen“ erfordert, entgegen der im Schrifttum vereinzelt ver⸗ 
tretenen abweichenden Meinung (vgl. u. a. Brodmann, 
Aktienrecht $ 313 Anm. 2d; Rabben, Das kriminelle Straf- 
recht im Aktienrechte nach deutſchem Reichsrecht S. 86/87), 
rechtliche Bedenken auch nicht zu erheben. 

Im vorliegenden Falle hat das BG. nicht feſtzuſtellen 
vermocht, daß die bekl. Aufſichtsratsmitglieder ſich deſſen be⸗ 
wußt geweſen find, daß in den Bilanzen und Berichten des 
Vorſtandes, mit denen ſie ſich einverſtanden erklärten und 
die ſie bewußt „paſſieren“ ließen, der Stand der Verhältniſſe 
der Geſellſchaft unwahr dargeſtellt oder verſchleiert ſei. Das 
BG. hat die Merkmale des inneren Tatbeſtandes des $ 314 
HGB. auf ſeiten der Aufſichtsratsmitglieder darin erblickt, 
daß ſie die Bilanzen und Berichte bewußt paſſieren ließen, 
ohne ſie einer eigenen Prüfung unterzogen zu haben, daß 
ſie trotzdem aber im Prüfungsbericht verſicherten, die Feſt⸗ 
ſtellung der Werte ſei nach ſorgfältiger Prüfung erfolgt, und 
daß fie ſich im Geſchäftsbericht 1924/25 mit den Ausfüh⸗ 
rungen des Vorſtandes einverſtanden erklärten. 

Damit iſt jedoch der innere Tatbeſtand des § 314 auch 
in der Form des bedingten Vorſatzes nicht ausreichend nach⸗ 
gewieſen. Der innere Tatbeſtand des § 314 ſetzt voraus, daß 
die Aufſichtsratsmitglieder ſich mindeſtens im Sinne eines 
bedingten Tätervorſatzes der Falſchdarſtellungen und 
der Verſchleierung der Verhältniſſe der Geſellſchaft, als ſie 
die Berichte der Bilanzen „paſſieren“ ließen oder ſich mit 
ihnen einverſtanden erklärten, bewußt geweſen ſind. Da⸗ 
durch allein, daß ſie die Berichte und Bilanzen „paſſieren“ 
ließen, daß ſie eine von ihnen in Wirklichkeit nicht vorge⸗ 
nommene ſorgfältige Prüfung der Berichte und Bilanzen 
vortäuſchten und daß ſie ſich mit den Bilanzen und Berichten 
teilweiſe ausdrücklich einverſtanden erklärten, wird ihr Be⸗ 
wußtſein, daß die Berichte und Bilanzen eine Falſchdarſtel⸗ 
lung und Verſchleierung der Verhältniſſe der Geſellſchaft ent⸗ 
hielten, nicht nachgewieſen. Am Abſchluß der meiteren Aus⸗ 
führungen, die ausſchließlich den Tatbeſtand des 8 826 
BGB. betreffen, hat das BG. allerdings noch bemerkt, 
„darüber hinaus ſei die Feſtſtellung zu treffen, daß die 
Aufſichtsratsmitglieder blindlings und kritiklos alles unter⸗ 
ſchrieben hätten, was der Vorſtand ihnen vorgelegt habe, 
ſelbſt auf die Gefahr hin, Unrichtiges als richtig hinzuſtellen 
und dadurch anderen Schaden zuzufügen“. Auch wenn mar 
dieſe Feſtſtellungen zur Ergänzung für den Tatbeſtand des 
§ 314 HGB. heranzieht, fehlt es an einem ausreichenden 
Nachweiſe der Tatbeſtandsmerkmale dieſer Geſetzesvorſchrift. 

Mit einer ſo allgemeinen Bemerkung, die jede tatſäch⸗ 
liche Unterlage für die Annahme der angenommenen Sinnes⸗ 
richtung der Aufſichtsratsmitglieder vermiſſen läßt, können 
ſtrafrechtliche Tatbeſtände nicht feſtgeſtellt werden. Es mag 
durchaus zugegeben werden, daß die Umſtände des vor⸗ 
liegenden Falles, ſoweit ſie bisher aufgeklärt ſind, das Vor⸗ 
liegen einer ſolchen Willensrichtung der Aufſichtsratsmitglie⸗ 
der, wie ſie das BG. angenommen hat, keineswegs als fern⸗ 
liegend erſcheinen laſſen. Es geht indes nicht an, Perſönlich⸗ 
keiten, gegen deren Ehrenhaftigkeit im übrigen weder in dem 
vorliegenden Rechtsſtreite etwas vorgebracht, noch ſonſt er⸗ 
ſichtlich iſt, mit einer einzigen, den tatſächlichen Feſtſtellungen 
zuſätzlich angefügten allgemeinen Redewendung einer nicht 
nur ſittlich ſchwer verwerflichen, ſondern darüber hinaus 
ſtrafbaren Handlung zu bezichtigen, ohne die tatſächlichen 
Unterlagen aufzuzeigen, die zu einer ſolchen Beurteilung ge⸗ 
führt haben. Das BG. hat es nicht einmal für erforderlich 
gehalten — was für die Willensrichtung der Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder von weſentlicher Bedeutung fein könnte —, dar⸗ 
über Aufklärung zu ſchaffen, inwieweit die Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder über die Art der Geſchäftsführung der Bank und 
deren Geſchäftstätigkeit im einzelnen unterrichtet waren und 
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weiterhin, ob fie ſchon irgendwelche Erfahrungen mit Bezug 
auf die Perſönlichkeit des Vorſtandsmitgliedes C. gemacht 
und etwa begründeten Anlaß hatten, ſich auf deſſen Zuver⸗ 
läſſigkeit und Gewiſſenhaftigkeit zu verlaſſen. 

Für eine Schadenserſatzpflicht der bekl. Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder auf Grund des § 314 i. Verb. m. § 823 Abſ. 2 
BGB. fehlt es deshalb bisher an der ausreichenden tatſäch⸗ 
lichen Grundlage. 

Verfehlt ſind die von der Rev. gegen die Anwendung 
des § 314 Abi. 1 HGB. i. Verb. m. S 823 Abſ. 2 BGB. er⸗ 
hobenen weiteren Rügen. 

Wenn auf einwandfreier Grundlage der Nachweis er⸗ 
bracht wird, daß die bekl. Aufſichtsratsmitglieder die Berichte 
und Bilanzen paſſieren ließen, obwohl ſie mit der Möglichkeit 
rechneten, dieſe könnten eine unwahre Darſtellung und Ver⸗ 
ſchleierung der Verhältniſſe der Geſellſchaft enthalten, und 
wenn ſie mit dieſem Ergebnis einverſtanden waren, jo kann. 
es nicht noch darauf ankommen, was die Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder erkannt haben würden, wenn ſie nach Maßgabe der 
ihnen zu Gebote ſtehenden objektiven und ſubjektiven Er⸗ 
kenntuismöglichkeiten die Prüfung der Berichte und Bilanzen 
vorgenommen hätten und wie auf Grund der ſo erlangten 
Erkenntnis die Berichte und Bilanzen gelautet haben würden. 
Die Rev. verkennt, daß der Tatbeſtand des $ 314 HGB. 
nicht durch eine unterlaſſene oder wahrheitswidrig vorge⸗ 
ſpiegelte Prüfung der Berichte und Bilanzen durch den Auf⸗ 
ſichtsrat erfüllt wird, ſondern nur durch eine bewußte Falſch⸗ 
darſtellung oder Verſchleierung der Verhältniſſe der Geſell⸗ 
ſchaft. Wenn die Aufſichtsratsmitglieder eine ſorgfältige Prü⸗ 
fung der Bilanzen und Berichte vorgenommen, gleichwohl 
aber nicht erkannt hätten, daß die Berichte und Bilanzen 
falſche Darſtellungen und Verſchleierungen enthielten, ſo wür⸗ 
den fie ſich trotzdem i. S. des § 314 HGB. durch ihr Ein⸗ 
verſtändnis ſtrafbar gemacht haben, wenn ſie mit der Mög⸗ 
lichkeit der Falſchdarſtellung und Verſchleierung rechneten und 
mit dem Ergebnis einverſtanden waren. Rechneten ſie nach 
dem Ergebnis ihrer Prüfung mit einer ſolchen Möglichkeit 
nicht, ſo würde mangels vorſätzlichen Handelns eine Ver⸗ 
letzung des $ 314 HGB. dagegen nicht in Frage kommen. 
Dasſelbe würde aber auch dann zutreffen, wenn ſie bei 
unterlaſſener Prüfung mit einer derartigen Möglich⸗ 
keit — eben im Vertrauen auf die Zuverläſſigkeit des Vor⸗ 
ſtandes — nicht gerechnet hätten. 

Auch die Vorausſetzungen des 8 826 BGB. find bis⸗ 
her nicht ausreichend dargetan. 

Wenn die Feſtſtellung des BG., die Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder hätten blindlings und kritiklos alles unterſchrieben, 
was der Vorſtand ihnen vorgelegt habe, ſelbſt auf die Ge⸗ 
fahr hin, Unrichtiges als richtig hinzuſtellen und anderen 
Schaden zuzufügen, auf einer einwandfrei nachgewieſenen tat⸗ 
ſächlichen Unterlage beruhen würde, dann würde die Folge⸗ 
rung, daß die Aufſichtsratsmitglieder damit i. S. des § 826 
BGB. in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe 
der Kl., wenn ſie im Vertrauen auf die Richtigkeit der 
Bilanzen und Berichte Aktien der Bank beliehen und dadurch 
Schaden erlitten hat, dieſen Schaden vorſätzlich zugefügt 
haben, rechtlich nach keiner Richtung zu beanſtanden ſein. 
Aufſichtsratsmitglieder, die ſo gewiſſenlos handeln, haben 
dafür auch im vollen Umfange die Verantwortung zu tragen 
und für den von ihnen verurſachten Schaden einzuſtehen. 
Dem BG. iſt insbeſ. auch darin durchaus beizuſtimmen, daß 
das gegenſtändliche Merkmal des Verſtoßes gegen die guten 
Sitten im Sinne dieſer Vorſchrift auch durch ein grob leicht⸗ 
fertiges, gewiſſenloſes Verhalten erfüllt werden kann. Wenn 
die Aufſichtsratsmitglieder ihre Pflichten gegenüber der AktG. 
ſo gröblich vernachläſſigten, daß ſie blindlings und kritiklos 
alles unterſchrieben, was der Vorſtand ihnen vorlegte, ſo 
iſt darin mit Recht ein grob leichtfertiges und gewiſſenloſes 
Verhalten erblickt worden, das das Anſtandsgefühl aller 
billig und gerecht Denkenden und insbeſ. auch die Grundſätze 
eines redlichen geſellſchaftlichen Geſchäftsverkehrs verletzte und 
damit einen Verſtoß gegen die guten Sitten enthielt. Die 
Annahme der Rev., grobe Leichtfertigkeit könne nur dann als 
ein Verſtoß gegen die guten Sitten angeſehen werden, wenn 
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der grob Leichtfertige in Ausübung ſeiner Berufsſtellung 
handele, trifft nicht zu; ſie iſt in dieſer Allgemeinheit auch 
in der Rſpr. nicht zum Ausdruck gekommen. Dem grob 
leichtfertigen Handeln bei der Berufs ausübung muß viel⸗ 
mehr das grob leichtfertige Handeln im Rahmen eines be⸗ 
ſtimmten geſetzlich oder vertraglich feſtgelegten Pflichten⸗ 
kreiſes, wie es bei dem Aufſichtsrat einer AktG. zutrifft, 
für die Frage, ob das Handeln nach der Volksanſchauung 
gegen die guten Sitten verſtoße, gleichgeſtellt werden. 

Im übrigen liegt nicht bloß ein grob fahrläſſiges, ſon⸗ 
dern auch ein vorſätzliches Handeln der Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder inſofern vor, als ſie eine von ihnen in Wirklichkeit 
nicht vorgenommene ſorgfältige Prüfung der Bilanzen, insbeſ. 
auch der Goldmarkeröffnungsbilanz, vortäuſchten. Für den 
Tatbeſtand des $ 826 BGB. kann — im Gegenſatz zu dem 
des § 314 HGB. — auch die der Wahrheit zuwider erklärte 
Prüfung durch die Aufſichtsratsmitglieder von Bedeutung 
ſein, und dieſe wahrheitswidrig erklärte Prüfung kann auch 
geeignet ſein, den Schadenserſatzanſpruch der Kl. zu begrün⸗ 
den, ſofern nämlich die Kl. auch durch dieſe Erklärung der 
Aufſichtsratsmitglieder veranlaßt oder wenigſtens mitver⸗ 
anlaßt worden iſt, Aktien der Geſellſchaft als Pfand für 
Kredite anzunehmen. 

An einem ausreichenden Nachweiſe der Schadenserſatz⸗ 
pflicht der Aufſichtsratsmitglieder auf der Grundlage des 
§ 826 BGB. fehlt es bisher jedoch deshalb, weil die alleinige 
Bemerkung des Urteils, die Aufſichtsratsmitglieder hätten 
blindlings und kritiklos alles unterſchrieben, was der Vor⸗ 
ſtand ihnen vorgelegt habe, auf die Gefahr hin, Unrichtiges 
als richtig hinzuſtellen und anderen Perſonen Schaden zuzu⸗ 
fügen, für ſich allein, mangels Aufzeichnung der tatſächlichen 
Unterlagen für eine ſolche Annahme, als eine tatſächliche 
Feſtſtellung nicht hingenommen werden kann, vielmehr noch 
der Erläuterung bedürftig iſt. 


(U. v. 26. Febr. 1935; II 113/34. — Berlin.) [v. B.] 
* 


3. SS 30, 31 BGB.; 88 7, 11, 21 RPreß G. vom 
7. Mai 1874. Die Schadenserſatzpflicht einer 
Akt G. als Verlegerin einer Zeitung wegen eines 
veröffentlichten Aufſatzes folgt nicht aus den 
vorangeführten Geſetzesbeſtimmungen, wohl 
aber u. U. aus Verſchulden der Vorſtandsmit⸗ 
glieder und aus dem Grundſatz, daß der Eigen- 
tümer dafür zu ſorgen hat, daß unter billiger 
Rückſichtnahme auf die Belange anderer nach 
Maßgabe der im Verkehr erforderlichen Gorg- 
falt die ihm gehörigen Sachen nicht dritte Per⸗ 
fonen in Gefahr bringen ($$ 824, 826 BG B.). 

Der Kl. nahm die Erſtbekl. als Verlegerin, den Zweit⸗ 
bekl. als verantwortlichen Schriftleiter der Zeitung „T.“ 
wegen eines im Jan. 1930 in dieſer Zeitung erſchienenen ihn 
herabwürdigenden und angeblich ſein Fortkommen ſchädigen⸗ 
den Aufſatzes in Auſpruch. LG. und BG. gaben der Klage 
ſtatt. RG. hob auf und verwies zurück. 

I. Zur Haftung des Zweitbekl. geht das angef. Urt. davon 
aus, daß die in dem Aufſatz in Nr. 7 des „T.“ mitgeteilten 
Tatſachen geeignet ſind, den Kl. verächtlich zu machen und 
ihn in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen ($ 186 
StGB.), und daß dem Zweitbekl. der Schutz des 8193 StGB. 
nicht zur Seite ſteht (vgl. zu letzterem Punkte u. a. RG. 115, 
80 = JW. 1927, 770 und Staudinger, § 824 BGB. 
Bent. La, beide mit Nachweiſen). Dem Zweitbekl. habe auch 
nicht das Recht zugeſtanden, die an ſich zutreffende Tatſache, 
daß der Kl. mit Zuchthausſtrafen von längerer Dauer belegt 
worden iſt, durch die Tagespreſſe öffentlich bekannt zu machen, 
zumal nicht in der beleidigenden Form (8 185 StGB.), daß 
vom Kl. als „der Zuchthäusler geſprochen wurde. Alle 
übrigen in dem Aufſatz enthaltenen, den Kl. herabwürdigenden 
Angaben ſeien, wie näher dargelegt wird, nicht erweislich 
wahr. Hieraus folge die Strafbarkeit des Zweitbekl. gemäß 
88 186, 185 StGB. i. Verb. m. § 20 Abf. 2 RPreßG. vom 
7. Mai 1874 (RGBl. 65). Wenn nun auch 820 Abi. 2 
RPreßGG. für die zivilrechtliche Verantwortlichkeit ohne Be⸗ 
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deutung ſei, ſo begründe doch die Tatſache, daß der Zweit⸗ 
bekl. die Nr. 7 des „T.“ als verantwortlicher Schriftleiter 
gezeichnet habe, die Vermutung dafür, daß er von dem In⸗ 
halt des in Rede ſtehenden Aufſatzes Kenntnis genommen habe 
(RGuUrt.: JW. 1917, 71310 nebſt der Anmerkung von Liſzt, 
Staudinger, Vorbem. V vor 8 823; vgl. auch Recht 
1905, 165 Nr. 698). Daraus ergebe ſich die Schadenserſatz⸗ 
pflicht des Zweitbekl. gemäß § 823 Abſ. 2 BGB. i. Verb. m. 
88 186, 185 StGB. Alle dieſe Erwägungen liegen teils auf 
tatſächlichem Gebiete, teils find fie rechtlich zutreffend (vgl. 
RGuUrt. v. 11. Jan. 1934, VI 263/33 = JW. 1934, 691). 
Sie werden auch von der Rev. nicht beanſtandet. 

II. Dagegen wendet ſich die Rev. gegen die Begründung, 
mit der das BG. die Haftbarkeit der Erſtbekl. rechtfertigt. 

1. Der Vorderrichter nimmt in erſter Linie an, daß die 
bekl. Akt. auf Grund des § 31 BGB. für die unerlaubten 
Handlungen ihres verantwortlichen Schriftleiters einzuſtehen 
habe. Dieſe Auffaſſung wird von der Rev. mit Recht als 
rechtsirrtümlich bekämpft. Zwar iſt es richtig, daß 831 BGB. 
auf alle juriſtiſchen Perſonen, insbeſ. auch auf die des Han⸗ 
delsrechts, Anwendung findet (RGRKomm. 831 Erl. 4). 
Allein dieſe Beſtimmung ſetzt voraus, daß der Handelnde ein 
verfaſſungsmäßig berufener Vertreter des Vereines iſt. Dar- 
über, daß etwa in der Satzung der Erſtbekl. die verantwort⸗ 
lichen Schriftleiter der von ihr herausgegebenen Tageszeitun⸗ 
gen oder wenigſtens des „T.“ allgemein zu Vertretern be⸗ 
ſtellt worden wären, ſtellt das angef. Urt. nichts feſt. Der 
Vorderrichter meint vielmehr, hierauf komme es deswegen. 
nicht an, weil die Notwendigkeit der Beſtellung des verant⸗ 
wortlichen Schriftleiters zum Vertreter i. S. des § 31 BGB. 
ſich unmittelbar aus $ 7 RPreßG. ergebe. Dieſer, ſoweit er- 
mittelt, nur vereinzelt vertretenen Anſicht (Holter: Jur⸗ 
Roͤſch. 1932, 150) kann nicht beigetreten werden. Denn es it 
rechtsirrig, daß eine dahingehende Satzungsbeſtimmung durch 
§ 7 Npre®. erſetzt werde, zumal kein Grund dafür erficht- 
lich iſt, daß die daſelbſt vorgeſehene Betätigung privatrechtlich 
nur von einem Vertreter in Organſtellung wahrgenommen 
werden könnte. Ob der Begriff des Vertreters i. S. des § 31 
BGB. rechtsgeſchäftliche Vertretungsmacht vorausſetzt (RGR⸗ 
Komm. § 31 Erl. 1 und Staudinger 8 31 Ben. 3 und 6 
nebſt Nachweiſen), braucht daher nicht erörtert zu werden. 

2. Aus den vorerörterten Gründen ſcheidet nach bis⸗ 
heriger Sachlage auch 8 30 BGB. aus, an deſſen Anwend⸗ 
barkeit übrigens wohl eher zu denken ſein würde als an die 
des 831 BGB. (beſonderer, nicht allgemeiner Vertreter). 

3. Ob die Haftung des Verlegers ſich ohne weiteres aus 
§ 831 BGB. herleiten läßt (Gieſe: JW. 1917, 631; Hoff- 
mann daſ. S. 761), kann hier vorerſt unentſchieden bleiben. 
Es wird darauf ankommen, inwieweit der Bekl. zu 2 als von 
den Weiſungen ſeines Geſchäftsherrn abhängig anzuſehen iſt 
(RENKomm. § 831 Erl. 2 nebſt Nachweiſen; ZW. 1927, 81; 
Deutſches Preßrecht S. 35 ff., auch S. 70 ff. und jetzt das 
Schriftleiter. v. 4. Okt. 1933 RG Bl. I, 713], insbeſ. 88 14 
bis 16). Inſoweit bedarf es der Aufklärung zunächſt in tat⸗ 
ſächlicher Hinſicht. 

4. Eine zivilrechtliche Haftbarkeit des Verlegers aus 
821 RPreßG. (vgl. für deſſen ſtrafrechtliche Verankwortlich⸗ 
keit u. a. RGSt. 65, 67) iſt nicht anzuerkennen. Denn 8 21 
RPreß G. enthält ebenſo wie 8 20 daſ. nur eine ſtrafrechtliche 
Norm. 

5. Die Schadenserſatzpflicht des Verlegers folgt auch nicht 
aus 8 11 RPregG., da dieſe Vorſchrift ſich nur auf den ver⸗ 
antwortlichen Schriftleiter bezieht. 

6. Dagegen tft die Hilfserwägung des Berg., die Erſt⸗ 
bekl. hafte dem Kl. auf Grund des Verſchuldens ihrer Vor⸗ 
ſtandsmitglieder auf Schadenserſatz aus § 31 BGB., rechtlich 
nicht zu beanſtanden. Das BG. ſtellt hierzu feſt, daß der Vor⸗ 
ſtand der Erſtbekl. als Leiter eines Unternehmens, das eine 
als „Boulevardblatt“ zu bezeichnende Zeitung („T.“) heraus⸗ 
gebe, den Wunſch und den Willen gehabt habe, das Sen⸗ 
ſationsbedürfnis ſeiner Leſer durch übertriebene und erforder⸗ 
lichenfalls auch den Rahmen der Wahrheit vielleicht über⸗ 
ſchreitende Aufſätze zu befriedigen. Die Haftung der Erſtbekl. 
folgt einmal daraus, daß Verleger und verantwortlicher 
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Schriftleiter bei dem den Kl. ſchädigenden Tun, der Ver⸗ 
öffentlichung des Aufſatzes im „T.“, zuſammengewirkt haben 
(RGZ. 83, 362 = IW. 1927, 1581; vgl. Urt. des OLG. 
Dresden: MuW. 1927/28, 229 und das den letzteren Fall 
betreffende Urt. des erk. Sen.: Höchſtüigſpr. 1929 Nr. 1093). 
Sie ergibt ſich aber auch aus dem in ſtändiger Rſpr. anerkann⸗ 
ten Grundſatz, daß der Eigentümer dafür zu ſorgen hat, daß 
unter billiger Rückſichtnahme auf die Belange anderer nach 
Maßgabe der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt die ihm ge⸗ 
hörigen Sachen nicht dritte Perſonen in Gefahr bringen 
(RGlürt.: ZW. 1933, 2763 nebſt Nachweiſen; RGUrt. vom 
4. Febr. 1935, VI 439/34). Dieſer Grundſatz muß auf den 
Verleger einer Tageszeitung, zumal in Anbetracht der ſchwe⸗ 
ren Gefahren, welche die Verbreitung unrichtiger Nachrichten 
in der Preſſe für das Anſehen, für den Kredit und für den 
Erwerb des Betroffenen mit ſich bringen kann, entſprechende 
Anwendung finden (vgl. 88 824, 826 BGB.). 

(Es wird dann weiter ausgeführt, daß die Feſtſtellung 
des Vorliegens eines Schadens auf Prozeßverſtoß beruhe, und 
daß weitere Klärung des Sachverhalts erforderlich ſei.) 

(U. v. 11. März 1935; VI 517/34. — Berlin.) [9.] 
* 

4. 5 705 BGB. Der geſchäftsführende Ge⸗ 
ſellſchafter iſt dafür verantwortlich, daß durch 
eine ihm geſtattete Alleinvertretung, die er 
Dritten ermöglicht, mit Gegenforderungen nicht 
geſellſchaftlicher Art aus feiner Perſon auf⸗ 
zurechnen, nicht die übrigen Geſellſchafter Nach- 
teil erleiden. 

Das BE. ſtellt feſt, der Bekl. habe feine Geſchäftsführer⸗ 
pflichten zunächſt dadurch verletzt, daß er es unterlaſſen habe, 
den Aufkäufer H. bei der Überſendung der 15000 AM davon 
in Kenntnis zu ſetzen, daß es ſich um eine von einer geſell⸗ 
ſchaftlichen Vereinigung ausgehende überweiſung, nicht um 
eine Geldſendung des Abſenders ſelbſt handele. Es iſt der 
Anſicht, durch dieſe Unterlaſſung habe der Bekl. dem H. die 
Möglichkeit gegeben, ſich ihm gegenüber durch eine Auf⸗ 
rechnung in Höhe von 6000 AM zu befriedigen, der Bekl. 
habe alſo zunächſt inſoweit zu Unrecht über einen Teil des 
Geſellſchaftsvermögens verfügt. 

Die Rev. meint, das BU. laſſe eine ausreichende Be⸗ 
gründung dieſer Feſtſtellung vermiſſen. Dem kann nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. Das BG. iſt zuläſſig davon ausgegangen, 
daß H. bei der Geldüberſendung die Herkunft des Geldes 
nicht erfahren hat und auch im unklaren darüber gelaſſen 
worden iſt, wer an dem aus dem Geſchäft erhofften Gewinn 
beteiligt ſein ſollte, ſo daß er ſich für berechtigt halten konnte, 
ſich aus dem überſandten Gelde zunächſt einmal wegen ſeiner 
Forderungen an den Bekl. aus ſeiner bisherigen Geſchäfts⸗ 
verbindung mit dieſem zu befriedigen. Das BG. hat mit 
Recht angenommen, daß damit die Urſache einer Benachteili⸗ 
gung der Geſellſchafter des Bekl. geſetzt war. Der Geſchäfts⸗ 
führer einer Geſellſchaft kann zwar nicht ſchon deshalb ver⸗ 
antwortlich gemacht werden, weil er das in Geſellſchafts⸗ 
angelegenheiten geſchloſſene Geſchäft nicht auf den Namen 
der Geſellſchafter, ſondern auf den eigenen Namen geſtellt hat, 
wenn ihm ein ſolches Handeln nach dem Geſellſchaftsvertrage 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend geſtattet war (RGR Komm. 
$ 715 Anm. 1). Die Einräumung einer ſolchen Befugnis tft 
für den vorl. Fall anzunehmen, da Kl. angeblich niemals den 
Namen des von dem Bekl. zugezogenen Aufkäufers erfahren, 
ihn offenbar aber auch weder beim Abſchluß des Geſellſchafts⸗ 
vertrages, noch ſpäterhin zu erfahren getrachtet haben. Dem 
Bekl. war von ſeiten feiner Mitgeſellſchafter offenſichtlich ſo⸗ 
wohl die Auswahl des Aufkäufers, als auch die Entſch. dar⸗ 
über freigeſtellt worden, ob er das Geſchäft mit dem Auf⸗ 
käufer in eigenem Namen oder im Namen der Geſellſchaft ab⸗ 
ſchloß. Auch die Form und der Inhalt des mit dem Auf- 
käufer abzuſchließenden Vertrages war allem Anſcheine nach 
in das Belieben des Bekl. geſtellt worden, ſofern nur dabei 
die Jutereſſen der Geſellſchaft gewahrt wurden. Trotzdem iſt 
dem Bekl. die Verſchweigung ſeiner geſellſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen zu den Kl. bei der Auftragserteilung an den Auf⸗ 
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käufer H. vom BG. mit Recht zum Verſchulden angerechnet 
worden, weil nach der Rſpr. des RG. der geſchäftsführende 
Geſellſchafter dafür verantwortlich iſt, daß durch eine ihm 
geſtattete Alleinvertretung, die es dem Dritten ermöglicht, 
mit Gegenforderungen nichtgeſellſchaftlicher Art aus ſeiner 
Perſon aufzurechnen, die übrigen Geſellſchafter keinen Nach⸗ 
teil erleiden (RG. 97, 236). Der Bekl. hat zwar beſtritten, 
daß er zur Zeit der überſendung des für den Tabakeinkauf 
beſtimmten Geldes der Geſellſchaft noch Schuldner des H. aus 
anderen Rechtsgeſchäften geweſen wäre und dieſem durch die 
Nichterwähnung der Herkunft der Geldſendung eine Gelegen⸗ 
heit geboten hätte, ſich durch Aufrechnung zu befriedigen; 
H. ſei zu der Aufrechnung gar nicht berechtigt geweſen. 
Aus dem eigenen Vorbringen des Bekl. ergibt ſich aber, daß 
H. zu der hier in Betracht kommenden Zeit jedenfalls noch 
Anſprüche aus früheren Rechtsgeſchäften — ſei es mit Recht 
oder ohne Recht — an ihn ſtellte. Der Bekl. hätte alſo dem 
H. das der Geſellſchaft gehörige Geld entweder überhaupt 
nicht oder erſt dann anvertrauen dürfen, wenn ſeine Ver⸗ 
bindlichkeiten dieſem Gläubiger gegenüber zweifelsfrei ab⸗ 
gedeckt waren. Einen Beweis dafür, daß die letzte Voraus⸗ 
ſetzung erfüllt geweſen wäre, hat der Bekl. nicht angetreten. 
Unter dieſen Umſtänden entbehrt die Feſtſtellung des BG. 
keineswegs der erforderlichen Begründung. Die Schlüſſe, die 
es aus ſeinen tatſächlichen Feſtſtellungen zur Frage des Ver⸗ 
ſchuldens des Bekl. im Falle der Geldſendung an H. zieht, ſind 
alſo rechtlich nicht zu beanſtanden. 

(U. v. 22. März 1935; II 191/34. — Berlin.) 


* 


5. § 1117 Abſ. 2 BGB. Wird eine Hypothek 
bereits vor ihrer Eintragung abgetreten, ſo 
kann ihr Übergang auf den neuen Gläubiger, 
ſelbſt wenn eine Vereinbarung gemäß $ 1117 
Abſ. 2 BGB. getroffen wird, nicht vor der Ein⸗ 
tragung der Hypothek wirkſam werden. 

Der Bauunternehmer J. verkaufte durch notariellen Ver⸗ 
trag v. 13. Dez. 1929 dem Bekl. ein Grundſtück zum Preiſe 
von 155000 RN. Darauf waren 15000 AAN anzuzahlen und 
40000 RA Hypotheken zu übernehmen. Der Reſtkaufpreis von 
100 000 RA ſollte hypothekariſch für den Verkäufer eingetra⸗ 
gen werden. 

Die Auflaſſung der Grundſtücke erfolgte am 26. März 
1930 vor dem GBA. in G. Dabei wurde von den Beteiligten 
der notarielle Kaufvertrag mit der Eintragungsbewilligung 
und dem Eintragungsantrag für die Reſtkaufgeldhypothek von 
100000 AA zugunſten des Verkäufers J. überreicht. 

Zehn Minuten nach der Auflaſſung überreichte J. dem 
GBA. eine gerichtlich beglaubigte Erklärung, wonach er die 
Hypothekenforderung von 100000 RA nebſt den Zinſen ſeit 
dem Tage der Eintragung an die Kl. abtrat. 

Die Eintragung der Auflaſſung, der Hypothek für J. 
und deren Abtretung an die Kl. erfolgte am 11. April 1930. 

Die Kl. hat mit der dinglichen Klage ihren Anſpruch auf 
rückſtändige Zinſen für die Zeit v. 1. Juli 1932 bis 31. März 
1933 geltend gemacht. 

Der Bekl. iſt von dem Kaupvertrage zurückgetreten. 

Die Kl. beruft ſich jedoch hinſichtlich des dinglichen An⸗ 
ſpruchs auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen, das OLG. der Klage 
ſtattgegeben. 6 

Die Rev. bekämpft die Annahme des OLG., daß bei der 
Abtretung der den Gegenſtand des Rechtsſtreites bildenden 
Hypothek eine Vereinbarung i. S. des § 1117 Abſ. 2 BOB. 
nicht getroffen worden ſei. Einer Stellungnahme zu dieſen 
Reviſionsrügen bedarf es indeſſen nicht. Denn ſelbſt wenn 
zwiſchen J. und der Kl. die Vereinbarung getroffen worden 
ſein ſollte, daß die Kl. berechtigt ſei, ſich den Brief vom 
GBA. aushändigen zu laſſen, ſo hätte ſich doch der Rechts⸗ 
erwerb der Kl. erſt mit der Eintragung der Hypothek für J. 
vollendet und die Kl. könnte ſich daher auch in dieſem Falle 
auf die Vorſchrift des 8 892 BGB. berufen. 

Eine Vereinbarung gem. $ 1117 Abſ. 2 BGB. hat bei 


.] 


der Abtretung der Hypothek nach 8 1154 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 
die Bedeutung, daß, wenn der Brief beim GBA. eingereicht 
oder vom GBA. hergeſtellt wird, er rückwirkend als mit der 
Aushändigungsvereinbarung übergeben gilt (vgl. RGR Komm. 
Anm. 3 zu 8 1154). Allein dieſe Rückwirkung kann ſich 
naturgemäß nicht über den Zeitpunkt hinaus erſtrecken, in 
welchem die Hypothek ſelbſt zur Entſtehung gelangt iſt. Denn 
ein Übergang der Hypothek von dem Abtretenden auf den 
Abtretungsempfänger kann ſich nicht eher vollziehen, als die 
Hypothek rechtswirkſam entſtanden iſt. Wird alſo wie im ge⸗ 
gebenen Falle eine Hypothek bereits vor ihrer Eintragung 
abgetreten, jo kann ihr Übergang auf den neuen Gläubiger, 
ſelbſt wenn eine Vereinbarung gem. $ 1117 Abſ. 2 BGB. ges 
troffen wird, nicht vor der Eintragung der Hypothek wirk⸗ 
ſam werden. Hiernach hat der Erwerb der Kl. ſich nicht vor 
dem Zeitpunkt vollenden können, in dem die Hypothek für 
den Zedenten J. eingetragen war. Nach § 892 Abſ. 1 BGB. 
kann ſich aber der Erwerber auf den Grundbuchinhalt berufen, 
der bei der Vollendung ſeines dinglichen Rechtserwerbs be⸗ 
ſtand. Die hiervon abweichende frühere Rſpr. des RG. (RGZ. 
74, 416 JW. 1911, 216; 92, 254), die bereits in RZ. 
116, 356 — JW. 1927, 2500 verlaſſen worden war, iſt in 


* 


der eingehend begründeten Entſch. RZ. 140, 35 — JW. 
1933, 2586 endgültig aufgegeben. 
(U. v. 13. Febr. 1935; V 368/34. — Hamm.) Iv. B.] 


* 


6. 8 232 II 3 PO.; 8 19 1 RAO. Die Partei 
muß ſich ein Verſehen des Zuſtellungsbevoll⸗ 
mächtigten — dieſer iſt nicht Anwalts angeſtell⸗ 
ter, ſondern Bevollmächtigter der Partei — an⸗ 
rechnen laſſen. — Die Zuſtellungsvollmacht 
dauert ſo lange fort, bis der Anwalt ihr Er⸗ 
löſchen bei Gericht anzeigt, gleichviel, ob die 
geſetzlichen Voraus ſetzungen für die Beſtellung 
eines Zuſtellungs bevollmächtigten fortgefallen 
ſind oder überhaupt niemals beſtanden haben. — 
§ 233 3 PO. Verſehen infolge undeutlicher Schrift 
in der Zuſtellungsurkunde rechtfertigt die Wie⸗ 
dereinſetzung. 

Das BG. iſt davon ausgegangen, daß die Berufung ver⸗ 
ſpätet eingelegt ſei, weil das Urt. des LG. dem Zuſtellungs⸗ 
bevollmächtigten des Prozeßbevollmächtigten des Bekl. am 
13. Juni 1934 zugeſtellt, die Berufung aber erſt am 16. Juli 
1934 eingelegt worden ſei. Den Wiedereinſetzungsantrag hat 
es für unbegründet erachtet. 

Die Rev. ſtellt zur Nachprüfung, ob die Zuſtellung über⸗ 
haupt gültig erfolgt ſei. 

Das Urt. war nach $ 625 ZPO. von Amts wegen zuzu⸗ 
ſtellen. Da Prozeßbevollmächtigter des Bekl. der RA. Dr. N. 
war und mithin das Urt. ihm zuzuſtellen war ($ 176 ZPO.), 
ſo genügte zum Nachweis der Zuſtellung ein mit Datum und 
Unterſchrift verſehenes ſchriftliches Empfangsbekenntnis, wenn 
es entweder von ihm ſelbſt oder von ſeinem gem. 8 19 RAD. 
beſtellten Zuſtellungsbevollmächtigten unterzeichnet war (8 212 a 
3PO.). Das Bekenntnis zum Empfang des Urt. hat am 
13. Juni 1934 der Juſtizſekretär Gr. „als Zuſtellungsbevoll⸗ 
mächtigter“ ſchriftlich mit Datum und Unterſchrift vollzogen. 
Nach § 19 Abi. 1 RAO. muß ein RA., wenn er an dem 
Ort des Gerichts, bei dem er zugelaſſen iſt, nicht wohnhaft 
iſt, bei dieſem Gericht einen am Ort desſelben wohnhaften 
ſtändigen Zuſtellungs bevollmächtigten beſtellen. Daß der RA. 
Dr. N. in L. wohnhaft und beim LG. Bochum zugelaſſen 
war, und daß er bei dieſem Gericht zu ſeinem ſtändigen Zu⸗ 
ſtellungsbevollmächtigten den in Bochum wohnhaften Gr. be⸗ 
ſtellt hat, iſt nicht im Streit. 

Die Rev. macht geltend, daß die Landgemeinde L. in die 
Stadtgemeinde B. eingemeindet worden ſei, und daß das betr. 
Geſ. am 1. Aug. 1929 in Kraft getreten ſei. Sie meint, ſeit 
dieſem Zeitpunkt habe RA. Dr. N. keinen vom Sitz des LG. 
Bochum getrennten Wohnſitz mehr gehabt, ſo daß der § 19 
RAO. nicht anwendbar ſei, woraus folge, daß die Zuſtellung 
an den Gr. nicht gültig ſei. Das Bedenken iſt unbegründet. 
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Es iſt richtig, daß am 1. Aug. 1929 die Landgemeinde L. 
in die Stadtgemeinde Bochum eingegliedert worden iſt, und 
es mag danach ſein, daß Dr. N. vom 1. Aug. 1929 ab am 
Ort des Gerichts, an dem er zugelaſſen war, nämlich in 
Bochum, wohnhaft war und ſeit dieſem Tage auf Grund 
des § 19 Abſ. 1 RAO. nicht mehr gehalten war, beim 
LG. Bochum einen ſtändigen Zuſtellungsbevollmächtigten zu 
beſtellen. Die Anzeige des RA. Dr. N. an das LG. Bochum, 
daß er Gr. zum ſtändigen Zuſtellungsbevollmächtigten beſtellt 
habe, war für die prozeßrechtliche Wirkſamkeit der Vollmacht 
ausreichend, und für die Fortdauer dieſer Vollmacht war maß⸗ 
geblich, daß Dr. N. fie dem Gericht nicht als erloſchen ge- 
meldet hat. Ob die Vorausſetzungen, unter denen der RA. 
nach 8 19 RAO. gezwungen ift, einen ſtändigen Zu⸗ 
ſtellungs bevollmächtigten zu beſtellen, zur Zeit der Beſtellung 
vorlagen oder nicht, und ob ſie erſterenfalls ſpäter weggefallen 
find, iſt nicht von Bedeutung. Die Vorſchrift des $ 19 RAD. 
bezweckt, den Verkehr zwiſchen dem Gericht und der Gegen⸗ 
partei mit dem nicht am Sitz des Gerichts wohnhaften An⸗ 
walt zu erleichtern, und bedroht den Anwalt, der der Pflicht 
zur Beſtellung eines ſtändigen Zuſtellungsbevollmächtigten 
nicht nachkommt, unter den Vorausſetzungen des § 21 Abſ. 3 
RAO. mit der Zurücknahme feiner Zulaſſung, fie enthält ſich 
aber einer Beſtimmung darüber, welche Folgen es für die 
Wirkſamkeit einer Zuſtellung an den Zuſtellungsbevollmächtig⸗ 
ten hat, wenn der RA. einen ſtändigen Zuſtellungsbevoll⸗ 
mächtigten beſtellt, oder deſſen Beſtellung nicht bei dem 
Gericht abmeldet, obwohl die Vorausſetzungen, unter denen 
er zu dieſer Beſtellung gezwungen wird, bei der Be⸗ 
ſtellung nicht vorliegen oder ſpäter weggefallen ſind. Die Be⸗ 
antwortung dieſer Frage ergibt ſich aus den Regeln, die die 
3PO. über die Vollmacht aufgeſtellt hat. Das Gericht hat 
im Anwaltsprozeß außer in bezug auf die Vollmacht des 
klägeriſchen Vertreters in Ehe⸗ und Familienſtandsſachen 
grundſätzlich weder die Pflicht, noch überhaupt das Recht, 
die Prozeßvollmacht zu prüfen oder ihren feſtgeſtellten Man⸗ 
gel zu beachten (8 88 Abſ. 2 ZPO.). Was aber im Anwalts⸗ 
prozeß für den Prozeßbevollmächtigten gilt, kann für den von 
dieſem beſtellten ſtändigen Zuſtellungs bevollmächtigten nicht 
anders ſein. Es genügte daher, wenn RA. Dr. N. dem Gericht 
anzeigte, daß er Gr. zum ſtändigen Zuſtellungsbevollmächtig⸗ 
ten beſtellt habe. Es war aber nicht die Aufgabe des Gerichts 
nachzuprüfen, ob RA. Dr. N. gem. § 19 Abſ. 1 RAD. einen 
ſtändigen Zuſtellungs bevollmächtigten beſtellen mußte, denn 
dies unterlag nur ſeinem eigenen pflichtmäßigen Ermeſſen. 
Übte er dieſes Ermeſſen, das für ihn im Falle pflichtwidriger 
Unterlaſſung die Folge des 8 21 Abſ. 3 RAD. nach ſich zog, 
dahin aus, daß er einen ſtändigen Zuſtellungsbevollmächtigten 
beſtellte, jo war das Gericht nicht in der Lage, dieſe An⸗ 
meldung zurückzuweiſen, weil die Vorausſetzungen, unter denen 
nach § 19 Abf. 1 ein ſolcher Zwang für RA. Dr. N. 
gegeben ſei, nicht vorlägen. Nicht anders liegt es, wenn die 
Vorausſetzungen des § 19 Abſ. 1 NAD. nachträglich weg⸗ 
gefallen fein ſollten. Nach § 87 Abſ. 1 3 O. erlangt die 
Kündigung des Vollmachtsvertrages erſt durch die Anzeige 
des Erlöſchens der Vollmacht, in Anwaltsprozeſſen erſt durch 
die Beſtellung eines anderen Anwalts rechtliche Wirkſamkeit. 
Das gilt nach der ſtändigen Rſpr. des RG. auch dem Gericht 
gegenüber. Analog muß dies auch inſoweit gelten, als die 
Kündigung der Zuſtellungsvollmacht in Betracht kommt. Er⸗ 
folgt eine ſolche Kündigung, wird ſie aber dem Gericht nicht 
angezeigt, ſo beſteht die Vollmacht des ſtändigen Zuſtellungs⸗ 
bevollmächtigten ſo lange fort, bis ihr Erlöſchen dem Gericht 
angezeigt wird. Solange dies nicht geſchieht, hat das Gericht 
keinerlei Pflicht oder Recht, dieſe Vollmacht als nicht mehr 
beſtehend zu betrachten. Dies auch dann nicht, wenn es den 
Wegfall der Vorausſetzungen des $ 19 RAD. ſeinerſeits anzu⸗ 
nehmen, ſich in der Lage glauben ſollte. 

Iſt danach die Zuſtellung des Urt. v. 2. Juni 1934 an 
Gr. eine dem Bekl. gegenüber wirkſame Zuſtellung, ſo iſt die 
am 16. Juli 1934 eingelegte Berufung um drei Tage ver⸗ 
ſpätet und daher die Berufungsfriſt verſäumt. Der Wieder⸗ 
einſetzungsgrund für den Bekl. ſoll darin liegen, daß Gr. in 
ſeinem Zuſtellungsvermerk auf dem ihm zugeſtellten Urt. die 


Zahl 13 ſo undeutlich geſchrieben habe, daß daraus die Pro⸗ 
zeßbevollmächtigten des Bekl. erſter und zweiter Inſtanz den 
17. Juni herausgeleſen und infolgedeſſen angenommen hätten, 
die Berufung komme am 16. Juli noch rechtzeitig. 

Das BG. hat dem Bekl. darin zugeſtimmt, daß Gr. die 
Zahl 13 undeutlich geſchrieben habe, hat aber angenommen, 
daß darin ein Verſehen Gr. liege, für das nicht nur Dr. N., 
ſondern auch der Bekl. ſelbſt einzuſtehen habe, weil Gr. nicht 
nur Vertreter des Prozeßbevollmächtigten, ſondern auch Be⸗ 
vollmächtigter des Bekl. geweſen ſei. Unter Vertretern der 
Partei i. S. des § 232 Abſ. 2 ZPO., deren ſchuldhaftes Ver⸗ 
halten ſich die Partei zurechnen laſſen muß, ſind nicht nur 
Prozeß bevollmächtigte, ſondern Bevollmächtigte jeglicher Art 
zu verſtehen, gleichviel ob ſie von der Partei ſelbſt beſtellt 
find; wer ihre Vertretungsbefugnis aus dem Rechte des Pro- 
zeßbeh ollmächtigten ableiten. Die Rev. will die Unterſcheidung 
machen, daß der Zuſtellungsbevollmächtigte i. S. des 8 19 RAO. 
anders, als derjenige i. S. des 8 174 ZPO., nicht Zuſtel⸗ 
lungsbevollmächtigter der Partei, ſondern Vollmachtsträger 
des Anwalts ſei. Das letztere iſt richtig, nur folgt daraus 
nicht, daß der als Vollmachtsträger des Anwalts gekennzeich⸗ 
nete Zuſtellungsbevollmächtigte nicht auch Bevollmächtigter 
der Partei ſei. Denn auch der von dem Prozeßbevollmächtigten 
beſtellte Vertreter handelt mit Wirkung für und gegen die 
Partei, weil die Prozeßvollmacht nicht nur zu Prozeßhand⸗ 
lungen, ſondern auch zur Beſtellung eines Vertreters er⸗ 
mächtigt (S 81 ZPO.). Demzufolge erſtreckt ſich der in 8 85 
ZPO. ausgeſprochene Grundſatz der unmittelbaren Stellver⸗ 
tretung auch auf die Beſtellung eines Vertreters, ſo daß auch 
deſſen im Rahmen ſeiner Vollmacht vorgenommene Prozeß⸗ 
handlungen für und gegen die Partei wirken. Daß der RA. 
unter den Vorausſetzungen des §8 19 RAD. genötigt iſt, einen 
ſtändigen Zuſtellungsbevollmächtigten zu beſtellen, daß alſo 
der Zuſtellungsbevollmächtigte ein für allemal Vertreter des 
Anwalts zwecks Entgegennahme von Zuſtellungen iſt, hindert 
nicht, daß die Partei auf Grund der von ihr erteilten Prozeß⸗ 
vollmacht auch den bereits von ihrem Anwalt beſtellten ſtän⸗ 
digen Zuſtellungsbevollmächtigten als ihren Vertreter aner⸗ 
kennen muß. Es iſt deswegen unzutreffend, wenn die Rev. 
meint, der ſtändige Zuſtellungsbevollmächtigte ſei ebenſo zu 
behandeln wie ein Angeſtellter des Anwalts, für deſſen Ver⸗ 
ſchulden der Anwalt als Sachwalter zwar nach 8 278 BGB. 
privatrechtlich hafte, das ſich aber die Partei im Prozeß nicht 
zuzurechnen laſſen brauche, es ſei denn, daß der Anwalt 
ſelbſt nicht die geeigneten Vorkehrungen zur Verhütung von 
Verſehen getroffen habe. Es kann ſich daher nur fragen, ob 
eine Ausnahme von dem Grundſatz, daß ſich die Partei das 
Verſchulden eines Vertreters zurechnen laſſen müſſe, da zu 
machen iſt, wo die vertretene Partei auf die Wahl des Ver⸗ 
treters keinen Einfluß hat und nicht in der Lage iſt, deſſen 
Handlungen zu beaufſichtigen. Das iſt in RG. 115, 413 
JW. 1927, 842 in einem Falle angenommen, in welchem 
der Bekl. ſich in einer Strafanſtalt befand und deshalb nicht 
in der Lage war, die Handlungen des ihm zugeordneten 
Armenanwalts, durch deſſen Verſchulden die Berufungsfriſt 
verſäumt wurde, zu überwachen. Dieſe Entfch. ift auf die Be⸗ 
ſonderheit des damaligen Falles zugeſchnitten. Sie ſtellt kein 
allgemein gültiges Prinzip auf, weil ſie ſelbſt ſagt, bei Aus⸗ 
legung und Anwendung der Vorſchrift des § 232 Abſ. 2 3 PO. 
müßten ſtets die Beſonderheiten des Einzelfalles berückſichtigt 
werden. Die Tatſache allein, daß die Partei den Zuſtellungs⸗ 
bevollmächtigten nicht überwachen kann, reicht nicht aus, um 
ſie von der Haftung für deſſen Verſehen zu entlaſten. Sie 
ſtellt auch keine Beſonderheit dar, da die Partei den ihr viel⸗ 
leicht gar nicht bekannten ſtändigen Zuſtellungsbevollmächtig⸗ 
ten in der Regel nicht wird beaufſichtigen können. Es beſteht 
daher kein Anlaß, die Vorausſetzungen des $ 232 Abſ. 2 ZPO. 
hier wegen Beſonderheiten des Falles nicht als gegeben zu 
erachten. a 

Gleichwohl iſt ein unabwendbarer Zufall mit Unrecht 
verneint worden. Es geſchieht tagtäglich im Verkehr, daß 
Daten und Unterſchriften nicht ſo deutlich geſchrieben werden, 
daß das Richtige von jedermann erkannt wird, ohne daß des⸗ 
wegen den Schreiber oder Leſer ein Verſchulden treffen müßte. 


2432 


Freilich hat hier ein beſonderer Anlaß, deutlich zu ſchreiben, 
für den Zuſtellungsbevollmächtigten inſofern vorgelegen, als 
er ſich ſagen mußte, daß von der richtigen Erkenntnis des 
Datums ſeines Zuſtellungsvermerks die rechtzeitige Einlegung 
der Berufung abhing. Das Datum in dem Empfangsbekennt⸗ 
nis ſelbſt hat Gr. in einer allen Anforderungen an Deutlich⸗ 
keit genügenden Weiſe geſchrieben. Aus ihm war für jeder⸗ 
mann erkennbar, daß das Urt. am 13. Juni empfangen wurde. 
Das gleiche läßt ſich von dem Datum ſeines Zuſtellungs⸗ 
vermerks auf der dem Prozeßbevollmächtigten Dr. N. aus⸗ 
gehändigten Urteilsausfertigung nicht ſagen. Es ſollte 13. 
heißen, konnte aber auch als 17. geleſen werden. Daß er dies 
bei Anwendung der im prozeſſualen Verkehr erforderlichen 
Sorgfalt ſich ſelbſt hätte ſagen müſſen, ließe ſich allenfalls 
annehmen, wenn ihm vorzuwerfen wäre, daß fein Zuſte“ ungs⸗ 
vermerk auch im übrigen unordentlich geſchriebengoäre. 
Das iſt nicht der Fall. Gr. hat eine kleine Schrift. Die Worte 
Juni 1934 und auch die — häufig im Rechtsverkehr ſchlecht 
und unlesbar ausfallende — Unterſchrift „Gr. Juſt.⸗Sek.“ iſt 
deutlich geſchrieben. Nur die in 13. Juni enthaltene Zahl 3 iſt 
infolge der kleinen Schrift undeutlich geraten. Ihm deswegen 
den Vorwurf der Fahrläſſigkeit zu machen, würde die an ſeine 
Sorgfaltspflicht zu ſtellenden Anforderungen überſpannen. Es 
iſt eine tägliche Erfahrung, daß auch bei ſorgfältiger Ab⸗ 
faſſung von Schriftſtücken dem Schreiber das Mißgeſchick 
widerfährt, daß er ſeine Worte oder Zahlen für deutlich hält, 
während ſie von einem Dritten anders geleſen werden. Auch 
dem Prozeßbevollmächtigten des Bekl. in erſter Inſtanz Dr. N. 
iſt kein Vorwurf zu machen, wenn er aus dem Vermerk den 
17. Juni herausgeleſen hat, wie er eidesſtattlich verſichert hat. 


Hiernach liegt ein unabwendbarer Zufall auch für die 
Partei ſelbſt vor, da ſie gegenüber dieſen Vorkommniſſen 
machtlos war und ihrerſeits nichts verſäumt hat, was die 
rechtzeitige Einlegung der Berufung hätte herbeiführen können. 


(U. v. 28. Jan. 1935; IV 307/34. — Hamm.) [K.] 
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7. Auch wenn gemäß 8 411 Abi. 1 3 PO. 
ſchriftliche Begutachtung angeordnet wird, darf 
das Gericht die Ladung des Sachverſtändigen 
zur mündlichen Verhandlung nicht ablehnen. 


Von den von der Rev. erhobenen Rügen muß diejenige 
zur Aufhebung des Urt. führen, mit der geltend gemacht 
wird, daß das BG. zu Unrecht die Ladung des Sachver⸗ 
ſtändigen zur mündlichen Verhandlung abgelehnt und dadurch 
der Kl. die Möglichkeit entzogen habe, an ihn Fragen zu 
ſtellen. Der BerR. irrt, wenn er meint, daß eine verfah⸗ 
rensrechtliche Pflicht hierzu nicht beſtanden habe. Nach § 397 
3PO. find die Parteien berechtigt, dem Zeugen diejenigen 
Fragen vorzulegen, welche ſie zur Aufklärung der Sache oder 
der Verhältniſſe des Zeugen für dienlich erachten. Nach $ 402 
ZPO. iſt dieſe Beſt. auf den Beweis durch Sachverſtändige 
entſprechend anwendbar, da Abweichendes inſoweit in den 
88 403—414 38 O. nicht verordnet iſt. Auch dadurch, daß 
gem. 8 411 Abſ. 1 ZPO. ſchriftliche Begutachtung vom Ge⸗ 
richt angeordnet worden iſt, wird den Parteien ihr Recht aus 
88 397, 402 ZPO. nicht benommen, es ſei denn, daß die 
Anordnung im Einverſtändnis mit den Parteien ergangen 
iſt; das war hier nicht der Fall (Stein⸗Jonas, 14. Aufl., 
§ 411 BRD. II; Baumbach, 9. Aufl., § 411 ZPO. An⸗ 
merkung 1). Kl. war nicht verpflichtet, die Fragen, welche 
ſie dem Sachverſtändigen vorlegen wollte, dem Gericht vor⸗ 
her mitzuteilen. Die Vernehmung konnte daher auch nicht 
mit der Begr. verweigert werden, daß die ſchriftlich ange⸗ 
kündigten Fragen nicht ſachdienlich ſeien, weil der Kl. unter 
allen Umſtänden die Möglichkeit der Frageſtellung gewährt 
werden mußte. Daß der verfahrensrechtliche Fehler des 
BerR. auf die Entſch. von Einfluß geweſen iſt, kann nicht 
als ausgeſchloſſen gelten. 

(U. v. 20. März 1935; 1283/34. — Breslau.) [K.] 
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8. 88 448, 452 3 PO. Von Amts wegen iſt 
zu prüfen, ob über beweiserhebliche Tatſachen 
die — eventuell eidliche — Vernehmung einer 
Partei anzuordnen ſei. 

Die Rev. rügt, das BU. habe die Behauptung des Bekl., 
der Kl. habe ihm zugegeben, er habe einen Fehler gemacht, 
und man habe ſich nun beiderſeits bemüht, die Folgen dieſes 
Fehlers wieder zu beſeitigen, für beweislos erklärt. Es habe 
dadurch die Beſt. über Parteivernehmung i. Verb. m. der 
Fragepflicht verletzt. Der Angriff iſt begründet. Es bedurfte 
der Prüfung von Amts wegen, ob nicht über die behauptete 
Tatſache eine der Parteien zu vernehmen und nötigenfalls 
zu beeidigen ſei (88 448, 452 ZPO.). Eine Entſchließung 
hierüber lag nahe, weil es ſich um einen Vorgang handelte, 
der ſich zwiſchen den Parteien perſönlich abgeſpielt hatte, und 
nicht ohne weiteres damit zu rechnen war, daß Zeugen für 
die Verhandlungen zwiſchen den Parteien vorhanden ſeien. 
Auf die behauptete Tatſache konnte es nach der Stellung⸗ 
nahme des BerR. auch ankommen. Denn er erklärt die Be⸗ 
hauptung nicht für unerheblich, weil er etwa auf Grund der 
vorliegenden Beweiſe vom Gegenteil überzeugt ſei und die 
Behauptung, ſelbſt wenn ſie beſtätigt würde, keinerlei Einfluß 
auf die Bildung feiner Überzeugung haben könne. vom BG 
wird auch das ſpätere Verhalten des Bekl. verwendet. Ein 
etwaiges Zugeben eines Fehlers durch den Kl. konnte ſomit 
von Bedeutung fein. Allerdings lag es im freien pflichte 
mäßigen Ermeſſen des BG., ob es von der Möglichkeit der 
Parteivernehmung und »beeidigung Gebrauch machen wollte. 
Das BG. konnte davon abſehen, wenn es mit Rückſicht auf 
die Perſönlichkeit der Parteien, die Länge der verfloſſenen 
Zeit oder andere Umſtände die Parteivernehmung und ⸗he⸗ 
eidigung nicht für geeignet hielt, ſeine Überzeugung von der 
Richtigkeit oder Unrichtigkeit der behaupteten Tatſache zu be⸗ 
gründen. Nach dem vorliegenden Sachverhalt bedurfte es aber 
einer Begründung, warum von der gegebenen Möglichkeit 
kein Gebrauch gemacht wurde. Da ſich aus dem BU. auch 
nicht mittelbar eine ſolche Begründung ergibt, iſt es nicht 
ausgeſchloſſen, daß das BG. an die gegebene Möglichkeit nicht 
gedacht hat. 

.] 


(U. v. 12. März 1935; II 278/34. — Berlin.) 
| Reichsgericht: Strafſachen | 

** 9. Nach Art. III 810 der 8. Durchf VO. vom 
17. April 1934 (RG Bl. I, 313) i. Verb. m. den Er⸗ 
läuterungen der RDev St. zur 8. Durchf VO. vom 
17. April 1934 (RS t Bl. 467, 468) Ziff. III Abſ. 1 
Satz 4 können die DevSt. mit bindender Wir⸗ 
kung — auch für die Gerichte — feſtſtellen, ob 
eine Perſon für die Deviſenbewirtſchaftung In⸗ 


länder, Ausländer (oder Saarländer) iſt. f) 


Die 8. DurchfVoO. v. 17. April 1934 iſt außer in der 
am 20. April 1934 ausgegebenen Nr. 42 des RG Bl. von 
1934 auch in Nr. 90 des RAnz. v. 18. April 1934 verkündet 
worden. Sie iſt daher am 19. April 1934 in Kraft getreten 
(82 i. Verb. m. § 1 Abſ. 1 des Gef. über die Verkündung 
von Rechts VO. v. 13. Okt. 1923 [RG Bl. I, 959). 


Die 8. DurchfVO. überträgt beim Vorliegen gewiſſer 
Vorausſetzungen die Zuſtändigkeit zur Entſcheidung der Aus⸗ 
länder⸗ oder Inländereigenſchaft (einer Perſon in deviſen⸗ 
rechtlichem Sinne) der DevSt., iſt alſo eine verfahrensrecht⸗ 
liche Beſtimmung, die nach allgemeinen Rechtsgrundſatzen als⸗ 
bald nach ihrem Inkrafttreten unbeſchränkte Anwendung 
findet. Die ſachlich⸗rechtlichen Vorſchriften, auf Grund deren 
die Entſcheidung zu erfolgen hatte, nämlich die Vorſchriften 
des § 2 Abſ. 6 Dev VO. blieben dieſelben. Auf Grund der 
8. DurchfVO. hatte nunmehr — an Stelle des L. — die 
DevSt. die Vorgänge rechtlich zu beurteilen, ohne daß es 
hierzu erforderlich geweſen wäre, die 8. DurchfVO. mit rück⸗ 
wirkender Kraft auszuſtatten. Insbeſondere können ſich die 
Angel. nicht etwa auf 8 2 StGB. berufen, da die ſachlich⸗ 
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rechtlichen Geſetzesbeſtimmungen nicht geändert worden ſind. 
Nach Ziff. UI Abſ. 1 der oben genannten Er⸗ 
läuterungen der RDevSt. iſt in dem Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheid ſtets anzugeben, für welchen 
Zeitpunkt die Feſtſtellung getroffen wird. Auch 
hieraus ergibt ſich, daß die Feſtſtellung für 
einen früheren Zeitpunkt getroffen werden 
kann und nicht etwa rechtsbegründend erſt vom 
Tage des Feſtſtellungsbeſcheides ab wirkt. 

Der Beſcheid v. 22. Juni 1934 gibt nun allerdings nicht 
ausdrücklich an, für welchen Zeitpunkt ſeine Feſtſtellung ge⸗ 
troffen iſt; er bezieht ſich aber nach der erſichtlichen Auf⸗ 
faſſung der Stift. auf die allein hier ſtrittige Zeitſpanne, 
nämlich auf die Zeit ſeit Sommer 1933. Hiernach iſt für 
das vorliegende Strafverfahren davon auszugehen, daß der 
Angekl. in der Zeit der oben genannten Aktienverkäufe Aus⸗ 
länder im Sinne der Deviſengeſetzgebung geweſen iſt. 

(5. Sen. v. 20. Juni 1935; 5 D 165/35.) 


Anmerkung: Dem RG. ift beizutreten, wenn es entgegen der 
von mir (Deviſennotrecht, 1935, Bem. 48 zu § 6 Dev.) und an⸗ 
deren (vgl. Turowski bei Pfundtner⸗ Neubert, Bem. 15 
zu § 6 Dev.) vertretenen Auffaſſung ausſpricht, daß die Auslän⸗ 
der- oder Inländereigenſchaft einer Perſon nach $ 10 der 8. Durchf⸗ 
BO. v. 17. April 1934 (jetzt § 6 Abſ. 6 Satz 3 Dev®. v. 2. Febr. 1935) 
auch für einen in der Vergangenheit liegenden Zeitpunkt feſtge⸗ 
ſtellt werden kann. Die aus dem Wortlaut der Beſt. („Inländer 
oder Ausländer i ſt“) hiergegen hergeleiteten Bedenken find unbe⸗ 
gründet. Nach den vom RG. für die Auslegung mit Recht heran⸗ 
gezogenen Beſt. der Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung (RdErl. 
30/34 [RStBl. 1934, 467) ſoll der Feſtſtellungsbeſcheid ſtets er⸗ 
kennen laſſen, auf Grund welcher Unterlagen und für welchen Zeit⸗ 
punkt die Feſtſtellung getroffen wird. Ergibt ſich z. B. aus einem 
am 1. Aug. 1935 ausgeſtellten Feſtſtellungsbeſcheid, daß die be⸗ 
treffende Perſon am 30. Dez. 1934 ſich polizeilich in einer deutſchen 
Stadt angemeldet hat und dort mit Wirkung vom 1. Jan. 1935 
einen mehrjährigen Anſtellungsvertrag mit einer inländiſchen 
Firma geſchloſſen hat, ſo iſt nicht einzuſehen, warum dieſer Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheid erſt vom 1. Aug. 1935 ab wirkſam ſein ſoll. Eine 
Feſtſtellung für einen beſtimmten Zeitpunkt der Vergangenheit muß 
ſogar dann zuläſſig fein, wenn die ihr zugrunde liegenden Tat- 
ſachen im Zeitpunkt der Feſtſtellung nicht mehr fortbeſtehen. Die 
Deviſenſtelle (DSt.) kann alſo z. B. feſtſtellen, daß eine beſtimmte 
Perſon am 10. April 1934 Inländer war, aber im Zeitpunkt der 
Feſtſtellung Ausländer iſt. — Dagegen muß der Auffaſſung wider⸗ 
ſprochen werden, die in der Entſch. des RG. anklingt, daß ſeit der 
8. DurchfVO. v. 17. April 1934 die DSt. für die Feſtſtellung der 
Ausländer⸗ oder Inländereigenſchaft ausſchließlich zuſtändig 
ſeien. Dem iſt nicht ſo. Solange die DSt. eine bindende Feſtſtel⸗ 
lung nicht getroffen hat, können die Gerichte auch weiterhin in 
einem anhängigen Zivilrechtsſtreit oder Strafverfahren die Aus⸗ 
länder⸗ oder Inländereigenſchaft eines Beteiligten ſelbſt feſtſtellen. 
Die DSt. find nach § 6 Abſ. 6 Dev. auch dann zu einer binden⸗ 
den Feſtſtellung nicht gehalten, wenn etwa das Gericht ein an⸗ 
hängiges Verfahren ausſetzen und den Beteiligten die Herbeifüh⸗ 
rung einer Vorentſch. der DSt. aufgeben ſollte (vgl. Harten⸗ 
ſtein a. a. O.). Die bindende Feſtſtellung ſoll, wie ſich aus RdErl. 
30/34 ergibt, den berechtigten Intereſſen des geſchäftlichen Ver⸗ 
kehrs an Rechtsſicherheit und Rechtsklarheit dienen. Es iſt aber 
nicht ihre Aufgabe, in einem ſchwebenden Strafverfahren beſtimmte 
Tatbeſtandsmerkmale poſttiv oder negativ feſtzulegen und damit 
der freien richterlichen Beweiswürdigung zu entziehen. Die Reichs⸗ 
ſtelle für Deviſenbewirtſchaftung hat neuerdings im Hinblick auf 
die hier veröffentlichte Entſch. des RG. angeordnet, daß die DSt. 
einen bindenden Feſtſtellungsbeſcheid weder zur Einleitung noch 
zur Durchführung eines Strafverfahrens erlaſſen ſollen. Dies 
gilt auch für das Unterwerfungsverfahren bei den DSt. (88 51ff. 
Dev.). 

ee Hartenſtein, Berlin. 


10. 8 263 Abi. 4 StGB. ſtellt gegenüber dem 
nicht erſchwerten Betruge des 8263 Abſ. 1 kein 
anderes Strafgeſetz dar und enthält nicht den 
Tatbeſtand eines ſelbſtändigen Verbrechens 
oder einer beſonderen Begehungsart (RGSt. 69, 
49, 53 — JW. 1935, 109515). § 263 A bſ. 4 hat viel⸗ 
mehr nur die Bedeutung, wie bei der Zulaſſung 
mildernder Umſtände, Strafänderungsgründe 
aufzuſtellen und allgemeine Beſtimmungen für 


die Strafzumeſſung zu geben (RGSt. 59, 49, 53; 
59, 214, 217, 218). Deshalb iſt § 265 StPO. nicht 
verletzt, wenn die Str. es unterlaſſen hat, den 
Angekl. darauf hinzuweiſen, daß er ſtatt aus 
§ 263 Abſ. 1 StGB. auch aus 8 263 Abſ. 4 StGB. 
verurteilt werden könne. 
(3. Sen. v. 3. Juni 1935; 2 D 1551/34.) 
* 


11. 8359 StGB. Städtiſche Licht- und Waſſer⸗ 
werke, Verkehrsunternehmen u. ähnl. Anſtalten 
bilden einen weſentlichen Teil der ſtädtiſchen 
Geſamtverwaltung; die zur Leitung des Betrie⸗ 
bes eingerichtete Stelle iſt als ſtädtiſches Amt 
anzuſehen. Die im Rahmen eines öffentlich- 
rechtlichen Verkehrsunternehmens wahrzuneh⸗ 
menden Aufgaben begründen die Beamteneigen- 
ſchaft i. S. des § 359 StGB. 

In ſtändiger Rſpr. hat das RG. ausgeſprochen, daß der 
Betrieb der ſtädtiſchen Licht- und Waſſerwerke und ähnlicher 
Anſtalten nicht rein privatwirtſchaftlicher Natur iſt, ſondern 
daß er nach der heutigen Entwickelung der ſtädtiſchen Gemein⸗ 
weſen einen weſentlichen Teil der ſtädtiſchen Geſamtverwal⸗ 
tung bildet, und daß eine dauernde Stelle, die zur Leitung 
eines ſolchen Betriebs eingerichtet iſt, als ſtädtiſches Amt an⸗ 
zuſehen iſt (RGSt. 66, 380 [383]). Denn derartige Betriebe 
dienen keineswegs ausſchließlich oder in erſter Linie Er⸗ 
werbszwecken, ſondern in erſter Linie der öffentlichen Sicher⸗ 
heit und Ordnung. So ſagt auch § 4 Abſ. 2 GemO. für den 
Freiſtaat Sachſen (GBl. 1925, 136), daß zu den eigenen Ge⸗ 
ſchäften der Gemeinden die Zweige der Gemeindeverwaltung 
gehören, deren Aufgabe es iſt, die öffentlichen Belange der 
örtlichen Gemeinſchaft zu befriedigen. Zu den Betrieben, die 
der Erfüllung derartiger öffentlich-rechtlicher Aufgaben der 
Gemeinden dienen, gehören aber auch ſtädtiſche Verkehrsunter⸗ 
nehmen (vgl. auch Streit, GemO. für den Freiſtaat Sach⸗ 
fen, Anm. 1 zu § 4). Das angef. Urteil ſtellt ausdrücklich 
feſt, daß die Große Leipziger Straßenbahn im Eigentum der 
Stadt Leipzig ſteht und von ihr betrieben wird. Sie iſt alſo 
keine nur unter Aufſicht der Stadt ſtehende Privatbahngeſell⸗ 
ſchaft, ſondern eine von der Stadt ſelbſt zur Erfüllung ihrer 
öffentlich⸗rechtlichen Aufgaben eingerichtete Anſtalt. Die Di⸗ 
rektion der Straßenbahn iſt alſo als ſtädtiſches Amt anzu⸗ 
ſehen (vgl. auch das Handbuch der Verwaltung der Stadt 
Leipzig 1930/31 S. 107, 111). 

Zu den Beamten i. S. des § 359 StGB. gehören neben 
den Beamten im ſtaatsrechtlichen Sinn diejenigen Perſonen, 
die ohne Begründung eines öffentlich-rechtlichen Dienſtver⸗ 
hältniſſes von einer nach Reichs- oder Landesrecht zuſtändigen 
Stelle zu Dienſtverrichtungen berufen werden, die aus der 
Staatsgewalt abzuleiten ſind und ſtaatlichen Zwecken dienen, 
ſei es unmittelbar im Dienſt des Staates oder mittelbar im 
Dienſt einer dem Staat untergeordneten Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts (RGHSt. 60, 139 140, 141]; 67, 299 — JW. 1033, 
2593). Auf die Form der Anſtellung, ob ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend, ob als Angeſtellter oder Arbeiter, kommt es 
nicht an (RGSt. 51, 65; 56, 366 [36 71). Auch kommt nicht 
in Betracht, ob Dienſte gleicher Art von Beamten im ſtaats⸗ 
rechtlichen Sinne verrichtet werden, oder ob ſolche Dienſte 
auch in rein privatwirtſchaftlichen Unternehmen geleiſtet wer⸗ 
den (RGSt. 24, 83 [85]; 32, 259 [260]). Entſcheidend iſt 
vielmehr nur, ob die Tätigkeit des Angekl. zur Erfüllung der 
der Stadt Leipzig obliegenden öffentlich⸗rechtlichen Aufgaben 
dient. Ob ſeine Dienſte mehr oder weniger untergeordnet ſind, 
fällt dabei nicht ins Gewicht (RGSSt. 51, 65 [68]). Dem 
Angekl. lag es ob, die Stadt Leipzig im Vetrieb ihrer Straßen⸗ 
bahn gegenüber den Fahrgäſten zu vertreten, insbeſ. den Fahr⸗ 
preis zu berechnen und einzuziehen, und die ihm die durch die 
88 21, 22, 25, 28, 29 Betriebs O. für die elektriſchen Straßen⸗ 
bahnen im Freiſtaat Sachſen v. 24. Juli 1928 (GBl. 127) 
zugewieſenen Obliegenheiten zu erfüllen, die ihn zur Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ordnung verpflichten und zu Anweiſungen an 
die Fahrgäſte berechtigen. Dieſe im Rahmen eines öffentlich⸗ 
rechtlichen Verkehrsunternehmens wahrzunehmenden Aufgaben 
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begründen die Eigenſchaft eines Beamten i. S. des $ 359 
StGB. (vgl. RGüUrt. im Recht 1926 Nr. 2313 und OLG. 


Dresden: Arch. f. Rechtspfl. in Sachſen, Thüringen und An⸗ 
halt, 6. Jahrg. 1929], S. 288). In der Übertragung einer 
ſolchen Tätigkeit durch die zuſtändige Stelle liegt die Über⸗ 
tragung eines Amts, ohne daß es dabei, wie die StrK. meint, 
noch außerdem der Begründung eines beſonderen dienſtlichen, 
auf einer Treue- und Gehorſamspflicht beruhenden Abhängig- 
keitsverhältniſſes bedürfte. 
(4. Sen. v. 5. Febr. 1935; 4 D 29/35.) 
* 


12. 8312 HG B.; 8 667 BGB. Aus der Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung iſt alles erlangt, was in ihr 
ſeinen wirtſchaftlichen Grund hat, ſo insbeſ. 
Schmiergelder und Proviſionen. An die Feſt⸗ 
ſtellung eines ſolchen Grundes dürfen für ein 
Strafurteil keine zu großen Anforderungen 
geſtellt werden. Der Beauftragte darf Zuwen⸗ 
dungen, die ihm nur anläßlich feiner Geſchäfts⸗ 
beſorgung, insbeſ. nach Abſchluß des Geſchäfts, 
gemacht worden ſind, behalten. 


Die Stadt B. brauchte i. J. 1928 zum Umbau des 
A.⸗Platzes das an dieſem Platz gelegene „E-Haus“, das der 
Tochtergeſellſchaft der „E.-Brauerei At“, der „Hotel⸗ 
geſellſchaft A.-Platz m. b. H.“, gehörte. Direktor dieſer Ge⸗ 
ſellſchaft war das Vorſtandsmitglied K., aber der Angekl. N. 
hatte als Generaldirektor der E.-Brauerei das entſcheidende 
Wort. Mit ihm verhandelte v. 13. Sept. 1928 ab der Angekl. 
G. als Vorſtandsmitglied der in den Händen der Stadt B. 
befindlichen „B. Grundſtücks-AktG.“ über den Verkauf. Am 
6. Dez. 1928 einigte man ſich auf einen Kaufpreis von 
9 Mill. RM. Auf Grund der Vereinbarungen v. 6. Dez. 1928 
ſollte die „Hotelgeſellſchaft“ ein notarielles Angebot unter⸗ 
breiten und die „B.“ das Angebot notariell annehmen. Ehe 
es dazu kam, ſuchte G. den N. zwiſchen Weihnachten und 
Neujahr 1928 auf deſſen Gut auf. Er erreichte dabei eine 
Herabſetzung des Kaufpreiſes um 10000 AM und angeblich 
auch die Zuſage N.s, für politiſche Zwecke an G. 120 000 f 
zu geben. Das notarielle Angebot der „Hotelgeſellſchaft“ vom 
7. Jan. 1929 wurde von der „B.“ am 17. San. 1929 
notariell angenommen. Am 18. Jan. 1929 erhielt G. von 
N. die 120000 AM ohne Quittung ausgezahlt. Er behielt 
das Geld für ſich. 

Durch das angef. Urt. wurde G. wegen aktienrechtlicher 
Untreue nach $ 312 HGB. und N. wegen Beihilfe dazu ver⸗ 
urteilt. Die Untreue erblickt die Stra. darin, daß der Angekl. 
G., entgegen ſeiner aus der Stellung als Vorſtandsmitglied 
der „B.“ ſich ergebenden Verpflichtung, den Empfang der 
120 000 RA der „B.“ nicht angezeigt und ihr dieſen Betrag 
vorenthalten habe, die Beihilfehandlung des Angekl. N. in 
der Art und Weiſe, wie die Zuwendung tatſächlich geſchah. 

Nach der Rſpr. des RG. in Zivilſachen (RG. 54, 75, 
103; 55, 86; 96, 53 ff.; 99, 31) darf der Beauftragte Zu⸗ 
wendungen, die ihm nur anläßlich der Geſchäftsbeſorgung, 
insbeſ. nach Abſchluß des Geſchäfts für feine eigene 
Perſon gemacht werden, behalten, da ſie nicht aus der 
Geſchäftsbeſorgung erlangt find. Dagegen muß der Beauf- 
tragte gem. § 667 BGB. jeden Sondervorteil herausgeben, 
der ihm aus irgendeinem mit der Geſchäftsführung in innerem 
Zuſammenhang ſtehenden Grunde zugewendet wird und der 
die Beſorgnis zu rechtfertigen geeignet iſt, der Beauftragte 
könnte durch den Vorteil veranlaßt ſein, die Intereſſen des 
Geſchäftsführers nicht nach jeder Richtung hin auf das Ge⸗ 
wiſſenhafteſte wahrzunehmen. Zu dieſen Vorteilen gehören 
auch Schmiergelder und Proviſionen. Der Wille des Zu⸗ 
wendenden, daß eine Ablieferung an den Auftraggeber nicht 
ſtattfinden ſoll, kommt nicht in Betracht. Aus der Geſchäfts⸗ 
beſorgung iſt alles erlangt, was in ihr ſeinen wirtſchaftlichen 
Grund, ſeine wirtſchaftliche Rechtfertigung und Erklärung 
indet. 

f Die Rſpr. des RG. in Strafſachen ſieht in dem auf 8 667 
BGB. beruhenden Herausgabeanſpruch des Auftraggebers 


einen Individualanſpruch, deſſen abſichtliche Verletzung den 
Tatbeſtand der Untreue begründet (RGSt. 38, 266; 62, 58; 
63, 251, 406; 64, 86). 

Beide Rev. rügen übereinſtimmend, daß § 312 HGB., 
§ 49 StGB. und 8 667 BGB. verletzt ſeien; fie gehen bei 
ihren Darlegungen davon aus, daß dem angef. Urt. die Feſt⸗ 
ſtellung entnommen werden müſſe, daß die 120000 AM von 
G. für politiſche Zwecke gefordert und von N. dafür ge⸗ 
geben worden ſind. Nach der Auffaſſung des Sen. enthalten 
jedoch die Urteilsgründe nach dieſer Richtung keine zweifels⸗ 
freie Feſtſtellung. 

1. Das Urt. ſtellt mit verſchiedenen Wendungen feſt, daß 
die 120000 AH aus einem im Hauptvertrage lie⸗ 
genden Grunde gegeben worden ſeien. Dieſen Grund 
nennt das Urt. nicht, ſondern es betont, daß es nicht möglich 
ſei, ihn zu bezeichnen. 

Es kann nun nicht verkannt werden, daß die beſtimmte 
Bezeichnung eines ſolchen Grundes häufig deshalb mit Schwie- 
rigkeiten verbunden iſt, weil die Beteiligten das Vorliegen 
des Grundes abſtreiten und zu verdecken beſtrebt ſind. Auch 
dürfen an die Feſtſtellung eines ſolchen Grundes im Inter- 
eſſe der Sicherheit des Rechtsverkehrs keine zu großen An⸗ 
forderungen geſtellt werden. 

Trotzdem machen die Rev. mit Recht geltend, daß die 
Feſtſtellungen nicht ausreichen, um als nachgewieſen an⸗ 
zuſehen, daß das Geld dem G. aus einem Grunde zugewendet 
worden ſei, der ihn nach der Rſpr. des RG. in Zivilſachen 
zur Herausgabe an die „B.“ verpflichtete. Denn Wendungen 
wie die „daß zwiſchen der Geldhingabe und dem Kaufvertrag 
ein Zuſammenhang oder ein ganz enger Zuſammenhang be⸗ 
ſtehe“, „daß das Geld für und wegen des Kaufgeſchäfts ge⸗ 
geben worden ſei“ uſw., könnten auch zutreffen, wenn N. in 
guter Laune über den ihm günſtigen Kaufvertrag dem G. eine 
Zuwendung für politiſche Parteien gemacht hätte, ohne dabei 
unlautere Nebengedanken zu haben. Um einen zur Anzeige 
und zur Herausgabe des Empfangenen verpflichtenden Grund 
anzunehmen, hätte die Str. über die getroffenen Feſt⸗ 
ſtellungen hinaus wenigſtens jo viel ſagen müſſen, daß hin- 
ſichtlich dieſes Grundes, wenn er auch nicht bezeichnet werden 
könne, doch folgendes feſtſtehe: 

Entweder: daß N. das Geld dem G. verſprochen und zus 
gewendet habe, um ihn dafür zu belohnen, daß er in irgend⸗ 
einer Hinſicht beim Abſchluß des Kaufvertrags eine für N. 
nützliche Tätigkeit entwickelt hat. Oder doch: daß zwar 
die Tätigkeit des G. keine dem Auftraggeber nachteilige 
Pflichtverletzung erkennen laſſe, daß aber eine Pflicht- 
widrigkeit inſofern vorliege, als G. ſich im Zuſammenhang 
mit dem Geſchäft einen Sondervorteil verſprechen ließ, der 
die Möglichkeit einer Willensbeeinfluſſung zum Nachteil 
des Geſchäftsherrn nahe legte. 

Wenn in dieſen beiden Fällen RG. 99, 31 die Pflicht 
des Beauftragten zur Herausgabe des Empfangenen als im 
Rechtsgefühl des Volkes begründet und im Intereſſe der 
Sicherheit des Rechtsverkehrs als nötig anſieht, ſo ſteht im 
Einklang damit, daß RGZ. 134, 43 = JW. 1932, 930 aus- 
führt, es entſpreche der Lebenserfahrung, daß der Auftrag⸗ 
geber in ſolchen Fällen ſich ſagen wird, daß er mittelbar die 
ſeinem Angeſtellten verſprochene Zuwendung bezahlen muß, 
und daß auf die Vertragstreue einer Partei, die zu ſolchen 
Mitteln greift, kein Verlaß iſt (vgl. auch RZ. 136, 359 
JW. 1932, 2704). Wenn die Rev. Nis unter Bezug⸗ 
nahme auf RGSt. 65, 333 behauptet, daß G. zur Anzeige 
nicht verpflichtet war, weil niemand ſich ſelbſt ſtrafbarer 
Handlungen zu bezichtigen brauche, ſo überſieht ſie, daß die 
Anzeigepflicht nicht hinſichtlich der ſtrafbaren Handlung, ſon⸗ 
dern hinſichtlich des vorherliegenden Empfangs beſteht. 

Nach vorſtehenden Ausführungen ſind die Feſtſtellungen 
des Urt. darüber, daß die Hingabe des Geldes i. S. der Zivil⸗ 
Rſpr. des RG. ihren wirtſchaftlichen Grund in dem Kauf⸗ 
geſchäft habe, nicht hinreichend. 

(2. Sen. v. 14. Febr. 1935; 2 D 1242/34.) 
* 
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13. 8 402 RAbg O. Begriff der Fahrläffig- 
keit i. S. des § 402 R Abg. 


Fahrläſſigkeit im ſtrafrechtlichen Sinne liegt nicht ſchon 
dann vor, wenn der Täter die im Verkehr erforderliche Sorg- 
falt außer Acht gelaſſen hat, ſondern erſt dann, wenn der 
Täter die Sorgfalt, zu der er nach den Umſtänden und nach 
ſeinen perſönlichen Kenntniſſen und Fähigkeiten verpflichtet 
und imſtande war, außer Acht gelaſſen und infolgedeſſen ent⸗ 
weder den Erfolg, den er bei Anwendung pflichtgemäßer 
Sorgfalt hätte vorausſehen können, nicht vorhergeſehen, oder 
den Eintritt des Erfolges zwar für möglich gehalten, aber 
darauf vertraut hat, er werde nicht eintreten. 


(4. Sen. v. 31. Mai 1935; 4 D 909/34.) 
* 


14. § 468 RAbgO. Auf Perſonen, die nicht 
perſönliche Steuerſchuldner ſind, ſondern nur 
für die hinterzogenen Abgaben wegen ftraf- 
barer Beteiligung an der Hinterziehung — auf 
Grund Steuerſtrafrechts — haften, finden, wie 
der erk. Sen. mehrfach entſchieden hat, die Bor- 
ſchriften des 8 468 RAbg O. keine Anwendung 
(RG St. 57, 212, 216; 66, 298, 301). 


3. Sen. v. 29. April 1935; 3 D 132/35.) 
’ 
* 


15. § 14 ZuckstG. Die Vermutungstat⸗ 
beſtände des 814 ZuckSt G. ſetzen eine perſönliche 
Steuerſchuld des Täters nicht voraus (RGSt. 
57, 215; 65, 409/410). 

Die Vermutung der Steuerhinterziehung iſt widerlegbar 
(8 14 Abſ. 2 ZudSt®.), und zwar ſowohl nach der Richtung, 
daß keine Steuerverkürzung eingetreten ſei, als auch nach der 
Richtung, daß der Angekl. ohne den Vorſatz der Steuerhinter⸗ 
ziehung gehandelt habe (RGSt. 56, 295; 57, 213; 62, 
176/77). 

Den Angekl. trifft inſoweit allerdings keine Beweislaſt. 
Der Sachverhalt iſt vielmehr von Amts wegen zu erforſchen 
(RGSt. 57, 213). Läßt ſich aber nicht feſtſtellen, daß die 
Rechtsvermutung des § 14 Abſ. 1 ZuckStG. widerlegt iſt, fo 
hat die Beſtrafung aus § 396 RAbgd. einzutreten. 


(4. Sen. v. 31. Mai 1935; 4 D 909/34.) 
* 


16. § 5 Ziff. 2 Schutz VO. v. 28. Febr. 1933; 
Sonder GVO. v. 21. März und 6. Mai 1933; 88 24 
Ziff. 3a, 80 GG.; 8125 Abſ. 2 StGB. Zur Ver⸗ 
handlung über Verbrechen gegen 8 125 Abſ. 2 
StGB., begangen mit Waffen oder in bewußtem 
und gewolltem Zuſammenwirken mit einem Be⸗ 
waffneten, iſt das SchwG. zuftändig. 


Mit Unrecht berufen ſich die Revͤl. darauf, zur Ab⸗ 
urteilung dieſer Strafſache ſei nicht das ordentliche Gericht, 
ſondern das Sondergericht zuſtändig, da es ſich um eine 
Verletzung der Schutz BO. v. 28. Febr. 1933 handle. Eine 
Anklage wegen einer ſolchen Verletzung war allerdings 
Gegenſtand der Entſch. des Vorderrichters, jo daß nach 8 2 
SonderchVO. v. 21. März und 6. Mai 1933 an ſich die 
Zuſtändigkeit des Sondergerichts gegeben wäre. Indeſſen be⸗ 
ſtimmt der $ 32 dort: „Iſt die alsbaldige Aburteilung der 
Tat für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung oder 
für die Staatssicherheit von minderer Bedeutung oder ift der 
Täter ein Jugendlicher, ſo kann die Anklagebehörde die Un⸗ 
terſuchung an die StA. zur Behandlung im ordentlichen Ver⸗ 
fahren abgeben.“ Eine ſolche Abgabe iſt aber im vorl. Falle 
unter dem 21. Febr. 1934 erfolgt. 


Die RevKl. behaupten ferner, für die Aburteilung dieſer 
Strafſache ſei, falls ſchon die ordentliche Gerichtsbarkeit 
Platz greife, in erſter Inſtanz nicht die Große Strͤ., jondern 
nach § 80 GVG. das Schw. zuſtändig. Denn die VO. 
v. 28. Febr. 1933 ſehe für $ 125 Abi. 2 StGB. unter Vor⸗ 


ausſetzungen, die hier vorlägen, die Todesſtrafe, lebenslanges 
Zuchthaus oder Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren vor. Die 
angedrohte Strafe überſteige alſo in dieſem Falle die Höchſt⸗ 
grenze des §S 24 Nr. 3a GVG. von zehn Jahren Zuchthaus, 
fo daß die Strͤ. nicht mehr zuſtändig ſei. — Inſoweit kann 
der Rev. der Erfolg nicht verſagt bleiben. 

Für die hier in Frage kommenden Zuſtändigkeitsver⸗ 
änderungen der Jahre 1924 und 1932 iſt zunächſt von Be⸗ 
deutung, daß dabei die Kompetenz der Schw. im weſent⸗ 
lichen unverändert geblieben iſt. Das iſt erklärlich. Denn es 
handelte ſich damals in der Hauptſache um eine Zuweiſung 
der mittleren Verbrechen an die AG. (i. J. 1924) und fpä- 
ter um eine Zurückübertragung der Zuſtändigkeit für dieſe 
Verbrechen wieder auf die Strͤ. (i. J. 1932). Die Zu- 
ſtändigkeitsveränderungen wirkten ſich daher in der Haupt⸗ 
ſache nur im Verhältnis zwiſchen den AG., und Str. aus. 

Im übrigen iſt über die beiden Beſt., die dieſe Zu⸗ 
ſtändigkeitsbewegung geregelt haben, nämlich die VO. vom 
4. Jan. 1924 ($ 24 GVG.) und § 1 in Kap. 1 Art. 1. 
§ 1 Not O. v. 14. Juni 1932 folgendes zu ſagen. Die VO., 
die einen ganz ähnlichen Aufbau und Inhalt zeigen, ſtellen 
beide, und zwar die erſte VO. ausdrücklich, die zweite durch 
Bezugnahme auf die Nr. 3a der erſten, den allgemeinen 
Satz an die Spitze, daß die neue Zuſtändigkeit — dort der 
AG., hier der Stra. — ſich auf diejenigen Verbrechen er- 
ſtrecke, die mit Zuchthaus von höchſtens zehn Jahren be- 
droht ſind. Das bedeutet, daß die Hauptmaſſe der mittleren 
Verbrechen zur Zuſtändigkeit früher der AG., jetzt der Str. 
gehören ſollte. 

Nun werden von der vorerwähnten allgemeinen Beſt., 
nämlich der Zuweiſung der mit höchſtens zehn Jahren Zucht- 
haus bedrohten Verbrechen, in beiden VO. gewiſſe Aus— 
nahmen gemacht. Dieſe Ausnahmen ſtellen zum großen Teil 
eine noch weitere Ausdehnung der Zuſtändigkeit der beiden 
neuen Inſtanzen dar, d. h. fie weiſen ihnen auch noch Ver⸗ 
brechen zu, die mit mehr als zehn Jahren Zuchthaus be- 
droht ſind. Dieſe Verbrechen, die übrigens in beiden VO. 
zum Teil die gleichen ſind, werden aber genau im einzelnen 
bezeichnet und aufgezählt. Welches der geſetzgeberiſche Grund 
dieſer Sonderzuweiſungen geweſen iſt, kann hier dahingeſtellt 
bleiben. Jedenfalls weiſen die geſchilderte Entſtehungsge— 
ſchichte und der angegebene Inhalt der beiden VO. darauf 
hin, daß fie beide davon ausgegangen find und den Grund— 
ſatz zur Geltung bringen wollten, daß die neu begründete 
Zuſtändigkeit, früher der AG., jetzt der Strͤ., nur Ver⸗ 
brechen umfaſſen ſollen, die mit Zuchthaus von nicht mehr 
als zehn Jahren bedroht ſind, und daß ihr außerhalb dieſes 
Grundſatzes nur ganz ausdrücklich bezeichnete Fälle, die einer 
höheren Strafdrohung unterſtehen, zugewieſen ſein ſollten. 


Folgt man dem aber, ſo muß man weiter ſchließen, daß 
ſolche Verbrechen, deren Strafandrohung zwar beim Erlaß 
der VO. v. 14. Juni 1932 noch unter die allgemeine Höchſt⸗ 
grenze in 8 1 Nr. 1 dieſer VO. fiel, die aber ſpäter mit einer 
über dieſe Höchſtgrenze hinausgehenden Strafandrohung aus⸗ 
geſtattet worden ſind, aus der Zuſtändigkeit der Str. aus⸗ 
ſcheiden, wenn nicht ein anderes beſonders beſtimmt wird. 
Dies iſt für den vorl. Fall nicht geſchehen. 


Nun iſt zwar richtig, daß gerade der hier in Betracht 
kommende $ 125 Abſ. 2 StGB. ſeinerzeit, nämlich beim Er⸗ 
laß der mehrerwähnten VO. v. 14. Juni 1932, durch eine 
Ausnahmebeſt. der VO. in der Zuſtändigkeit der AG. be⸗ 
laſſen worden iſt, obwohl er damals eine Strafandrohung 
nur bis zu zehn Jahren Zuchthaus, alſo an ſich die Vor⸗ 
ausſetzungen für die neue Zuſtändigkeit der Strat, enthielt. 
Doch vermag auch das an dem obigen Ergebnis nichts zu 
ändern. Denn dieſe Ausnahmebeſt. zugunſten der AG. iſt im 
Rahmen der z. Z. des Erlaſſes der VO. v. 14. Juni 1932 
beſtehenden materiellen und formellen Rechtsvorſchr. er⸗ 
gangen und kann ſich daher nur auf den § 125 Abſ. 2 in 
ſeiner damaligen Geltungsform, nicht aber in ſeiner durch 
die ſpätere Not VO. v. 28. Febr. 1933 veränderten Geſtalt 
beziehen. 
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In dieſer Geſtalt, nämlich als ſchwerer Landfriedens⸗ 
bruch mit bewaffneten Teilnehmern, bedroht mit der Todes⸗ 
ſtrafe, fiel eine Zuwiderhandlung gegen § 125 Abſ. 2 gar 
nicht unter die Verbrechen, für die nach der Regelung des 
§ 1 in Kap. I Art. 1 NotVO. v. 14. Juni 1932 die Stra. 
grundſätzlich zuſtändig ſein ſollten. Es war alſo inſo⸗ 
weit auch eine gegenüber dieſer Regel beim Erlaß der VO. 
getroffene Ausnahmebeſt. gegenſtandslos geworden. 


War danach das Verbrechen gegen § 125 Abſ. 2 in der 
Form des § 5 Abſ. 2 Nr. 2 Schutz VO. v. 28. Febr. 1933 
über die Zuſtändigkeit der Str. hinausgewachſen, fo ergab 
ſich die Zuftändigfeit des SchwG. inſoweit von ſelbſt. 


Daß eine gegenteilige Meinung den bisherigen Grund⸗ 
ſätzen der Gerichtsverfaſſung, die in keinem Falle dem AG. 
oder der Str. die Möglichkeit, auf Todesſtrafe zu er⸗ 
kennen, zugeſtanden hat, widerſprechen würde, bedarf keiner 
weiteren Ausführung. Deshalb muß auch angenommen wer⸗ 
den, daß der Geſetzgeber, wollte er mit der bisherigen, auch 
dem allgemeinen Volksempfinden Rechnung tragenden Rege⸗ 
lung brechen, dies gewiß nicht in vollem Stillſchweigen ge⸗ 
tan hätte. 

(5. Sen. v. 31. Jan. 1935; 5 D 302/34.) 
= RsSt. 69, 115.) 


* 


17. 8861 Nr. 4, 64 StPO. 

1. Bleibt ein Teil der Ausſage eines Zeugen 
gem. 861 Nr. 4 StPO. unbeeidigt, fo muß aus 
der Sitzungsniederſchrift eindeutig erkennbar 
ein, welcher Teil der Ausſage beſchworen, wel- 
cher nicht beſchworen worden iſt. 


2. Die Geſichtspunkte, die in RGSt. 68, 310 
JW. 1934, 29801 für das vom Richter im Fall 
des 861 Nr. 2 StPO. auszuübende Ermeſſen auf⸗ 
geſtellt worden ſind, gelten entſprechend auch 
im Fall des 861 Nr. 4 StPO. 


Die Art und Weiſe, wie das Schw. bei der Vereidigung 
des Zeugen R. verfahren iſt, verſtößt gegen die 88 59ff. 
StPO. Ausweislich der Sitzungsniederſchrift iſt dieſer Zeuge 
vor feiner Vernehmung gem. § 55 StPO. belehrt und nach 
ihr der Beſchluß verkündet worden: „Der Zeuge ſoll beeidigt 
werden, und zwar mit Ausnahme über Auskünfte der Fragen, 
durch die er ſich ſtrafbar machen könnte“; damit ſollte offen⸗ 
ſichtlich der 8 61 Nr. 4 StPO. angewendet werden. 


a) Grundſätzlich iſt auch nach dem neuen Prozeßrecht 
jeder Zeuge zu vereidigen, ſoweit nicht eine der Ausnahmen 
der 88 60—63 StPO. vorliegt (4 D 87/34 v. 13. Febr. 1934). 
Dabei ſteht nichts im Wege, den Zeugen, wenn nur hinſicht⸗ 
lich eines Teiles ſeiner Ausſage ein geſetzlicher Grund zur 
Nichtbeeidigung beſteht, nur inſoweit uneidlich, im übrigen 
aber eidlich zu vernehmen (ſo ſchon für das bisherige Recht: 
RGSt. 11, 1; 2D 1129/06 v. 30. Nov. 1906: Goldt Arch. 54, 
81; jetzt: 8 61 Nr. 4 StPO.). In der Sitzungsniederſchrift 
muß angegeben werden, warum die Vereidigung unterblieben 
iſt (8 64 StPO.), vor allem muß aber, wenn ein Zeuge nur 
einen Teil ſeiner Ausſage beeidigt hat, eindeutig erſichtlich 
ſein, welcher Teil unter Eid gemacht worden iſt, welcher nicht. 
Das iſt im vorliegenden Falle durch den oben wiedergegebenen 
Beſchluß nicht geſchehen. 

R. war darüber gehört worden, ob er die ihm vom 
Angekl. in deſſen eidlicher Vernehmung in den Mund gelegte 
beleidigende Außerung über den Gemeindeſchulzen G. gebraucht 
oder ob der Angekl. die Unwahrheit geſagt habe. Inſoweit 
lagen bei ihm die Vorausſetzungen der 88 55 und 61 Nr. 4 
StPO. vor, da die Beleidigung am 23. Juli 1933 gefallen 
ſein ſollte, der beleidigte G. am 30. Sept. 1933 Strafantrag 
geſtellt hatte. Er ſcheint außerdem eingehende Angaben über 
die Entwicklung der nachbarlichen Beziehungen zwiſchen ihm 
und der Familie des Angekl. und über den Verlauf der Be⸗ 
ſprechungen, bei denen jene Bemerkung von ihm gefallen ſein 
ſollte, gemacht zu haben. Der Beſchluß über die teilweiſe Ver⸗ 
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eidigung R.3 ſcheint nun darauf hinzudeuten, daß deſſen Aus⸗ 
ſage namentlich über die ihm vom Angekl. in den Mund ge⸗ 
legte Beleidigung nicht unter ſeinen Eid fallen ſollte, ganz 
im Gegenſatz hierzu ſtützen aber die Urteilsgründe gerade auf 
die eidliche Ausſage R.s (und der anderen Zeugen) die 
Feſtſtellung, daß der Angekl. hier die Unwahrheit geſagt habe. 
Ob auch ſeine Ausſagen über die Begleitumſtände jener Be⸗ 
merkung eidlich oder nicht eidlich gemacht worden ſind, läßt 
ſich gleichfalls nicht feſtſtellen. Dieſe Unklarheit darüber, was 
dieſer Zeuge nun beſchworen, was er unbeeidigt ausgeſagt hat, 
macht es dem Rev. unmöglich, nachzuprüfen, ob das Schw. 
bei der Entſch. über die Vereidigung des R. nicht von rechts⸗ 
irrigen Erwägungen ausgegangen iſt; auch iſt die Vermutung 
begründet, daß das Schw. nicht beſchworene Angaben dieſes 
Zeugen irrigerweiſe als beſchworene und deshalb in erhöhtem 
Maß glaubwürdige ſeiner Entſch. zugrunde gelegt hat. Das 
nötigt zur Aufhebung des Urteils. 


b) Die Urteilsgründe geben aber zu dem weiteren Be⸗ 
denken Anlaß, ob das Schw. inſoweit, als es auf Grund 
des 8 61 Nr. 4 StPD. von der Vereidigung des R. abzuſehen 
ſich für befugt hielt, von dem ihm hierbei eingeräumten Er⸗ 
meſſen den richtigen Gebrauch gemacht hat. Die Einhaltung 
der dieſem pflichtgemäßen richterlichen Ermeſſen gezogenen 
Grenzen kann und muß vom Rev. nachgeprüft werden 
(RGSt. 68, 310 JW. 1934, 2980 21). 

Für die hierbei vom Gericht zu beachtenden Geſichtspunkte 
kann auf die Entſch. des 4. StrSen. zum 861 Nr. 2 (RGSt. 
68, 310 JW. 1934, 2980) Bezug genommen werden, die ent⸗ 
ſprechend auch für den in Nr. 4 des 861 geregelten Fall Gel⸗ 
tung hat. Wie der Verletzte und die ihm naheſtehenden Perſonen, 
ſo iſt auch ein Zeuge, der trotz ſeines Zeugnisverweigerungs⸗ 
rechts (855 StPO.) auf eine Frage Auskunft gibt, durch 
deren wahrheitsgemäße Beantwortung er ſich der Gefahr einer 
ſtrafgerichtlichen Verfolgung ausſetzt, erfahrungsgemäß geneigt, 
von der Wahrheit abzuweichen. Vor der aus der Beeidigung 
ſolcher Ausſagen dem Zeugen erwachſenden Gefahr will das 
Geſetz ihn ſchützen, indem es dem Richter geſtattet, von der 
Vereidigung abzuſehen; dieſer Zweck des Geſetzes weiſt darauf 
hin, daß die Vereidigung anzuordnen iſt, wenn das Gericht 
kein Anzeichen dafür findet, daß der Zeuge, etwa aus Furcht, 
ſich zu belaſten, oder aus anderen Gründen von der Wahrheit 
abgewichen iſt. Abgeſehen werden kann dagegen nur dann 
von der Vereidigung, wenn das Zeugnis durch ſolche in 
Nr. 4 des 8 61 SPD. ins Auge gefaßten Erwägungen be⸗ 
einflußt erſcheint. Das Intereſſe an der Wahrheitserforſchung 
und der Schutz des Angekl. vor unrichtiger Belaſtung durch 
Zeugenausſagen, für welche die Ausſagenden nicht mit dem 
Eid eintreten müſſen, erfordert hier eine ſorgſame Prüfung. 


Wenn im vorliegenden Fall das Schw., wie es den 
Anſchein hat, den R. ſeine Ausſage über die ihm in den 
Mund gelegte Beleidigung des G. nicht hat beeidigen laſſen, 
ſo hat es alſo einen rechtsirrigen Gebrauch von dem ihm ein⸗ 
geräumten Ermeſſen gemacht. Denn nach den Urteilsgründen 
hat es gerade dieſer ſeiner Ausſage vollen Glauben geſchenkt, 
es hätte alſo ihn hierauf vereidigen ſollen. 


(1. Sen. v. 5. Febr. 1935; 1. D 1545/34.) 


Bamberg 

18. 8 52 der 1. Durchf VO. z. RErbhof®. Stellt der 
Eigentümer eines Hofes Antrag auf Feſtſtellung der Erb⸗ 
hofeigenſchaft und beteiligt ſich an dem Verfahren ein 
(die Zwangsvollſtreckung betreibender) Gläubiger, ſo be⸗ 
ſteht in der Regel kein Anlaß, dem Antragſteller auch die 
Koſten der Beteiligung des Gläubigers aufzuerlegen. 
Dies gilt, auch wenn die Erbhofeigenſchaft entgegen dem 
geſtelkten Antrag in Übereinſtimmung mit den Ausfüh⸗ 
rungen des Gläubigers verneint wird. f) 

Andreas und Roſa A. waren früher in allgemeiner Güter⸗ 
gemeinſchaft Eigentümer des Anweſens Hs.⸗Nr. 34 in L. Vor 
einer Reihe von Jahren ſind ſie geſchieden worden. Im Jahre 
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1934 haben ſie ſich wieder miteinander verheiratet. Gegen die Ehe⸗ 
leute A. iſt ein Verfahren auf Zwangsverſteigerung des Anweſens 
anhängig. Andreas A. hat nun am 26. April 1934 beantragt, 
das Anweſen als Erbhof zu erklären. Durch Beſchl. v. 16. Mai 
1934 hat aber das Anerb®. feſtgeſtellt, daß das Beſitztum kein 
Erbhof iſt. Gegen dieſen Beſchluß hat der Kreisbauernführer ſofor⸗ 
tige Beſchw. erhoben. RA. St., der im Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren den Gläubiger K. vertrat, war ſchon vorher dem von ihm 
erwarteten Antrage des A. entgegengetreten. Mit Schriftſatz vom 
13. Juni 1934 hat er beantragt, die Beſchw. zu verwerfen. Das 
ErbhGer. hat durch Beſchl. v. 27. Juni 1934 die Beſchw. des 
Kreisbauernführers zurückgewieſen und dem Antragſteller An⸗ 
dreas A. die Koſten des Beſchwerdeverfahrens auferlegt. 


Mit Schriftſatz v. 1. Okt. 1934 hat RA. St. beautragt, 
den Beſchluß dahin zu berichtigen, daß Andreas A. auch die durch 
feinen Antrag entſtandenen Koſten zu tragen habe, indem er an⸗ 
nimmt, daß das ErbhGer. dem A. auch dieſe Koſten habe auf⸗ 
erlegen wollen. i 


Nach § 52 Abſ. 1 der 1. DurchfVO. z. RExrbhof®. iſt regel⸗ 
mäßig der Antragſteller zur Zahlung der Gerichtskoſten ver⸗ 
pflichtet. Das Gericht kann gem. § 52 Abſ. 3 Satz 2 der 1. Durchf⸗ 
BO, beſtimmen, daß auch die außergerichtlichen Koſten ganz oder 
teilweiſe zu erſtatten ſind. Die Regel iſt alſo, daß die Auslagen 
der Beteiligten nicht zu erſtatten ſind; nur ausnahmsweiſe kann 
das Gericht ſie für erſtattungsfähig erklären. 

Ein Hypothekengläubiger oder ein anderer Gläubiger, der 
die Zwangsverſteigerung betreibt, kann gem. $ 61 der 1. Durchf⸗ 
VO. beantragen, daß das Gericht über die Erbhofeigenſchaft des 
Anweſens entſcheidet. In dieſem Falle iſt der Gläubiger der An- 
tragſteller, er iſt alſo gem. § 52 Ab. 1 koſtenpflichtig, gleichviel 
ob die Entſch. in feinem Sinne ergeht oder nicht. Schon aus die⸗ 
ſem Grunde beſteht kein Anlaß, dem Eigentümer, wenn er die 
Entſch. beantragt hat und der Gläubiger feinem Antrage entgegen⸗ 
getreten iſt, die Erſtattung der Auslagen des Gläubigers auf⸗ 
zuerlegen. 


Im vorl. Falle kommt noch dazu, daß RA. St. für den Gläu⸗ 
biger erſt im Beſchwerdeverfahren eingegriffen hat und dieſes Ver⸗ 
fahren nur durch die Beſchw. des Kreisbauernführers veranlaßt 
war, während der Eigentümer A. im Beſchwerdeverfahren gar 
keine Anträge geſtellt hat. Der Schriftſatz v. 7. Febr. 1934 war 
dem Antrage des A. vorausgegangen. Deshalb beſteht gar kein 
Anlaß, dem Eigentümer die Erſtattung der Auslagen des Gläubi⸗ 
gers aufzuerlegen. 


Der Antrag auf Berichtigung iſt daher zurückzuweiſen. 


(ErbhGer. b. OLG. Bamberg, Beſchl. v. 19. Dez. 1934, ErbhBeſchw⸗ 
Reg. Nr. 225/34.) S.] 


Anmerkung: I. Zur Zahlung der Koſten iſt im Erbhofver⸗ 
fahren grundſätzlich derjenige verpflichtet, durch deſſen Antrag die 
Tätigkeit des Gerichts veranlaßt iſt, und bei Geſchäften, welche 
von Amts wegen betrieben werden, derjenige, deſſen 1 hier⸗ 
bei wahrgenommen werden. Sämtliche Entſch. des vollbeſetzten 
Anerb®. ſetzen einen Antrag voraus, auch die in: Anlegungsver⸗ 
fahren ergehenden, wobei hier der Einſpruch den Antrag erſetzt. 
Von Amts wegen ergehen können nur die vorläufigen Entſch. 
(die ſichernden Maßnahmen und einſtweiligen Anordnungen) § 12 
a (.. dazu Bergmann, Erbhofverfahren, 


In den Fällen, in denen mehrere Perſonen an dem Verfah⸗ 
ren beteiligt ſind (dahin gehören u. a. die Streitfälle über die Ver⸗ 
teilung von Verbindlichkeiten und über die Anſprüche von Ver⸗ 
ſorgungs berechtigten), entſcheidet das Gericht nach billigem Ermeſ⸗ 
ſen darüber, wer die Koſten zu tragen hat oder wie die Koſten 
zu verteilen ſind. Dieſe Entſch. iſt in jedem Falle, in dem mehrere 
Perſonen an dem Verfahren beteiligt ſind, notwendig. Wird ſie 
übergangen, ſo iſt eine Ergänzung der Entſch. möglich. Die Frage, 
ob mehrere Perſonen an dem Verfahren beteiligt ſind, kann u. U. 
zweifelhaft ſein; gemeint iſt hier nicht die ſachliche Beteiligung, 
ſondern die förmliche Beteiligung am Verfahren (a. a. O. S. 49 f.). 
Daß jemand ſachlich berührt wird, berechtigt nicht dazu, ihm die 
Koſten ganz oder teilweiſe aufzuerlegen, ſofern er ſich nicht an dem 

Verfahren ſelbſt beteiligt. Zweifellos iſt eine Verfahrensbeteili⸗ 
gung dann gegeben, wenn jemand den einleitenden Verfahrens⸗ 
antrag geſtellt hat oder ein Rechtsmittel eingelegt hat. Man wird 
aber auch dann eine Beteiligung annehmen, wenn jemand zur 
Wahrnehmung eigener ſachlicher Intereſſen von ſich aus durch 
Sachanträge oder tatſächliches Vorbringen oder Rechtsausführun⸗ 
gen ein beſtimmtes Verfahrensergebnis zu erzielen verſucht. Zwei⸗ 
fel find insbeſ. dann möglich, wenn der Betreffende ſich auf Ver⸗ 
anlaſſung des Gerichts äußert. Entſcheidend iſt hier, ob der Ge⸗ 
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ladene oder Befragte gehört wurde, um der Anerbenbehörde neue 
Sachkenntniſſe zu verſchaffen oder um ihm Gelegenheit zu geben, 
ſeine eigene Beteiligung an der Sache zu vertreten (a. a. O. S. 48). 
Die Wahrnehmung der eigenen ſachlichen Beteiligung, des eigenen 
ſachlichen Intereſſes im Verfahren iſt alſo der innere Grund für 
eine Beteiligung an der Koſtentragung. Iſt nur derjenige am 
Verfahren beteiligt, der den einleitenden Verfahrensantrag ge⸗ 
ſtellt hat, ſo haben nur ſeine Intereſſen die Tätigkeit des Gerichts 
veranlaßt und er trägt alleine die Koſten. Beteiligen ſich mehrere 
Perſonen an dem Verfahren, ſo entſcheidet das Gericht nach billi⸗ 
gem Ermeſſen über die Koſtentragung oder die Koſtenverteilung, 
und das billige Ermeſſen kann ſich nach den entwickelten Grund⸗ 
ſatzen nur danach richten, inwieweit die Intereſſen der Beteilig⸗ 
ten die Tätigkeit des Gerichts veranlaßt haben. Dabei wird ſehr 
häufig die Haupttätigkeit durch den Autragſteller veranlaßt ſein 
und das Vorbringen der anderen die Tätigkeit des Gerichts nur 
in geringerem Maße bedingen. In ſolchen Fällen wird man es 
bei der Koſtentragung durch den Antragſteller bewenden laſſen. 
Sind aber mehrere Perſonen Antragſteller, ſo wird regelmäßig eine 
Verteilung der Koſten nach dem wahrgenommenen Intereſſe ſtatt⸗ 
zufinden haben, und Entſprechendes gilt, wenn mehrere Perſonen 
ein Rechtsmittel eingelegt haben. 


Hat ein Beteiligter ein Rechtsmittel eingelegt, ſo muß er 
für die Rechtsmittelinſtanz als Antragſteller angeſehen werden, 
und es gelten für die Rechtsmittelinſtanz die eben entwickelten 
Regeln entſprechend. 


Dieſe Grundſätze werden nun aber durchkreuzt durch § 52 
Abſ. 4 der 1. DurchfVO., wonach die Bauernführer in feinem 
Falle zur Zahlung von Koſten verpflichtet ſind (weil ſie kein 
eigenes, ſondern ein öffentliches Intereſſe wahrnehmen). 

Aus dem obigen Beſchluſſe iſt nicht klar erſichtlich, inwieweit 
ſich der Gläubiger K. bereits im erſten Rechtszuge beteiligt hat. 
Beteiligt hat er ſich jedenfalls im zweiten Rechtszuge mit dem 
Schriftſatz v. 13. Juni 1934, mit dem er den Sach antrag ſtellte, 
die Beſchw. zu verwerfen. Da der Eigentümer auch in zweiter 
Inſtanz am Verfahren beteiligt geweſen ſein wird, ſo ſind außer 
dem Kreisbauernführer, der I die Koſtentragung ausſcheidet, 
der Eigentümer und der Gläubiger diejenigen (an dem Verfahren 
zweiter Inſtanz beteiligten) Perſonen, zwiſchen denen das Ge⸗ 
richt die Koſten zu verteilen hatte, ſofern es nicht vorzog, ſie einem 
aufzuerlegen. 


Es hat ſie dem Eigentümer auferlegt. Ob das gerechtfertigt 
war, iſt ohne Kenntnis der Akten nicht zu ſagen. Bedenklich iſt, 
daß der Eigentümer in zweiter Inſtanz „keine Anträge“ geſtellt 
hat. Wahrſcheinlich iſt das aber nur geſchehen, weil ſeine Inter⸗ 
eſſen ſchon durch die Beſchw. des Kreisbauernführers vertreten 
wurden. Vielleicht hat auch der Antrag des Gläubigers irgendeine 
neue Ermittlungstätigkeit des Gerichts nicht veranlaßt und dann 
bl ſich die ergangene Entſch., die den Glaubiger koſtenfrei läßt, 
vertreten. 


II. Nach § 52 Abſ. 3 Satz 2 kann das Gericht bei Beteili⸗ 
gung mehrerer Perſonen beſtimmen, daß auch die außergerichtlichen 
Koſten ganz oder teilweiſe zu erſtatten ſind. Dies muß alſo aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen werden und, ſoweit es nicht ausgeſprochen 
iſt, findet eine ſolche Koſtenerſtattung nicht ſtatt. Sie kann auch 
m. E. nach ergangenem Beſchluſſe nicht nachträglich angeordnet 
werden, denn das ErbhGer. iſt nicht in der Lage, feine eigene 
Entſch. zu ändern ($ 11 der 1. DurchfVO.; § 18 Ab}. 2 GG.). 
Der RA. St. hat deshalb den Weg gewählt, ſeinen Antrag, dem 
Eigentümer die außergerichtlichen Koſten aufzuerlegen, als Be⸗ 
richtigungsantrag darzuſtellen, indem er unterſtellte, das ErbhGer. 
habe dem Eigentümer dieſe Koſten auferlegen wollen, ſich dabei 
aber nicht deutlich genug ausgedrückt. 

In Wirklichkeit war die Entſch. des ErbhGer., das dem 
Eigentümer die Koſten des Beſchwerdeverfahrens auferlegte, deut⸗ 
lich genug, denn eine ſolche Entſch. bezieht ſich nach der ſtändigen 


Praxis der ErbhGer. lediglich auf die gerichtlichen Koſten, wäh⸗ 


rend die Auferlegung der außergerichtlichen Koſten ſtets beſonders 
angeordnet werden muß und wird. Denn hier handelt es ſich 
nicht um die Koſtentragung, ſondern um die Koſtenerſtattung, was 
auch § 52 Abſ. 3 Satz 2 in ſeiner Ausdrucksweiſe erkennen läßt. 


Das Erbhcger. hätte deshalb die Gründe, aus denen es die 
Erſtattung nicht angeordnet hat, gar nicht mehr erörtern zu brau⸗ 
chen. Sachlich aber ſind ſeine Gründe durchaus zutreffend. Die 
Regelung des $ 52 Abf. 3 Satz 2 wird man zwar vielleicht nicht Jo 
formulieren konnen, daß das Gericht die Koſtenerſtattung nur 
„ausnahmsweiſe“ anordnen könne, es muß aber jedenfalls für 
dieſe Anordnung ein beſonderer Grund vorliegen. Dies deshalb, 
weil jeder Verfahrensbeteiligte, wie oben ausgeführt iſt, ſeine 
eigenen ſachlichen Intereſſen wahrnimmt und deshalb auch die mit 
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der Wahrnehmung verbundenen Koſten zu tragen hat. Die Sache 
liegt hier deshalb anders als im Zivilprozeſſe, weil hier nicht kon⸗ 
tradiktatoriſch einander gegenüberſtehende Sachanträge zur Entſch. 
ſtehen, ſondern weil auch in dem von einem Antrage abhängigen 
Verfahren die Sachprüfung ſelbſt vom Amtsgrundſatz beherrſcht 
wird. In ſämtlichen Erbhofverfahren hat das Gericht von Amts 
wegen die zur Feſtſtellung der Tatſachen erforderlichen Ermitt⸗ 
lungen anzuſtellen und die geeignet erſcheinenden Beweiſe aufzu⸗ 
nehmen. Dieſe Amtsprüfung iſt alſo von dem Sachantrag und 
dem Sachvorbringen der Beteiligten unabhängig und man kann 
deshalb die Koſtenregelung nicht darauf aufbauen, inwiefern der 
Sachantrag durchdringt oder nicht, wenngleich man dieſen Ge⸗ 
ſichtspunkt bei der Koſtenentſcheidung nicht völlig auszuſchalten 
braucht. Entſcheidend kann letzten Endes nur ſein, inwieweit bei der 
Amtsprüfung die Belange der Beteiligten wahrgenommen werden 
(ſ. auch § 52 Abſ. 1 Satz 1 am Schluſſe), inwieweit die Entſch. 
in ihrem Intereſſe ergeht; dabei mag weiter in Betracht kommen, 
wieweit ſie die Tätigkeit des Gerichts durch ungerechtfertigtes 
Vorbringen veranlaßt haben. 

Iſt aber die Wahrnehmung der Intereſſen aller Beteiligten 
der Grund für ihre Heranziehung zu den gerichtlichen Koſten, ſo 
muß um ſo mehr jeder Beteiligte die in ſeinem eigenen Intereſſe 
aufgewandten außergerichtlichen Koſten tragen, und eine Erſtattung 
wird regelmäßig nur dann in Frage kommen, wenn der Gegner 
ihm durch ein ungerechtfertigtes Rechtsmittel oder durch falſches 
Vorbringen unnötigerweiſe außergerichtliche Koſten gemacht hat. 

Davon iſt im vorl. Falle nichts erſichtlich, zumal der Eigen⸗ 
tümer im Beſchwerdeverfahren gar keine „Anträge“ geſtellt hat. 
Der Hypothekengläubiger mag alſo damit zufrieden ſein, daß man 
ihm keine gerichtlichen Koſten auferlegt hat. Auch das wäre mög⸗ 
lich geweſen. Die außergerichtlichen Koſten dem Eigentümer auf⸗ 
zuerlegen, beſtand im vorl. Falle keine Veranlaſſung. 

ErbhGerR. Dr. Bergmann, Eelle. 


* 
Karlsruhe 
19. 8 11 der 1. Durchf VO. z. RErbhof G. mit§ 22 RF GG. 
Gelangt die Beſchwerdeſchrift verſpätet in den Einlauf des 
ErbhGer., weil der rechtsunkundige Beſchw§. das BeſchwG. 
ungenau (als LAnerbG.) bezeichnet hat, jo iſt Wiederein- 
ſetzung in den vorigen Stand zu gewähren. ß) 


Die Entſch. des AnerbG. iſt dem BeſchwF. am 5. Dez. 1934 
zugeſtellt worden, die Beſchwerdeſchrift iſt jedoch beim ErbhGer. 
erſt am 22. Dez. 1934, alſo verſpätet, eingegangen. Der Beſchwx. 
hatte die Beſchw. an das „Landesanerbengericht“ in Karlsruhe ge⸗ 
richtet, infolgedeſſen wurde ſie durch die Poſt dem LG. Karlsruhe 
zugeleitet und iſt dort am letzten Tag der Friſt, am 19. Dez. 1934, 
eingegangen. Der BeſchwF. hat Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand beantragt und den Inhalt der Beſchw. wiederholt. 

Dem Wiedereinſetzungsantrag war zu entſprechen. Die Ver⸗ 
ſäumung der Friſt für die Einlegung der Beſchw. iſt lediglich auf 
die ungenaue Bezeichnung des BeſchwG. durch den Beſchwß. zu⸗ 
rückzuführen. Dieſe unrichtige Bezeichnung kann aber dem Beſchwß. 
nicht als Verſchulden angerechnet werden. Da auch die ſonſtigen 
Vorausſetzungen des § 22 Abſ. 2 Fc. gegeben find, mußte die 
beantragte Wiedereinſetzung erteilt werden. 

(ErbhGer. b. OLG. Karlsruhe, Beſchl. v. 29. April 1935, We 17/35.) 
S. 


Anmerkung: Im Gegenſatz zu § 233 ZPO. verlangt § 11 
der 1. DurchfV O. und $ 22 Abſ. 2 FGG. nicht, daß die Einhaltung 
der Friſt durch einen „unabwendbaren Zufall“ verhindert worden 
iſt, ſondern läßt grundſätzlich die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand zu, wenn der Beſchwiß. „ohne ſein Verſchulden“ verhindert 
worden iſt, die Beſchwerdefriſt einzuhalten. Ob Rechtsirrtum und 
Unkenntnis des Geſetzes einen Wiedereinſetzungsgrund bilden, iſt 


nach der Sachlage zu beurteilen; regelmäßig iſt die Frage zu ver⸗ 


neinen. Es iſt davon auszugehen, daß jeder ſich leicht über die 
Verfahrensvorſchriften, beſonders über die Frage, innerhalb wel⸗ 
cher Friſt die Beſchw. einzulegen und bei welcher Behörde ſie ein⸗ 
zureichen ift, leicht unterrichten kann. Daß im vorl. Falle der 
rechtsunkundige BeſchwF. durch die falſche Bezeichnung des Be⸗ 
ſchwG. die Beſchwerdefriſt verſäumt hat, iſt alſo doch wohl nur mit 
Rückſicht darauf zu entſchuldigen, daß bei dem noch nicht lange zu⸗ 
rückliegenden Inkrafttreten des RErbhofcß. die Bezeichnung der 
Anerbenbehörden den Bauern noch nicht geläufig iſt. 


Notar Dr. Grimm, Hersbruck. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Oberlandesgerichte: Fivilſachen 


Berlin 

20. 88 22 Abſ. 1, 38 Abi. 5, 39 Abſ. 2 Satz 1 Pr KG.; 
88 10, 12 UmwandlG.; § 162 Abſ. 1 G B. Wird in einer 
Urkunde die Umwandlung einer AktG. in eine Kommandit⸗ 
geſellſchaft und zugleich dieſe Kommanditgeſellſchaft zur 
Eintragung in das Handelsregiſter angemeldet, ſo liegen 
zwei ſelbſtändige Anmeldungen von unbeſtimmtem Geld- 
wert vor, deren zuſammenzurechnender Betrag die Summe 
von 200000 AH nicht überſteigen darf. 5) 


Der Notar Dr. W. hat eine Anmeldung zum Handelsregiſter 
entworfen und unterſchriftlich beglaubigt, in der der Vorſtand der 
E. W.werke unter Überreichung der erforderlichen Unterlagen zur 
Eintragung anmeldet, 


1. daß ſich die genannte Akt. durch Übertragung ihres ge⸗ 
ſamten Vermögens in eine gleichzeitig unter der Firma 
E. W.werke Gottl. Ernſt H. errichtete KommöGeſ. mit dem 
Sitze in E. umgewandelt hat, 

2. daß perſönlich haftender Geſellſchafter dieſer KommöGeſ. nur 
der Kaufmann Karl H. zu E. iſt, ſowie daß die Kaufleute 
D. und T. Kommanditiſten der Geſellſchaft ſind, und zwar 
jeder mit einer Vermögenseinlage von 70 000 AM. 


Die Urkunde iſt nach ſteben Uhr abends beglaubigt worden. 

Für dieſe Tätigkeit hat der Notar gem. SS 5, 6 NotGebO., 
Ss 32, 33 PrGͤKG. nach einem Wert von 200 000 ,, 420 N. 
Gebühren berechnet. 

Da ſich die Gebührenſchuldnerin mit dieſer Gebührenberech⸗ 
nung nicht einverſtanden erklärt hat, hat der Notar die Feſtſetzung 
ſeiner Gebühren beantragt. 

Der LGPräſ. hat darauf nach Anhörung der Beteiligten dieſe 
Gebühren gem. § 25 Abſ. 2 NotGebO. auf 186 S feſtgeſetzt, in⸗ 
dem er die Werte der beiden Anmeldungen auf 50000 bzw. 
20 000 S ſchätzt und nach dem zuſammengerechneten Werte von 
70000 e eine Gebühr aus $ 33 PrGͤKG. mit 124 An und 
eine Zuſatzgebühr aus § 6 NotGebO. mit 62 7, in Anſatz bringt. 

Die ſofortige Beſchw. des Notars hatte keinen Erfolg. 

Dem LGpräſ. iſt darin beizutreten, daß die fragliche Urkunde 
zwei ſelbſtändige Anmeldungen zum Handelsregiſter enthält. Die 
eine betrifft die Übertragung des Vermögens der AktG. auf eine 
zu errichtende KommGeſ., die zweite die Errichtung dieſer Komm⸗ 
Gef. Beide Rechtsvorgänge ſtehen zwar, wie S$ 10, 12 UmwandlG. 
ergeben, in untrennbarem wirtſchaftlichen Zuſammenhang, ver- 
lieren aber dadurch nicht ihren ſelbſtändigen rechtlichen Charakter. 

Auch die Annahme des angefochtenen Beſchluſſes, daß beide 
Anmeldungen keinen beſtimmten Geldwert haben, iſt rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Ein beſtimmter Geldwert erhellt nur dann, wenn 
aus der Anmeldung ſelbſt ſich ein Geldbetrag ergibt, der in das 
Handelsregiſter einzutragen iſt ( Mügel, PröGͤKG., 7. Aufl., § 40 
Anm. 16; KG. 37, B 16; IFG. Erg®d. 3, 235). Das iſt bei der 
Übertragung des Vermögens der AttGef. auf die KommGeſ. zwei⸗ 
fellos nicht der Fall. Aber auch die Anmeldung der errichteten 
KommcGeſ. läßt einen beſtimmten Geldwert nicht erſehen. Zwar 
muß die Anmeldung einer ſolchen Geſellſchaft nach 8 162 Abſ. 1 
HGB. den Betrag der Einlage eines jeden Kommanditiſten enthal⸗ 
ten, und dieſer Betrag iſt nach $ 29 Abs. 6 AV. d. JM. über die 
Führung des Handelsregiſters v. 7. Nov. 1899 auch in das Handels⸗ 
regiſter einzutragen. Die Anmeldung betrifft aber die KommcGeſ. 
als ſolche und hat daher einen unbeſtimmten Geldwert (ſo auch 
Bartſcher⸗D. W., PrGͤKG., 7. Aufl., §S 38 Anm. 17; Beus⸗ 
hauſen, NRotGebD., 4. Aufl., § 38 zu Abſ. 5 Anm. 1, S. 273). 
Die Anſicht von Rausnitz (NotGebO., 3. Aufl., S 38 PrGKG., 
Anm. 6), daß dem nach § 22 Abſ. 1 Pr&R®. zu ſchätzenden Wert 
der Aumeldung der Komplementäre der Betrag der Einlagen der 
Kommanditiſten hinzuzurechnen ſei, erſcheint nicht haltbar. Wenn 
für die Geſamtbewertung der Anmeldung beſtimmte und unbe⸗ 
ſtimmte Werte in Betracht kommen, ſo kann der Geſamtwert i. S. 
des Koſtengeſetzes immer nur unbeſtimmt ſein (ſo auch KG. in 
1a X 1394/31). 

Erhellt nun bei den Anmeldungen zum Handelsregiſter ein 
beſtimmter Geldwert nicht, jo findet nach § 38 Abſ. 5 Satz 1 Pr- 
GKG. für die Bewertung § 22 Abſ. 1 daſelbſt Anwendung. Der 
Wert iſt alſo in der Regel auf 3000 «RA, jedoch nicht unter 
200 und nicht über 100 000 % anzunehmen. Die Beſt. des 
$ 38 Abſ. 5 Satz 2 Pr&K®., daß, gleichviel, ob ein beſtimmter Geld⸗ 
wert erhellt oder nicht, der höchſte der Gebührenberechnung zu⸗ 
grunde zu legende Wert 200 000 RA beträgt, hat, wie der Senat: 
IFG. ErgBd. 3, 236, eingehend dargelegt hat, für Gegenſtände 
von unbeſtimmtem Geldwert nur die Bedeutung, daß im Falle der 
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Zuſammenrechnung mehrerer ſolcher Gegenſtandswerte der Höchſt⸗ 
wert 200 000 .2.,% betragen ſoll. 

Der LGPräſ. iſt alſo bei der Schätzung der Gegenſtands⸗ 
werte zutreffend von den Wertgrenzen des § 22 Abi. 1 Pro. 
ausgegangen und hat einerſeits das Geſchäftsvermögen, anderer⸗ 
ſeits die rechtliche und wirtſchaftliche Bedeutung der regiſtermäßi⸗ 
gen Kundbarmachung der angemeldeten Rechtsvorgänge berück⸗ 
ſichtigt. Wenn er dabei ein Geſchäftsvermögen von über 200 000 AM 
zugrunde legt, ſo erſcheint dieſe Annahme allerdings zu niedrig. 
Denn in der GenVerſ. v. 20. März 1935 iſt der reine Wert des 
übertragenen Vermögens auf 210 000 %%% zuzüglich der Rejerve- 
fonds mit zuſammen 81 307,79 , und dem Vortrag auf neue 
Rechnung von 2845,09 SR angegeben. Selbſt bei Zugrundelegung 
eines Geſchäftsvermögens von etwa 300 000 Rt erſcheinen aber 
die vom LGPräſ. angenommenen Schätzungsbeträge von 50 000 
bzw. 20 000 % angemeſſen und ausreichend. 

Da die Gebühren des $ 33 PrGͤKG., 8 6 RAGebdO. auch 
gem. $ 39 Abſ. 2 Satz 1 PrGKG. zutreffend nach dem zuſammen⸗ 
gerechneten Werte beider Anmeldungen berechnet worden ſind, war 
alſo die ſofortige Beſchw. des Notars als unbegründet zurückzu⸗ 
weiſen. 


(KG., ZivSen. 1a, Beſchl. v. 31. Mai 1935, la Wx 792/35.) H.) 


Anmerkung: Im vorl. Beſchluß dürfte zu Unrecht angenom⸗ 
men ſein, daß die Anmeldung der Umwandlung einer Alt. unter 
Neuerrichtung einer KommGeſ. zwei ſelbſtändige Anmeldungen 
zum Handelsregiſter enthält. Das UmwandlG. ſpricht in § 3 nur 
von einer Anmeldung der Umwandlung. Dies iſt für $ 3 ſchon des⸗ 
wegen gewiß, weil im dort geregelten Fall das Vermögen der 
AG. auf eine ſchon beſtehende und ſchon in das Regiſter einge⸗ 
tragene OG. übertragen wird. Aber auch die Anmeldung der 
Umwandlung einer Kapitalgeſellſchaft unter Neuerrichtung einer 
DHG. oder Kommdei. iſt nur eine Anmeldung, und zwar die 
Anmeldung zum Regiſter der Kapitalgeſellſchaft. § 11 Abſ. 1 Um⸗ 
mandl®,., der dieſen Fall behandelt, ſpricht von „der Anmeldung 
des Umwandlungsbeſchluſſes“. Daß daneben nicht auch eine An⸗ 
meldung der neuerrichteten OHG. oder KommGeſ. in Frage kommt, 
ergibt ſich aus § 11 Abi. 2, der ausdrücklich beſtimmt, daß die OHG. 
bzw. KommGef. von Amts wegen in das Handelsregiſter einzu⸗ 
tragen iſt. Wenn die Anmeldung des Notars die einzelnen bei der 
Eintragung der OHG. oder KommGeſ. zu vermerkenden Tatſachen 
beſonders aufführt, ſo geſchieht dies nur zur Erleichterung der rich— 
terlichen Behandlung beim RegiſtGer., nicht aus der Notwendigkeit 
einer beſonderen Anmeldung der bei der Umwandlung neu errich⸗ 
teten Perſonengeſellſchaft. (Übereinftimmend hiermit wird nur eine 
Anmeldung gefordert von Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaemel, 
UmwandlG., §S 11 Anm. 1; Böttcher⸗Meilicke, UmwandlG., 
§ 11 Anm. 3 und Seybold: Dotz. 1934, 738 Fußnote 90.) 

Selbſt wenn man, wozu im vorl. Fall keinerlei Anlaß beſteht, 
annehmen wollte, daß der Notar die von ihm entworfene Erklärung 
als zwei ſelbſtändige Anmeldungen zum Handelsregiſter anſieht, 
könnte ihm für die Anmeldung der neu errichteten Geſellſchaft eine 
Gebühr nicht zugebilligt werden, da dieſe Anmeldung wegen der 
fü a Amtspflicht zur Eintragung der Geſellſchaft über- 

üſſig iſt. 

Was nun die Bewertung der Anmeldung des Umwandlungs⸗ 
beſchluſſes angeht, iſt dem Gericht zuzugeben, daß ſie einen unbe⸗ 
ſtimmten Geldwert hat, jo daß § 22 Abſ. 1 PrößKGG. Anwendung 
findet. Dem KG. iſt auch beizupflichten, wenn es das für die 
Schätzung als Anhaltspunkt dienende Geſchäftsvermögen nach 
dem Wert des übertragenen Vermögens bemißt. Dabei wird man 
hier die Schulden ebenſowenig abziehen dürfen, wie bei der Be⸗ 
wertung des Umwandlungsbeſchluſſes ſelbſt (KG., Beſchl. vom 
8. März 1935: DNot g. 1935, 431). Angeſichts dieſer Tatſachen er⸗ 
ſcheint im vorl. Fall die Bewertung des Geſamtinhalts der An⸗ 
meldung mit 70 000 Rs angemeſſen, jo daß dem Beſchluß im 
Koſtenergebnis jedenfalls zugeſtimmt werden kann. 

Notar Dr. Seybold, Berlin. 
* 


21. $$ 399, 413, 1111 Abſ. 2 BB. Wird im Zuſam⸗ 
menhauge mit einem Gutsüberlaſſungsvertrage ein Aus- 
zug (Altenteil) vereinbart, der ſich teils aus Natural- 
leiſtungen (Wohnung, Beköſtigung), teils aus Geldlei— 
ſtungen zuſammenſetzt, ſo it auch der Anſpruch auf die 
Geldleiſtungen regelmäßig nicht übertragbar. 

Bei der Veräußerung ſeines Grundbeſitzes durch Friedrich S. 
an ſeinen Sohn Auguſt S. iſt für den Veräußerer und deſſen Ehefrau 
im Grundbuch ein Ausgedinge eingetragen worden, das ſich aus freier 
Wohnung, freier Beköſtigung uſw. zuſammenſetzt; an Stelle der Be⸗ 
köftigung können die Altenteiler auch die monatliche Zahlung des 
Wertes von 15 Zentner Roggen portofrei an ihren jeweiligen Wohn⸗ 
ort verlangen. Die Altenteiler haben von dieſem Recht, Geldzahlung 
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zu verlangen, Gebrauch gemacht und demnächſt ihren Auſpruch hierauf 
abgetreten. Dieſe Abtretung iſt zunächſt in das Grundbuch eingetragen 
worden. Später iſt die Eintragung der Abtretung auf Anregung des 
jetzigen Grundſtückseigentümers, der das Grundſtück von dem Sohn 
Auguſt S. erworben hat, als inhaltlich unzuläſſig gelöſcht worden, 
weil die Abtretung gem. den Ss 399, 413, 1111 Abſ. 2 BGB. für 
unwirkſam angeſehen wurde. Die hiergegen von der angeblichen neuen 
Gläubigerin des Geldleiſtungsanſpruchs erhobene Beſchw. wurde zu⸗ 
rückgewieſen. Auch die weitere Beſchw. hatte keinen Erfolg. 

Da die Löſchung der Abtretung eines dinglichen Rechts inſofern 
eine unter dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs ſtehende Ein⸗ 
tragung iſt, als die durch die Löſchung wiederhergeſtellte Eintragung 
des bisherigen Gläubigers den gutgläubigen Erwerb eines Dritten auf 
Grund einer Verfügung des Zedenten mit der Folge des Untergangs 
des Rechts des Zeſſionars ermöglicht, iſt die Beſchw. mit dem Ziele 
auf Eintragung eines Amtswiderſpruchs zuläſſig. Ihr Erfolg ſetzt 
gem. 8 54 Abs. 1 Satz 2 G0. voraus, daß die Löſchung unter Ver⸗ 
letzung geſetzlicher Vorſchr. erfolgt, und daß durch fie das Grundbuch 
unrichtig geworden iſt. Ob bei Verneinung der Abtretbarkeit der 
Geldrente die Eintragung der Abtretung als inhaltlich unzuläſſig 
oder nur als unrichtig anzuſehen iſt, kann auf ſich beruhen; denn im 
vorl. Verfahren iſt nur zu prüfen, ob das Grundbuch durch die 
Löſchung des Abtretungsvermerks unrichtig geworden iſt; das iſt 
bei Unübertragbarkeit der Rente nicht der Fall, gleichviel, ob die 
Abtretungs eintragung inhaltlich unzuläſſig oder ob ſie nur un⸗ 
richtig war. Die Entſch. über die Beſchw. hängt alſo davon ab, ob die 
Abtretung rechtswirkſam iſt. Das iſt vom LG. ohne erkennbaren 
Rechtsirrtum verneint. 

Nach den allgemeinen Vorſchr. der 8$ 399, 413 BGB. iſt ein 
Recht nicht übertragbar, wenn die Leiſtung an einen anderen nicht 
ohne Veränderung ihres Inhalts erfolgen kann, oder wenn die Ab⸗ 
tretung durch Vereinbarung mit dem Schuldner ausgeſchloſſen iſt. Da 
das hier übertragene Recht eine Geldleiſtung zum Gegenſtande hat und 
der Inhalt einer Geldleiſtung durch einen Gläubigerwechſel nicht ver⸗ 
ändert wird, kommt es darauf an, ob die Übertragbarkeit durch be⸗ 
ſondere Geſetzesvorſchriften oder durch Vereinbarung der Beteiligten 
ausgeſchloſſen iſt. Das Ausgedinge iſt nach dem BGB. kein einheit⸗ 
liches Recht, ſondern eine die Sicherſtellung der wirtſchaftlichen Exi⸗ 
ſtenz des Auszüglers bezweckende Zuſammenfaſſung von Rechten, die 
zum Teil die Eigenſchaft von beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten 
haben (81090 BGB., Benutzung des Grundſtücks und der auf ihm 
befindlichen Baulichkeiten), zum Teil Reallaſten find (88 1105 ff., 
wiederkehrende Leiſtungen aus dem Grundſtück in Geſtalt von Natu⸗ 
ralien oder Geldbeträgen; vgl. KJ. 40, 250; HöchſtRRſpr. 1931 
Nr. 1706 — JW. 1932, 1564 = Dotz. 1931, 671; Höchſtgigſpr. 
1932 Nr. 758; DNotg. 1935, 585). Die Dienſtbarkeiten ſind nach 
81092 BGB. ſtets unübertragbar, die Reallaſten nach 8 1111 Abſ. 2 
BGB. dann, wenn der Anſpruch auf die einzelne Leiſtung nicht über⸗ 
tragbar iſt. Für die im Ausgedinge enthaltenen Reallaſten iſt alſo 
anders als bzgl. der Dienſtbarkeiten die Nichtübertragbarkeit im Ge⸗ 
ſetz nicht unmittelbar beſtimmt, ſondern von der Übertragbarkeit des 
Anſpruchs auf die einzelne Leiſtung abhängig gemacht. Die Übertrag- 
barkeit des Anſpruchs auf die einzelne Leiſtung (Lieferung von Natu⸗ 
ralien oder Hingabe von Geld) beurteilt ſich aber aus der allgemeinen 
Vorſchr. des 8 399 BGB. 

Da, wie bereits oben erwähnt wurde, Reallaſten, die in Geld⸗ 
leiſtungen beſtehen, ihren Inhalt i. S. des 8399 BGB. durch Über⸗ 
tragung — jedenfalls für ſich allein betrachtet — nicht verändern, 
gleichviel, ob die Geldrente als ſolche von vornherein geſchuldet oder, 
wie hier, infolge Ausübung eines vertragsmäßigen Wahlrechts an die 
Stelle von Naturalienlieferungen getreten iſt, kann es ſich im vorl. 
Falle nur fragen, ob die Nichtübertragbarkeit der Geldrente durch 
Vereinbarung ausgeſchloſſen iſt. Der Ausſchluß der Übertrag⸗ 
barkeit bedarf keiner beſonderen Form, er braucht insbeſ. nicht mit 
ausdrücklichen Worten erklärt zu werden; ein dahingehender Wille 
der Beteiligten kann vielmehr ſchon aus den Umſtänden und dem 
Zweck des Altenteilsvertrages gefolgert werden. Da im vorl. Falle 
die Übertragbarkeit der Geldreallaſt im Altenteilsvertrage mit aus⸗ 
drücklichen Worten nicht ausgeſchloſſen iſt, war zu prüfen, ob ſich ein 
entſprechender Wille der Beteiligten aus dem Geſamtinhalt und Zweck 
des Vertrages ergibt. Das LG. hat einen ſolchen Ausſchluß der Über⸗ 
tragbarkeit angenommen mit der Begr., „das Ausgedinge bilde nach 
herrſchender Rechtsanſicht inſoweit eine rechtliche Einheit, als die ſämt⸗ 
lichen ſeinen Inhalt bildenden Rechte dasſelbe rechtliche Schichſal 
haben ſollten; ſoweit befehränkte perſönliche Dienſtbarkeiten oder ein 
Nießbrauch zum Ausgedinge gehörten, folge die Nichtübertragbarkeit 
aus der Natur dieſer Rechte. Da aber das Recht nach dem Willen der 
Beteiligten als ein einheitliches anzuſehen ſei, was ſich im vorl. Falle 
aus der Einheitlichkeit des Altenteilsvertrages ergebe, ſo ſei in der 
Verbindung von an ſich übertragbaren mit unübertragbaren Leiſtun⸗ 
gen, die nach 88 399, 413 BGB. wirkſame Vereinbarung zu er⸗ 
blicken, daß auch diejenigen Beſtandteile des Rechts, die in an ſich 
übertragbaren Reallaſten beſtehen, unübertragbar ſein ſollten“. 
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Dieſe Erwägungen ſtehen, ſoweit fie allgemeiner Natur find, im 
Einklang mit der Rſpr. des Sen. und der überwiegenden Meinung 
des Schrifttums (KJ. 40, 250; HöchſtRRſpr. 1931 Nr. 1706 — JW. 
1932, 1540 — DNotg. 1931, 67; auch OGL. 31, 343; 34, 193; 
Güthe⸗Triebel, 850 GBO. Anm. 20; RGRekomm., 8. Aufl., 
Anm. 2; Planck, Anm. 1; Staudinger, Anm. 2a 6); ſoweit 
ſie auf den vorl. Fall abgeſtellt ſind, beruhen ſie auf einer Aus⸗ 
legung des vorl. Altenteilsvertrages und laſſen ſie eine Verletzung 
der Vorſchr. des §S 133 BGB. oder allgemeiner Auslegungsgrund⸗ 
ſätze nicht erkennen. 

Mit der von der Beſchweß. für ihren gegenteiligen Staudpunkt 
angeführten Entſch. des R.: RG. 140, 60, 64 — JW. 1933, 1306 
ſetzt ſich das LG. nicht in Widerſpruch, weil der vom RG. entſchiedene 
Fall einen von vornherein ausſchließlich in einer Geldrente beſtehen⸗ 
den Altenteil betraf, von dem außerdem das RG. ausdrücklich ſagt, 
daß ein Zuſammenhang mit der Gutsüberlaſſung nicht feſtſtehe, wah⸗ 
rend hier, wie es dem Alteuteil eigentümlich iſt, im unmittelbaren 
Zuſammenhang mit der Gutsüberlaſſung (DNOLZ. 1933, 585) außer 
der durch die Geldrente erſetzten Veköftigung oder Naturalienbeliefe⸗ 
rung nebſt Taſchengeld den Auszüglern ein ausgedehntes Mitwohn⸗ 
recht, Grundſtücksbenutzungsrecht und Anſpruch auf freie Wäſche, Arzt, 
Arznei und Verpflegung bei Krankheit und Altersſchwäche zugeſagt 
iſt. Aus dieſer engen Verbindung der Unterhaltsrente mit den in 
Haus⸗ und Grundſtücksgemeinſchaft mit dem Übernehmer zu gewäh⸗ 
renden, geſetzlich unübertragbaren Altenteilsleiſtungen (beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeiten und auf die Perſon der Auszügler abge⸗ 
ſtellte Reallaſten) konnte das LG. ohne Rechtsverſtoß folgern, daß die 
Beteiligten bei Abſchluß des Überlaſſungsvertrags den Willen hatten, 
daß ſämtliche Altenteilsleiſtungen an die Perſon der Auszügler ge⸗ 
bunden bleiben, alſo nicht übertragbar ſein ſollten, wobei auch noch 
ins Gewicht fällt, daß der Gutsübernehmer geſetzlich zum Unterhalt 
ſeiner Eltern verpflichtet iſt, und daß durch eine Übertragung der 
dieſen Unterhalt ſichernden von ihm übernommenen Geldleiſtungen 
ſeine Rechtsſtellung hinſichtlich der Unterhaltspflicht entgegen dem 
Vertragszweck weſentlich erſchwert werden könnte. 

Die Entſch. des Sen. 1 X 263/31 d. a. O., 1 X 403/31 (Höchſt⸗ 
Raſpr. 1932 Nr. 1003) und ebenſo die Entſch. des OGL. Darmſtadt: 
Heſſätſpr. 11, 145 betreffen die Pfändbarkeit von Altenteilsleiſtungen, 
die auch bei Nichtübertragbarkeit der von der Pfändung betroffenen 
Anſprüche nach 8851 Abſ. 2 ZPO. zuläſſig iſt, wenn der geſchuldete 
Gegenſtand der Pfändung unterworfen iſt, was bei Geldbeträgen 
zutrifft. 

Die in der angeführten RGEntſcheidung ohne eigene Erörte⸗ 
rungen unter Bezugnahme auf die Ausführungen: Heſſgſpr. 16, 
275, 298 beiläufig gemachte Bemerkung, daß auch bei Reallaſten 
mit gemiſchten Leiſtungen, d. h. mit ſolchen, die für ſich allein be⸗ 
trachtet, teils unübertragbar, teils übertragbar ſind, „die Abtretbar- 
keit im Schrifttum mit guten Gründen vertreten werde“, iſt nicht ge⸗ 
eignet, die rechtliche Möglichkeit einer Auslegung im Sinne der 
Nichtübertragbarkeit der im Auszuge enthaltenen Geldrenten⸗ 
anſprüche in Frage zu ſtellen. Die Ausführungen: Heſſüiſpr. 1916, 
272 ff., 298, auf welche das NG. in dieſer Ben. verweiſt, geben! 
dem Sen. keine Veranlaſſung, feinen in der Entſch. KJ. 40, 250 
niedergelegten und ſeitdem aufrechterhaltenen Standpunkt aufzugeben, 
wonach bei Altenteilsverträgen der hier vorl. Art, bei denen der Sohn 
als teilweiſes Entgelt für die Gutsüberlaſſung ſeinen Eltern außer 
dem Grundſtücksmitbewohnungs⸗ und Mitbenutzungsrecht Naturalver⸗ 
pflegung oder -befteferung und neben oder an Stelle der letzteren eine 
Unterhaltungsrente ſowie freie Verpflegung und ärztliche Behandlung 
in Krankheitsfällen einräumt, regelmäßig davon ausgegangen wer⸗ 
den kann, daß die Beteiligten den Willen haben, daß die ſaämtlichen, 
die Altersverſorgung der Auszügler bezweckenden, im Altenteil zu⸗ 
ſammengefaßten Leiſtungen eine nicht trennbare, an die Perſon der 
Auszügler gebundene wirtſchaftliche und rechtliche Einheit bilden und 
alſo inſoweit nicht übertragbar ſein ſollen, als die Übertragbarkeit 
nicht ſchon durch geſetzliche Vorſchr. ausgeſchloſſen iſt. Auch a. a. O. 
S. 277 zu Ziff. 1 u. 2 wird zugegeben, daß die unter der Bezeichnung 
Altenteil oder Ausgedinge zuſammengefaßten Leiſtungen dem einheit⸗ 
lichen Zweck dienen, den Unterhalt der Auszügler für ihren Lebens⸗ 
abend zu gewährleiſten, und daß die geſchuldeten Leiſtungen durch die 
gemeinſame Zweckbeziehung der Verſorgung der Berechtigten verbun⸗ 
den ſind. 

Es kann auch für die Frage der gewollten Unübertragbarkeit 
der einzelnen Leiſtungen von keiner weſentlichen Bedeutung ſein, ob 
im Einzelfalle die Altenteilsleiſtungen in ihrer Geſamtheit ſich auf das 
zum notwendigen Unterhalt erforderliche Maß beſchränken, oder 
ob ſie dies überſteigen. Das wird ſich nach den wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen der Beteiligten, nach örtlichen Gewohnheiten, dem Alter, 
dem Körperzuſtand und den Anſprüchen der Auszügler richten, auch 
der Wert der vom Auszügler in das Gut verwendeten Geldwerte und 
Arbeit wird bei der Berechnung der Höhe des Altenteils nicht unbe⸗ 
rückſichtigt bleiben. 

Es entſpricht auch dem natürlichen Empfinden und der Erfah⸗ 


rung, daß die das Gut abgebenden Eltern und der es übernehmende 
Sohn bei der Ausſetzung des Altenteils regelmäßig der geſetzlichen 
Unterhaltsverpflichtung auf der einen und Unterhaltsberechtigung 
auf der andern Seite Rechnung tragen wollen. 

Daß die Leiſtungen ein für allemal feſtbleibend bis zum Tod 
der Auszügler ohne Rückſicht auf die künftige Entwicklung der Lei⸗ 
ſtungsfähigkeit des Verpflichteten und der Unterhaltsbedürftigkeit des 
Berechtigten feſtgeſetzt werden, ergibt ſich aus der Natur der Sache. 
Der vorausſichtlichen Entwicklung der voll'swirtſchaftlichen Verhältniſſe 
vom Tage des Auszuges bis zum Lebensende der meiſt ſchon be⸗ 
jahrten Altenteiler wird regelmäßig ſchon bei der Feſtſetzung des 
Altenteils Rechnung getragen werden, wie es hier teilweiſe in dem 
wechſelnden Preis der in erſter Linie ausgeſetzten Roggenrente zum 
Ausdruck kommt. : 

Auch aus den Beſtimmungen der §s 1439, 1363, 1383 ff., 
1073 BGB. Kann gegen die hier vertretene Auffaſſung nichts 
gefolgert werden. Die Vorſchriften des 8 1439 BGB., wo⸗ 
nach vom Geſamtgut die nicht übertragbaren Gegenſtande, alſo auch 
nicht übertragbare Forderungen ausgeſchloſſen ſind, kann zu einer 
verſchiedenartigen Behandlung der einzelnen Altenteilsleiſtungen hin⸗ 
ſichtlich des Geſamtguts nur dann führen, wenn die Leiſtungen teil⸗ 
weiſe übertragbar ſind; das iſt jedoch nach der Auffaſſung des Sen. 
gerade meiſtens nicht der Fall, da nach dem regelmäßigen Willen der 
Beteiligten die ſamtlichen Leiſtungen ein untrennbares, an die Perſon 
der Berechtigten gebundenes Vermögensgut ſind. 

Soweit bei geſetzlichem Güterſtand Altenteilsforderungen der 
Ehefrau der Nutznießung des Ehemanns unterliegen (88 1360, 1363 
BGB.), findet die Nutzungsentziehung auf ſeiten der Ehefrau in der 
Unterhaltspflicht des Mannes einen Ausgleich. 

Wenn 8 1073 BGB. auch den Fall des Nießbrauchs an einem 
Auszuge regelt, ſo kann daraus nicht mehr entnommen werden, als 
daß der Geſetzgeber von der Möglichkeit einer Trennung ein⸗ 
zelner Auszugsleiſtungen von der Perſon des Berechtigten ausgegan⸗ 
gen iſt, nicht aber, daß er ſie bei Altenteilsverträgen als die nur 
durch beſonderen vertragsmäßigen Ausſchluß zu beſeitigende Regel 
augeſehen hat. Das gleiche iſt gegenüber den Bemerkungen 
der Motive zu $ 1111 BGB. (8 1059 Entw.) Bd. 3 S. 592 
zu ſagen, wo die Übertragbarkeit einzelner von mehreren Altenteils⸗ 
leiſtungen erwähnt wird. Dem dort beſonders hervorgehobenen Ge⸗ 
ſichtspunkt der Unbilligkeit, die der Ausſchluß der Übertragbarkeit 
aller Anſprüche als Folge der Nichtübertragbarkeit einzelner 
Reallaſtanſprüche für die zwangsweiſe Erfaſſung durch die Glaubiger 
der Altenteiler nach ſich ziehen würde, iſt durch 8 851 Abſ. 2 ZPO., 
wonach auch nicht übertragbare Forderungen pfändbar ſind, ſoweit der 
geſchuldete Gegenſtand pfändbar iſt — was bei Geldleiſtungen grund⸗ 
ſätzlich zutrifft — der Voden entzogen. 

Die Entſcheidung des OLG. Darmſtadt betraf, wie bereits 
oben erwähnt wurde, die Pfändbarkeit von Altenteilsleiſtungen und 
erörtert deren Übertragbarkeit, und zwar an der Hand des Heſſ⸗ 
Ausf. z. BGB. nur inſoweit, als es für die Frage der Pfänd⸗ 
barkeit von Bedeutung fein kann. 

Aus der in § 851 Abſ. 2 ZPO. angeordneten beſchränkten Zur 
läſſigkeit der Pfändbarkeit nicht übertragbarer Forderungen kann 
nicht rückſchließend gefolgert werden, daß die Beteiligten bei Alten⸗ 
teilsverträgen die Übertragbarkeit von Geldrenten im Rahmen ihrer 
Pfändbarkeit nicht ausſchließen wollen; denn $ 851 Abſ. 2 ZPO. will 
gerade auch für den Fall vereinbarter Unübertragbarkeit, ohne an dem 
dadurch begründeten Ausſchluß der Abtretbarkeit zu rühren, alſo 
trotz beſtehenbleibender Nichtübertragbarkeit, die Pfändbarkeit er⸗ 
möglichen. 

Da bei der Pfändung eine Gefährdung des Unterhalts der Alt⸗ 
ſitzer durch die geſetzlichen Pfändbarkeitsſchranken ausgeſchaltet iſt, 
bei ſchrankenloſer Übertragbarkeit aber nicht, iſt eine einheitliche Be⸗ 
handlung beider Fragen nicht geboten. 

Sch.] 


(ch., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 14. Febr. 1935, 1 WX 1/85.) 
* 


22. 88 534 ff. BGB. Der Anſpruch des Vermieters 
gegen den Mieter auf Schadenserſatz wegen Nichtausfüh— 
rung von Schönheitsreparaturen entfällt nicht deshalb, 
weil er längere Zeit nach Entſtehen des Anſpruchs eine 
Teilung der Wohnung vorgenommen hat. 

Durch das Urt. des KG. v. 30. Juni 1933 iſt rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt worden, daß der Schadenserſatzanſpruch des Kl. wegen der 
Nichtausführung der Schönheitsreparaturen dem Grunde nach deshalb 
gerechtfertigt iſt, weil der Bekl. die ihm obliegenden Schönheitsrepa⸗ 
raturen bei Beendigung des Mietverhältniſſes nicht ausgeführt hatte. 
In ſeinem Gutachten v. 12. Febr. 1934 hat der Sachverſtändige S. 
feſtgeſtellt, daß der für die Ausführung der Schönheitsreparaturen er⸗ 
forderliche Betrag ſich auf 582,35 RM beläuft. Das Gericht hat keine 
Bedenken, dieſem Gutachten zu folgen, da es überzeugend begründet 
iſt. Dieſen Betrag von 582,35 Kell kann der Kl. von dem Bekl. 
wegen der Nichtausführung der Schönheitsreparaturen verlangen. 
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Hieran kann auch die Tatſache nichts ändern, daß die Woh⸗ 
nung im Laufe des Rechtsſtreits in Kleinwohnungen umgebaut wor⸗ 
den iſt und die Schönheitsreparaturen hierbei ganz oder teilweiſe zer- 
ſtört worden wären. Denn der Schaden war bereits in dem Zeit⸗ 
punkt entſtanden, als der Bekl. mit feiner vertraglichen Verpflichtung 
in Verzug gekommen war. Damals iſt dem Kl. durch die Unter⸗ 
laſſung der Ausführung der Schönheitsreparaturen ein Schaden in 
Höhe von 582,35 AM entſtanden, da die Wohnung weiterhin ihrem 
bisherigen Mietzwecke dienen ſollte. Dem Kl. ſtand aus dieſem 
Grunde ein Geldanſpruch zu. Wie er über das Geld verfügte, ob er 
es zur Ausführung der Schönheitsreparaturen, für andere Arbeiten 
oder ſonſtwie verwendete, berührt die einmal enkſtandene Schuld des 
Bekl. nicht. Der Umſtand nun, daß der Bekl. die entſtandene Schuld 
nicht alsbald bei Fälligkeit tilgte, ſondern ſie Jahre hindurch beſtritt, 
ſo daß inzwiſchen der Verwendungszweck der Wohnung geandert 
wurde, nämlich im Rahmen des Arbeitsbeſchaffungsprogramms der 
Regierung Kleinwohnungen hergeſtellt wurden, kann die Forderung 
des Kl. nicht vernichten. Denn dieſe hat bis zur Wohnungsteilung 
im genannten Betrage zu Recht beſtanden. Es käme alſo nur in 
Frage, ob die ſchon beſtehende Forderung des Kl. durch die Wohnungs⸗ 
teilung wieder getilgt worden iſt. Das iſt nicht der Fall, da ein 
Rechtsgrund für das Erlöſchen der Schuldverbindlichkeit nicht gegeben 
iſt. Es iſt deshalb auch unerheblich, ob die Verwendung des Geld⸗ 
betrages zur Ausführung der Schönheitsreparaturen im Zeitpunkt 
der Urteilsfällung noch möglich iſt. Der Klageanſpruch iſt daher außer 
dem bereits vom LG. zuerkannten Betrage wegen der Nichtbeſeitigung 
der Umbauten auch in Höhe von 582,35 AM wegen der Nichtaus⸗ 
führung von Schönheitsreparaturen begründet. 

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 4. März 1935, 17 U 9291/34.) [D.] 
* 

23. 88 536 ff. BGB. Sit ein Geſchäft durch Mängel 
der Mieträume unverkäuflich geworden, jo hat der Ver⸗ 
mieter dem Mieter Schadenserſatz zu leiſten. 


I. Der Kl. ſtützt feinen Anſpruch auf Schadenserſatz darauf, 
daß ihm im Mietvertrage der Verkauf ſeines Lebensmittelgeſchäfts 
erlaubt worden ſei, daß das Geſchäft aber durch die Mängel der 
Geſchäftsräume an Umſatz und damit an Wert ſo verloren habe, 
daß es ſchließlich unverkäuflich geweſen ſei. 

Das LG. hat angenommen, daß der Schadenserſatzanſpruch 
des Kl. wegen der Unverkäuflichkeit ſeines Geſchäfts aus uner⸗ 
laubter Handlung ($ 823 BGB.) begründet ſei. Darin, daß der 
Bekl. die bereits im Zeitpunkte ſeines Erwerbs des Grundſtücks 
geboten geweſene Beſeitigung der für den Geſchäftsverkauf hinder⸗ 
lichen Mängel der Räume nicht innerhalb eines angemeſſenen Zeit⸗ 
raums nach dem Erwerb des Grundſtücks beſeitigt habe, ſieht das 
LG. eine Fahrläſſigkeit des Kl. Das trifft aber nicht zu. Es iſt 
nicht Pflicht des Erwerbers eines Grundſtücks, der dadurch nach 
§ 571 BGB. in Mietverträge eintritt, ohne beſonderen Anlaß zu 
unterſuchen, ob die ſchon von den Mietern bezogenen Mieträume 
Mangel haben. Es iſt vielmehr nach $ 545 BGB. Pflicht des 
Mieters, dem Vermieter das Auftreten von Mängeln anzuzeigen. 

Vor allem aber liegt in einer durch die Mängel der Räume 
bewirkten Beeinträchtigung und ſchließlichen Zerſtbrung des Ge⸗ 
werbebetriebs des Kl. entgegen der Anſicht des LG. nicht die Ver⸗ 
letzung eines anderen Rechts i. S. des $ 823 BGB. Die Ver⸗ 
letzung des eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebes iſt in 
Übereinſtimmung mit der herrſchenden Rſpr., insbeſ. des R., 
zwar u. U. auch als Verletzung eines anderen Rechts i. S. des 
§ 823 BGB. anzuſehen. Das iſt aber nur dann der Fall, wenn 
ſich der Eingriff gegen das Recht als ſolches, alſo gegen die freie 
Betätigung im Gewerbebetrieb richtet, nicht aber dann, wenn der 
Eingriff nur den Ertrag des Betriebes mindert (ebenſo RGR⸗ 
Komm., Anm. 9 zu $ 823 und Oertmann, Bem. 3b zu $ 823 
BGB.). Hier iſt nur letzteres gegeben. Der Kl. kann daher ſeinen 
Anſpruch nicht auf 8 823 BSB. ſtützen, ebenſo auch nicht auf 
8 826 BGB., unter den die Schädigung des Gewerbebetriebs fällt, 
da dieſe Vorſchr. vorſätzliches Handeln vorausſetzt und für Vor⸗ 
ſatz des Bekl. nichts dargetan iſt. 

II. Der Kl. kann aber ſeinen Schadenserſatzanſpruch wegen 
der Unverkäuflichkeit des Geſchäfts auf den Mietvertrag flüßen. 
Auf Grund des Mietvertrages war der Bekl. verpflichtet, dem Kl. 
die Mieträume in geeignetem Zuſtande zu erhalten ($ 536 BGB.). 
Er mußte daher die Mängel beſeitigen, die dadurch entſtanden, 

daß durch die Decke aus der darüber liegenden Gaſtwirtſchaft 
Flüſſigkeit herablief, und haftet bei fruchtloſer Mahnung infolge 
Verzuges auf Schadenserſatz gem. $ 538 BGB. Daß der Kl. vom 
Bekl. die Beſeitigung dieſes Mangels der gemieteten Geſchäfts⸗ 
räume früher als im Frühjahr 1931 verlangt habe, iſt durch die 
Ausſage des Bekl. widerlegt. Dieſer hat bekundet, daß er zwar 
ſeit der Übernahme des Grundſtücks im Herbſt 1930 den Kl. wie⸗ 
derholt geſprochen habe, daß er aber vom Durchlaufen der Flüſſig⸗ 
keit im Laden des Kl. nie etwas bemerkt habe, und daß der Kl. 


ihn erſt im Frühjahr 1931 auf dieſen Mangel mit dem Erſuchen 
um Abhilfe hingewieſen habe. Die Ausſage des Bekl. iſt durchaus 
glaubhaft, ſo daß es ſeiner Beeidigung nicht bedurfte. Denn gegen 
die Darſtellung des Kl. ſpricht, daß er, obwohl die Feuchtigkeit 
angeblich hoch im Laden ſtand, von Auguſt 1930 bis Juli 1931 
mit einer ſchriftlichen Rüge und mit der Klage wegen Schadens⸗ 
erſatzes ſogar bis zum Sept. 1931 gewartet und in dem damaligen 
Rechtsſtreit nur aus der Beſchädigung von Waren, aber nicht aus 
einer Beeinträchtigung des Wertes ſeines Geſchäfts Schadenserſatz⸗ 
anſprüche hergeleitet hat. 

Der Bekl. iſt deshalb erſt im Laufe des Frühjahrs 1931 in 
Verzug gekommen. Er haftet dem Kl. ſomit nur für die Beein⸗ 
trächtigung der Verkaufsmöglichkeit des Geſchäfts, die durch dieſen 
Verzug herbeigeführt worden iſt. Zu berückſichtigen iſt, daß ſelbſt 
nach den Angaben des Kl. im früheren Rechtsſtreit das Geſchäft im 
erſten Teil des Jahres 1932 nur einen Umſatz von 198 Me mo⸗ 
natlich und auch im beſten Jahre, dem Jahre 1929, nur einen 
Umſatz von 213 Sa, monatlich hatte, und daß der Vertrag von 
Jahr zu Jahr kündbar war. Es iſt daher die Anſicht des Sachver⸗ 
ſtändigen durchaus überzeugend, daß der Verkaufswert eines der⸗ 
artigen Geſchäfts nur ſehr gering war, wenn auch dem Sachver⸗ 
ſtändigen darin nicht zu folgen iſt, daß das Geſchäft überhaupt 
keinen Verkaufswert hatte. Jedenfalls iſt ohne Bedeutung, daß 
ein Kaufluſtiger, dem die örtlichen Verhältniſſe und das Gewerbe 
völlig bekannt waren, i. J. 1930 für das Geſchäft 2000 AM ge⸗ 
boten hat, zumal eine endgültige Einigung mit dem Kl. nicht er⸗ 
folgt war und vor allem auch der Kaufluſtige eine Prüfung des 
Umſatzes nicht vorgenommen hatte. Dafür, daß der Kl. durch eigene 
Nachläſſigkeit einen Rückgang des Geſchäftes verſchuldet habe, iſt 
nichts hinreichend dargetan. Auf Grund der geſamten Umſtände 
des Falles iſt der Verkaufswert des Geſchäfts ohne Waren z. Z. 
des Eintritts des Verzugs des Bekl. auf 300 RAN zu ſchätzen. 
Durch den Verzug des Bekl. iſt es dem Kl. unmöglich geworden, 
dieſen Erlös aus dem Verkauf des Geſchäfts zu erzielen. Der Bekl. 
hat daher dem Kl. in Höhe von 300 %% Schadenserſatz zu leiſten. 


(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 28. Jan. 1935, 17 U 8588/34.) [D. 
* 


24. SS 537, 538 BGB. Ob der Vermieter verpflichtet 
iſt, ſich in beſtimmten Zeitabſtänden wiederkehrend vom 
ordnungsmäßigen Zuſtande der Mietſache zu überzeugen, 
hängt von den Umſtänden des Einzelfalls ab. 

Die Kl., welche in dem gemieteten Keller Papierballen unter⸗ 
gebracht hatte, hat einen Schaden dadurch erlitten, daß an zwei 
Tagen bei Wolkenbrüchen Waſſermaſſen in den Keller eindrangen 
und das Papier beſchädigten. Es wird zwar von der Bekl. be⸗ 
ſtritten, kann aber zugunſten der Kl. unterſtellt werden, daß das 
Eindringen des Waſſers in den Keller dadurch ermöglicht war, 
daß der Deckel des Reinigungsflanſches eines im Boden des Kel⸗ 
lers befindlichen Abflußrohres nicht ordnungsmäßig verſchloſſen 
war, ſondern unverſchraubt loſe auflag. Dieſer Zuſtand des Flan⸗ 
ſches ſtellt einen Mangel der Mietſache i. S. der SS 537, 538 
BGB. dar. 

Die Kl. kann wegen dieſes Mangels nach $ 538 BGB. nur 
dann Schadenserſatz fordern, wenn der Mangel bei Abſchluß des 
Mietvertrages vorhanden war, oder wenn die Bekl. ihn zu ver⸗ 
treten hat, oder wenn die Bekl. mit der Beſeitigung des Mangels 
in Verzug kam. Dafür, daß der Mangel ſchon bei Abſchluß des 
Vertrages vorhanden geweſen ſei, fehlt jeder Anhalt, zumal da der 
Mietvertrag über ſechs Jahre vor dem Eintritt des Schadens ge⸗ 
ſchloſſen worden iſt. Verzug des Vermieters mit der Beſeitigung 
des Mangels liegt auch nicht vor, da die Kl. den Mangel erſt nach 
dem Eintritt der beiden Schäden gerügt hat. 

Daß die beklagte Vermieterin den Mangel zu vertreten habe, 
ift nicht dargetan. Das LG. nimmt das aus dem Grunde an, weil 
die Bekl. verpflichtet geweſen ſei, ſich in beſtimmten Zeitabſtänden 
wiederkehrend vom ordnungsmäßigen Zuſtande der Mietſache zu 
überzeugen (vgl. Mittelſtein, Miete, S. 262 mit Anm. 4). 
Das trifft in dieſer Allgemeinheit nicht zu. Ob eine Verpflichtung 
des Vermieters zu wiederkehrenden Prüfungen der Mietſache beſteht, 
hängt von den Umſtänden des Einzelfalls ab. Im vorl. Falle war 
der Boden des Kellers, in dem ſich die Reinigungsflanſche befan⸗ 
den, mit ſchweren Papierrollen belegt, der Keller war nur dem 
Mieter und ſeinen Beauftragten zugänglich, und ein Umſtand, der 
von ſeiten eines der Reinigungsflanſche eine Gefährdung befürch⸗ 
ten ließ, war nicht erkennbar geworden. Unter dieſen Umſtänden 
beſtand für die Bekl. nicht die Pflicht, die Flanſche in beſtimmten 
Zeitabſchnitten wiederkehrend zu prüfen. 

Hinzu kommt, daß, wenn eine derartige Prüfung vorzuneh⸗ 
men geweſen wäre, dieſe jedenfalls nur in großen Zeitabſtänden 
hätte vorgenommen werden müſſen und, da in keiner Weiſe feſt⸗ 
ſteht, wann der Verſchluß des Reinigungsflanſches gelockert wor⸗ 
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den iſt oder ſich gelockert hat, daß kein Anhalt dafür gegeben iſt, 
daß eine derartige Prüfung den Mangel verhindert hätte. 

Die Kl. kann deshalb ihren Schadenserſatzanſpruch nicht auf 
den Mietvertrag ſtützen. Aus demſelben Grunde entfällt ein An⸗ 
ſpruch aus unerlaubter Handlung. Denn das Verhalten des Bekl. 
war nicht fahrläſſig und, ſelbſt wenn man eine Prüfungspflicht 
der Bekl. für gegeben erachten würde, würde es doch an dem Nach⸗ 
weis des urſächlichen Zuſammenhangs zwiſchen einer Fahrläſſig⸗ 
keit der Bekl. und dem Entſtehen des Schadens fehlen. 

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 11. März 1935, 17 U 9469/34.) (D.] 
* 

25. § 559 BGB.; $ 805 3PO. Macht der Vermieter 
auf Grund des Vermieterpfandrechts einen Anſpruch auf 
vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Verſteigerungserlös 
von Sachen geltend, die der Mieter in die Mietwohnung 
eingebracht hatte, fo liegt ihm der Beweis dafür ob, daß 
die Sachen Eigentum des Mieters waren. Für das Eigen⸗ 
tum des Mieters ſpricht der erſte Anſchein, gegen dieſen 
liegt dem Einſpruchsgegner der Gegenbeweis ob. 

1. 8 805 38D. gibt einem pfand- oder vorzugsberechtigten Drit⸗ 
ten, der ſich nicht im Beſitze der von einem anderen Gläubiger ge⸗ 
pfändeten Sachen befindet, den Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedi⸗ 
gung aus dem Erlöſe. Zu den Vorzugsrechten im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift gehört auch das geſetzliche Pfandrecht des Vermieters gem. $ 559 
BGB. Das Pfandrecht ergreift jedoch nur die eingebrachten, dem 
Mieter ſelbſt gehörigen Sachen (8 559 S.1 BGB.) und kommt mit 
der Einbringung oder, wenn der Mieter erſt ſpäter Eigentümer wird, 
mit dem Eigentumserwerb zur Entſtehung. Vom Vermieterpfandrecht 
ausgeſchloſſen ſind alſo auch die vom Mieter unter Eigentumsvor⸗ 
behalt des Verkäufers erworbenen Sachen, ſolange die aufſchiebende 
Bedingung vollſtändiger Zahlung des Kaufpreiſes noch nicht einge⸗ 
treten iſt. 

2. Zwiſchen den Streitteilen iſt die Höhe der geltend gemachten 
Mietforderung ſowie die Tatſache, daß die verſteigerten Sachen in die 
Wohnung des Mieters eingebracht waren, unſtreitig. Der Bekl. be⸗ 
ſtreitet dagegen, daß S. Eigentümer der Sachen geweſen ſei, weil ſie 
dieſer unter Eigentumsvorbehalt zugunſten des Verkäufers H. er⸗ 
worben, aber noch nicht voll bezahlt habe. Hierbei iſt zunächſt zu prü⸗ 
fen, ob der Kl. das Eigentum ſeines Mieters darzutun oder ob der 
Bekl. das Nichteigentum des Mieters, möglicherweiſe das Eigentum 
des H., deſſen Forderung er gepfändet hat, beweiſen muß. 

a) Nach dem allgemeinen Grundſatze, daß jeder Teil die Behaup⸗ 
tungs⸗ und Beweislaſt für das Vorliegen aller Vorausſetzungen der 
ihm günſtigen Rechtsſätze trägt, liegt dem Kl. der Hauptbeweis dafür 
ob, daß S. bei der Einbringung Eigentümer der Sachen geweſen oder 
es ſpäter geworden iſt. Denn wie das Beſtehen der Forderung, für die 
der Kl. den Vorrang vor dem Pfändungspfandrecht des Belel. bean⸗ 
ſprucht, ſo iſt auch das Eigentum des Mieters an den eingebrachten 
Sachen eine rechtbegründende Tatſache für das Entſtehen des geſetz⸗ 
lichen Vermieterpfandrechts und ſomit des Klageanſpruchs. Das Be⸗ 
ſtreiten des Bekl. ſtellt ſich deshalb nicht als Vorbringen einer vom 
Bekl. zu beweiſenden Einrede, ſondern als Beſtreiten des Klagegrun⸗ 
des, als Klageleugnen dar. Der Anſicht des LG., daß der Bekl. die 
Stellung des Widerſpruchsklägers i. S. des 8 771 3 PO. einnehme, 
ſoweit er unter Beſtreiten des Eigentums des S. das Eigentum des H. 
an den Sachen geltend mache, kann daher nicht beigetreten werden. 

b) Auch darin kann dem LG. nicht gefolgt werden, daß ſich der 
Kl. auf die Rechtsvermutung des $ 1006 BGB. berufen könne. Die 
Eigentumsvermutung des § 1006 BGB. kann bereits aus dem 
Grunde keine Anwendung finden, weil der Kl. als Vermieter weder 
unmittelbarer noch mittelbarer Beſitzer der eingebrachten Sachen des 
S. war. Es iſt demnach davon auszugehen, daß dem Kl. grundſätzlich 
der Hauptbeweis für das beſtrittene Eigentum des S. obliegt. 

3. Dieſer Beweisführung iſt der Kl. jedoch nach dem Beweiſe 
des erſten Anſcheins enthoben. Es entſpricht der Erfahrung des 
Lebens, daß die vom Mieter in die Mietwohnung eingebrachten und 
dort bis zur Beendigung des Mietverhältniſſes belaſſenen Einrich⸗ 
tungsgegenſtände in der Regel auch Eigentum des Mieters ſind. Wie 
dem Gläubiger, der die im Gewahrſam des Vollſtreckungsſchuldners 
befindlichen Gegenſtände nach den geſetzlichen Vorſchriften hat pfänden 
laſſen, die tatſächliche Vermutung zur Seite ſteht, daß er ein gültiges 
Pfandrecht erworben habe, ſo hat hier der Kl. die tatſächliche Ver⸗ 
mutung eines rechtswirkſamen Vermieterpfandrechts für ſich. Die 
ſich hieraus für den Bekl. ergebende Notwendigkeit, die Erfahrungs⸗ 
tatſache, daß die eingebrachten Sachen Eigentum des Mieters waren, 
zu widerlegen, iſt daher ein dem Bekl. obliegender Gegenbeweis. 

4. Dieſen Gegenbeweis hat der Bekl. durch Überreichung des 
von S. unterzeichneten Beſtellſcheins v. 14. Nov. 1932 erbracht. Aus⸗ 
weislich dieſes Beſtellſcheins ſind die von H. an S. verkauften Sachen 
unter dem Vorbehalt des Eigentums bis zur vollen Kaufpreiszahlung 
geliefert. Die Tatſache, daß H. möglicherweiſe nicht Eigentümer der 
von ihm verkauften Sachen, ſondern nur Vermittler war, ſteht der 


Wirkſamkeit des vereinbarten Eigentumsvorbehalts nicht entgegen; 
denn H. konnte ſich rechtswirkſam das Eigentum an den gelieferten 
Sachen für den Fall des ſpäteren Eigentumserwerbs vorbehalten. Dem 
Eigentumsvorbehalt käme in dieſem Falle lediglich die Bedeutung 
eines bedingten Vorbehalts zu. Es ſpricht indes die Rechtsvermutung 
des § 1006 BGB. dafür, daß H. als Verkäufer und Beſitzer der 
Sachen auch deren Eigentümer war. Dieſe Vermutung hat der Kl. 
nicht zu widerlegen vermocht. Insbeſ. hat der Kl. nicht den Beweis 
erbracht, daß die verſteigerten Sachen Eigentum der Lieferanten des 
H. waren. Überdies hätte das Eigentum eines Dritten an den Sachen 
in gleicher Weiſe dem Erwerb eines Pfändungspfandrechts des Bekl. 
wie der Entſtehung des geſetzlichen Vermieterpfandrechts des Kl. ent⸗ 
gegengeſtanden und ſonach ebenfalls zur Abweiſung der Klage führen 
müſſen. 

5. Durch den vom Bekl. geführten Gegenbeweis iſt ſonach dar⸗ 
getan, daß H. die verſteigerten Sachen unter Eigentumsvorbehalt 
geliefert, eine vollſtändige Bezahlung des Kaufpreiſes aber nicht er⸗ 
halten hat. Wegen fehlenden Eigentums des Mieters S. konnte daher 
für den Kl. ein wirkſames Vermieterpfandrecht an den eingebrachten 
Sachen nicht zur Entſtehung gelangen. Der Klageanſpruch auf vor⸗ 
zugsweiſe Befriedigung aus dem Verſteigerungserlöſe unterliegt hier⸗ 
nach der Abweiſung. 

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 4. März 1935, 17 U 9337/34.) [D.] 


* 


26. § 566 BGB. Der geſetzlichen Schriftform iſt ge- 
nügt, wenn ein Mietvertrag zwar unter Austauſch zweier 
gleichlautender Urkunden geſchloſſen iſt und die eine Ur⸗ 
kunde von beiden Vertragsteilen, die andere aber nur vom 
Empfänger der Urkunde, nicht vom Gegner unterzeichnet iſt. 

Für die geſetzliche Schriftform bei Verträgen beſtimmt § 126 
Abſ. 2 BGB., daß die Unterzeichnung der Vertragsteile auf der⸗ 
ſelben Urkunde erfolgen muß, daß es aber, wenn über den Vertrag 
mehrere gleichlautende Urkunden aufgenommen werden, genügt, 
daß jeder Vertragsteil die für den anderen Teil beſtimmte Urkunde 
unterzeichnet. Die Vertragsteile haben für den Vertragsabſchluß 
zwei gleichlautende Urkunden verwandt, die Kl. hat aber ihre eigene 
Urkunde unterzeichnet, während die Urkunde der Bekl. beide Unter⸗ 
ſchriften trägt. Die Vertragsteile haben anſcheinend die in § 126 
Abſ. 2 Satz 2 BGB. vorgeſehene Möglichkeit der Erfüllung der 
Schriftform in Ausſicht genommen, jedoch dem dort aufgeſtellten 
Formerforderniſſe der Unterzeichnung der Urkunden des anderen 
Teils nicht genügt. Sie haben aber eine Vertragsurkunde her⸗ 
geſtellt, die der Schriftform des § 126 Abſ. 2 Satz 1 entſpricht. 
Dieſe Schriftform muß nach dem Wortlaut des $ 126 Abſ. 2 Satz 2 
BGB. als das ſtrengere Erfordernis der Schriftlichkeit, die des 
Satz 2 als das mindere Erfordernis angeſehen werden. Da die 
Vertragsteile dem ſtrengeren Erfordernis der Schriftform genügt 
haben, ſo muß die Form, obwohl die Vertragsteile anſcheinend 
die Wahrung des minderen Erforderniſſes in Ausſicht genommen 
hatten, dieſem Erfordernis aber nicht genügt haben, als gewahrt 
angeſehen werden und kann deshalb die Kündigung nicht auf 88 566, 
126 BGB. geſtützt werden. 

(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 18. März 1935, 17 U 749/35.) (D.] 


* 


27. 4. Not VO. v. 8. Dez. 1931. Hat ſich ein Pächter 
oder Mieter ſchon vorher ausdrücklich von einem Pacht⸗ 
oder Mietvertrag losgeſagt, ſo iſt anzunehmen, daß er 
vom außerordentlichen Kündigungsrecht der 4. Not VO. Ge⸗ 
brauch gemacht hätte. Er hat dieſes Kündigungsrecht auch 
für ein Pachtverhältnis über eine ländliche Gaſt- und Land- 
wirtſchaft, wenn der Gewerbebetrieb überwiegt. 


Die Kl. haben von ihren Eltern eine Anbauerſtelle nebſt Gaſt⸗ 
wirtſchaft und Kaufmannsgeſchäft in R. geerbt, die in einer 
Verpachtungsverhandlung am 11. Juni 1930 zur Verpachtung geſtellt 
wurde. In dieſer Verhandlung wurden die Erſchienenen nach Ver⸗ 
leſung der Verpachtungsbedingungen zur Abgabe von Vertragsange⸗ 
boten aufgefordert mit der Maßgabe, daß die Bieter an ihr Gebot drei 
Wochen lang gebunden ſein ſollten. Die Pachtdauer ſollte am 1. Juli 
1930 beginnen und 5½ Jahre betragen. Es wurden im ganzen vier 
Gebote abgegeben, nämlich ein Gebot von jährlich 1700 GM. von dem 
Behl. und drei weitere, geringere Gebote von den Bietern Z., P. und 
D. Z. iſt von Beruf Arbeiter, P. iſt Bierverleger in H. und D. der 
Sohn eines Gaſtwirtes in N. Der Zuſchlag wurde dem Berl. erteilt. 
Der Bell. erklärte den Kl. jedoch ſchriftlich, daß er ſich an ſein Ge⸗ 
bot nicht gebunden erachte. Die Anbauerſtelle wurde darauf von 
neuem ausgeſchrieben und wird ſeit dem 1. Aug. 1930 von dem Päch⸗ 
ter A. gegen einen Jahrespachtzins von nur 1350 RM bewirtſchaftet. 
Die Kl. fordern mit der Klage Erſatz des Ausfalls an Pachtzins. 

Der Bekl. iſt zwar den Kl. gegenüber nach § 326 Abſ. 1 
Satz 1 BGB. grundſätzlich verpflichtet, den durch die Nichterfüllung 
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des Pachtvertrages entſtandenen Schaden zu erſetzen. Es iſt jedoch 
nicht dargetan, daß die Kl. nach dem 31. März 1932 durch das 
Verhalten des Bekl. einen Ausfall an Pachtzins erlitten haben. Viel⸗ 
mehr iſt mit Sicherheit anzunehmen, daß der Bekl. das Pachtverhältnis 
zum 31. März 1932 aufgekündigt haben würde, wozu ihm die 4. Not⸗ 
BD. des RPräſ. zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen und 
zum Schutze des inneren Friedens v. 8. Dez. 1931 im $3 des 
3. Kap. des Zweiten Teils Recht gab. 


Ob die genannte Bet. auf das Vertragsverhältnis zwiſchen den 
Streitteilen Anwendung gefunden hätte, hängt, da eine Landwirtſchaft 
mit Gaſtwirtſchaft und Kaufmannsgeſchäft verpachtet iſt, davon ab, 
ob die entgeltliche Überlajfung gewerblicher Räume das Weſentliche 
des Vertragsinhalts bilden ſollte (vgl. dazu: Brandis: JW. 1932, 
24 am Ende und Krieg: Miet. 1932, 40). Zwar heißt es in 
§ 6 der Verpachtungsbedingungen, der Pächter habe die Grundſtücke 
nach landwirtſchaftlichen Grundſätzen zu bewirtſchaften. Dies bezieht 
ſich jedoch nur auf die mitverpachteten landwirtſchaftlichen Teile des 
Grundſtücks. Der Hauptwert der Anbauerſtelle liegt in der Gaſtwirt⸗ 
ſchaft und dem Kaufmannsgeſchäft. Dafür ſpricht ſchon, daß der am 
Rechtsſtreit völlig unbeteiligte Gemeindevorſteher als Zeuge bei ſeiner 
Vernehmung über die wirtſchaftliche Eignung der übrigen Bieter ſtets 
nur von ihrer Eignung zum Betriebe der Gaſtwirtſchaft geſprochen hat, 
die ihm demnach als das Weſentliche erſchien. Daß der Gewerbe- 
betrieb das Weſentliche war, folgt vor allem auch aus der Perſon. 
der Bieter. Der Bell. iſt ſelbſt Gaſtwirt, und die übrigen Bieter 
ſtammen mit Ausnahme eines Bieters, der Arbeiter war, ebenfalls 
aus dem Gaſtwirtsgewerbe. Erfahrungsgemäß pflegt bei einer Dorf⸗ 
gaſtwirtſchaft wie der vorliegenden das Schankgewerbe die Haupt⸗ 
ſache zu bilden und nicht die dazugehörigen Acker und Weideanteile, 
zumal wenn ſie nur 27 Morgen umfaſſen. 


Hätte danach § 3 im 3. Kap. des Zweiten Teiles der 4. NotVO. 
Anwendung gefunden, ſo beſtand kein Bedenken, anzunehmen, daß der 
Bekl. von der dort vorgeſehenen Kündigungsbefugnis Gebrauch ge⸗ 
macht haben würde. Die Gebote, die die anderen Bieter abgegeben 
haben, waren ausnahmslos niedriger als das des ortsfremden Behl., 
und auch die neue Ausſchreibung der Anbauerſtelle hat nur ein Höchſt⸗ 
gebot erbracht, das hinter dem des Bekl. jährlich 350 AA, alſo um 
über 200%, zurückblieb. Es kommt hinzu, daß der Geſetzgeber nach 
den Ereigniſſen des Sommers 1931 langfriſtig gebundenen Pächtern 
im weiteſten Maße die Möglichkeit geben wollte, von ihren Ver⸗ 
trägen loszu kommen. Daß der Bekl. auf jeden Fall von dem Ver⸗ 
trage loskommen wollte, hat er dadurch gezeigt, daß er im Schreiben 
vom 29. Juli 1930 ſich endgültig weigerte, die gepachtete Wirtſchaft 
zu übernehmen. 

Daß der Bekl. tatſächlich nicht gekündigt hat, iſt unerheblich. 
Denn, da die Anbauerſtelle im beiderſeitigen Einverſtändnis der 
Streitteile neu verpachtet worden iſt, beſteht zwiſchen den Kl. und dem 
Berl. ein Vertragsverhältnis nicht mehr. Eine dennoch ausgeſpro⸗ 
chene Kündigung ſeitens des Bekl. wäre gegenſtandslos geweſen. 

Aus allem ergibt ſich, daß zwiſchen den Streitteilen, auch wenn 
der Bekl. zunächſt vertragstreu geweſen wäre, nach dem 31. März 
1932 ein Vertragsverhältnis jedenfalls zu dem urſprünglich vor⸗ 
geſehenen Pachtzins nicht mehr beſtanden haben würde. Ein Ausfall 
an Pachtzins iſt den Kl. daher durch die Handlungsweiſe des Bell. 
für dieſe Zeit nicht entſtanden. Der Ber. iſt aus dieſem Grunde inſo⸗ 
weit ſtattzugeben. 


(Ech, 17. Ziv Sen., Urt. v. 18. Febr. 1935, 17 U 9134/34.) D. 
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28. 1. Die Preuß. VO. v. 8. Sept. 1923 über die an⸗ 
derweitige Feſtſetzung von Geldbezügen aus Altenteils- 
verträgen findet auf einen Notpfennig naſſauiſchen Rechts 
keine Anwendung. 

2. Die erwähnte VD. findet auf eine Geldrente An- 
wendung, die als Gegenleiſtung für den Verzicht auf ein 
naſſauiſches Leibzuchtsrecht an einem Grundſtück verein- 
bart iſt. 

3. Kommt es auf die Eutſcheidung eines Streites dar- 
über an, ob der Antragſteller Gläubiger des Rentenan⸗ 
ſpruchs geworden iſt, dann iſt jo zu verfahren, wie 8 25 
PrpachtſchO. es für Pachtſchutzſachen vorſchreibt. 

1. Ein Notpfennig naſſauiſchen Rechts beruht auf dem Ver⸗ 
ſprechen, das die Übernehmer eines Grundſtücks dem Überlaffer bei der 
Übernahme des Grundſtücks geben und durch das jte ſich verpflichten, 
ihm im Falle des Bedarfs eine Geldſumme zu zahlen, und zwar nach 
Bedarf auch in Teilbeträgen (Sayn, Naſſauiſches Privatrecht S. 74: 
Bertram, Naſſauiſches Privatrecht $ 1010). Der Notpfennig iſt 
alſo ein Kapital, das dem Überlaſſer des Grundſtücks zuſteht und von 
ihm nach Bedarf auch in Teilen abgerufen werden kann. Er ver⸗ 
pflichtet ſomit die Übernehmer u. U. zu Teilleiſtungen, aber nicht zu 
wiederkehrenden Leiſtungen. Die PrVO. v. 28. Sept. 1923 über die 
anderweitige Feſtſetzung von Geldbezügen aus Altenteilsverträgen fin⸗ 


det aber nur auf wiederkehrende Geldleiſtungen Anwendung. Sie iſt 
deshalb auf einen Notpfennig naſſauiſchen Rechts nicht anwendbar. 

2. Nach naſſauiſchem Güterrecht (vgl. IM Bl. 1879, 77) wurden 
bei dem Tode eines der Eheleute die Kinder zwar Erben, der über⸗ 
lebende Ehegatte hatte aber die Leibzucht am geſamten Nachlaſſe des 
verſtorbenen Ehegatten, insbeſ. auch an den Nachlaßgrundſtücken. Das 
Leibzuchtsrecht beſtand in dem Rechte der Verwaltung und alleinigen 
ſehr ausgedehnten Nutzung des Nachlaſſes. Dadurch, daß ein Ehegatte 
das naſſauiſche Leibzuchtsrecht aufgab, verſchaffte er den Kindern erſt 
die Möglichkeit, aus eigenem Recht den Nachlaß zu nutzen und über 
denſelben zu verfügen. Die Aufgabe der Leibzucht beſteht alſo in der 
Aufgabe des Verwaltungs- und Nutznießungsrechts zugunſten der Kin⸗ 
der und kommt ſomit wirtſchaftlich einer Überlaſſung des Nachlaſſes 
und der zu ihm gehörigen Grundſtücke völlig gleich. Das Geſetz über 
die anderweitige Feſtſetzung von Geldbezügen aus Altenteilsverträgen 
v. 18. Aug. 1923 und die auf ihr beruhende preußiſche VO. verfolgt 
einen wirtſchaftlichen Zweck: Gegenüber demjenigen, der das Grund⸗ 
ſtück abgegeben hat und dem der — bis dahin aus dem Grundſtüche 
bezogene — Unterhalt nunmehr durch wiederkehrende Geldleiſtungen 
zu gewähren iſt, ſollen dieſe wiederkehrenden Geldleiſtungen entſpre⸗ 
chend den veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſen in erforderlichem, 
aber auch erträglichem Maße nach Billigkeit anderweit feſtgeſetzt 
werden. Die Berückſichtigung dieſes wirtſchaftlichen Zweckes und des 
Umſtandes, daß die Aufgabe des Leibzuchtsrechts der Überlaſſung der 
Grundſtücke wirtſchaftlich gleichſteht, begründet die Folgerung, daß die 
preußiſche VO. auf eine Geldrente Anwendung findet, die als Gegen⸗ 
leiſtung für den Verzicht auf ein naſſauiſches Leibzuchtsrecht an einem 
Grundſtück vereinbart iſt. 

3. Streiten die am Verfahren Beteiligten darüber, ob der An⸗ 
tragſteller Gläubiger des Rentenanſpruchs geworden iſt, jo iſt dies 
ein Streit, den endgültig nur das ordentliche Gericht entſcheiden kann. 
Denn die Entſch. des Altenteilsgerichts, durch die der Vertragsinhalt 
abgeändert wird, wirkt nur zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuld⸗ 
ner des Vertrages. Daher entſcheidet, wenn bürgerlich- rechtliche Fol⸗ 
gerungen aus dem Beſchl. des Altenteilsgerichts gezogen werden, das 
ordentliche Gericht darüber, ob der Antragſteller aus der vom Alten⸗ 
teilsgericht feſtgeſetzten Anderung des Vertrages Anſprüche herleiten 
kann. Aus dieſer Abgrenzung der Zuftändigkeit der verſchiedenen 
Stellen ergibt ſich, daß das Altenteilsgericht ſich der Entſch. des er⸗ 
wähnten Streites zu enthalten hat. Wie das Altenteilsgericht bei dem 
Streit zu verfahren hat, iſt in der PrAltenteilsVO. und in den von 
ihr für anwendbar erklärten Vorſchriften der PrpachtſchO. v. 27. Sept. 
1922 nicht geregelt. Nach 8 25 PrpachtſchO. v. 30. Sept. 1925, der 
in der PachtſchO. v. 19. Sept. 1927 unverändert geblieben ijt, find die 
Beteiligten bei Streit über den Beſtand des Vertrages zwiſchen ihnen 
zunächſt an das ordentliche Gericht zu verweiſen und iſt deſſen Entſch. 
abzuwarten; nur dann, wenn binnen der vom PachtEinA. geſetzten 
Friſt das ordentliche Gericht nicht angerufen iſt, iſt vom Vortrage des 
Antragſtellers auszugehen. Der im § 25 zum Ausdruck gebrachte 
Rechtsgedanke iſt, da er eine weſentliche Verfahrensvorſchrift enthält, 
die VO. v. 8. Sept. 1923 das Verfahren zur Abänderung von Alten⸗ 
teilsleiſtungen dem Verfahren auf Abänderung der Leiſtungen aus 
einem Pachtvertrage tunlichſt ausgleichen wollte, die Vorſchrift auch 
zur Vermeidung überflüſſiger Verfahren beiträgt, entſprechend anzu⸗ 
wenden, wie das ſchon im Rechtsentſcheid v. 29. April 1933, 17 Y 
14/33 = JW. 1933, 1532 (Jgd. Erg.⸗Bd. 12, 161; DRZ. 1933 
Nr. 540; HöchſtkRſpr. 1934 Nr. 178; R.⸗ u. PrVerwBl. 1933, 1057; 
Landwirtſchaftlicher Pachtbetrieb 1933, 130) für den Fall des Strei⸗ 
tes über den abzuändernden Vertragsinhalt ausgeſprochen iſt. Bei 
einem Streite darüber, ob der Antragſteller Gläubiger des Renten⸗ 
anſpruchs geworden iſt, haben deshalb das Altenteilsgericht und die 
Beſchwerdeſtelle jo zu verfahren, wie 8 25 PrPachtſchO. es für Pacht⸗ 
ſchutzſachen vorſchreibt. 

Vorausſetzung dieſes Verfahrens des Altenteilsgerichts iſt, daß 
der Streit darüber, ob der Antragſteller Gläubiger des Rentenſpruchs 
iſt, für das Altenteilsverfahren erheblich iſt. Dabei kann von Bedeu⸗ 
tung ſein, ob ſich das Verfahren gegen den perſönlichen oder gegen 
den dinglichen Schuldner oder gegen beide richtet, wer alſo Antrags⸗ 
gegner iſt. Weiter iſt zu berückſichtigen, was der Antragſteller vom 
Antragsgegner beanſprucht, und ob er von dieſem eine Abänderung 
der Rente beanſpruchen kann oder ob dieſem Anſpruche durch den An⸗ 
tragsgegner ſchon dadurch genügt iſt, daß er dem Altſitzer alles ge⸗ 
währt, was er nach den Umſtänden des Falls gewähren muß. Falls 
es hiernach auf die Entſch. des Streites, ob der Antragſteller Gläu⸗ 
biger des Rentenanſpruchs ift, nicht ankommt, fo kann das Altenteils⸗ 
gericht dieſe Entſch. dahingeſtellt ſein laſſen. Denn das Altenteils⸗ 
verfahren ſoll vor allem ein vereinfachtes und ſchleuniges Verfahren 
zur Regelung der durch die veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
gefährdeten Beziehungen der Beteiligten geben. Hieraus ergibt ſich die 
auf die dritte Rechtsfrage gegebene Antwort. 2 

GG., 17. ZivSen., RE. v. 11. Febr. 1935, 17 Y 9/34.) 
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29. 8 67 Abſ. 2 der 1. Durchf Vo. zum RErbhofG. v. 
19 Okt. 1933 (RG Bl. I, 749). Wenn die Beurkundung eines 
Kaufvertrages zur Überführung einer im Eigentum mehrerer 
Perſonen ſtehenden Beſitzung in das Alleineigentum einer 
bauernfähigen Perſon im Zeitpunkt der Beurkundung er⸗ 
forderlich war, fo find die Vorausſetzungen für die Ge⸗ 
bührenermäßigung des $ 67 Abſ. 2 a. a. O. gegeben. 

Der Notar IR. L. beurkundete am 14. Febr. 1934 einen Ver⸗ 
trag, durch den die Geſchwiſter G. den im Grundbuch auf den 
Namen ihres Vaters, des Anbauern G. eingetragenen, im Wege der 
Nacherbfolge auf ſie übergegangenen Grundbeſitz an den Landwirt W. 
für 15 500 K verkauften, zugunſten des Käufers die Eintragung 
einer Auflaſſungsvormerkung bewilligten und beantragten und dem 
vereidigten Auktionator H. Auflaſſungsvollmacht erteilten. In 83 des 
Vertrages bewilligte der Käufer zur Sicherſtellung der beiden Ver⸗ 
käuferinnen wegen des ihm geſtundeten Reſtkaufpreiſes von je 
4500 RM die Eintragung von Hypotheken in gleicher Höhe. 

Für die Beurkundung dieſes Vertrages berechnete der Notar 
nach einem Gegenſtandswert von 15 500 AM gemäß 8 34 PrGͤc. 
eine Gebühr von 88 AM. Der Landgerichtspräſident ſetzte nach 
Anhörung der Beteiligten gemäß 8 25 Abſ. 1 NotarGebO. die Ge- 
bühr von Amts wegen auf 48RM feſt. Er legte der Gebührenberech⸗ 
nung einen Gegenſtandswert von 16 352,50 AM zugrunde, indem er 
dem Kaufpreis die halbe Grunderwerbſteuer und die Verkaufsgebühr 
des Nuktionators hinzurechnete, ermäßigte aber gemäß 8 67 Abſ. 2 
der 1. DurchfVO. zum NErbhof®. v. 19. Okt. 1933 (RGBl. I, 749) 
die Gebühr auf die Hälfte. 

Die ſofortige Beſchwerde des Notars hatte keinen Erfolg. 

Die Urkunde v. 14. Febr. 1934 enthält, abgeſehen von der 
Bewilligung der Auflaſſungsvormerkung und der Erteilung der Auf⸗ 
laſſungsvollmacht, die mit dem Kaufvertrag denſelben Gegenſtand i. S. 
des 8 39 Abſ. 1 Pr ͤKcg. haben, lediglich den Kaufvertrag. Andere 
Rechtsgeſchäfte find entgegen der Anſicht des BeſchwF. nicht mit⸗ 
beurkundet. Weder ift, wie der LGpPräſ. zutreffend ausführt, ein Erb⸗ 
leilungsvertrag zwiſchen den Verkäuferinnen mitbeurkundet noch, wie 
der LGpPräſ. meint, die zur Ausführung des Erbteilungsvertrags er⸗ 
forderliche übertragung der zum Nachlaß gehörenden Kaufgeldforderung 
an die beiden Miterbinnen (Abtretungsvertrag). Es kommt infolge⸗ 
deſſen nur darauf an, ob die für die Beurkundung des Kaufvertrags 
dem BeſchwF. nach § 34 Präg. zuſtehende Gebühr (das Zweifache 
der vollen Gebühr) gemäß 867 Abſ. 2 der 1. DurchfVO. zum RErb⸗ 
hof. v. 19. Okt. 1933 (RGBl. I, 749) auf die Hälfte zu er⸗ 
mäßigen iſt. Das iſt, wie dem LGPräſ. beizupflichten iſt, der Fall. 
Denn zu der in 8 67 Abſ. 1 a. a. O. bezeichneten Überführung der im 
Eigentum mehrerer Perſonen ſtehenden Beſitzung in das Alleineigen⸗ 
tum einer bauernfähigen Perſon, war hier auch vor Erlaß der VO. 
v. 11. Mai 1934 (RGBl. I, 378) nicht nur die Beurkundung der 
Auflaſſung, ſondern auch die Beurkundung des zugrunde liegenden 
Kaufvertrags erforderlich (vgl. OLG. Oldenburg: JW. 1934, 3016). 
Damit find die Vorausſetzungen des $67 Abſ. 2 a. a. O. für die Ge⸗ 
bührenermäßigung gegeben. Darauf, daß im Zeitpunkt des Abſchluſſes 
des Kaufvertrages die Vorausſetzungen des § 67 Abſ. 1 a. a. O. noch 
nicht erfüllt ſind, kommt es nicht an. Maßgebend iſt allein, daß im 
Zeitpunkt der Beurkundung die beurkundete Erklärung für die in 
Abſ. 1 bezeichnete Überführung erforderlich war. 

(KG., Zip Sen. 1 a, Beſchl. v. 29. März 1935, la Wx 398/35.) [H.] 
* 


30. Die Anderung des Wortlauts des 828 Pol BeamtG. 
durch die Not VO. v. 12. Sept. 1931 bedeutet keine ſachliche 
Anderung. Der Begriff des Dienſtunfalls war früher 
ſchon derſelbe, wie er durch die Neufaſſung geſetzlich feſt⸗ 
gelegt worden tft. 5) 

Der Wortlaut des § 28 PolBeant®. iſt gegenüber der ur⸗ 
ſprünglichen Faſſung des Gef. v. 31. Juli 1927 durch § 2 Kap. V 
Teil 2 WO. v. 12. Sept. 1931 (88S. 194) abgeändert worden, ohne 
daß dadurch jedoch eine ſachliche Anderung herbeigeführt worden 
wäre. Denn ſchon die frühere Rſpr. hatte den Begriff des Dienſt⸗ 
unfalls ſtets in dem Sinne ausgelegt, wie er jetzt durch die Neu⸗ 
faſſung der VO. v. 12. Sept. 1931 geſetzlich feſtgelegt worden iſt. 
Es kann daher dahingeſtellt bleiben, ob auf die hier zur Beurteilung 
ſtehenden Vorgänge das Geſetz in der alten oder der neuen Faſſung 
anzuwenden iſt, eben weil eine ſachliche Verſchiedenheit zwiſchen 
beiden Faſſungen nicht beſteht. 

Als Dienſtunfall iſt hiernach nur ein plötzliches, örtlich und 
zeitlich beſtimmbares, einen Körperſchaden verurſachendes Ereignis 
anzuſehen, das in Ausübung oder infolge des Dienſtes einge⸗ 
treten iſt. 

(KG., Urt. v. 29. Juni 1934, 11 U 6816/33.) 


Anmerkung: Trotz der langen ſeit Verkündung vorſtehender 
Entſch. vergangenen Zeit wird auf ausdrücklichen Wunſch die bis⸗ 


her kaum bekanntgewordene Entſch. des KG. veröffentlicht, weil 
das KG. in ſeinen Ausführungen grundſätzlich von der Entſch. 
des OLG. Celle: JW. 1934, 777 2 abweicht. D. S. 


* 
Dresden 


31. 8 130 HG B. Scheiden ſämtliche Geſellſchafter aus 
einer OHG. aus und treten an ihre Stelle neue Geſell⸗ 
ſchafter unter Fortführung der alten Firma und Über⸗ 
nahme des Handelsgeſchäfts, ſo iſt das Ausſcheiden der 
alten Geſellſchafter als Auflöſung der Geſellſchaft anzu⸗ 
ſehen; eine Vermögens anwachſung kommt für die neuen 
Geſellſchafter nicht in Betracht. 

Im Grundbuch iſt als Eigentümerin die OHG. in Firma 
C. A. B. eingetragen. Geſellſchafter dieſer Firma waren bis zum 
28. Dez. 1918 die Fabrikbeſitzer Clemens B. und feine Ehefrau. An 
dieſem Tage erklärten fie zu Protokoll des Reg., daß fie mit dem 
28. Dez. 1918 aus der unter der genannten Firma betriebenen Han⸗ 
delsgeſellſchaft ausſchieden, während an ihre Stelle die Herren Bruno 
und Karl B. in die Handelsgeſellſchaft einträten unter Fortführung 
der Firma. Letztere beiden erklärten dabei, daß ſie das Handels⸗ 
geſchäft mit der Firma ſowie allen Aktiven und Paſſiven übernähmen 
und die zwiſchen ihnen fortgeſetzte OHG. am heutigen Tage begonnen 
habe. Sie meldeten daher zur Eintragung im Handelsregiſter das 
Ausſcheiden der bisherigen und das Eintreten der neuen perſönlich 
haftenden Geſellſchafter an, die ausſcheidenden bewilligten die Fort⸗ 
führung der bisherigen Firma. Dementſprechend iſt die Eintragung 
im Handelsregiſter erfolgt. 

Im Aug. 1934 reichte der Notar eine notarielle Urkunde beim 
GBA. ein, in der der Geſellſchafter Bruno B. als Mitinhaber der 
OHG an dem genannten Grundſtücke eine Darlehnshypothek beſtellte 
und die Eintragung der Hypothek im Grundbuche bewilligte und 
beantragte. 

Das GBA. forderte auf dieſen Antrag in einer Zwiſchenver⸗ 
fügung, daß die früheren Geſellſchafter das Grundſtück an die jetzigen 
Geſellſchafter aufließen und die Eintragung des Eigentümerwechſels 
im Grundbuche bewilligten und beantragten. Denn die Vorgänge, die 
zum Eintritt der neuen Geſellſchafter in die Geſellſchaft am 28. Dez. 
1918 geführt hätten, ſeien rechtlich als Gründung einer neuen Ge⸗ 
ſellſchaft unter Übertragung des Handelsgeſchäftes ſamt der Firma auf 
dieſe anzuſehen. Ein dem § 738 BGB. entſprechender Rechtsvorgang 
liege nicht vor, weil durch das Ausſcheiden aller Geſellſchafter im 
Dez. 1918 die bisherige Geſellſchaft aufgelöſt worden ſei. Die gegen 
die Vfg. des GBA. erhobene Beſchw. der OHG. iſt vom LG. zurück⸗ 
gewieſen worden. 

Gegen die Entſch. des LG. hat die Firma ohne Erfolg weitere 
Beſchw. erhoben. 

Zutreffend führt das LG. zunächſt aus, daß ein Wechſel der Mit⸗ 
gliedſchaft einer OHG. möglich iſt, wenn die Geſellſchaft fortbeſteht, 
und daß dann das einzelne eintretende Mitglied zufolge Anwachſung 
als Geſamthänder am Vermögen der Geſellſchaft teilnimmt. Und 
ebenſo iſt es richtig, daß in der Rſpr. dem regelmäßig der Fall gleich⸗ 
geſetzt wird, daß bei einer aus zwei Perſonen beſtehenden Geſellſchaft 
ein Geſellſchafter ausſcheidet und gleichzeitig an feine Stelle ein neuer 
eintritt. Wenn das LG. meint, dieſer Fall liege hier nicht vor, ſo 
kann ihm der Sen. auf Grund feiner einwandfreien Feſtſtellungen 
nicht entgegentreten. Wie ſich nämlich aus der Niederſchrift vor dem 
NegG. v. 28. Dez. 1918 ergibt, von der das LG. ausgegangen it, 
haben die damaligen beiden Geſellſchafter erklärt, daß fie beide aus 
der Geſellſchaft ausſcheiden und an ihre Stelle die jetzigen Geſellſchafter 
eintreten unter Fortführung der Firma. Die letzteren haben dem zu⸗ 
geſtimmt und erklärt, daß ſie das Handelsgeſchäft mit der Firma 
ſowie allen Aktiven und Paſſiven übernehmen und die zwiſchen ihnen 
fortgeſetzte OHG. unter dem heutigen Tage begonnen habe. Bei dieſer 
Verhandlung haben ferner auch die Beteiligten nach der Feſtſtellung 
der Niederſchrift einen ſchriftlichen Geſellſchaftsvertrag v. 27. Dez. 
1918 überreicht. Wenn das LG. auf Grund dieſes Sachverhaltes der 
Meinung geweſen iſt, daß das gleichzeitige Ausſcheiden der beiden 
früheren Geſellſchafter aus der Geſellſchaft ſich rechtlich als Beſchl. auf 
Auflöſung dieſer darſtelle, als die jetzigen Geſellſchafter in die Geſell⸗ 
ſchaft eingetreten ſeien, und daß deswegen ein Erwerb des Eigentums 
am Geſellſchaftsgrundſtück durch Anwachſung für die jetzigen Geſell⸗ 
ſchafter nicht in Frage komme, ſo vermag der Sen. auch dieſe Anſicht 
nicht als rechtsirrtümlich anzuſehen. Sie beruht auf der bereits wie⸗ 
dergegebenen Faſſung der Niederſchrift v. 28. Dez. 1918, die aller⸗ 
dings einen anderen Schluß nicht zuläßt, als daß, rechtlich geſehen, 
durch die damaligen Vereinbarungen der Beteiligten die Geſellſchaft 
aufgelöſt, das Handelsgeſchäft, wie ſie ſelbſt erklären, von 
neuen Geſellſchaftern übernommen worden iſt, und die zwiſchen 
ihnen fortgeſetzte OHG. am 28. Dez. 1918 begonnen hat. Wenn das 
LG. dies als eine Neugründung anſieht, wofür übrigens auch noch 
das Vorliegen eines neuen ſchriftlichen Geſellſchaftsvertrages vom 
27. Dez. 1918 ſpricht, ſo läßt ſich dem nicht entgegentreten. Denn ein 
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ſolches Ausſcheiden ſämtlicher Geſellſchafter aus der Geſellſchaft läßt 
ſich eben rechtlich nur als Auflöſung dieſer anſehen, und es iſt be⸗ 
grifflich nicht zu erſehen, wie unter ſolchen Umſtänden ein Anwachſen 
des Vermögens, als Geſamthänder für neueintretende Geſellſchafter er⸗ 
folgen ſollte. Daß die an der Verhandlung v. 28. Dez. 1918 Be⸗ 
teiligten etwas anderes gewollt hätten, wird durch jene Niederſchrift 
jedenfalls nicht nachgewieſen, und das GBA. wie das LG. haben daher 
mit Recht den Nachweis der Antragsberechtigung in der von ihnen 
geforderten Form verlangt. 


(OLG. Dresden, 6. Ziv Sen., Beſchl. v. 5. Dez. 1934, 6 Reg 204/34.) 
* 
Karlsruhe 
32. 88 823, 254 BG B.; 88 39, 40 RIagd®. Jäger und 
Wilderer; Fahrläſſigkeit des Jägers, der den vermeint⸗ 
lichen Wilderer auf der Verfolgung durch einen ſich zu⸗ 
fällig löſenden Schuß verletzt. Mitverſchulden des Wil- 
derers. 


Der Kl. befand ſich an einem Regentag gemeinſam mit ſei⸗ 
nem Schwager auf dem Jagdgebiet des Bekl. Die beiden ſaßen 
auf einem Kirſchbaum und enkwendeten dort widerrechtlich Kir⸗ 
ſchen, als der Bekl., welcher in ſeinem Jagdgebiet auf der Jagd 
war, ſie entdeckte. Am Fuße des Kirſchbaumes hatten ſie zwei 
Säcke und eine Markttaſche niedergelegt. Auf den Anruf des Bekl. 
verließen die beiden den Kirſchbaum; nahmen ihre Säcke auf und 
ergriffen die Flucht. Der Kl. und der Bekl. kannten einander nicht; 
der Kl. und ſein Begleiter hielten den Bekl. für den Feldhüter, 
der Bekl. hielt die beiden für Wilderer. Der Bekl. verfolgte die 
vermeintlichen Wilderer, indem er ſein ſchußbereites, entſichertes Ge⸗ 
wehr, eine Doppelflinte mit Schrot⸗ und Kugellauf, etwa waage⸗ 
recht mit beiden Händen vor ſich her hielt. Dabei ging ein Schuß 
aus dem Kugellauf los, von welchem der Kl oberhalb der Mitte des 
rechten Oberarmes getroffen wurde. Die Verletzung erfolgte durch 
einen Querſchläger; die Kugel iſt alſo vermutlich an einen Gegen⸗ 
ſtand, vielleicht einem Pas fe fe abgeprallt, bevor ſie den Kl. traf. 
Die Verletzung des Kl. war ſo ſchwer, daß nach kurzer Zeit der rechte 
Arm bis zur Schulter amputiert werden mußte. Der Bekl. wurde 
wegen dieſes Verhaltens rechtskräftig mit einer Geldſtrafe von 
500 N beſtraft. Das Urteil nahm eine fahrläſſige Körperverlet⸗ 
zung als erwieſene Straftat des Bekl. an und erblickte auf Grund 
einer Begutachtung des Sachverſtändigen die Fahrläſſigkeit des 
Bekl. in ſeiner feln Gewehrhaltung, die darin beſtand, daß er 
beim Durchgehen durch das dicht bewachſene Rebgelände das ge⸗ 
ſpannte Gewehr horizontal zum Boden vor ſich hielt und dabei 
5 1 0 des Hängenbleibens mit dem Gewehr völlig außer 
acht ließ. 

Der Kl. verlangt vom Bekl. Erſatz des ihm durch die Verlet⸗ 
zung erwachſenen Schadens, und zwar begehrt er ein Schmer⸗ 
zensgeld von 2500 %%, ferner die Feſtſtellung, daß der Bekl. ihm 
allen weiteren noch nicht bezifferbaren Schaden zu erſetzen habe. 
Das LG. hat den Bekl. zur Zahlung von 1800 %% Schmerzens⸗ 
geld an den Kl. verurteilt; die volle Höhe des Schmerzensgeldes 
wurde auf 2400 % feſtgeſetzt, hiervon wurden dem Kl. wegen 
feines Mitverſchuldens aber nur / zuerkannt. Ferner wurde der 
Bekl. zum Erſatz von ¼ allen infolge des Unfalls von dem Kl. 
erlittenen und noch zukünftig ihm erwachſenden Schadens (ab⸗ 
geſehen von § 1542 RV.) verurteilt. Die Fahrläſſigkeit des 
Bekl. wurde vom LG. in Übereinſtimmung mit dem Strafurteil 
in der falſchen Gewehrhaltung erblickt; aber auch ein Mitverſchul⸗ 
den des Kl. wurde angenommen, da er ſich unberechtigt im Jagd⸗ 
gebiet des Bekl. herumgetrieben und dabei Feldfrevel begangen, ſo⸗ 
nach dadurch mitgewirkt habe, die gefährliche Lage zu ſchaffen, die 
ſchließlich zu ſeiner Verletzung geführt habe. Das beiderſeitige 
Verſchulden an dem Unfall des Kl. wurde zu ¼ dem Bekl., zu 
½ dem Kl. zugemeſſen. 

Das OLG. hat die Ber. des Bekl. zurückgewieſen und auf 
die Anſchließungsberufung des Kl. das angefochtene Urteil auf⸗ 
gehoben und den Bekl. zur Zahlung eines Schmerzensgeldes von 
2400 Si, und zum Erſatz von / des dem Kl. entſtandenen und 
noch in Zukunft erwachſenden Schadens verurteilt. Mit den Mehr⸗ 
anſprüchen wurde der Kl. abgewieſen. Für dieſe Entſch. waren 
folgende Gründe maßgebend: 

Der Bekl. iſt gem. § 823 Abſ. 1 BGB. dem Kl. zum Scha⸗ 
denserſatz verpflichtet, wenn feſtſteht, daß er widerrechtlich und 
vorſätzlich oder fahrläſſig den Kl. am 20. Juni 1933 körperlich 
verletzt und in ſeiner Geſundheit geſchädigt hat. Daß die Ver⸗ 
letzung des Kl. durch den vom Bekl. abgegebenen Schuß aus deſſen 
Gewehr erfolgte, iſt unbeſtritten. Streit beſteht dagegen unter den 
Parteien, ob den Bekl. und auch den Kl. ein Verſchulden daran 
trifft. Eine vorſätzliche Abgabe des Schuſſes durch den Bekl. kann 
nach dem Beweisergebnis nicht angenommen werden. Es wurde 
die Darſtellung des Bekl. mangels gegenteiligen Beweiſes für 


glaubhaft angeſehen, daß der verhängnisvolle Schuß aus dem Ge⸗ 
wehr des Bekl. ohne ſeinen Willen losgegangen iſt, als dieſer 
mit entſichertem Gewehr durch das Rebgelände dem flüchtigen Kl. 
nachging. Der Senat kam aber weiter zu der Überzeugung, daß 
die durch dieſen Zufallsſchuß erfolgte Verletzung des Kl. durch 
Fahrläſſigkeit des Bekl. verurſacht wurde. Die Fahrläſſigkeit des 
Bekl. beruht nach der Auffaſſung des Senats in ſeiner falſchen 
Gewehrhaltung beim Durchgehen durch die Reben. Der Bekl. hatte 
beide Hahnen ſeiner geladenen Doppelflinte geſpannt, hat ſie mit 
beiden Händen etwa horizontal zum Erdboden vor ſich gehalten 
und iſt ſo durch die dichtſtehenden, ſtark belaubten Reben gegangen. 
Er befand ſich in dieſem Augenblick nicht etwa auf der Verfolgung 
von Wild, ſondern hatte Menſchen vor ſich, die er verfolgte. Wenn 
er die bei dieſer Sachlage unbedingt gebotene Vorſicht beobachtet 
hätte, dann hätte er das Gewehr ſo halten müſſen, daß er unter 
keinen Umſtänden die vor ihm befindlichen Menſchen in die Gefahr 
brachte, durch einen zufälligen Schuß getroffen zu werden. Die 
Laufmündung ſeines Gewehrs hätte alſo nach oben gerichtet ſein 
müſſen, um dieſe Gefahr auszuſchließen. Wenn auch, wie die 
Sachverſtändigen meinen, die Gewehrhaltung des Bekl. dem 
Jägerbrauch entſprochen und für den Jäger ſelbſt größere Sicher⸗ 
heit geboten hätte, ſo kann doch nicht der Standpunkt gebilligt 
werden, daß ſie den Anforderungen entſprach, welche in dem 
vorl. Falle an die vom Bekl. zu beobachtende Vorſicht geſtellt wer⸗ 
den müſſen. Zu dieſer Auffaſſung glaubte der Senat ſchon allein 
deshalb kommen zu müſſen, weil nach den einleuchtenden Darle⸗ 
gungen des Sachverſtändigen beim landgerichtlichen Augenſchein 
der Bekl. ebenſo ſchnell in Anſchlag gehen konnte, wenn er das 
Gewehr mit der Mündung nach oben trug, als wenn er es waage⸗ 
recht oder mit etwas zum Boden geneigter Mündung vor ſich hielt. 
Aber auch auf Grund folgender Erwägungen erſcheint dieſes Er⸗ 
gebnis gerechtfertigt: Die Rückſicht auf die eigene Sicherheit des 
Jägers, welche den Bekl. vielleicht zu dem beanſtandeten Verhal⸗ 
ten hätte berechtigen können, muß zurücktreten hinter die ihm 
obliegende Pflicht, eine Gefährdung der von ihm verfolgten Men⸗ 
ſchen auszuſchließen. Auf das dem Jäger zuſtehende Recht des 
Jagdſchutzes — wie es nach dem damals zwar noch nicht, aber 
jetzt in Kraft befindlichen RYagd®. v. 3. Juli 1934 (RG Bl. 34, 
549) in den SS 39 und 40 geſetzlich feſtgelegt iſt — kann ſich der 
Bekl. nicht zur Rechtfertigung ſeines Verhaltens berufen Denn 
der nach heutiger Auffaſſung jedem Recht innewohnende Gemein⸗ 
ſchafts⸗ und Pflichtgedanke geht nicht davon aus, was der einzelne 
zur Erhaltung ſeiner Individualſphäre verlangen kann, ſondern 
fordert als Ausgangspunkt jeder Rechtsausübung die Rückſicht 
auf die Rechte und Pflichten gegenüber der Gemeinſchaft. Eine 
Rechtsausübung wird dann unzuläſſig, wenn ſie in Wahrheit nur 
eine ſcheinbare Rechtsausübung oder eine Rechtsüberſchreitung dar⸗ 
ſtellt (vgl. hierzu Dr. Siebert, Gemeinſchaft und bürgerliches 
Recht: DR. 1934, 303; Dr Höhn, Gemeinſchaft als Rechts⸗ 
prinzip: DR. 1934, 301). Um eine ſolche Rechtsüberſchreitung 
handelt es ſich aber nach dem Angeführten bei dem Vorgehen 
des Bekl. Der Senat trat alſo der Auffaſſung des LG. bei, daß 
der Bekl. hätte vorausſehen müſſen, daß bei der von ihm gewähl⸗ 
ten Gewehrhaltung die große Gefahr beſtand, daß er in dem 
dichten unüberſichtlichen Rebgelände hangen bleiben und daß dann 
ein Schuß ſich löſen und die vor ihm befindlichen Menſchen treffen 
konnte. Mit dieſer Möglichkeit hätte er um ſo mehr rechnen müſ⸗ 
ſen, als er mit geſpannten Gewehrhähnen hinter dem Kl. her⸗ 
ging; eine Sicherung wenigſtens des Kugellaufes der Doppelflinte 
hätte die Gefahr zweifellos verringert. 

Die Frage, ob auch in der Annahme des Bekl., es handle ſich 
bei den beiden Unbekannten um Wilderer, eine Fahrläſſigkeit zu 
erblicken iſt, hat der Senat verneint. Nach den Bekundungen des 
Waldhüters und nach dem Erlebnis des Bekl. vom Juni 1932, 
als der Bekl. auf ſeinem Jagdgebiet zwei mit einem Gewehr aus⸗ 
gerüſtete Wilderer antraf und ihnen zwei Schreckſchüſſe auf etwa 
300 m nachgejagt hatte, konnte der Bekl. zu der Annahme kom⸗ 
men, daß auf ſeinem Jagdgebiet gewildert wird. Es mag dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob der Bekl. ſchon in den auf dem Baum ſttzenden 
zwei Männern mit Recht Wilderer erblicken konnte, wie zwei 
Sachverſtändige annehmen. Zu der Vermutung, daß er wiederum, 
wie ſchon 1932, Wilderer vor ſich hatte, war der Bekl. aber, ohne 
daß ihm deswegen Fahrläſſigkeit vorgeworfen werden kann, in 
dem Augenblick berechtigt, als die beiden Unbekannten nach dem 
Verlaſſen des Kirſchbaumes ihre Säcke aufnahmen und mit dieſen 
nach verſchiedenen Richtungen ſchleunigſt die Flucht ergriffen; in 
dieſem Verdacht konnte er nicht ohne Grund noch beſtärkt werden 
dadurch, daß die beiden trotz Anrufs ſich nicht ſtellten. 


Auf Grund dieſes Verhaltens des Kl. kam aber der Senat 
auch zu der Überzeugung, daß den Kl. ein Mitverſchulden 
i. S. von § 254 BGB. an der Entſtehung des Schadens trifft. 
Dieſes Mitverſchulden beſteht darin, daß der Kl., welcher ſich auf 
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verbotenen Wegen befand, geſehen hat, daß der ihn anrufende 
vermeintliche Feldhüter ein Gewehr hatte, mit welchem er zu 
ſchießen drohte, und daß er trotz zweimaligen Anrufs nicht ſtehen⸗ 
blieb, ſondern weiter flüchtete. Nachdem der Kl. bei dem Feld⸗ 
frevel von dem Bekl. ertappt wurde, hätte er richtiger gehandelt 
und ſich keiner Gefahr ausgeſetzt, wenn er, anſtatt mit dem Sack 
davonzuſpringen, gleich nach Verlaſſen des Baumes gehalten und 
ſich dem Bekl. geſtellt hätte. Dieſes unvorſichtige, alſo fahrläſſige 
Verhalten des Kl. hat in dem Bekl. mit Recht den Verdacht auf 
kommen laſſen, daß der Kl. und ſein Begleiter Wilderer ſind und 
ihre Beute in den aufgenommenen Säcken in Sicherheit bringen 
wollen, und hat daher den Bekl. veranlaßt, ſie mit der Waffe in 
der Hand zu verfolgen. Wer ſich aber auf verbotenen Wegen in 
einem fremden Jagdgebiet aufhält, muß mit einem Zuſammen⸗ 
treffen mit Bewaffneten, ſeien es Jagdberechtigte oder Schutz⸗ 
beamte, rechnen. Er kann ſich dabei nicht unbedingt darauf ver⸗ 
laſſen, daß ſeine Gegner ſich ſtreng im Rahmen des Erlaubten hal 
ten werden und ſetzt ſich daher großer Gefahr aus, wenn er auf 
den Anruf eines Bewaffneten nicht ſtehenbleibt (vgl. RG.: JW. 
1924, 1968; R®St. 55, 83; RG. 111, 371 = JW. 1926, 37). Auf 
Grund dieſer Erwägungen muß das Verhalten des Kl. auch als 
kauſal für den Zufallsſchuß aus dem Gewehr des den Kl. verfolgen⸗ 
den Bekl. angeſehen werden. 

Bei der Bemeſſung der Höhe des Schmerzensgeldes mußten in 
weitem Maße die ſchweren Folgen in Rückſicht gezogen werden, 
welche für den Kl. durch den Verluſt ſeines ganzen rechten Armes 
bis zum Schultergelenk für dauernd eingetreten ſind. Der nach 
ſeiner Erziehung und Herkommen nur an Handarbeit gewohnte 
Kl. iſt zweifellos durch den Verluſt des rechten Armes nicht nur 
wegen der erlittenen und noch auftretenden Schmerzen, ſondern 
vor allem auch ſeeliſch wegen feiner Abhängigkeit von dritten Per⸗ 
ſonen und wegen ſeiner dauernden Beeinträchtigung bei körper⸗ 
licher Betätigung ſchwer getroffen. Andererſeits waren die Ein⸗ 
kommens⸗ und Vermögensverhältniſſe der Streitteile bei der Feſt⸗ 
ſetzung des Schmerzensgeldes zu beachten. Auf Grund dieſer Er 
wägungen ſchien das vom LG. zuerkannte Schmerzensgeld in Höhe 
von 2400 % zu niedrig; der Senat hielt vielmehr ein ſolches in 
Höhe von 3200 Ne für angemeſſen und hat daher entſprechend 
der Verteilung des beiderſeitigen Verſchuldens dem Kl. einen Be⸗ 
trag von 2400 als Schmerzensgeld zuerkannt. 


(OG. Karlsruhe, 1. ZivSen., Urt. v. 23. Jan. 1935, IZBR 152/34.) 
Ber. von AGR. Dr. Heuß, Durlach. 


* 
Kiel 

33. 850 Sch RG. v. 1. Juni 1933. Die Anfechtbarkeit 
einer Koſtenentſcheidung reicht im Entſchuldungsverfahren 
nicht weiter als die Anfechtbarkeit einer die Sache ſelbſt 
betreffenden Entſcheidung. 

Nachdem der Betriebsinhaber (B. J.) ſeinen Antrag auf Er⸗ 
öffnung des Entſchuldungsverfahrens zurückgenommen hat und 
das Verfahren eingeſtellt iſt, iſt dem B. J. eine Koſtenrechnung 
behändigt worden. Auf Erinnerung des B. J. hat das Entſchul⸗ 
dungsgericht den Koſtenanſatz ermäßigt. Die hiergegen eingelegte 
Beſchw. iſt vom LG. zurückgewieſen worden. Wider letzteren Beſchl. 
iſt weitere Beſchw. eingelegt. Sie iſt unzuläſſig. Nach § 50 Abſ. 1 
a. a. O. findet gegen die Entfch. des AG. ein Rechtsmittel nur 
ſtatt, wenn es in dieſem Geſetz vorgeſehen iſt. Nach Abſ.4 des 8 50 
iſt die weitere Beſchw. ausgeſchloſſen. Die Anfechtbarkeit einer die 
Koſten des Verfahrens betreffenden Entſch. kann nicht weiter 
0 werden als die Anfechtbarkeit einer Entſch. in der Sache 
ſelbſt. 

(OLG. Kiel, 2. Ziv Sen., Beſchl. v. 6. März 1935, 2a W 13/35.) 
* 
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34. 1. Die Anderung eines früher eingenommenen 
Rechts ſtandpunktes mit Rückſicht auf die veränderte all⸗ 
gemeine Anſchauung nach der Machtübernahme iſt nicht 
argliſtig. 

2. Leiſtungsverweigerungsrecht des Schuldners, wenn 
deffen Leiſtung dazu dienen ſoll, Teile des Volksver— 
mögens ohne genügenden Grund in die Hände eines nicht⸗ 
ariſchen Ausländers zu bringen und damit der deutſchen 
Volksgemeinſchaft zu entziehen. 

Die Parteien haben am 22. Okt. 1932 einen Vertrag ge⸗ 
ſchloſſen, in dem der Kl. ſich verpflichtete, die Hypothek der 
Bekl. unter beſtimmten Bedingungen auszubieten. Die Bekl. ver⸗ 
pflichtete ſich ihrerſeits, unter der Vorausſetzung, daß der Kl. 
ſeinen Verpflichtungen aus dem Ausbietungsabkommen nachkam, 
dieſem ein Kapital von 150 000 2. als erſtſtellige Hypothek in 
Teilbeträgen bis zu 60 000 , auf feine Grundſtücke zur Ver⸗ 


fügung zu ſtellen. Die Auswahl der Grundſtücke behielt die Bekl. 
ſich vor, weil die Beleihung ihren dem Kl. überſandten Beleihungs⸗ 
grundſätzen entſprechen mußte. Der Kl. hat ſeine Verpflichtungen 
aus dem Ausbietungsabkommen in vollem Umfange erfüllt. Am 
29. April 1933 bat die Bekl. den Kl., ihr in Zukunft nur ſolche 
Grundſtücke zur Beleihung vorzuſchlagen, deren Eigentümer nicht 
jüdiſche Reichsdeutſche ſeien. Am 24. Juni 1933 ſuchte der Ver⸗ 
mittler B. als Vertreter des Kl. die Beleihung des von dem In⸗ 
duſtriellen S. aus Lemberg erſteigerten Grundſtückes in Berlin 
mit 80000 ., eventuell auch 70 000 RL, nach. Die Bell. 
lehnte die Beleihung dieſes Grundſtückes jedoch ab, da der Eigen⸗ 
tümer Ausländer und jüdiſcher Abſtammung ſei. Der Kl. behaup⸗ 
tet, aus der Ablehnung der Beleihung ſei ihm — dem Kl. — ein 
Schaden entjtanden, den er mit der Klage geltend macht. Die 
Klage iſt abgewieſen worden. Daß in den Vermögensverhält⸗ 
niſſen des Kl. ſelbſt nach Abſchluß des Vertrages eine weſentliche 
Verſchlechterung eingetreten ſei, hat die Bekl. nicht dargetan. Auf 
eine allgemeine Verſchlechterung der Vermögensverhältniſſe, wie 
etwa Handelskriſen, kann aber der Verſprechende einen Widerruf 
nur dann gründen, wenn gerade die Verhältniſſe des Darlehns⸗ 
ſuchers davon beſonders betroffen ſind und gefährdet erſcheinen 
(vgl. RG.: Warn. 1916 Nr. 5 und Nr. 217). Wohl aber durfte die 
Bekl. auch die Perſon des Eigentümers des zu beleihenden Grund⸗ 
ſtückes einer Prüfung unterziehen. Nach dem Wortlaut des DVer- 
trages hat ſich die Bekl. die Auswahl der zu beleihenden Grund⸗ 
ſtücke vorbehalten, weil dieſelben ihren Beleihungsgrundſätzen ent⸗ 
ſprechen mußten. Daraus folgt aber nicht, daß die Bekl. ein 
Grundſtück ſchlechthin dann beleihen mußte, wenn es den Beleihungs 
grundſätzen entſprach. Allerdings konnte die Bekl. nach Treu und 
Glauben bei gebotener hinreichender Pfandſicherheit kreditwürdige 
Schuldner nicht grundlos ablehnen. Die Bekl. kann aber nach den 
beſonderen Verhältniſſen dieſes Falles kein Vorwurf treffen, wenn 
ſie einen ausländiſchen Juden als Schuldner ablehnte. Die Ver⸗ 
folgung eines perſönlichen Anſpruches gegen einen Ausländer 
bietet ſtets ungleich größere Schwierigkeiten, als das bei der 
Rechtsverfolgung gegen einen Inländer der Fall iſt. Schon dieſe 
Schwierigkeiten hinſichtlich der Rechtsverfolgung bedingen eine 
ſtarke Schwächung der Kreditwürdigkeit eines Ausländers. Ganz 
abgeſehen davon iſt ein Mißbrauch der Bekl. bei der Auswahl der 
zu beleihenden Grundſtücke auch nicht darin zu erblicken, daß ſie 
ſich weigerte, einem ausländiſchen Oſtjuden den ſpekulativen Er⸗ 
werb eines deutſchen Grundſtückes, das zur Verſteigerung kam, 
zu ermöglichen. Die Bekl. hatte am 29. April 1933 den Kl. ge⸗ 
beten, ihr in Zukunft nur Grundſtücke reichsdeutſcher Arier zur 
Beleihung vorzuſchlagen. Die Anſicht des Kl., die Bekl. habe da⸗ 
mit nachträglich in das Abkommen der Parteien die „Zuſatzbe⸗ 
ſtimmung“ eingefügt, daß ſie zur Beleihung von Grundſtücken 
nichtariſcher Ausländer nicht verpflichtet ſei, keine Vertragspartei 
könne aber gegen den Widerſpruch der anderen eine Zuſatzbeſtim⸗ 
mung in den Vertrag hineinbringen, trifft nicht zu. Die Bekl. 
verlangt gar nicht die nachträgliche Abänderung eines feſt abge⸗ 
ſchloſſenen Vertrages, auch nicht die Ergänzung eines ſolchen 
gem. § 157 BGB. durch Einfügung einer Zuſatzbeſtimmung. Es 
handelt ſich vielmehr lediglich um die Frage, wie die Bekl. ihre 
Vertragspflichten zu erfüllen hat. Gem. § 242 BGB. iſt der 
Schuldner verpflichtet, die Leiſtung ſo zu bewirken, wie Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es verlangen. Nach 
nationalſozialiſtiſcher Rechtsauffaſſung unterliegt der heimiſche 
Grund und Boden nicht mehr unbeſchränkter Verfügungsmacht 
des Eigentümers; der inländiſche Grundbeſitz iſt ein weſentlicher 
Teil des deutſchen Volksvermögens und darf den privaten Be⸗ 
langen eigenfüchtiger Spekulanten nicht preisgegeben fein. Mit 
Fug ſtellt gerade die Bekl., die unter ſtaatlicher Aufſicht nicht un⸗ 
erhebliche Teile deutſchen Volksgutes treuhänderiſch verwaltet, 
das Intereſſe der Volksgeſamtheit mit dem Hinweis in den Vor⸗ 
dergrund, daß ſie ſowohl um dieſes allgemeinen Intereſſes willen, 
als auch im Intereſſe einer gedeihlichen Fortführung ihres Ge⸗ 
ſchäfts in beſonderem Maße verpflichtet ſei, die leitenden Geſichts⸗ 
punkte der zum Durchbruch gelangten ſtaatlichen und völkiſchen 
Wirtſchaftsführung zu beachten. Indem § 242 BGB. als ober⸗ 
ſten Grundſatz das Gebot der Beobachtung von Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte für die Erfüllung von Ver⸗ 
trägen auffteilt, bietet er damit auch die Handhabe, der nach Ab⸗ 
ſchluß eines Vertrages geläuterten Rechtsanſchauung und damit 
dem veränderten Volksempfinden, dem die Forderungen des red⸗ 
lichen Verkehrs entſprechen müſſen, gerecht zu werden. Da die 
Bekl. hier mit Recht die ihr vom Kl. zugemutete Leiſtung als 
dem völkiſchen Intereſſe zuwiderlaufend anſah, handelte ſie, wenn 
ſie ſolche Leiſtung verweigert, nicht pflichtwidrig. Es iſt zwar all⸗ 
gemein anerkannt, daß ein bewußter Wechſel des einmal einge⸗ 
nommenen Rechtsſtandpunktes in der Abſicht, durch dieſe Ver⸗ 
änderung die Lage zum Nachteile des Gegners auszunutzen, die 
Einrede der Argliſt begründen kann. Die bloße Aufgabe einer als 
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irrig erkannten Rechtsanſchauung und die daraus ſich ergebende 
veränderte Stellungnahme kann aber ſelbſt dann, wenn ſie dem ſo 
Verfahrenden vorteilhaft und dem Gegner nachteilig iſt, den Vor⸗ 
wurf einer Verletzung von Treu und Glauben nicht begründen 
(vgl. Gruch. 50, 962 ff.). Die Bekl. hat zwar noch Grundſtücke 
ausländiſcher Juden beliehen, nachdem der Nationalſozialismus 
in Deutſchland zur Herrſchaft gekommen war. Die neue Rechts⸗ 
anſchauung hat ſich in Deutſchland aber nur allmählich durch⸗ 
geſetzt. Die Bekl. trifft daher auch nicht der Vorwurf der Argliſt, 
daß ſie erſt dann die Beleihung von im Eigentum ausländiſcher 
Juden ſtehenden Grundbeſitzes verweigert hat, als die neue 
Rechtsauffaſſung Gemeingut des Volkes geworden war. Da der 
Kl. das Darlehn nicht für ſich ſelbſt, ſondern für S. nachſuchte, 
ohne ein eigenes Intereſſe darzutun, und da das Darlehn aus⸗ 
drücklich dem Zweck dienen ſollte, einem ausländiſchen Oſtjuden 
die Erſteigerung deutſchen Grundbeſitzes zu ermöglichen, war die 
Bekl. berechtigt, die in der ihr vom Kl. angeſonnenen Leiſtung 
liegende Mitwirkung zur Benachteiligung der Volksgemeinſchaft 
zu verweigern. Für den Fall, daß der Schuldner erkennt, daß der 
Gläubiger mit der zu bewirkenden Leiſtung einen verbotswidrigen 
oder wider die guten Sitten verſtoßenden Gebrauch machen will, 
was beides hier allerdings nicht zutrifft, hat das RG. ein Lei⸗ 
ſtungsverweigerungsrecht des Schuldners anerkannt (vgl. RG. 
99, 50 ff.; 106, 304 ff., 316 ff.). Dementſprechend muß nach heu- 
tiger Rechtsanſchauung dem Schuldner ein Leiſtungsverweige⸗ 
rungsrecht auch dann zugeſtanden werden, wenn, wie hier, die 
Leiſtung dazu dienen ſoll, Teile des Volksvermögens ohne ge⸗ 
nügenden Grund in die Hände eines nichtariſchen Ausländers zu 
bringen und damit der deutſchen Volksgemeinſchaft zu entziehen. 
Die Bekl. hat ſomit auch aus dieſen Gründen das Beleihungs⸗ 
geſuch des Kl. mit Recht abgelehnt. Ein Mißbrauch bei Vollzug 
der Auswahl des zu beleihenden Grundſtücks, die ſie ſich im Hinblick 
auf ihre Beleihungsgrundſätze ausdrücklich in den Vertragsbedin⸗ 
gungen des mit dem Kl. getroffenen Ausbietungsabkommens bor- 
behalten hat, fällt der Bekl. nicht zur Laſt. 


(DLG. Naumburg, 8. Ziv Sen., Urt. v. 8. Jan. 1935, 8 U 
230/34.) 
Ber. von RA. Hennicke, Naumburg a. S. 


* 

Stuttgart 

35. § 153 VVG. Der Verſicherungsfall der Haft- 
pflichtverſicherung tritt nicht ſchon mit dem Unfall, fon- 
dern erſt mit der Geltendmachung des Anſpruchs des Ver- 
letzten gegen den Verſicherungsnehmer ein. Nur eine 
ernſthafte Anſpruchserhebung begründet den Verſiche— 
rungsfall. f) 


Der Inhaber der Fa. EB. beantragte am 27. Febr. 1933 ſchrift⸗ 
lich bei dem bekl. Verſicherungskonzern eine Kaskoverſicherung und 
eine Haftpflichtverſicherung für ſeinen Perſonenkraftwagen. Die Kasko⸗ 
verſicherung ſollte bei der dem Konzern angehörenden A., die Haft⸗ 
pflichtverſicherung bei der ebenfalls dem Konzern angehörenden Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft D. genommen werden, und zwar gegen vierteljährliche 
Bezahlung der Prämie. Auf dem Antragsformular waren die Jahres⸗ 
prämien für die Kaskoverſicherung mit 216 AM und für die Haft⸗ 
pflichtverſicherung mit 115,20 RM beſonders angeführt, dann beide Be⸗ 
träge zuſammengerechnet einſchl. ſonſtiger Gebühren; aus dem Geſamt⸗ 
betrag ergab ſich als vierteljährlich zu zahlende Prämie der Betrag von 
94,25 AM. Davon bezahlte der Inhaber von EB. zunächſt an den 
Agenten der Bekl. einen Teilbetrag von 44,25 AM, blieb alſo 50 RM 
ſchuldig. Der Agent vermerlete auf dem Antragsformular zum Schluß: 
„Deckung ab heute erteilt.“ 


Unter dem 11. März 1933 ſtellte die Bekl. eine Police aus, nach 
der der Vertrag für die Zeit v. 27. Febr. 1933 bis 27. Febr. 1934 
abgeſchloſſen war. Auf einem Anhang zur Police war vermerkt, daß 
die dem Verſicherungsvertrag zugrunde gelegten Prämien Jahres⸗ 
prämien ſeien und die vereinbarte Ratenzahlung im Falle des Ver⸗ 
zuges mit einer Rate als aufgehoben gelte. In dieſem Fall ſei die 
geſamte Jahresprämie ſofort fällig. Die auf der Police befindliche 
Vierteljahresabrechnung berechnete die Prämie für die Kaskoverſiche⸗ 
rung auf 58,25 AM, die für die Haftpflichtverſicherung auf 31 AM. 
Die Geſamtſumme einſchl. Steuer auf 94,85 AM. Gleichzeitig mit 
der Police erhielt EZ. die Aufforderung, die am 27. Febr. fällige 
Prämie von 94,85 RM abzüglich des gezahlten Betrages zu zahlen. 
Eg. zahlte nicht und wurde darauf noch zweimal gemahnt. Letztmalig 
am 20. April 1933. Am 5. Mai 1933 ſtieß der Perſonenwagen von 
Eg. mit dem Perſonenkraftwagen des Kl. zuſammen. Der Wagen 
der Firma EZ. wurde von dem Reiſenden H., der ihn leihweiſe er⸗ 
halten hatte, gefteuert. EZ. und H. find zur Zahlung von 2500 Au 
Schadenserſatz nebſt Verzugszinſen rechtskräftig verurteilt worden. 
Der Kl. ließ wegen dieſes Anſpruchs die Anſprüche der EZ. gegen 


die Bekl. aus Verſicherungsvertrag pfänden und ſich zur Einziehung 
überweiſen. Zwei Tage nach dem Unfall, am 7. Mai 1933, bezahlte 
EZ. die reſtlichen 50,60 RAM der Vierteljahresprämie, die die Bekl. 
ohne Vorbehalt annahm. Mit der Klage verlangt der Kl. von der 
Bekl. die Zahlung des zur Einziehung überwieſenen Betrages. 

Die Bekl. beſtreitet nicht, daß ſie zur Bezahlung des mit der 
Klage verlangten Betrages verpflichtet iſt, wenn EZ. beim Eintritt 
des Verſicherungsfalls die Prämie bezahlt hatte, die ſie bis dahin, 
geſchuldet hatte. Sie behauptet jedoch, der Verſicherungsfall ſei der 
Unfall v. 5. Mai 1933 geweſen, und die Bezahlung des Reſtes der 
erſten Prämienrate am 7. Mai 1933 ſei demnach verſpätet geweſen. 

1. Der Senat ſchließt ſich der ſtändigen Rſpr. des RG. an, wo⸗ 
nach bei der Haftpflichtverſicherung der Verſicherungsfall erſt mit der 
Geltendmachung des Anſpruchs des Verletzten gegen den Verſiche⸗ 
rungsnehmer eintritt, nicht ſchon mit dem Unfall (RGG.: IW. 1934, 
1721 mit Belegſtellen). Daß dieſe Auffaſſung auch diejenige des VVG. 
iſt, ergibt ſich aus $ 153 VVG., der Beſtimmungen über die Pflicht 
zur Anzeige des Verſicherungsfalls trifft und die Friſt dazu „mit 
dem Zeitpunkt, in welchem der Dritte ſeinen Anſpruch gegenüber 
dem Verſicherungsnehmer geltend macht“, beginnen läßt. Weder die 
Police noch die AllgVerſBed. der Bell. geben Anlaß zu einer ab- 
weichenden Auffaſſung. Die Bekl. macht demgegenüber geltend: der 
Verſicherungsfall löſe die Obliegenheiten des Verſicherungsnehnters 
aus, die er beim Schadenfall zu erfüllen habe. Dieſe, wie die Anzeige⸗ 
pflicht des $ 153 VVG. könne er natürlich erſt im Zeitpunkt ernſt⸗ 
hafter Anſpruchserhebung erfüllen. Bei der Deckungsprüfung komme 
es daher nur auf den Schadenseintritt an, nicht auf den Verſiche⸗ 
rungsfall. Dieſe Anſicht iſt — abgeſehen davon, daß fie dem Wort⸗ 
laut des $ 153 VVG. widerſpricht — Schon deshalb unrichtig, weil 
fie zu dem Ergebnis führen würde, daß der Verſicherer nur für be⸗ 
gründete Erſatzanſprüche des Dritten Deckung gewähren müßte, da 
dann der Verſicherungsfall nur vorläge, wenn tatſächlich ein zum 
Erſatz verpflichtender Unfall ſich ereignet hätte. Er haftet aber nach 
$ 150 Abſ. 1 Satz 2 VVG. wie nach $ 14 AllgVerſBed. auch für 
die Abwehr unbegründeter Anſprüche, alſo nicht für Freiſtellung des 
Verſicherten von den Folgen des Unfalls, ſondern für ſeine Frei⸗ 
ſtellung von den Folgen der Inanſpruchnahme aus dem Unfall, die 
meiſt, aber nicht immer mit den Folgen des Unfalls zuſammentreffen 
werden. Die Behl. ſucht ihre Anſicht mit dem Hinweis auf unange⸗ 
meſſene Ergebniſſe zu begründen, welche die herrſchende Anſicht über 
den Verſicherungsfall hätte. Es könnte dann vorkommen, daß für 
einen während der Verſicherungsdauer eingetretenen Schaden kein 
Verſicherungsſchutz mehr gewährt würde, falls der Haftpflichtanſpruch 
erſt nach Ablauf der Verſicherungsdauer erhoben würde. Das iſt, wenn 
man — wie die Bekl. — unter dem „Schaden“ den ſchadenbringen⸗ 
den Unfall verſteht, richtig; ebenſo, daß dies nicht im Sinn des 
Verſicherungsnehmers läge. Ein ſolcher Ausnahmefall kann aber 
weder in dem beſonderen Fall noch allgemein zu einer anderen Be⸗ 
griffsbeſtimmung des Verſicherungsfalls führen, da bei der Verſiche⸗ 
rung ihrem Weſen nach weder Sonderfälle noch Sonderbelange von 
Bedeutung fein können. Wird in dem von der Bekl. angeführten 
Sonderfall die herrſchende Begriffsbeſtimmung des Verſicherungsfalls 
dem Verſicherten nachteilig, ſo kann ſie ihm in andern Sonderfällen 
vorteilhaft werden, etwa wenn der Verſicherte in den Fallen des 
§ 7 KraftfG̃. oder der $$ 831, 832, 833 BGB. zur Zeit des Ab⸗ 
ſchluſſes des Verſicherungsvertrags von einem vorher vorgekommenen 
Schadensfall noch nichts weiß und erſt nachher in Anſpruch genom⸗ 
men wird. 

2. Die Bekl. ſteht mit Recht ſelbſt auf dem Standpunkt, daß 
nur eine ernſthafte Anſpruchserhebung den Verſicherungsfall be⸗ 
gründe (Bruck, VVG., 7. Aufl., § 153 Bem. 5). Sie erklärt, dieſe 
ſei alsbald nach dem Unfall erfolgt, und beruft ſich darauf, daß in 
der von EB. am 6./7. Mai 1933 erſtatteten Schadensanzeige die Zif⸗ 
fer 11 lautet: 

„a) Wer erhebt Anſprüche gegen Sie? Antwort: Firma B. 
durch Rechtsanwalt S. 5 

b) Wann wurden dieſe zuerſt mündlich erhoben? Antwort: 
ſofort mündlich. ’ 5 

c) Wann ſchriftlich? Antwort: wird folgen.“ 

Der Verlauf des Unfalls ergibt aber, daß es ſich dabei nicht 
um eine ernſtliche Anſpruchserhebung in dem Sinn gehandelt haben 
kann, daß damit der Verſicherungsfall eintrat. Der verletzte Inhaber 
der Firma B. kann, wenn er ſofort erklärte, durch RA. S. An⸗ 
ſprüche erheben zu wollen, dies, da der Inhaber der Firma EZ., Au., 
nicht zugegen war, nur dem H. oder dem mitfahrenden Angeſtellten 
W. der Firma Eg. gegenüber getan haben, alſo zwei Perſonen gegen⸗ 
über, welche nicht Verſicherungsnehmer und nicht befugt waren, dieſen 
bei Empfangnahme der Anſpruchserhebung zu vertreten. Es handelte 
ſich alſo, wie der Kl. zutreffend geltend macht, bloß um eine Dro⸗ 
hung mit der Erhebung eines Erſatzanſpruchs. Eine ſolche genügte 
nicht (Bruck a. a. O.). Einen ernſthaften Entſchädigungsanſpruch hat 
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der Kl. erſt mit dem Schreiben des Rechtsanwalts R. an die EZ. vom 
9. Juni 1933 geſtellt. 

3. Die Reſtzahlung begründete die Verpflichtung der Bekl., der 
Eg. Verſicherungsſchutz zu gewähren für den erſt ſpäter eintretenden 
Verſicherungsfall. Die Bekl. beſtreitet dies zwar, indem ſie unter 
Berufung auf 8 I VVG., wonach als Verſicherungsperiode der Zeit⸗ 
raum eines Jahres zu gelten hat, und die daraus ſich ergebende 
Unteilbarkeit der Prämie erſt die Bezahlung der vollen Jahrespramie 
als Prämienzahlung i. S. des § 38 VVG. gelten laſſen will. Der 
Grundſatz der Unteilbarkeit der Prämie bedeutet aber nur, datz der 
Verſicherer den Anſpruch auf die bei Beginn der Verſicherungsperiode 
geſchuldete Prämie ſelbſt dann behält, wenn die Verſicherung während 
des Laufes der Verſicherungsperiode endigt (Bruck, Bem. 6 vor 
8 35). Wenn 838 VVG. die Freiheit des Verſicherers von der 
Leiſtung für den Fall beſtimmt, daß eine Prämienzahlung, die vor 
oder bei dem Beginn der Verſicherung zu erfolgen habe, nicht recht⸗ 
zeitig bewirkt werde, ſo iſt dieſe ſog. Erſtprämie nicht notwendig die 
ganze Jahresprämie, ſondern eben der Betrag, der vor oder bei dem 
Beginn der materiellen Verſicherung zu bezahlen war, alſo falls 
Ratenzahlung vereinbart worden iſt, die erſte Rate der erſten laufen⸗ 
den Jahresprämie (Bruck, Bem. 5 vor $ 35; Raiſer, Komm. 
der Allg Feuer VerſBed., Bem. 29 zu $ 9). Es iſt gleichgültig ob man 
den materiellen Beginn der Verſicherung im vorliegenden Fall auf 
den 27. Febr. 1933 anſetzt oder auf den Tag der Reſtzahlung der 
erſten Jahresprämienrate. Jedenfalls war der materielle Verſicherungs⸗ 
beginn ſchon eingetreten, als der Verſicherungsfall eintrat, als näm⸗ 
lich ein ernſthafter Haftpflichtanſpruch erhoben wurde. Die Verfalls- 
abrede für den Fall des Verzugs mit der Ratenzahlung hat die 
Bekl. nicht geltend gemacht, vielmehr an die Zahlung der Rate 
gemahnt und ſie vorbehaltlos angenommen. 

Die Bekl. kann ſich nicht darauf berufen, daß EZ. eine Ob⸗ 
liegenheit, die nach dem Eintritt des Verſicherungsfalls zu erfüllen 
geweſen ſei (8 6 Abſ. 2 VVG.), nicht erfüllt habe, indem Eg. ein 
Verſäumnisurteil gegen ſich habe ergehen laſſen. Nicht Eg. hat eine 
Obliegenheit verletzt, ſondern die Bekl. eine Vertragspflicht, indem 
fie der Firma EZ. den Verſicherungsſchutz verſagte, obwohl ſie dazu 
verpflichtet war und rechtzeitig von der Geltendmachung von Erſatz⸗ 
anſprüchen Kenntnis erlangt hatte. 


(OLG. Stuttgart, 2. Ziv Sen., Urt. v. 1. Nov. 1934, U 675/34.) 


Anmerkung: Der Entſch. kann nur zugeſtimmt werden. Sie 
hält ſich im Rahmen der von der Rſpr. bisher entwickelten 
Grundſätze und bringt deshalb keine neuen Gedankengänge. Nur 
auf einen Punkt ſoll nochmals hingewieſen werden: 


In weiten Kreiſen begegnet man immer wieder unklaren Vor⸗ 
ſtellungen über den Zeitpunkt, wann bei der Haftpflichtverſicherung 
der Verſicherungsfall als eingetreten anzunehmen iſt. Rſpr. und 
Schrifttum gehen mit der herrſchenden Meinung darin einig, daß als 
maßgebende Tatſache allein der anzeigepflichtige Verſicherungs⸗ 
fall gelten muß. Der auf dem Haftpflichtverſicherungsvertrag be⸗ 
ruhende Anſpruch des Verſicherungsnehmers gegen den Verſicherer iſt 
nach Bruck gerichtet auf Befreiung des Verſicherungsnehmers von 
dem Angriff des Dritten durch Gewährung von Rechtsſchutz, nach 
Befriedigung des Dritten oder Anerkennung bzw. Feſtſtellung ſeines 
Anſpruches auf Befreiung des Vermögens des Verſicherungsnehmers 
von der ihm auferlegten Verpflichtung (Vorm. 5 vor $ 149 VVG. ). 
Es ergibt ſich alſo ſchon aus dem Weſen der gegenſeitigen Rechts⸗ 
beziehungen, daß nur derjenige Verſicherungsſchutz benötigt und ge⸗ 
währt haben will, der durch den Eintritt gewiſſer Tatſachen einem 
Dritten verantwortlich geworden iſt und von dieſem auch auf eine 
Erſatzleiſtung ernſtlich in Anſpruch genommen wird. Erſt in dieſem 
Zeitpunkt iſt der „Haftpflichtverſicherungsfall“ eingetreten, den 8 153 
VVG. in der dort näher bezeichneten Weiſe anzeigepflichtig macht. 
An der Feſtſtellung eines bloßen Tatbeſtandes, der den Verſiche⸗ 
rungsnehmer nach der Rechtsordnung möglicherweiſe einem Dritten 
verantwortlich machen könnte, haben die an dem Verſicherungs⸗ 
vertrag unmittelbar Beteiligten kein Intereſſe. 


RA. Dr. Oellers, Halle (Saale). 


Landgerichte: Zivilſachen 


Berlin 

36. § 19 d der VO. v. 26. Mai 1933. Eine Entſch. des 
Gerichts gem. § 19 d Abſ. 4 der VO. v. 26. Mai 1933 unter⸗ 
liegt trotz der Vorſchrift des 8 19 d Abſ. 2 dann der ſo⸗ 
fortigen Beſchwerde, wenn das Gericht von vornherein die 
nach Abſ. 4 vorgeſchriebene Terminsanberaumung ablehnt. 

Die Schuldner haben in dem zur Ableiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides beſtimmten Termin die Verſicherung gem. 8 19 d der VO. vom 


26. Mai 1933 abgegeben. Nachträglich hat die Gläubigerin unter 
der Behauptung, die abgegebene Verſicherung ſei unrichtig und unvoll⸗ 
ftändig, beantragt, den Schuldnern gem. § 19 Abi. 4 den Offen⸗ 
barungseid abzunehmen. Durch den angefochtenen Beſchluß hat das 
AG. die Anberaumung eines Termins zur Leiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides abgelehnt. Die Beſchw. führte zur Zurückverweiſung der Sache 
an das AG. 


Nach 8 19 Abſ. 2 unterliegt zwar die Entſch., durch die das AG. 
die Eidesleiſtung durch den Schuldner anordnet, keiner Anfechtung. 
Es iſt allgemein anerkannt, daß auch die den Antrag des Gläubigers 
zurückweiſende Entſch. des AG. unanfechtbar iſt. Die Entſch. des AG. 
ſoll auf Grund der unmittelbaren Anhörung der Parteien, insbeſ. 
der Schuldner, ergehen; für eine Nachprüfung der Entſch. durch das 
BeſchwG., das den perſönlichen Eindruck von den Parteien nicht hat, 
iſt daher kein Raum. Dasſelbe gilt auch, wenn die Entſch. des AG. 
über die Anordnung oder Ablehnung der Eidesleiſtung gem. Abſ. 4 
des § 19d ergeht, nämlich wenn der Gläubiger nachträglich, nach 
Abgabe der Verſicherung, Umſtände glaubhaft macht, die die An⸗ 
ordnung der Eidesleiſtung rechtfertigen könnten (vgl. Jonas⸗ 
Pohle, Anm. 3 zu § 194d). Inſoweit iſt daher eine Beſchw. aus⸗ 
geſchloſſen. Anders iſt jedoch die Rechtslage zu beurteilen, wenn das 
NG. von vornherein die nach Abſ. 4 vorgeſchriebene Terminsanbe⸗ 
raumung ablehnt. Für eine ſolche Entſch. iſt die Anfechtung nicht 
ausgeſchloſſen. Es gelten daher die allgemeinen Vorſchriften des 
§ 793 ZPO. Die angefochtene Entſch. unterliegt daher der Nach- 
prüfung durch das BeſchwG. 


Vorausſetzung für die Terminsanberaumung iſt, daß der Gläu⸗ 
biger Umſtände glaubhaft macht, die die Anordnung der Eides⸗ 
leiſtung rechtfertigen könnten. Durch die Terminsauberaumung wird 
daher noch nicht endgültig über die Frage entſchieden, ob der Schuld⸗ 
ner den Offenbarungseid zu leiſten hat; vielmehr iſt dieſe Entſch. der 
mündlichen Verhandlung im Termin vorbehalten. Auf Grund des 
perſönlichen Eindrucks iſt das Gericht nicht gehindert, immer noch 
den Antrag des Gläubigers auf Abnahme des Eides zurückzuweiſen. 


(LG. Berlin, 66. 3K., Beſchl. v. 7. März 1935, 226 T 2862/35.) 
Ber. von GerAſſ. Lederer, Berlin. 
d 


37. Die ADSp. jind handelsüblich, Handelsgewohn- 
heitsrecht und Handelsbrauch. Jeder im Erwerbsleben 
Stehende muß ſie gegen ſich gelten laſſen. 


Es iſt ein ſchriftlicher Verſandauftrag gegeben. In dieſem 
Verſandauftrag heißt es: „Für dieſes Geſchäft gelten die Allge⸗ 
meinen Deutſchen Spediteurbedingungen; Exemplare bei uns er⸗ 
hältlich.“ Der Verſandauftrag iſt von einem Beauftragten des Kl. 
unterzeichnet worden, eine vorherige Aushändigung der ADSp. 
an den Kunden iſt weder verlangt, noch üblich und erforderlich. 
Es iſt wiederholt von der Rſpr. anerkannt worden, daß die Be⸗ 
dingungen von dem Spediteur nicht ausgehändigt zu werden brau⸗ 
chen, ſolange dies der Auftraggeber nicht verlangt. Selbſt wenn 
die ADSp. nicht ſchriftlich vereinbart worden wären, würden ſie 
handelsüblich oder als Handelsgewohnheitsrecht und Handelsbrauch 
zugrunde zu legen ſein, auch der Kl., der im gewerblichen Leben 
ſteht, muß dieſen Handelsbrauch gegen ſich gelten laſſen. Die 
ADSp. ſind Vorſchr., die ih im Rechtsleben Anerkennung ver⸗ 
ſchafft haben. Sie beſchränken die Haftung des Spediteurs gegen⸗ 
über dem Geſetz. Es liegt das aber im Zuge der Rechts- und Wirt⸗ 
ſchaftsentwicklung. Der Spediteur, von dem man Maſſenarbeit, 
Schnelligkeit und Billigkeit verlangt, kann nicht allein das Riſiko 
tragen, das in der Bewegung hochwertiger Güter über weite inter⸗ 
nationale Strecken liegt. Auch ſonſtige Verkehrsunternehmer, z. B. 
Reedereien, Binnenſchiffer haben in Konnoſſementen und Lade⸗ 
ſcheinen beſondere Geſchäftsbedingungen vereinbart, ebenſo ſonſtige 
Hilfsgewerbe des Handels, z. B. die Banken. Es iſt auch zutreffend, 
daß der Meinungsſtreit, der früher über die Geſchäftsbedingungen 
der Deutſchen Spediteure um den Vorwurf des Mißbrauchs eines 
Monopols ausgefochten wurde, dadurch beendet worden iſt, daß 
alle Spitzenverbände der deutſchen Wirtſchaft unter Führung des 
Deutſchen Industrie- und Handelstages und unter gutachtlicher 
Beratung aller Induſtrie⸗ und Handelskammern mit dem Reichs⸗ 
verband des Deutſchen Speditionsgewerbes in gemeinſamer Ju⸗ 
ſammenarbeit die ADSp. geſchaffen haben, die einen Ausgleich 
zwiſchen dem Schutzbedürfnis und den Futereſſen des Auftraggebers 
und denjenigen des Spediteurs, Frachtführers oder Lagerhalters 
darſtellen. : 

(86. Berlin, 5. K. f. H., Urt. v. 18. März 1935, 405 8 585/35.) 


Ber. von RA. Grote, Berlin. 


. 


64. Jahrg. 1935 Heft 34] 


Reihsfinanzhof 


Berichtet von den Senatspräſidenten Arlt und Bodenſtein 
und den Reichsfinanzräten Ott und Sölch 


D< Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt] 


38. 8 3 Abſ. 2 Nr. 2 EintSt®. 1925; 83 Abſ. 1 Nr. 1, 
Ab ſ. 2 Körp StG. 1925; $ 16 Abſ. 3 St AnpG. 1934. Bei 
Berg bauunternehmen iſt eine Betriebsſtätte nur dort an⸗ 
zuerkennen, wo ſich oberirdiſche Anlagen befinden, in 
denen eine gewerbliche Tätigkeit entfaltet wird. 

Die BeſchwF. iſt Pächterin eines dem Staate X. gehörigen Stein⸗ 
kohlenbergwerks. Die Aufbauten des Betriebes befinden ſich auf dem 
Boden des Staates X., während die unterirdiſchen Anlagen unter deut⸗ 
ſchem Hoheitsgebiet liegen. Das Fin A. hält die BeſchwF. für be⸗ 
ſchränkt ſteuerpflichtig, weil ſie im Inland eine Betriebsſtätte unter⸗ 
halte (83 Abſ. 1 Nr. 1 KörpStc G. i. Verb. m. § 3 Abſ. 2 Nr. 2 
EinkStG.), und hat fie für die Jahre 1928 bis 1932 zur Körper⸗ 
ſchaftſteuer herangezogen. Die BeichwF. beſtreitet ihre Steuerpflicht 
in erſter Linie mit dem Einwand, daß durch unterirdiſche Bergwerks⸗ 
anlagen eine Betriebsſtätte im Inland nicht begründet werde. 

Die Sprungberufung blieb ohne Erfolg. Das Finger. hat die 
beſchränkte Steuerpflicht bejaht, weil durch die unterirdiſchen Abbau⸗ 
anlagen im Inland eine Betriebsſtätte i. S. des 8 3 Abſ. 2 Nr. 2 
Eink StG. i. Verb. m. 8 3 Abſ. 1 Nr. 1, Abi. 2 KörpSt®. begründet 
worden ſei. Zur Stützung ſeiner Auffaſſung hat es auf die Beſchlüſſe 
des NH. I B 1/24 v. 25. April 1924 (RF. 13, 317), ſowie 
V B 25/25 v. 20. Nov. 1925 (RStBl. 1926, 161) verwieſen. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt begründet. 

Über die Frage, ob bei Bergbauunternehmungen auch unter⸗ 
irdiſche Anlagen eine Betriebsſtätte bilden können, hat ſich in der 
Rſpr. zu den verſchiedenen in Frage kommenden Geſetzen eine ein⸗ 
heitliche Aufſaſſung nicht herausgebildet. Während das PrOG. den 
Standpunkt einnahm, daß durch unterirdiſche Abbauanlagen eine Be⸗ 
triebsſtätte nicht begründet werde (vgl. z. B. die Entſch. in Staats⸗ 
ſteuerſachen 10, 451), hat der NFH. in den von der Vorbehörde an⸗ 
geführten Beſchlüſſen die Frage bejaht. 

Die Beſchlüſſe des Ach. find zum LStch. v. 30. März 1920 
und zum Fin AusglGG. v. 23. Juni 1923 ergangen und binden daher 
nicht bei der rechtlichen Beurteilung des Begriffs Betriebsſtätte i. S. 
des EinkStG. 1925. Dies iſt um fo weniger der Fall, als 8 11 
Abſ. 2 Fin AusglG. v. 27. April 1926 (RGBl. I, 203) i. d. Faſſ. 
der VO. v. 1. Dez. 1930 (RGBl. I, 517) im Gegenſatz zu der in 
den vorgenannten Beſchlüſſen vertretenen Rechtsauffaſſung beſtimmt 
hat, daß ein Bergbauunternehmen eine Betriebsſtätte nur in den 
Gemeinden unterhält, in denen ſich oberirdiſche Anlagen befinden, in, 
welchen eine gewerbliche Tätigkeit entfaltet wird. 

Das StAnpcz. v. 16. Okt. 1934 (R) Bl. I, 925) hat im 8 16 
Abſ, 3 die von ihm gegebene Begriffsbeſtimmung zur allgemeinen 
Rechtsnorm für ſämtliche Steuergeſetze erhoben. Es faßt hiermit, wie 
Staatsſekretär Reinhardt ausführt („Die neuen Steuergeſetze, In⸗ 
duſtrieverlag Spaeth & Linde, S. 24), die bisherige Rechtsentwick⸗ 
lung zuſammen. Nach Abſchnitt IX 8 46 StAnpG. iſt die Vorſchrift 
zwar erſt am 1. Jan. 1935 in Kraft getreten. Es iſt jedoch angezeigt, 
dieſer Rechtsentwicklung auch ſchon bei der Auslegung des Begriffs 
der Betriebsſtätte für die hier ſtreitigen Steuerabſchnitte Rechnung 
zu tragen und bei Bergbauunternehmen eine Betriebsſtätte nur dort 
anzuerkennen, wo ſich oberirdiſche Anlagen befinden, in welchen eine 
gewerbliche Tätigkeit entfaltet wird. 5 


(RFH., 1. Sen., Urt. v. 20. Febr. 1935, TA 218/34.) 
* 


39. 88 6 Abſ. 1 Nr. 2 u. 3, 6 Abſ. 2, 16 Abſ. 1, 35 Eint- 
StG. 1925 (vgl. dazu 88 2 Abſ. 3 Nr. 2 u. 3, 9, 18 Abſ. 1 
Nr. 1 u. 3 EinkStG. 1934). 

1. Der 6. Sen. hält daran feſt, daß die Hingabe von 
Darlehen, die Übernahme von Bürgſchaften, der Erwerb 
von Beteiligungen und ähnliche Geldgeſchäfte grundſätz⸗ 
lich dem Anwaltsberufe fremd find (ogl. KFH. 27, 184). 

2. Die Aufſichtsratstätigkeit iſt ſelbſtändige Arbeits⸗ 
tätigkeit, der Aufſichtsrat kann ſteuerlich nicht als Unter⸗ 
nehmer behandelt werden. Zur Frage des Abzugs von 
Werbungskoſten aus Aufſichtsratstätigkeit. 

3. Aus RF H. 31, 112 kann nicht gefolgert werden, daß 
ein Rechtsanwalt und Aufſichtsratsmitglied Verluſte, die 
er an Beteiligungen ſeiner Geſellſchaft erleidet, oder Zu⸗ 
bußen, die er ſeiner notleidenden Geſellſchaft macht, als 
Werbungskoſten aus anwaltlicher Tätigkeit abziehen darf. 

Der BeſchwF. war in der fraglichen Zeit RA. Ein Ingenieur 
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hatte eine Erfindung gemacht und ſich patentieren laſſen. Zur Aus⸗ 
wertung dieſes Patentes wurde i. J. 1927 eine AktG. gegründet. Zu 
deren Gründern gehörte der BeſchwF. neben vier anderen Perſonen. 
Er übernahm von dem 100000 AA betragenden Aktienkapital 
18 000 RAM. Die Gründer bildeten gleichzeitig den Aufſichtsrat. Der 
Vorſitz im Aufſichtsrat wurde dem Beſchwß. übertragen. Die Erfin⸗ 
dung bewährte ſich techniſch; die Turbine wurde in drei Schiffe ein⸗ 
gebaut und ſollte ſo erprobt werden. Das vereinbarte Entgelt betrug 
439 000 AM, der geſamte Bauaufwand der AktG. belief ſich aber auf 
1330000 AM. Infolgedeſſen und auch aus anderen Gründen hatte 
die Akt®. ſtändig erheblichen Geldbedarf. Deshalb wurde zunächſt 
das Aktienkapital um 100 000 AM erhöht. Die Beteiligung des 
BeſchwF. an der AktG. betrug nach der Kapitalerhöhung 46000 AM. 
Weiter wurden Bankkredite bis zur Höhe von 450000 AM auf⸗ 
genommen. Dieſe waren durch Bürgſchaften von Gründern geſichert. 
Der auf den BeſchwF. entfallende Anteil hieran betrug etwa 
250 000 AM. Nach Erſchöpfung des Bankkredits gewährten die Ge⸗ 
ſellſchafter Zuſchüſſe aus eigenen Mitteln. Der BeſchwF. leiſtete i. J. 
1930 einen ſolchen in Höhe von 50 712 AA. Dieſen Betrag will er 
von ſeinem Einkommen aus Anwaltstätigkeit abziehen. Er macht im 
weſentlichen geltend, daß er ſich an dem ganzen Unternehmen nur in 
Rückſicht auf die Ausweitung ſeiner Anwaltstätigkeit beteiligt habe. 

Die Vorbehörden haben den Abzug verſagt, weil die Aufwen⸗ 
dungen zum Zwecke der Kapitalanlage erfolgt ſeien. 

Die RBeſchw. des Pflichtigen iſt unbegründet. 

Der BeſchwF. beruft ſich auf das Urt. v. 19. Mai 1932, VI A 
1262/31: RFH. 31, 112. Danach iſt die Tätigkeit eines RA. 
bei einem Aufſichtsrat grundſätzlich als Ausfluß ſeiner Berufstätigkeit 
als RA. zu betrachten. Die mit der Aufſichtsratstätigkeit zuſammen⸗ 
hängenden Ausgaben ſind inſoweit Werbungskoſten aus anwaltlicher 
Tätigkeit. An dieſer Rſpr. hält der Sen. feſt. Indes kaun aus dem 
erwähnten Urt. nicht die Abzugsfähigkeit des vom BeſchwF. geleifteten 
Zuſchuſſes gefolgert werden. Zur beſſeren Klarſtellung der in Betracht 
Kommenden Streitfragen ſoll zunächſt der Fall ſo betrachtet werden, 
als ob der BeſchwF. (RA.) den fraglichen Zuſchuß geleiſtet hätte, ohne 
Aufſichtsratsmitglied zu ſein. 


I 


1. Nach dem Urt. v. 27. Aug. 1930, VI A 264/29: RFH. 
27, 184, ſind die Hingabe von Darlehen, die Übernahme von Bürg⸗ 
ſchaften und ähnliche Geldgeſchäfte grundſätzlich dem Anwaltsberufe 
fremd. Derartige Geſchäfte fallen nur dann in den Bereich der anwalt⸗ 
ſchaftlichen Tätigkeit, wenn ſie unmittelbar mit der Durchführung 
eines erteilten Auftrags zuſammenhängen, wie z. B. Vorſchüſſe von 
Gerichtskoſten, Bürgſchaften zur Erlangung oder Abwendung von 
Vollſtreckungsmaßnahmen, zur Erwirkung von Arreſten u. dgl. Unter 
Hinweis auf die Verkehrsauffaſſung (86 Abſ. 2 EinkSt®.) ſtützt ſich 
das Urt. auf ein Gutachten des Vorſtandes des Deutſchen Anwalts⸗ 
vereins v. 7. Dez. 1929. Demgegenüber hat der BeſchwF. geltend ge⸗ 
macht, daß die Grundſätze dieſer gutachtlichen Außerung durch die Ent⸗ 
wicklung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe überholt ſeien. Zum Nach⸗ 
weis dafür hat er ſich berufen auf eine Außerung der Vereinigung der 
Vorftände der Deutſchen Anwaltskammern v. 9. Juli 1931 dahin, daß 
die Vermittlung von Geſchäften ſowie der Nachweis der Gelegenheit 
zum Abſchluß von Geſchäften als ſolche nicht anwaltsfremd ſeien. Auch 
hat er auf die Einbeziehung der RA. in die Gewerbeſteuer hingewieſen. 
Mit Rückſicht hierauf hat der Sen. das Präſidium der Reichsrechts⸗ 
anwaltskammer unter Mitteilung ähnlich liegender Fälle um eine 
erneute gutachtliche Außerung erſucht. Das Gutachten lautet wie folgt: 

„J. Nach 86 Abſ. 2 Eink StG. iſt dafür, welche Einkünfte den 
einzelnen in Abſ. 1 Nr. 1—8 aufgezählten Einkommensarten zitzu⸗ 
rechnen find, die Verkehrsauffaſſung maßgebend. Nach 8 15 desſelben 
Geſetzes ſind Ausgaben als Werbungskoſten nur bei derjenigen be⸗ 
ſtimmten Einkommensart abzuziehen, mit der fie in wirtſchaftlichem 
Zuſammenhange ſtehen. Werbungskoſten find daher nur, die zur Er⸗ 
werbung und Sicherung einer beſtimmten Art von Einkünften nach 
der Verkehrsauffaſſung im wirtſchaftlichen Zuſammenhang gemachten 
Aufwendungen. Ä 2 

Von den vier mitgeteilten Fällen werden die erſten drei nach⸗ 
ſtehend unter II—IV gemeinſam . während der andersge⸗ 

bi u V erörtert wird. Fa ge 
a iet Falle leiſtete ein RA., der Mitgründer und 
Mitglied des Aufſichtsrates einer Aletch. war, der in Not geratenen 
Geſellſchaft gleich den anderen Aufſichtsratsmitgliedern Zuſchüſſe. 

Im zweiten Falle zeichnete ein RA., der Mitglied des Auf⸗ 
ſichtsrats, aber nicht Aktionär, einer Aktch. war, bei einer Kapital⸗ 
erhöhung Anteile, um durch ſeine Zeichnung im Verein mit den an⸗ 
deren Mitgliedern des Aufſichtsrats die Beteiligung einer Bank bei 
der Sanierung der Geſellſchaft ſicherzuſtellen; das Kapital ging ihm 
durch einen ſpäteren Liquidationsvergleich der Geſellſchaft verloren. 

Im dritten Falle trat ein RA., der Mitglied des Aufſichts⸗ 
rats einer AktG. war, einem Konſortium zum Erwerb von Aktien der 
Geſellſchaft bei, um gegenüber der die Aktienmajorität beſitzenden 
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Gruppe feine Wiederwahl in den Aufſichtsrat und feine weitere Be⸗ 
trauung mit der Rechtsberatung der Geſellſchaft durchzuſetzen. Durch 
den Kursfall der Aktien bis zu der ſpäter erfolgten Abwicklung des 
Konſortiums erlitt er einen erheblichen Kursverluſt. 

Dieſen drei Füllen iſt gemeinſam, daß die beteiligten Anwälte 
Mitglieder des Aufſichtsrats von AktG. waren und, um ſich dieſe 
Stellung und damit die Mandantſchaft der Geſellſchaft zu erhalten 
und deren Weiterbeſtehen zu ſichern, der Geſellſchaft Kapital zugeführt 
haben. Dieſe Kapitalzuführung wollen die Anwälte ganz oder zum 
Teil (Zuſchüſſe, Kapitalverluſt, Kursverluſt) als Werbungskoften ihrer 
anwaltlichen Berufstätigkeit anerkannt wiſſen. 

In einem früheren Falle hat ſich nun der Vorſtand des Deutſchen 
Anwaltsvereins in längeren Ausführungen (RFH. 27, 184 ff.) dahin 
geäußert, daß Geldgeſchäfte, wie Darlehen und Bürgſchaften, ſoweit 
ſie nicht unmittelbar der Ausführung eines Anwaltsauftrages dienten 
(Vorſchuß von Gerichtskoſten, Vollſtreckungsbürgſchaft), nach der 
Standesauffaſſung und der damit übereinſtimmenden Volksüberzeugung 
als dem Anwaltsberuf fremd anzuſehen ſeien. An dieſer i. J. 1929 
von der größten privaten Standesorganiſation ausgeſprochenen An⸗ 
ſchauung muß auch heute und für die geſamte Zwiſchenzeit grundſätz⸗ 
lich feſtgehalten werden. Sie beruht auf der zutreffenden Begr., daß 
der Anwaltsberuf kein kapitaliſtiſcher ſei, da der Anwalt nicht durch 
Aufwendung von Kapital, ſondern allein durch ſeine perſönliche Ar⸗ 
beit und Auswertung ſeines durch Studien erworbenen Wiſſens ſeinen 
Beruf ausübe; daß ferner der Anwalt, deſſen Entlohnung nach der 
geſetzlichen GebO. von dem Erfolge feiner Tätigkeit unabhängig iſt, 
ſeine eigenen wirtſchaftlichen Intereſſen mit denen ſeiner Auftraggeber 
nicht verquicken, ſondern vielmehr ein objektiv über der Sache ſtehen⸗ 
der Sachwalter fremder Intereſſen bleiben ſoll. 

An dieſer Anſchauung hat ſich nichts geändert. Insbeſ. auch nicht 
etwa dadurch, daß in den Zwiſchenjahren in den meiſten Ländern die 
Gewerbeſteuer auf die freien Berufe ausgedehnt worden iſt. Es gibt 
keine geſetzgeberiſche Maßnahme, gegen die die Auwaltſchaft jo ein⸗ 
mittig und hartnäckig angekämpft hat wie gegen dieſe. Dabei treten 
die materiellen Beweggründe dieſes Kampfes völlig hinter dem ideellen 
zurück. Es iſt einfach Poſtulat des Berufsethos für die Anwaltſchaft, 
mit aller Leidenfchaftlichkeit eine Steuer abzulehnen, die fie in den 
Stand der Gewerbetreibenden einreiht — zum mindeſten in der Mei⸗ 
nung der breiten Maſſe —, und damit das Anſehen eines Standes, 
der durch Geſetz berufen iſt, an der Rechtspflege mitzuwirken, herabſetzt. 

Gerade durch den nationalſozialiſtiſchen Staatsgedanken hat die 
ethiſche Auffaſſung vom Anwaltsberuf als dem Beruf des 
freien, nicht durch Geldintereſſen in ſeiner Tätig⸗ 
keit beeinflußten Dieners am Recht eine neue Stärkung 
erfahren. Damit ſind auch die wenigen Stimmen innerhalb des Be⸗ 
rufsſtandes, die einer Lockerung der Standesauffaſſung in der Rich⸗ 
tung der Annäherung an die gewerblichen Stände — wenn die An⸗ 
wallſchaft ſchon im Fiskalintereſſe nach außen zum Gewerbetreibenden 
geſtempelt wurde — das Wort redeten, zum Verſtummen gekommen. 

III. Die Grundſätze des oben erwähnten Gutachtens des Deut⸗ 
ſchen Anwaltvereins v. 7. Dez. 1929 ſind auch mit den ſpäteren 
Außerungen der anwaltlichen Standesorganiſationen zu ähnlichen Fra⸗ 
gen ſehr wohl vereinbar. In einem Gutachten, das der Entſch. des 
6. Sen. des Ric. v. 19. Mai 1932 (RF. 31, 112 ff.) zugrunde 
liegt, hat der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins ausgeſprochen, 
daß die Tätigkeit eines Anwalts als Aufſichtsratsmitglied in der 
Regel zur Anwaltstätigkeit zu rechnen ſei. In jenem Falle war dar⸗ 
über zu entſcheiden, ob Schadenserſatzanſprüche, die durch Inanſpruch⸗ 
nahme des Aufſichtsrats auf Grund ſeiner geſetzlichen Haftung er⸗ 
zwungen waren, als Werbungskoſten der Anwaltstätigkeit zu be⸗ 
rückſichtigen ſeien. 

Ein Vergleich dieſes mit den vorl. Fällen läßt deutlich werden, 
wo die Grenze anwaltlicher Berufstätigkeit liegt. Es kann zum Be⸗ 
ruf des Anwalts gehören, Mitglied des Aufſichtsrats einer Kapital⸗ 
geſellſchaft zu ſein und einem wirtſchaftlichen Unternehmen auf dieſe 
Weiſe ſeine Dienſte als juriſtiſcher und wirtſchaftlicher Berater zur 
Verfügung zu ſtellen. Die Inanſpruchnahme kraft der Haftung des 
Aufſichtsrats iſt eine unmittelbare Folge dieſer perſönlichen beratenden 
Tätigkeit. Nicht zur Anwaltstätigkeit gehört dagegen der Abſchluß 
eigener, auf Gewinn abgeſtellter Kapitaliſtiſcher Geſchäfte, wenn dieſer 
auch mit oder allein in der Abſicht vorgenommen wird, dadurch ſich 
Mandate zu verſchaffen oder die Fortdauer einer beſtehenden Beziehung 
zur Mandantſchaft zu ſichern. Unter dieſe letztere Gattung fällt zwar 
nicht die Betätigung als Mitglieds des Aufſichtsrates ſelbſt, die eine 
juriſtiſch⸗wirtſchaftliche, perſönliche Tätigkeit iſt, wohl aber ſolche 
Werbehandlungen, die zu dem Zwecke ausgeführt werden, ſich eine 
ſolche Tätigkeit zu verſchaffen, vornehmlich aber Werbehandlungen, 
die mit anderen Mitteln als der Nutzbarmachung perſönlicher 
Kenntniſſe und Erfahrungen, insbeſondere durch Aufwendung von 
Kapital, ausgeübt werden. Denn gerade das Werben um Tätig⸗ 
keit iſt dem Anwaltsſtande fremd. Jedes direkte Werben, die ſog. 
Reklame, iſt als ſtandeswidrig verboten; andere der Werbung von 
Praxis dienende Handlungen, wie ſie durch die Ausnutzung perſön⸗ 


licher Verhältniſſe und Beziehungen faſt täglich vorkommen und bei 
Handhabung in einwandfreier Form auch nicht zu beanſtanden find, 
find zwar nicht ſtandeswidrig, aber als außerhalb der eigentlichen 
Anwaltstätigkeit liegend, als indifferent und jedenfalls dem Anwalts⸗ 
beruf fremd anzuſehen. Hierunter fallen alſo auch alle die Fälle 
eigener Kapitalgeſchäfte des Anwalts, die in der Abſicht vorgenommen 
werden, entweder einen Mandanten zu ſtützen oder zu ſanieren oder 
ein Geſchäft zuſtande zu bringen und dadurch für ſich ſelbſt die Ge⸗ 
legenheit zu anwaltlicher Berufstätigkeit zu ſchaffen. 

Alle drei hier zur Erörterung ſtehenden Fälle gehören in dieſe 
Gruppe, keiner iſt dem im 31. Bande entſchiedenen ähnlich. Wenn 
alſo zwar die perſönliche Sachwaltertätigkeit innerhalb des Aufſichts⸗ 
rats als ein Beſtandteil der anwaltlichen Berufstätigkeit aufgefaßt 
werden kann, ſo liegt weder Veranlaſſung noch bei der Grundauf⸗ 
faſſung vom Anwaltsberuf eine Möglichkeit vor, Kapitalgeſchäfte, die 
aus Anlaß dieſer Stellung als Aufſichtsratsmitglied vom Anwalt per⸗ 
ſönlich vorgenommen werden, mit in den Kreis der Berufstätigkeit 
einzubeziehen. Die Kapitalgeſchäfte liegen vielmehr außerhalb, weil 
ſie mit der organiſchen Struktur des Berufes ſelbſt nicht vereinbar 
ſind. Es können daher weder Gewinne noch Verluſte aus ſolchen 
Kapitalgeſchäften bei der Berechnung der Einkünfte aus dem Anwalts⸗ 
beruf berückſichtigt werden. 

Bei anderer Auffaſſung würde man zu dem Ergebnis kommen 
müſſen, daß der Anwalt, der in dieſer Eigenſchaft Geſellſchafter oder 
Organ einer Kapitalgeſellſchaft geworden iſt, auch die Kursgewinne 
aus dem Beſitz von Aktien oder Anteilen bei der Berechnung ſeines 
Einkommens als Anwalt berückſichtigen müßte. Ein Ergebnis, an das 
fraglos von dem betreffenden Anwalt nicht gedacht war, geſchweige 
denn, daß es gewollt iſt. 

Auch der Beſchl. der Vereinigung der Vorſtände der Deutſchen 
Anwaltskammern über die Mählertätigkeit von Anwälten ſteht der 
dargelegten Auffaſſung nicht entgegen. Der Beſchl. v. 7. Juni 1931 
geht dahin, daß die Vermittlung von Geſchäften ſowie der Nachweis 
der Gelegenheit zum Abſchluß von Geſchäften als ſolche nicht anwalts⸗ 
fremd ſeien, ſondern auch anwaltliche Berufstätigkeit fein können, 
u. U. auch dann, wenn ſie im einzelnen Fall nicht im Zuſammenhang 
mit einer anderen Berufstätigkeit ausgeübt werden. Auch bei der 
Ausübung dieſer Tätigkeit habe der Anwalt die Würde des Standes 
zu wahren; die Vorſchr. des 8 28 NAD. fänden auf fie Anwendung. 

Dieſem Beſchl. waren Erhebungen darüber vorangegangen, in⸗ 
wieweit eine Vermittlungstätigkeit von Anwälten, insbeſ. bei der 
Kapitalbeſchaffung für Hypotheken u. dgl., in den einzelnen Bezirken 
bislang ſtandesüblich war. Die Umfrage hatte ergeben, daß nur in 
wenigen Bezirken die Ausübung einer Vermittlungstätigkeit üblich 
war. Sie war dort durch langjährige Übung zum Verkehrsbrauch ge⸗ 
worden (vgl. $ 18 PrNotarGebO., wo dieſer Art der Berufstätigkeit der 
rheiniſchen Notare beſonders Rechnung getragen iſt). Dieſer Verkehrs⸗ 
brauch hatte ſich offenbar dadurch örtlich herausgebildet, daß ſeine 
Berufstätigkeit den Anwalt in Verbindung mit vielen Geſchäftsleuten 
bringt und damit häufig Gelegenheit nicht nur zur juriſtiſchen Be⸗ 
ratung bei Kapitalgeſchäften, ſondern auch zur Vermittlung von ſolchen 
ſchafft. Wo eine ſolche Vermittlung von dem Anwalt überhaupt zu⸗ 
läſſigerweiſe vorgenommen wird, iſt dieſe — das iſt der Sinn jenes 
Beſchl. — als ein Teil der Anwaltstätigkeit aufzufaſſen und ſo auch 
den Vorſchr. des Standesrechts unterworfen. Der wichtigſte Inhalt 
jenes Beſchl. iſt alſo der: den Unterſchied des Anwalts vom gewerbs 
mäßigen Mäkler hervorzuheben (Verbot der Reklame, eines der wich⸗ 
tigſten Propagandamittel des gewerbsmäßigen Mäklers) und den An⸗ 
walt auch bei Ausübung einer nach Lage der Sache nur gelegentlichen 
Vermittlertätigkeit den engeren Schranken des anwaltlichen Standes⸗ 
rechts zu unterſtellen, ihn aber gleichzeitig damit von den Über⸗ 
wachungsvorſchriften der GewO. für das Mählergewerbe auszuneh⸗ 
men. Im übrigen handelt es ſich bei der Vermittlung, die vom An⸗ 
walt bei oder aus Anlaß ſeiner Anwaltstätigkeit ausgeübt wird, 
ebenfalls um eine Sachtvaltertätigkeit, eine Dienſttätigkeit im weiteren 
Sinne, die au den Anwalt im Vertrauen auf ſeine beſondere berufliche 
Zuverläſſigkeit übertragen zu werden pflegt und die gerade infolge 
ihrer ſtandesrechtlichen Beſchränkung die Anwaltstätigkeit auch inſo⸗ 
weit nicht zu einer gewerblichen machen kann. Auch jener Beſchl. der 
Vereinigung der Deutſchen Anwaltskammer ſpricht alſo nicht für eine 
Lockerung der Standesauffaſſung vom Anwaltsberuf. 

IV. Hiernach ſind die Kapitalgeſchäfte in den drei vorl. Fällen 
nicht als im wirtſchaftlichen Zuſammenhange mit der anwaltlichen Be- 
rufstätigkeit ſtehend anzuſehen. 

Aus den vorſtehend entwickelten Grundſätzen ergibt ſich bereits 
die Stellungnahme zu den darüber hinaus geſtellten beiden Fragen, 
die demnach wie folgt zu beantworten ſind: 

a) auch in dem Falle, in dem ein Anwalt, der Auſſichtsratsmit⸗ 
glied der Geſellſchaft iſt, ohne Aktien zu beſitzen, ſeiner Geſellſchaft 
durch Darlehen oder Bürgſchaften flüſſige Mittel zuführt, greift der 
Geſichtspunkt der Anwaltsfreindheit durch. Der Fall iſt auch daun 
nicht anders zu beurteilen, wenn der Anwalt, deſſen Aufſichtsrats⸗ 
tätigkeit als Ausfluß ſeiner Berufstätigkeit anzusehen iſt, die Geſell⸗ 
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ſchaft hauptſächlich deshalb mit verluſtbringenden Kapitalhingaben 
unterſtützt, weil er von einem Zuſammenbruch des Unternehmens emp⸗ 
findliche Nachteile für ſeinen Ruf als Anwalt fürchtet. Denn gerade 
durch dieſe Kapitalgeſchäfte überſchreitet der Anwalt die Grenzen an⸗ 
waltlicher Tätigkeit, da er durch die Aufopferung von eigenen Ver⸗ 
mögenswerten für die Geſellſchaft zu erkennen gibt, daß er ihre Ge⸗ 
ſchäfte nicht mehr als Sachwalter fremder Intereſſen führt, ſondern 
daß er die Intereſſen der von ihm beratenen Perſon oder des von 
ihm beratenen Unternehmens als ſeine eigenen wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen anſieht. 

Wenn auf dieſen Punkt in enger Anlehnung an die Frage— 
ſtellung eingegangen iſt, jo iſt das geſchehen, ohne zu der praktifchen 
Bedeutung der Frage Stellung zu nehmen. Das Präſtdium der Reichs⸗ 
rechtsanwaltskammer vermag nicht zu erkennen, was der Ruf des 
Anwalts, der Aufſichtsratsmitglied einer AktG. ift, mit der wirtſchaft⸗ 
lichen Proſperität der Geſellſchaft zu tun hat. 

p) In faſt noch höherem Mafje muß jeder Erwerb von Aktien 
in der Abſicht, dadurch ſich eine Aufſichtsratsſtellung oder die laufende 
Beratung der Geſellſchaft als Anwalt zu erwerben oder zu ſichern, als 
eine Werbetätigkeit angeſehen werden, die mit der Ausübung eigent⸗ 
licher anwaltlicher Tätigkeit nichts mehr zu tun hat. 

V. In dem vierten zur Erörterung geſtellten Falle hatte ein 
Anwalt Koſten (inſonderheit Fahrkoſten) für die Führung von Vor- 
verhandlungen aufgewandt, durch die er ſich einen Auftrag zu ſichern 
hoffte, nachdem ihm von den künftigen Auftraggebern ein ſolcher — 
aber nur für den Fall der Vorlage eines fertigen behördlich geneh⸗ 
migten Projektes für die Errichtung eines Spielkaſinos in einer land⸗ 
ſchaftlich bevorzugten Gegend Hfterreichs — in Ausſicht geſtellt wor⸗ 
den war. 

Ausgaben für erteilte Aufträge können zweifelſos als Wer⸗ 
bungskoſten abgeſetzt werden. Ausgaben aber, die erſt in der Erwar⸗ 
tung und verhältnismäßig unſicheren Ausſicht auf das Zuſtandekom⸗ 
men eines Auftrages gemacht werden, ſind als Werbungskoſten nicht 
anzuſehen, da fie auf einer dem Anwaltsberuf fremden Werbetätig⸗ 
keit beruhen. Denn die Opferung von Aufwendungen in der Hoff— 
nung, dadurch die Übertragung eines Mandates zu erreichen, kann 
zwar nicht als ſtandeswidrig, muß aber jedenfalls als ſtandesfremd 
und nicht zum Anwaltsberuf gehörig bezeichnet werden. Damit entfällt 
auch für dieſen Fall nach der Slandesauffaſſung der wirtſchaftliche Zır- 
ſammenhang mit der Berufstätigkeit, den $ 15 EinkStG. für die 
Anerkennung von Ausgaben als Werbungskoften vorausſetzt.“ 

2. Nach dem Inhalt des Gutachtens hält das Präſidium der 
Reichsrechtsanwaltskammer auch unter Berückſichtigung der inzwiſchen 
eingetretenen Entwicklung der Verhältniſſe daran feſt, daß der RA. 
allein durch feine perſönliche Arbeit und die Auswertung feiner Kennt⸗ 
niſſe und Fähigkeiten ſeinen Beruf ausübt, und daß kapitaliſtiſche 
Betätigungen, wie die Hingabe von Darlehen, die Übernahme von 
Bürgſchaften, der Erwerb von Aktien u. dgl., dem freien Berufe eines 
RA. auch dann weſensfremd find, wenn fie der Werbung oder Erhal⸗ 
tung von Klienten dienen. Danach beſteht kein Anlaß, von dem int 
Urt. Ri. 27, 184 eingenommenen grundſätzlichen Standpunkt ab- 
zugehen. Insbeſ. geht der Einwand des BeſchwF. fehl, daß das neue 
Gutachten, ebenſo wie auch ſchon das Urt. Rn. 27, 184, die für die 
ſachliche Eingliederung der Vorgänge in die einzelnen Einkunftsarten 
maßgebliche Verkehrsauffaſſung mit der ſtandesethiſchein Wertung die— 
ſer Vorgänge verwechſle, und daß dieſe Betrachtungsweiſe unverein— 
bar ſei mit der Rſpr. über die einkommenſteuerliche Behandlung un⸗ 
ſittlicher oder ſtrafbarer Betätigungen. Daß berufsethiſche Erwägun⸗ 
gen nicht auszuſchalten find, wenn es ſich im weſentlichen darum han⸗ 
delt, den freien Beruf des RA., eines Dieuers am Recht, von Uuter⸗ 
nehmen nach Art eines Gewerbetreibenden abzugrenzen, bedarf Reiner 
Erörterung. Im übrigen liegt der Schwerpunkt der Gutachten und des 
erwähnten Urt. NED. 27, 184 in der Feſtſtellung, daß Geldgeſchäfte 
und ſonſtige kapitaliſtiſche Betätigungen nach der Standesauffafjung 
und der damit übereinſtimmenden Volksüberzeugung nach der Art 
dieſer Geſchäfte dem Weſen des Anwaltsberufes fremd ſind. Deshalb 
ſind derartige Geſchäfte, und zwar mit ihren poſitiven und negativen 
Auswirkungen, von der für die freien Berufe geltenden Einkunftsart 
i. S. von 86 Abſ. 1 Nr. 3 EinkStG. 1925 (— 8 2 Abſ. 3 Nr. 3 Eink- 
Stg. 1934) ſachlich auszuſcheiden (86 Abſ. 2 EinkStG. [S 2 Abſ. 3 
Satz 2 Eink St. 1934] und 8 1 StAnp®.). Steht feſt, daß eine Betati⸗ 
gung an ſich in den Bereich des Anwaltsberufes fällt, ſo wird ihre 
Berückſichtigung, und zwar wiederum nach der poſitiven und negati⸗ 
ven Einkommenſeite, nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Rel. dabei 
gegen die Standesſitte oder auch gegen die Ehreugerichtsordnung ver⸗ 
ſtoßen hat. Darum unterliegt z. B. eine Gebührenüberfordernng in 
ganzer Höhe der Einkommenſteuer. 5 5 

Die Ausſcheidung der ſog. Geldgeſchäfte als ihrem Weſen nach 
anwaltsfremd bietet auch die Vorzüge einer typiſchen Betrachtungs⸗ 
weiſe. Denn fie macht die ſteuerliche Behandlung unabhängig von den 
nicht leicht feſtzuſtellenden Beweggründen, von denen ſich der Anwalt 
im Einzelfall hat leiten laſſen. BET 

Damit, daß gewiſſe Betätigungen aus der Anwaltstätigkeit ſach⸗ 


lich herausfallen, iſt nicht geſagt, daß ſie ſich unter keinen Umſtänden 
in ihren poſitiven oder negativen Ergebniſſen einkommenſteuerrechtlich 
auswirken könnten. Je nach den Geſamtumſtänden des Falles könn⸗ 
teu z. B. in Betracht kommen die Annahme eines beſonderen Finan⸗ 
zierungsgewerbes (86 Abſ. 1 Nr. 2 EinkStc . = 8 2 Abſ. 3 Nr. 2 
EinkStG. 1934), vielleicht auch gegebenenfalls ſonſtige Leiſtungs⸗ 
gewinne j. S. von § 41 Abſ. 1 Nr. 2 und Abf. 2 EinkStG. 1925 
— $ 22 Nr. 3 EinkStG. 1934. 

3. Nach den Ausführungen unter 2 hat der Erwerb von Aktien 
oder eine ſonſtige kapitaliſtiſche Betätigung mit der Anwaltstätigkeit 
grundſätzlich nichts zu tun. Die Aktien gehören nicht zum anwalt⸗ 
ſchaftlichen Berufsvermögen und können nicht dazu gemacht werden. 
Die Gewinne aus der Beteiligung find Kein berufliches Einkommen, 
die Verluſte einſchließlich etwaiger Zubußen an die notleidende Ge⸗ 
ſellſchaft können nicht als berufliche Werbungskoſten abgezogen werden. 
Ob dieſer Grundſatz ausnahmslos zu gelten hat oder ob es nicht doch 
auch ganz beſonders gelagerte Fälle geben kann, in denen der Aktien⸗ 
erwerb ausnahmsweiſe noch als anwaltliche Betätigung aufzufaſſen iſt, 
braucht hier nicht entſchieden zu werden. 


2. 


1. Als Ergebnis iſt ſonach feſtzuhalten, daß der BeſchwF., wenn 
er nur Anwalt und nicht auch gleichzeitig Aufſichtsratsmitglied ge⸗ 
weſen wäre, weder den ſtreitigen Zuſchuß noch etwaige Verluſte aus 
der Beteiligung von dem Anwaltseinkommen abziehen könnte. Kann 
ſich an dieſem Ergebnis etwas dadurch ändern, daß der Beſchwỹ. 
Vorſitzender des Aufſichtsrats der fraglichen Akt). war? In 
dieſer Beziehung hat der BeſchwF. vorgetragen, daß das Gutachten 
der Reichsrechtsanwaltskammer die rechtliche Stellung des Anwalts als 
Aufſichtsratsmitglied nicht zutreffend gewürdigt habe. Als Aufſichts⸗ 
rat ſei der Anwalt im Hinblick auf die Beſonderheit der ihm in dieſer 
Stellung obliegenden Aufgaben eine Art Unternehmer, nicht aber Be⸗ 
rater eines Unternehmens. Seine Haftung ſei ganz anderer Art, und 
auch das Entgelt bemeſſe ſich nach anderen Grundſätzen als bei an⸗ 
waltlicher Tätigkeit. Überhaupt bringe die Stellung eines Aufſichts⸗ 
ratsmitgliedes den RA. in ganz andere Berührung mit hapitaliſtiſchen 
Vorgängen als feine fonftige Tätigkeit. Es kann dahingeſtellt blei⸗ 
ben, ob und inwieweit ſich dieſe Ausführungen über die grundſätzliche 
Verſchiedenheit zwiſchen dem RA. als Rechtsberater und dem RA. als 
Aufſichtsratsmitglied in Einklang bringen laſſen mit der gutachtlichen 
Stellungnahme des Deutſchen Anwaltsvereins, die dem Urt. Rßh. 
31, 112 zugrunde liegt. Für den vorl. Fall kommt es ausſchlaggebend 
darauf an, wie die Tätigkeit als Aufſichtsratsmitglied ſteuerlich zu 
betrachten iſt. 

2. Nach §8 35 Abſ. 1 Nr. 2 EinkStG. 1925 handelt es ſich bei 
den Aufſichtsratsmitgliedern um ſelbſtändige Arbeitstätigkeit. Der 
erk. Sen. hat es darum in ſtändiger Rſpr. abgelehnt, Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder einkommenſteuerlich als Unternehmer zu behandeln. Nach 
dem Urt. v. 4. Dez. 1929, VI A 1843/29: StW. 1930 Nr. 358 
RStgl. 1930, 345, bildet die Übernahme jedes einzelnen Aufſichts⸗ 
ratspoſtens einen für ſich geſchloſſenen Kreis von Geſchäfien i. S. des 
§ 35 Abſ. 1 Nr. 2 EinkStG. Auch die häufige Übernahme von Auf⸗ 
ſichtsratspoſten, etwa im Zuſammenhaug mit Finanzierungen, kann, 
abgeſehen von der im Urt. anerkannten Möglichkeit eines beſonderen 
Finanzierungsgewerbes, nicht dazu führen, eine beſondere be⸗ 
rufliche Tätigkeit im ganzen anzunehmen, bei der Verluſte an Aktien 
der betreffenden Geſellſchaften berückſichtigt werden könnten. Es han⸗ 
delt ſich um nicht abzugsfähige Einbußen auf dem Gebiete des Kapi⸗ 
talvermögens. Wie aus den Gründen am Schluß des Urt. erſichtlich 
iſt, gilt dies nicht nur für den Fall, daß jemand mit zahlreichen, in 
ſich vielleicht zuſammenhäugenden Aufſichtsratsſtellungen befaßt it, 
ſondern auch für eine einzelne Betätigung als Aufſichtsrat. Das Geſetz 
ſieht eben in der Aufſichtsratstätigkeit eine ſelbſtändige Arbeitstätig⸗ 
keit, keine Unternehmertätigkeit. Infolgedeſſen kann nur berückſich⸗ 
tigt werden, was mit der Aufſichtsratstätigkeit zuſammenhängt, nicht 
auch, in welcher Weiſe die Vorbedingungen zu der Ausübung und, wie 
mit Becker, Handkommentar S. 1591/92 Anm. 16 zu 8 35 Eink⸗ 
SG. hinzuzufügen iſt, zur Erhaltung und Weiterführung dieſer. 
Tätigkeit geſchaffen werden. In derſelben Richtung liegt es, wenn 
das Urt. v. 27. Aug. 1930, VIA 1798/29: StW. 1930 Nr. 1071, 
Verluſte aus Bürgſchaften, die ein Auffichtsratsmitglied im Intereſſe 
ſeiner Geſellſchaft übernommen hat, nicht zum Abzug zuläßt. Einen 
unmittelbaren wirtſchaftlichen Zuſammenhang zlwiſchen Ausgabe und 
Aufſichtsratstätigkeit hat der RF. nur in folgenden Fällen erkannt. 
Nach dem Urt. v. 16. Okt. 1929, VI A 1668/29: StW. 1930 Nr. 251, 
darf, wer, wenn auch freiwillig, als Auſſichtsrat in einem Gläubiger⸗ 
ausſchuß die Belange ſeiner Geſellſchaft gewahrt hat, die hierdurch 
enlſtandenen Koſten abziehen. Ebenſo find Aufwendungen abzugs⸗ 
fähig, durch die jemand Schadenserſatzanſprüche aus einer Tätigkeit 
als Aufſichtsrat erfüllt oder ſolche ihm ernſtlich drohende Haftungs⸗ 
anſprüche vergleichsweiſe abwendet (Urt. v. 19. Aug. 1931, VIA 
1482/30; StW. 1931 Nr. 957 — RStBl. 1931, 893, und Urt. vom 
20. Sept. 1932, VI A 1320/31: StW. 1932 Nr. 1011. 
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3. An dieſer Rſpr. iſt feſtzuhalten. Danach könnte der Beſchw . 
einen Zuſchuß nicht abziehen, den er, ohne RA. zu ſein, ſeiner Geſell⸗ 
Schaft geleiſtet Hätte, um ſich die Aufſichtsratsſtellung zu erhalten. Die 
Abzugsfähigkeit wäre ausgeſchloſſen, gleichgültig, ob das Aufſichts⸗ 
ratsmitglied an der Geſellſchaft beteiligt war oder nicht. 


III. 


Zuſammengefaßt iſt das Ergebnis folgendes: Der Beſchw . 
würde den ſtreitigen Zuſchuß weder als Anwalt noch als Aufſichtsrat 
abziehen können. Daraus folgt, daß er ihn auch nicht deswegen von 
dem Berufseinkommen abziehen darf, weil er zugleich RA. und Auf⸗ 
ſichtsratsmitglied war. Eine andere Einkunftsart, bei der ſich ein 
Abzug auswirken könnte, kommt nicht in Betracht. 

(RFH., 6. Sen., Urt. v. 20. Febr. 1935, VI A 16/33.) 


In Anwendung der Rechtsgedanken des vorſtehenden Urt. ſind 
noch folgende Entſcheidungen ergangen: 


40. 88 16 Abſ. 1, 35 EinfSt®. Ein Anwalt kann Ver⸗ 
luſte an Aktien einer Geſellſchaft, der er als Aufſichtsrat 
angehörte, auch nicht in Höhe ſeines Honorars für Durch⸗ 
führung einer Kapitalerhöhung von ſeinem Einkommen 
abziehen, ſelbſt wenn wahrſcheinlich iſt, daß ihm ohne den 
Aktienbeſitz der Auftrag zur Durchführung der Kapital- 
erhöhung nicht erteilt worden wäre. 

(RFH., 6. Seu., Urt. v. 20. Febr. 1935, VI A 592/32.) 


41. Ein Anwalt kann Verluſte aus der Beteiligung 
an einem, feine Wiederwahl in den Aufſichtsrat einer 
AktG. zuſagenden Konſortium nicht abziehen. 

(RFH., 6. Sen., Urt. v. 22. Febr. 1935, VI A 1280/33.) 


42. Ein Anwalt kann Zahlungen aus einer Ausfall- 
bürgſchaft, die zur Ermöglichung eines Sanierungsver⸗ 
gleichs für Klienten übernommen wurde, nicht abziehen. 

(NRZH., 6. Sen., Urt. v. 22. Febr. 1935, VI A 992/34.) 


43. Bei einem Anwalt gehören Verluſte, die durch 
Ausſtellung von Wechſeln für Klienten entſtehen, nicht zu 
den beruflichen Werbungskoſten. 

(RFH., 6. Sen., Urt. v. 22. Febr. 1935, VI A 501/34.) 


44. Ein Anwalt kann Aufwendungen für die Vor- 
bereitung der Gründung eines Spielkaſinos nicht von 
feinem Einkommen abziehen. 

(RZH., 6. Sen., Urt. v. 22. Febr. 1935, VI A 1285/33.) 


* 


45. 836 EinfSt®. Jubiläums gabe, die dem Geſchäfts⸗ 
führer einer GmbH. von deren Hauptgeſellſchafter aus 
Anlaß des 20jährigen Beſtandes ſeiner Firma gegeben 
wurde, als ſteuerpflichtiger Arbeitslohn. 

Der Beſchwß. iſt Geſchäftsführer der F. Gmb. Das Stamm⸗ 
kapital gehörte überwiegend der G. AktG. Aus Anlaß ihres 20jährigen 
Beſtehens überreichte die AktG. dem BeſchwF. zwölf Stück Aktien 
der S. AktG. Das Begleitſchreiben lautet: 

„... Wenn es uns trotzdem gelungen iſt, allen Schwierigkeiten 
Herr zu werden, und wenn es all den Firmen, an denen wir be⸗ 
teiligt find, möglich war, in dieſen ſchweren 20 Jahren ſich nicht nur 
zu erhalten, ſondern ſogar teilweiſe noch auszudehnen, ſo iſt dies in 
erſter Linie mit den Herren zu verdanken, die dieſe Firmen in 
leitender Stellung in dieſer Zeit geführt haben. 

Durch dieſe Art der Zuwendung ſollen Sie mitbeteiligt ſein an 
einem Unternehmen, an dem wir ſelbſt maßgebend beteiligt ſind.“ 

Der BeſchwF. beſtreitet, daß das Jubiläumsgeſchenk als ein⸗ 
kommenſteuerpflichtiger Arbeitslohn behandelt werden dürfe. 

Die RBeſchw. iſt unbegründet. 

Wie ſich aus dem Begleitſchreiben und den eigenen Angaben des 
BeſchwF. ergibt, wollte die G.-ARt®. mit der Jubiläumsgabe dem 
BeſchwF. als einem leitenden Angeſtellten eines Unternehmens, an 
dem fie weſentlich beteiligt iſt, ihren Dank dafür ausſprechen, daß 
die „ungeahnten“, insbeſ. durch den Weltkrieg und die folgende In⸗ 
flation bedingten Schwierigkeiten der letzten 20 Jahre überwunden 
worden ſeien. Die Gabe iſt alſo dem BeſchwF. im Hinblick auf feine 
Tätigkeit bei der F. Gmb. gewährt worden. Infolgedeſſen konnte 
die Vorbehörde die Jubiläumsgabe nach Art und Höhe als Bezug 
von Arbeitslohn i. S. von § 36 Abſ. 1 Nr. 1 EinkStG. an⸗ 
ſprechen (vgl. RF. 20, 317 — StW. 1927 Nr. 317 und Urt. vom 
3. Juni 1931, VI A 60/31: StW. 1931 Nr. 846 = REEL. 1931, 
641). Der Annahme von Arbeitslohn ſteht nicht entgegen, daß die 


G.⸗Aktcf. nicht Arbeitgeberin des Beſchw. war, und daß die Gabe 
aus Anlaß des 20jährigen Beſtehens der G.⸗AktGG. und nicht der 
eigenen Firma des BeſchwF. gegeben worden iſt. Auch kommt es 
nicht darauf an, daß für das eigene Unternehmen des Veh. 
keine Verpflichtung zu einer entſprechenden Gabe beſtand, und daß 
man deshalb auch nicht von einem Einſpringen eines Geſellſchafters 
für die Geſellſchaft ſprechen kann. Erforderlich und genügend iſt, daß 
die Gabe dem BeſchwF. in Rückſicht auf feine leitende Tätigkeit bei 
der F. GmbH. zugefloſſen iſt. 
(RFH., 6. Sen., Urt. v. 27. März 1935, VI A 871/34.) 


* 


46. 88 36 Abſ. 1, 70 EinkStG. 1925. Lohnnachzah⸗ 
lungen des laufenden Jahres, die für mehrere Lohnzah- 
lungszeiträume in einem Betrag geleiſtet werden, ſind 
zur Berechnung der Lohnſteuer auf die Lohnzahlungs⸗ 
zeiträume, für die ſie geſchuldet werden, zu verteilen. 
Erfolgt die Lohnnachzahlung nicht in einem Betrage, ſon⸗ 
dern in mehreren Abſchlags zahlungen, dann find auch 
die einzelnen Abſchlagszahlungen auf die Lohnzahlungs- 
zeiträume, auf die ſie ſich beziehen, umzulegen. 

(RFH., 6. Sen., Urt. v. 17. April 1935, VI A 998/35.) 
* 


47. § 23 ErbſchStcch. Unentgeltliche Mitarbeit der 
Ehefrau im Geſchäft ihres verſtorbenen Ehemanns gibt 
ihr, auch wenn die Mitarbeit über den Rahmen des 8 1356 
Abſ. 2 BGB. hinausgegangen iſt, regelmäßig keinen An⸗ 
ſpruch auf Entſchädigung, der als Nachlaß verbindlichkeit 
abgezogen werden konnte. 


Geſetzliche Erben des am 8. Okt. 1932 verſtorbenen Kauf⸗ 
manns A. M. waren feine Ehefrau zu Ya und feine beiden Kinder 
N. und O. zu je 8. Zum Nachlaß gehörte eine Kolonialwaren⸗ 
großhandlung. Die Witwe hat in dieſem Geſchäft ſeit der Ehe⸗ 
ſchließung i. J. 1912 weitgehend über den Rahmen des § 1356 
Abſ. 2 BGB. hinaus unentgeltlich mitgearbeitet und dadurch zur 
Entſtehung des am Stichtag vorhandenen Geſchäftsvermögens bei⸗ 
getragen. Sie glaubt deshalb gegen den Nachlaß eine Forderung 
zu haben, die fie zunächſt auf 80000 RM beziffert und in der 
Ber. auf 40 000 %% herabgeſetzt hat. Der Sohn N. hat dieſen 
Anſpruch anerkannt, während für ſeine minderjährige Schweſter 
der Pfleger und das VormGer. die Anerkennung abgelehnt haben. 
Mutter und Sohn verlangen, daß die 40 000 AH als Nachlaß⸗ 
verbindlichkeit behandelt und vom Erbteil des Sohnes in voller 
Höhe abgeſetzt werden. Nach erfolgloſem Einſpruch hat das FinGer. 
entſchieden, daß die 40 000 % zwar nicht vom Erbteil des Sohnes, 
wohl aber bei der Berechnung des zur Vexteilung kommenden 
Reinnachlaſſes vom Betriebsvermögen als Nachlaßverbindlichkeit 
zu kürzen ſeien. Dieſes Urteil hat das Fin A. mit der RBeſchw. an⸗ 
gefochten. Die RBeſchw. mußte Erfolg haben. 

Dem FinGer. iſt darin beizutreten, daß eine Anwendung des 
§ 24 ErbfhSt®. nicht in Frage kommt, wenn der Erbe aus feiner 
unentgeltlichen Tätigkeit im Haushalt oder Betrieb des Erblaſſers 
einen Rechtsanſpruch auf eine Vergütung gegen den Erblaſſer und 
damit gegen den Nachlaß erworben hat. In dieſem Falle iſt der 
Vergütungsanſpruch eine Nachlaßverbindlichkeit und wie jede andere 
Verbindlichkeit dieſer Art zunächſt aus dem Rohnachlaß zu berich⸗ 
tigen, ſo daß ſich der zu verteilende Reinnachlaß entſprechend min⸗ 
dert. Jedoch kann dem YinGer. darin nicht gefolgt werden, daß 
im vorl. Fall die Witwe aus ihrer Tätigkeit im Geſchäft ihres 
Ehemanns gegen dieſen oder ſeinen Nachlaß bürgerlich⸗rechtlich 
einen Anſpruch auf 40 000 % erworben habe. Es beſtand zwi⸗ 
ſchen den Eheleuten weder ein Geſellſchafts⸗ noch ein Arbeits⸗ 
vertrag, wobei dahingeſtellt bleiben kann, ob ein Arbeitsvertrag 
zwiſchen Eheleuten ſteuerrechtlich überhaupt anerkannt werden 
könnte (vgl. Urt. v. 7. Mai 1930, VI A 67/30: RH. 27, 22 = 
Mrozek, Kartei, ErbſchStéG. 1925, § 22, Rechtsſpr. 12). Das 
FinGer. ſtützt feine Auffaſſung lediglich auf das in der JW. 1921, 
635 abgedruckte Urteil des KG. v. 5. Jan. 1921. Dieſes Urteil 
billigt einer geſchiedenen Ehefrau für ihre über den Umfang 
des § 1356 Abſ. 2 BGB. hinausgehende unentgeltliche Tätigkeit im 
Geſchäft ihres früheren Ehemanns einen Rechtsanſpruch gegen 
dieſen auf Auskehrung eines Teils der durch ihre Arbeit erzielten 
Erſparniſſe zu. Für den dort entſchiedenen Fall mag dieſes Urteil 
richtig ſein. Eine allgemeine Bedeutung für jeden Fall, in dem 
eine Ehefrau unentgeltlich durch Arbeit über den Rahmen des 
8 1356 Abſ. 2 BGB. hinaus zur Vermehrung des Vermögens ihres 
Ehemanns beigetragen hat, kann ihm nicht beigemeſſen werden. Die 
Begr. des Urteils läßt erkennen, daß es ſich nicht auf eine poſitive 
Rechtsvorſchrift, die es auch nicht gibt, ſondern auf allgemeine aus 
Recht und Billigkeit abgeleitete Erwägungen gründet. Für den 
Fall einer Eheſcheidung mögen dieſe Erwägungen unter Umſtänden 
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Geltung haben. Für die Fälle, in denen die Ehe durch den Tod 
des Ehemanns gelöſt wird, treffen ſie nicht zu. In ſolchen Fällen 
iſt ſchon dadurch ein gewiſſer Ausgleich geſchaffen, daß ſich der 
Erbanſpruch der Ehefrau auch auf das von ihr erarbeitete Ver⸗ 
mögen erſtreckt. Im übrigen kann es beim Fortbeſtehen der Ehe 
dem Ehemann überlaſſen bleiben, ſeiner Ehefrau unter Lebenden 
oder durch letztwillige Verfügung den Anteil an ſeinem Vermögen 
zuzuwenden, der ihr infolge ihrer Arbeit nach Recht und Billigkeit 
zukommt. Auch die Ehefrau hat die Möglichkeit, den Beginn oder 
die Fortſetzung ihrer Tätigkeit von einer Beteiligung an dem von 
ihr erarbeiteten Vermögen abhängig zu machen. Wenn beide Teile 
ſolche Maßnahmen unterlaſſen, beſteht kein Anlaß, aus Billigkeits⸗ 
erwägungen nachträglich einen Anſpruch der Ehefrau an dieſem 
Vermögen anzuerkennen. Zudem hat das RG. im Urt. v. 24. Okt. 
1931 (RG. 133, 382 JW. 1932, 1349) auch für den Fall einer 
Eheſcheidung die Entſch. des KG. mit Recht nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung gelten laſſen, daß nicht nach ſtillem Einverſtändnis der Ehe⸗ 
leute die Dienſte der Ehefrau unentgeltlich gewährt und angenom⸗ 
men werden ſollten. Es liegt nahe, im vorl. Fall auf das Vor⸗ 
liegen eines ſolchen Einverſtändniſſes daraus zu ſchließen, daß die 
Ehefrau 20 Jahre lang im Geſchäft des Ehemanns unentgeltlich 
mitgearbeitet hat, ohne jemals aus dieſer Tätigkeit Anſprüche gel⸗ 
tend zu machen. Ein Rechtsanſpruch der Witwe gegen den Nachlaß 
auf Auszahlung von 40 000 % kann deshalb nicht anerkannt 
werden. 
(RFH., 3. Sen., Urt. v. 21. März 1935, III e A 89/4 8.) 


* 


* 48. 82 Ziff. 3 RFlucht StVO. Die Frage, ob die Auf- 
gabe des inländiſchen Wohnſitzes im deutſchen Intereſſe 
liege oder aus volkswirtſchaftlich gerechtfertigten Gründen 
erfolge, kann im Rechtsmittelverfahren nur erörtert wer- 
den, wenn zuvor ein entſprechender Antrag beim LFin A. 
innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt geſtellt worden war. 
Inſoweit weicht der Sen. nach nochmaliger Prüfung von 
der im Urt. v. 18. Mai 1933, III A 310/32, Amtl. Samml. 33, 
203 St W. 1933 Nr. 540, Mrozeks Kartei, Rg luchtSt. 8 2 
Nr. 4 Rechtsſpruch 1, dargelegten Auffaſſung ab. 

Das Fincker. iſt ſachlich auf den vom Beſchwß. nach § 2 
Ziff. 3 RFlucht StVO. geſtellten Freiſtellungsantrag nicht ein⸗ 
gegangen, weil der Antrag beim LFin A. erſt nach der Aufgabe 
des inländiſchen Wohnſitzes durch den Beſchw f., alſo verſpätet, 
geſtellt worden ſei. Der rechtliche Ausgangspunkt dieſer Erwägung 
iſt zutreffend. Nach der angegebenen Vorſchr. muß der Antrag auf 
Erteilung der Beſcheinigung ſpäteſtens bis zur Aufgabe des inlän⸗ 
diſchen Wohnſitzes geſtellt werden. Auf verſpätete Anträge braucht 
nicht eingegangen zu werden, es ſei denn, daß Gründe zur Ge⸗ 
währung von Nachſicht vorliegen. Unbefriſtet dagegen iſt nur der 
Antrag auf Feſtſtellung, daß die Vorausſetzungen des § 2 Ziff. 3 
a. a. O. vorliegen, der dann in Frage kommen kann, wenn das 
LFin A. die Beſcheinigung abgelehnt hat. Inſoweit weicht der 
Senat nach nochmaliger Prüfung von der im Urt. v. 18. Mai 
1933, III A 310/32: RH. 33, 203; StW. 1933 Nr. 540 = Mrozeks 
Kartei, Reichsfluchtſteuer, 8 2 Nr. 4 Rechtsſpr. 1, dargelegten 
Auffaſſung ab (vgl. Seweloh: StW. 1934, 1158). Gegenüber 
der ausdrücklichen Vorſchr. des § 2 Ziff. 3 RFlucht StVO. iſt es 
ausgeſchloſſen, die Frage, ob die Aufgabe des inländiſchen Wohn⸗ 
ſitzes im deutſchen Intereſſe liege oder aus volkswirtſchaftlich ge⸗ 
rechtfertigten Gründen erfolge, im Rechtsmittelverfahren zu er⸗ 
örtern, wenn nicht zuvor ein entſprechender Antrag beim LFin A. 
innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt geſtellt worden iſt. 

In tatſächlicher Beziehung aber fehlt noch die Begr. für die 
Anſicht des FinGer. der BeſchwF. habe ſchon am 1. Juni 1933 
feinen inländiſchen Wohnſitz aufgegeben. Das FinGer. ſtützt ſich 
dabei lediglich auf ein Schreiben des BeſchwF. v. 6. Juni 1933, 
in dem er mitgeteilt haben ſoll, daß er am 1. Juni 1933 ſeinen 
Wohnſitz nach Rotterdam verlegt habe. Dieſes Schreiben befindet 
ſich nicht bei den dem Senat vorl. Akten. Die Mitteilung allein 
könnte im vorl. Fall die Frage, wann der Beſchwß. feinen in⸗ 
ländiſchen Wohnſitz aufgegeben hat. nicht entſcheiden. Denn die 
Ehefrau des BeſchwF. hat in der Verhandlung v. 6. Juli 1933 
erklärt, es laſſe ſich noch nicht überſehen, wie ſich die Uberſiedlung 
ins Ausland geſtalten werde. Ihre Villa ſei v. 10. Aug. ab an⸗ 
derweit vermietet worden, die Möbel würden von dieſer Zeit ab 
beim Spediteur unterſtellt werden. Die Sache kann alſo ſehr 
wohl fo liegen, daß der Beſchw§. am 17. Juni 1933, als der 
Antrag beim LFinA. geſtellt wurde, ſeine Wohnung im Inland 
und damit ſeinen inländiſchen Wohnſitz noch nicht aufgegeben hatte 
(vgl. RFS. v. 15. März 1934, III A 61/34. RF. 35, 328 = 
StW. 1934 Nr. 405 = Mrozeks Kartei, Reichsfluchtſteuer §7 
Abſ. 1 Rechtsſpr. 2; ſiehe auch Seweloh: StW. 1934, 966). Die 
Frage bedarf noch der Klärung. Wegen dieſes Mangels war die 
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Vorentſcheidung aufzuheben. Die nicht ſpruchreife Sache geht an 
das FinGer. zurück. Dieſes wird erneut zu prüfen haben, wann 
der BeſchwF. ſeinen inländiſchen Wohnſitz aufgegeben hat. Ergibt 
die Prüfung, daß dies vor dem 17. Juni 1933 geſchehen iſt, ſo 
wird zu erwägen ſein, ob Nachſicht wegen Verſäumung der An⸗ 
tragsfriſt zu gewähren iſt. Dabei kann der Befreiungsantrag 
gleichzeitig als Antrag auf Gewährung von Nachſicht angeſehen 
werden. § 87 Abſ. 5 RAbgO. 1931 wäre dann nicht anwendbar. 
Ergibt ſich als Tag der Wohnſitzaufgabe ein nach dem 17. Juni 
1933 liegender Tag, ſo muß ohne weiteres über den Antrag ſach⸗ 
lich entſchieden werden. 
(RFI-, 3. Sen., Urt. v. 28. Febr. 1935, III A 208/34 S.) 


* 


49. 8 1 Abſ. 2 Satz 3 Tar Nr. 18 Ziff. 2 u. 14 1 Abſ. 1 
Pr StempStG. 1933. Erkennen die Händler, die die Er⸗ 
zeugniſſe einer Firma weiterveräußern wollen, in von 
ihnen unterzeichneten und der Firma ausgehändigten 
Verpflichtungsſcheinen die Lieferungsbedingungen und 
Preisſchutzbeſtimmungen der Firma als für ſich verbind- 
lich an und verpflichten fie ſich, für jeden Fall der Zur 
widerhandlung eine beſtimmte Vertragsſtrafe zu zahlen, 
ſo iſt weder der allgemeine Vertragsſtempel noch der 
Schuldverſchreibungsſtempel zu erheben. 

(RFH., 2. Sen., Urt. v. 21. Dez. 1934, II A 416/34.) 


* 


50. TarNr. 7 Abſ. 5 Satz 1 PrStempStG. Die üblichen 
kaufmänniſchen Beſtätigungsſchreiben unterliegen nicht 
dem Kaufvertragsſtempel. 


(Acc., 2. Sen., Urt. v. 8. März 1935, II A 96/34.) 


Keichspatentamt 


[e Wird in der amtlichen Zeitſchrift „Blatt für Patent⸗, Muſter⸗ 
und Zeichenweſen“ abgedruckt 


Berichtet von den Oberregierungsräten Dr. Gieſe und 
Bindewald, Berlin 


51. 88 1, 4 Ziff. 1 WbzG. Das Wortzeichen „Para- 
Linſe“ für optiſche Waren eintragbar im Gegenſatz zu den 
griechiſchen Verhältniswörtern epi und dia. 

Das angemeldete Wortzeichen lautet „Para⸗Linſe“. Nachdem 
die Anmelderin der Aufforderung des Senates zur Beſchränkung 
des Warenverzeichniſſes in ausreichendem Maße nachgekommen iſt, 
war der Beſchw. gegen den Zurückweiſungsbeſchluß der Prüfungs⸗ 
ſtelle ſtattzugeben. 

Dem angefochtenen Beſchluſſe iſt zwar, wie auch die Anmel⸗ 
derin nicht verkennt, inſoweit beizutreten, als für optiſche Waren 
der angemeldeten Art die griechiſchen Verhältniswörter „epi“ und 
„dia“ nicht ſchutzfähig ſind, haben ſie ſich doch in der Optik ſeit 
langem eingebürgert (vgl. u. a. „Dia⸗Projektion“ = Bildwurf im 
durchfallenden Licht und „Epi⸗Projektion“ = Bildwurf im auffal⸗ 
lenden Licht). Das gleiche gilt aber nicht von dem griechiſchen Ver⸗ 
hältniswort „para“ (== bei, neben, entgegen). Es iſt keineswegs 
eine fachübliche Bezeichnung für irgendeine beſtimmte Eigenſchaft 
einer optiſchen Linſe. Auch iſt kein Bedürfnis nach Freihaltung 
des Wortes „para“ zum Allgemeingebrauch für Linſen erkennbar. 
Wohl verwendet der Optiker das Wort „para“ in einer ganz be⸗ 
ſtimmten Verbindung, nämlich in der Zuſammenſetzung „para⸗ 
boliſch“. Es ſpricht aber nichts dafür, daß etwa der Durchſchnitts⸗ 
käufer in der ſtrittigen Bezeichnung lediglich einen Hinweis auf 
i li Geſtaltung der ſo gekennzeichneten Ware erblicken 
wird. - 5 

Die Anmelderin will mit „Para⸗Linſe“ vornehmlich eine 
Vorſatzlinſe beſtimmter Eigenart herſtellen und hat dem Senate 
auf ſein Erſuchen ein entſprechendes Modell vorgelegt. Auch eine 
Prüfung dieſes Muſters bot keinen Anlaß, der Auffaſſung der Prü⸗ 
fungsſtelle beizutreten. 5 r 

Die Beanſtandung des angemeldeten Zeichens als einer 
bloßen Herkunftsangabe i. S. des $4 Ziff. 1 Wbzch läßt ſich gleich⸗ 
falls nicht halten, da der braſiltaniſche Staat Para und ſeine 
gleichnamige Hauptſtadt als Erzeugungsſtätte optiſcher Waren für 
die heimiſche Wirtſchaft nicht ernſthaft in Betracht kommen. 

Iſt hiernach das angemeldete Zeichen als eine Phantaſiebil⸗ 
dung zu werten, ſo war der angefochtene Beſchluß aufzuheben. 

(RPatgl., 12. BeſchwSen., Entſch. v. 3. Mai 1935, F 32525/22 b 
W B S XII) Bd. 
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52. 8 4 Ziff. 1 u. 3 Wbzb. Die Bezeichnung „Was 
kanna“ nicht eintragbar für Kaffee, da mit dem im oft» 
afrikaniſchen Kaffeegebiete liegenden Orte „Makania“ ver⸗ 
wechſelbar. „Makanna“ für Kaffee-Erſatzſtoffe irreführend 
wegen des afrikaniſchen Wortklanges. 


Das angemeldete Zeichen „Makanna“ iſt nach feiner zu⸗ 
treffenden Begr. klanglich und wortbildlich den Worten „Ma⸗ 
kania“ und „Makandja“ ſo ähnlich, daß es ihnen i. S. des § 20 
W558. gleichzuſetzen iſt. Makania iſt aber ein Ort in Oſtafrika, 
der in einem Kaffeegebiet liegt. Es wird daher dieſes Zeichen für 
Kaffee vom Verkehr leicht als Herkunftsangabe angeſehen wer⸗ 
den. Ob z. Z. tatſächlich bereits eine Kaffeeſorte ſo bezeichnet wird, 
iſt dabei belanglos. 


Eine irreführende Bezeichnung liegt gem. § 5 Nr. 3 Kaffee⸗ 
Erſatzv O. v. 10. März 1930 dann vor, wenn Kaffee⸗Erſatzſtoffe 
als Kaffee oder mit Namen von Kaffeeſorten bezeichnet 
werden. Der Kunde, dem die mit „Makanna“ bezeichneten Kaffee⸗ 
Erſatzſtoffe begegnen, wird daher zu der Anſicht neigen, einen oſt⸗ 
afrikaniſchen Kaffee oder wenigſtens ein Gemiſch mit dieſem vor 
ſich zu haben. Zur Annahme einer Täuſchungsgefahr genügt ſchon 
die Tatſache, daß die angemeldete Wortbildung „Makanna“ afri⸗ 
kaniſch klingt und in Afrika viel Bohnenkaffee gebaut wird, was 
weiteſten Kundenkreiſen, den Zwiſchenhändlern wie auch dem Ver⸗ 
braucher, wohlbekannt iſt. Die angemeldete Bezeichnung birgt alſo 
offenſichtlich die Gefahr einer Irreführung des Verkehrs in ſich. 


Dieſe Anſicht, die ſchon im erſten Rechtsgange durch die Aus⸗ 
künfte der Handelskammern Bremen und Hamburg beſtätigt wurde, 
iſt inzwiſchen auch von der Handelskammer Berlin unterſtrichen 
worden. Sie hebt zutreffend hervor, daß auch nach den ſtrengen 
Vorſchr. des Werberates ſchon die Möglichkeit einer Irre⸗ 
führung vermieden werden muß. 


(RPat A., 12. BeſchwSen., Entſch. v. 3. Mai 1935, N 19245/26 0 
2 B S XI) 


w Bd. 


| Reihswirtfhaftsgericht | 


53. Im Ordnungsſtrafverfahren nach $ 39 Dev VO. v. 
23. Mai 1932 (848 Dev. v. 4. Febr. 1935) iſt eine Wieder⸗ 
aufnahme zuläſſig. 


Dem rechtzeitig geſtellten Antrage auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens muß entfprochen werden. Zunächſt war die Frage zu 
prüfen, ob allgemein auf die Urt., die eine Ordnungsſtrafe auf 
Grund der DevBd. feſtgeſetzt haben, die Vorſchriften der VO. über 
das NWIG. über die Wiederaufnahme des Verfahrens angewendet 
werden dürfen. Die Bedenken gegen eine ſolche Anwendung ergeben 
ſich in erſter Linie aus der Faſſung des maßgebenden, durch die 
BD. v. 17. Nov. 1931 (RGBl. I, 679), in der Dev VO. v. 1. Aug. 
1931 (RGBl. I, 421) eingefügten 8 20a und des § 39 Abſ. 2 Dev⸗ 
VO. v. 23. Mai 1932 (RGBl. I, 231 und 1934 RG Bl. I, 92), denn 
hier iſt beſtimmt: „Die Ordnungsſtrafe wird auf Antrag einer Stelle 
für Deviſenbewirtſchaftung vom NWIG. feſtgeſetzt. Die Feſtſetzung 
it unanfechtbar.“ Eine entſprechende Vorſchrift enthält jetzt auch 
8 47 Abſ. 2 des Gef. über Deviſenbewirtſchaftung v. 4. Febr. 1935 
RG Bl. I, 106). 


Der Wiederaufuahmeſenat hat indeſſen die Bedenken nicht ge⸗ 
teilt. Die genannte Vorſchrift hat die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe 
dem RWich. übertragen, ohne das Verfahren vor dem Gericht in 
irgendeiner Beziehung ſelbſt zu regeln. Sie hat alſo dieſe Regelung 
ausnahmslos den ſonſtigen für das Verfahren vor dem NWIG. be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften überlaſſen. Es greifen ſomit die Vorſchriften 
der über das NWIG. v. 21. Mai 1920 (RG Bl. 1167) in der ihr durch 
ſpätere VO., insbeſ. durch die EntſchädO. v. 30. Juli 1921 (RGBl. 
1046) gegebenen jetzt gültigen Faſſung Platz. Demgemäß iſt zunäachſt 
auch ſchon der für die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafen zuſtändige 
Senat gebildet worden: auf Grund des § 10 Abſ. 1 der genannten 
BD. entſcheidet er in einer Beſetzung von einem Vorſitzenden und vier 
ſachverſtändigen Beiſitzern. Weiter iſt unbeſtrittenermaßen für das 
übrige Verfahren, z. B. für die Ausſchließung oder Ablehnung eines 
Mitgliedes des Gerichts, die Verhandlungsführung, die Beweis⸗ 
erhebung, den Urteilsinhalt u. dgl., die VO. v. 21. Mai 1920 in der 
jetzt gültigen Faſſung maßgebend. Einen bedeutſamen Teil dieſer VO. 
bilden aber auch die Vorſchriften der 88 42 2 —43 über die Wiederauf⸗ 
nahme des Verfahrens. Hätten dieſe Vorſchriften für das Deviſenver⸗ 
ordnungsſtrafverfahren ausgeſchaltet werden ſollen, jo hätte es hierzu 
einer ausdrücklichen Regelung bedurft. Die Faſſung der Deviſen⸗ 
vorſchriften: „die Feſtſetzung iſt unanfechtbar“, allein genügt hierzu 
nicht. „Unanfechtbar“ zunächſt i. S. der Unanfechtbarkeit mit einem 


weiteren ordentlichen Rechtsmittel ſind ſämtliche abſchlie⸗ 
ßenden Urt. des RWIG. (in Beſatzungs⸗ und Beſatzungsperſonen⸗ 
ſchädenſachen die das Verfahren auf eine RBeſchw. hin innerhalb des 
RWicG. abſchließenden Urt. des großen Senats). Sie ſind unanfecht⸗ 
bar ſchon, aus dem äußerlichen Grunde, daß über dem NWIG. keine 
weitere Rechtsmittelinſtanz vorgeſehen iſt. — Die VO. des AWO. 
v. 20. Mai 1920 ſelbſt ſpricht in § 21 Abſ. 3 allerdings nur von 
dem „endgültigen“ (und nicht von dem „unanfechtbaren“) Urt. des 
R Wi. Selbſt dieſe Tatſache, daß die Urt. des NWIG. „endgültig“ 
find, iſt aber nur in einem Teil der Geſetze und VO., die ihm eine 
beſondere Zuſtändigkeit zugewieſen haben, ausdrücklich hervorgehoben, 
im übrigen aber als ſelbſtverſtändlich angenommen worden. 


Für die Frage der Unanfechtbarkeit mit einem ordent⸗ 
lichen Rechtsmittel ſtehen ſich ſämtliche abſchließenden Urt. 
des AWIG., gleichviel ob fie als „unanfechtbar“ oder „endgültig“ 
bezeichnet oder überhaupt in den Geſetzen nicht beſonders hervor⸗ 
gehoben worden find, gleich. Auch für die Frage der Zuläſſigkeit 
des Wiederaufnahmeverfahrens hat die Rſpr. der Wieder⸗ 
aufnahmeſenate zutreffenderweiſe niemals einen Unterſchied unter dem 
Geſichtspunkt gemacht, ob die Urt. in den maßgebenden Vorſchriften. 
ausdrücklich als endgültig bezeichnet worden ſind oder nur mangels 
einer weiteren Inſtanz als endgültig angeſehen werden müſſen. Auch 
gegenüber den ausdrücklich als „endgültig“ bezeichneten Urt. haben 
daher niemals Zweifel darüber beſtanden, daß eine Wiederaufnahme 
des Verfahrens nach $ 42 b RWich VO. innerhalb des RWiG. zuläſſig 
ſei. Dasſelbe muß aber auch für die als „unanfechtbar“ erklärten 
Entſch. in Deviſenſachen gelten. 


Auch die Erwägung, daß die bei Zuwiderhandlungen gegen die 
DeoVD. feſtzuſetzende Ordnungsſtrafe (als Vergeltung für eine Rechts⸗ 
verletzung) eine „Strafe“ ſei, und daß alſo auch das Verfahren vor 
dem zuſtändigen Senate des AWIG. als eine Art Strafverfahren an⸗ 
geſehen werden müſſe, während das Verfahren in der Mehrzahl der 
ſonſtigen von dem RWIG. zu entſcheidenden Fälle mehr zivilprozeß⸗ 
rechtliche Merkmale trage, kann nicht zu einer unterſchiedlichen Be⸗ 
urteilung der verſchiedenen Verfahren hinſichtlich der Frage des Wie⸗ 
deraufnahmeverfahrens führen. Zunächſt gab und gibt es auch ſonſtige 
Zuſtändigkeitsgebiete des AWIG., bei denen eine Entſch. über Ord⸗ 
nungsſtrafen zu fällen iſt. Bei dieſen Zuſtändigkeitsgebieten aber ift 
niemals ein Zweifel dahin aufgetreten, daß die Vorſchriften über das 
Wiederaufnahmeverfahren wegen ihrer angeblich zivilprozeßrechtlichen 
Merkmale nicht angewendet werden dürften, daß es vielmehr hierzu 
einer ausdrücklichen Anordnung bedurft hätte. Darüber hinaus aber 
entſpricht das Vorhandenſein dieſer Vorſchriften in allen Fällen 
dem Bedürfnis der Rechtsſicherheit und Gerechtigkeit. Denn es müßte 
als ein unerträglicher Zuſtand angeſehen werden, wenn es nicht — 
unbeſchadet einer nur einmaligen Rechtswürdigung — möglich 
wäre, in irgendeiner Form offenkundig tatſächliche Irrtümer oder 
Verſtöße einer an ſich rechtskräftigen Entſch. und damit dieſe ſelbſt zu 
beſeitigen. Einer beſonderen geſetzlichen Vorſchrift dahin bedarf es 
daher in ſämtlichen vor dem NWIG. verhandelten Fällen nicht, 
mögen auch einzelne von ihnen eine ſtrafrechtliche Eigenart beſitzen. 
Es braucht daher auch nicht weiter betont zu werden, daß gerade in 
dem Ordnungsſtrafverfahren nach der DevVO. ein beſonderes Bedürf⸗ 
nis nach der Möglichkeit eines Wiederaufnahmeverfahrens beſteht, 
weil das AWIG. in erſter und einziger Inſtanz entſcheidet. — Ins⸗ 
geſamt erſcheint ſomit das Wiederaufnahmeverfahren auch in Deviſen⸗ 
verordnungsſachen allgemein zuläſſig. 


In dem vorl. Einzelfall ſind auch die Vorausſetzungen für die 
Wiederaufnahme zwar nicht nach 8 42 b Abſ. 1 Nr. 1, wie der Antrag⸗ 
ſteller meint, wohl aber nach § 42 b Abſ. 1 Nr. 8 gegeben; denn der 
jetzige Antragſteller war in dem Verfahren vor dem Gerichte nicht 
nach Vorſchrift des Geſetzes vertreten, weil der von dem Vorſitzenden 
des Senats angeordnete Aufruf der Sache den erſchienenen Bevoll⸗ 
mächtigten nicht ordnungsmäßig erreicht hat. Zu der „rechtzeitigen 
Benachrichtigung“ gehört nicht nur die dem Termin vorangehende 
Verſtändigung von Ort und Zeit der Verhandlung (8 27 Abſ. 1), ſon⸗ 
dern auch die durch Aufruf erfolgende Mitteilung an die auf Grund 
der Ladung erſchienenen Beteiligten, daß die Verhandlung jetzt in dem 
Sitzungsraum beginne. Unterbleibt dieſer Aufruf und erſcheinen daher 
die Beteiligten in dem Sitzungsraum nicht, ſo iſt die Partei in dem 
Verfahren, zu dem als wichtigſter Beſtandteil regelmäßig die Haupt⸗ 
verhandlung gehört, nicht nach „Vorſchrift des Geſetzes“ vertreten. 
Die Sache war daher zur Wiederaufnahme des Verfahrens an den 
Spruchſenat zu verweiſen. 


(RWirtſchc., 9. Wiederaufu Sen., Urt. v. 27. Febr. 1935, 9 WS 96/34.) 
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| preußiſches Oberverwaltungsgericht | 


Berichtet von Senatspräſident v. Kries, Berlin 


54. 8 35 Ab ſ. 5 RGewſO. Unterſagung des Gewerbes 
als Bauunternehmer. Die Unterlaſſung der nach $ 35 Abſ. 5 
RGewO. vorgeſchriebenen Anhörung von Sachverſtändigen 
ſtellt einen weſentlichen Verfahrensmangel dar, der die 
Aufhebung des auf ihm beruhenden Urteils nach ſich zieht. 

Auf Klage der Ortspolizei hatte das BezVerwGer. dem 
bekl. Inſtallateur H. die Ausübung des Gewerbes als Inſtalla⸗ 
teur, Drahtzaun⸗ und Brunnenbauer unterſagt. Auf Rev. des 
Bekl. wies das OVG. die Sache an die Vorinſtanz zurück: 

Nach der zwingenden Vorſchr. des § 35 Abſ. 5 RGewO. muß 
der Unterſagung des Gewerbebetriebs als Bauunternehmer oder 
einzelner Zweige des Baugewerbes die Anhörung von Sachver- 
ſtändigen vorangehen, deren Bezeichnung nach dem Erlaß vom 
26. Febr. 1907 (MBliV. 104) durch den zuſtändigen RegPräf. 
zu erfolgen hat. Die vorherige Anhörung der vom RegPräſ. hier⸗ 
für beſtellten Sachverſtändigen iſt alſo eine weſentliche Voraus⸗ 
ſetzung der Zuläſſigkeit des Urteils auf Unterſagung der genann⸗ 
ten Gewerbebetriebe. Nach der vom RegPräſ. in P. erteilten Aus⸗ 
kunft find von ihm als Sachverſtändige gem. $ 35 Abſ. 5 RGewo. 
der Kreisbaurat K. und Brunnenbaumeiſter H. berufen worden. 
Keiner von dieſen Sachverſtändigen tft vom BezVerwGer. ver⸗ 
nommen worden. Das BezVerwGer. hat mithin die Vorſchr. des 
§ 35 RGew O. nicht beachtet. Das angefochtene Urteil mußte daher 
ſchon wegen dieſes Verfahrensverſtoßes aufgehoben und die Sache 
zur Nachholung der bisher verſäumten Sachverſtändigenanhörung 
an das BezVerwGer. zurückverwieſen werden. Dem oder den 
Sachverſtändigen ſind, um der Vorſchr. des § 35 Abſ. 5 zu ge⸗ 
nügen, die Fragen vorzulegen, ob die einzelnen vom Bekl. be⸗ 
triebenen Gewerbe, auf deren Unterſagung die Klage gerichtet iſt, 
nach der allgemein in den 1 geltenden Anſchauung einer 
der im § 35 Abſ. 5 bezeichneten Gewerbearten zuzurechnen ſind, 
und ferner, ob Bekl. auf Grund der zum Nachweis ſeiner Un⸗ 
zuverläſſigkeit vorgebrachten Tatſachen als unzuverläſſig gerade in 
bezug auf die betr. einzelnen Zweige ſeines Unternehmens anzu— 
ſehen iſt. 

(PrOG., 3. Sen., Urt. v. 28. März 1935, UII 0 34/35.) 
* 


55. 3 24 HannGeſ. über Gemeindewege v. 28. Juli 1851 
(Hann S. I, 141); 8 14 PrEiſenbG. v. 3. Nov. 1838 (G S. 505). 
Wegeunterhaltung in der Provinz Hannover. In der Pro- 
vinz Hannover iſt auch nach dem Inkrafttreten des Hannbei, 
über Gemeindewege v. 28. Juli 1851 eine Abänderung der 
geſetzlichen Wegeunterhaltungspflicht durch nicht wege⸗ 
rechtliche Sondertitel möglich. Insbeſ. find gütliche Ver⸗ 
einbarungen über die Unterhaltung von Wegeanlagen, die 
im Zuſammenhange mit einer Planfeſtſtellung auf Grund 
des PrEiſenbG. v. 3. Nov. 1838 neu geſchaffen oder ge> 
ändert worden ſind, unter Zuſtimmung der Wegepolizei 
auch für das Geltungsgebiet des PrEiſenbGeſ. zuläſſig 
und damit für Hannover auch für die Zeit nach dem In- 
krafttreten des PrEiſenbcö. dortſelbſt als rechtsverbind— 
lich anzuerkennen. f) 


In den 70er Jahren des vorigen Jahrhunderts wurde die 
alte Landſtraße von Hannover nach Schulenburg (Engelboſteler 
Damm) mittels einer Brücke nebſt zugehöriger Rampe über die 
Bahn von Hannover nach Wunſtorf hinweggeleitet. Bei dem Ram⸗ 
penbau wurde die Wegefahrbahn etwas nach Weſten verſchoben. 
Der von dem durchgehenden Straßenverkehr verlaſſene, am Fuße 
der öſtlichen Rampenböſchung liegende Wegeteil wurde jedoch für 
den allgemeinen Gebrauch wegen der an ihm ſtehenden Häuſer 
nicht entbehrlich und blieb deshalb beſtehen. Die Unterhaltung 
dieſer zum Gemeindebezirk Hannover gehörigen Straße „Im 
Grunde“ iſt ſtreitig. > 

Durch Pfg. v. 26. Juli 1933 forderte der Oberbürgermeiſter 
von Hannover als Ortspolizeibehörde (Wegepolizei) die DReichsb⸗ 
Geſ. auf, den Fahrdamm der Straße „Im Grunde“ auszubeſſern 
und in einen ordnungsmäßigen Zuſtand zu verſetzen. Den von 
der Reichsbcgeſ. mit der Begr. erhobenen Einſpruch, daß nicht fie, 
ſondern die Stadt Hannover öffentlich⸗rechtlich zur Unterhaltung 
der Straße verpflichtet ſei, wies der Oberbürgermeiſter durch 
Beſchl. v. 12. Sept. 1933 zurück, 5 N 

Nunmehr erhob die ReichsbGGeſ. Klage im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren gegen den Oberbürgermeiſter auf Aufhebung des Ein⸗ 
ſpruchsbeſchluſſes und richtete fie gleichzeitig als Abbürdungsklage 
gegen die Stadtgemeinde Hannover. Sie machte geltend, daß nach 
der Hannov. Wegegeſetzgebung die öffentliche Wegebaulaſt die Ge⸗ 


meinde treffe, durch deren Bezirk der Weg laufe. Ein öffentlich⸗ 
rechtlicher Titel, durch den der Reichsbahn in Abweichung von der 
geſetzlichen Unterhaltungspflicht die Wegebaupflicht auferlegt ſei, 
beſtehe nicht. Durch Entſch. der Landespolizeibehörde, der Land⸗ 
droſtei in Hannover, v. 22. Nov. 1878 ſei die Unterhaltung des 
neuen Rampenweges der Stadt Hannover auferlegt worden. Den 
Rekurs der letzteren habe der Preuß. Handelsminiſter durch Be⸗ 
ſcheid v. 17. Febr. 1879 zurückgewieſen. Zur Abgeltung der Mehr⸗ 
unterhaltungslaſt ſei die Eiſenbahnverwaltung durch Entſch. der 
Landdroſtei v. 15. Okt. 1880 verpflichtet worden, an die Stadt 
jährlich 36 , zu zahlen. Damit ſeien alle Verpflichtungen der 
Kl. erledigt. 3 

Die Bekl. machten geltend, daß zwiſchen Magiſtrat und Eiſen⸗ 
bahndirektion im Wege eines im Mai/Juni 1879 geführten Schrift⸗ 
wechſels ein Abkommen mit öffentlich- rechtlicher Wirkſamkeit ge⸗ 
troffen ſei, durch das die Eiſenbahnverwaltung die Unterhaltung 
des ſtreitigen Wegeteils übernommen habe. 

Kl. beſtritt, daß durch dieſen Schriftwechſel die Pflicht der 
Eiſenbahn zur Unterhaltung der ſtreitigen Straße begründet wor⸗ 
den ſei. Es ſei nicht einmal nachweisbar, daß ſich der Schrift⸗ 
wechſel überhaupt auf dieſe Straße bezogen habe. 

Das BezVerwöker. gab der Klage ſtatt, hob die angefochtene 
Verfügung auf und erklärte die Stadtgemeinde Hannover für ver⸗ 
pflichtet, die der Kl. aufgegebenen Herſtellungsarbeiten auszufüh⸗ 
ven, An ſich ſei es zwar denkbar — jo führt das Urteil aus —, 
daß die Eiſenbahnverwaltung durch ein Abkommen mit öffentlich- 
rechtlicher Wirkung zur Unterhaltung der Straße verpflichtet und 
deshalb die Entſchädigung für die Mehrunterhaltungslaſt an dem 
neuen Rampenwege nur auf 36.72. jährlich feſtgeſetzt worden 
ſei. Ein Abkommen mit öffentlich-rechtlicher Wirk⸗ 
ſamkeit, worauf es enticheidend ankomme, ſei jedoch nicht nach⸗ 
weisbar, weil ſich kein Anhalt dafür finde, daß die Landespolizei⸗ 
behörde von dem angeblichen Abkommen verſtändigt worden ſei. 
Hiernach könne es dahingeſtellt bleiben, ob ſich der Schriftwechſel 
zwiſchen Magiſtrat und Eiſenbahndirektion überhaupt auf den 
ſtreitigen Weg bezogen habe. 

Auf Rev. der Bekl. wies das OVG. die Sache an die Vor⸗ 
inſtanz zurück. 

Der Weg, deſſen Inſtandſetzung von der Wegepolizeibehörde 
gefordert wird, iſt unſtreitig ein öffentlicher. In Hannover gilt 
nach § 24 Hannov. Geſ. über Gemeindewege und Landſtraßen vom 
28. Juli 1851 (HannovGS. I, 141 ff.) der Grundſatz, daß die 
Wegepflicht diejenige Ortsgemeinde trifft, durch deren Bezirk der 
Weg läuft. Streitig iſt, ob in Abweichung von dieſer Regel, nach 
der die Abbürdungsbekl. unterhaltungspflichtig ſein würde, eine wirk⸗ 
ſame Abänderung der öffentlichen Wegebaupflicht ſtattgefunden hat 
derart, daß ſie auf die Kl. übergegangen iſt. 

Wie vom BezVerwGer. bereits hervorgehoben, hat das OVG. 
in wiederholten Entſch. anerkannt, daß eine Abweichung von der 
grundſätzlichen Regelung der Unterhaltungslaſt nach § 24 Han⸗ 
nov. Wegegeſetzes insbeſ. auf Grund nicht wegerechtlicher Sonder⸗ 
titel möglich iſt; und zwar ſind ſolche Sondertitel, ſoweit ſie vor 
dem Inkrafttreten des Wegegeſetzes, dem 1. Mai 1855, begründet 
waren, nicht weggefallen und können auch nach dieſem Zeitpunkt 
neu begründet werden. Die Entſch. des Gerichtshofs: R. u. Pr⸗ 
VerwBl. 51, 469 hat namentlich mit Zuſtimmung der Wegepolizei⸗ 
behörde getroffene gütliche Vereinbarungen für zuläſſig erklärt. 
Zur Begr. hat der Gerichtshof dabei auf Art. 12 Hanno. Eiſen⸗ 
bahn®. v. 8. Sept. 1840 (HannovGS. I, 373) verwieſen, der von 
Vereinbarungen „über Abtretung, Benutzung und Belaſtung des 
Grundeigentums ſamt Zubehör uſw.“ ſpricht. Dieſe Beſt. kann 
allerdings im vorl. Falle nicht herangezogen werden, weil die 
Vereinbarungen, um die es ſich hier handelt, im Jahre 1879 ge⸗ 
troffen ſind, alſo zu einer Zeit, als in der Provinz Hannover auf 
Grund der VO. v. 19. Aug. 1867 (GS. 1426) bereits das Preuß. 
Eifendbahn®. v. 3. Nov. 1838 galt. Da aber auch dieſes Geſetz 
in 881. Verb. m. § 14 dem Hannov. Eiſenbahnch eutſprechende 
Vorſchr. enthält, iſt es unbedenklich, die Zuläſſigkeit einer Ab⸗ 
änderung der geſetzlichen Wegeunterhaltungspflicht durch gütliche, 
unter Zuſtimmung der Wegepolizeibehörde getroffene Vereinbarun⸗ 
gen auch für das Geltungsgebiet des Preuß Etſenbahnch. und da⸗ 
mit für Hannover auch für die Zeit nach dem dortigen Inkraft⸗ 
treten des Preuß. Eiſenbahnch. anzunehmen. Hat es hiernach das 
BezBerinder. ohne Rechtsirrtum grundſätzlich als zuläſſig aner⸗ 
kannt, daß die Eiſenbahnverwaltung durch ein Abkommen mit der 
Stadtgemeinde Hannover mit öffentlich⸗rechtlicher Wirkung zur 
Unterhaltung der ſtreitigen Straße verpflichtet werden konnte, ſo 
irrt das Gericht doch, wenn es annimmt, daß die Zuſtimmung 
der Wegepolizeibehörde zu dem getroffenen Abkommen nicht nach⸗ 
gewieſen ſei, und daß es deshalb der öffentlich⸗rechtlichen Wirk⸗ 
ſamkeit entbehre. Der Vorderrichter überſieht, daß in der Stadt 
Hannover, und zwar auch im Jahre 1879, der Magiſtrat zugleich 
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Wegepolizeibehörde war (OVG. 36, 288; PrVerwBl. 9, 11/14). 
Mag der Magiſtrat den Schriftwechſel mit der Eiſenbahndirektion 
auch als Vertreter der Stadtgemeinde geführt haben, ſo kann es 
doch nicht zweifelhaft ſein, daß er damit gleichzeitig als Wegepoli⸗ 
zeibehörde den Abmachungen ſtillſchweigend zugeſtimmt hat (OVG. 
59, 410; 76, 370). Das hat das BezVerwGer. verkannt, und des⸗ 
halb war feine Entſch. aufzuheben. 

i Bei freier Beurteilung erſcheint die Sache noch nicht ſpruch⸗ 
Fei 
(PrO G., 4. Sen., Urt. v. 28. Febr. 1935, IV C 73,34.) 


Anmerkung: Die Entſch. entſpricht nicht der Rechtslage. Sie 
hätte ſich vor allem mit $ 45 Hannov. Gef. über Gemeindewege 
auseinanderſetzen müſſen. Bei richtiger Auslegung mußte dieſe 
Vorſchr. zu einem anderen Ergebnis führen. 

$ 45 Hannov. Geſ. über Gemeindewege beſtimmt, daß alle 
durch dieſes Geſetz nicht aufrechterhaltenen Verpflichtungen zur 
Anlegung oder Unterhaltung von Gemeindewegen, gleichviel ob 
dieſe auf geſetzlichen Vorſchr. oder einem gleichſtehenden Rechtstitel 
beruhen, vom Inkrafttreten des Geſetzes ab aufgehoben ſein ſol⸗ 
len. Das PrOVG. hat allerdings bereits mehrfach (Pr OVG. 45, 
253 ff., beſ. 257/8; R.⸗ u. PrVerwBl. 51, 469) behauptet, von 
dieſer Vorſchr. ſeien gewiſſe Rechtstitel, z. B. landespolizeiliche 
Anordnungen und nicht wegerechtliche Sondertitel unberührt ge⸗ 
blieben. In der Linie dieſer Rſpr. liegt auch die hier beſprochene 
Sud. Dieſe Rſpr. findet jedoch in der wahren Rechtslage keine 

üße. 

In älteren Entſch. hat das Pr OVG. die Rechtslage zutref⸗ 
fender beurteilt. Dies gilt vor allem von den Entſch.: PrOVG. 
20, 276; 25, 257/8; 30, 276. Beſonders in der zuletzt genannten 
Entſch. führt das PrOch. zutreffend aus, daß das Hannov. 
Geſ. über Gemeindewege, wie aus ſeinen Beſt. ſelbſt hervorgehe, 
„abſolut bindende Regeln aufſtellen und von dieſen nur die Aus⸗ 
nahmen zulaſſen wollte, welche im Geſetze ſelbſt genannt ſind“. Daß 
das PrOVG. der Vorſchr. in $ 45 Hannov. Gef. über Gemeinde⸗ 
wege gegenüber allen nicht in dieſem Geſetz genannten Rechts⸗ 
titeln zutreffend nach rückwärts die Bedeutung einer Aufhebung, 
nach vorwärts die Bedeutung einer Sperre beigelegt hat, ergibt 
ſich gleichfalls aus PrOVG. 30, 276. Die rückwärtige Aufhebung 
ſonſtiger Titel findet es nämlich in $ 45 des Geſetzes ſelbſt aus⸗ 
geſprochen (a. a. O.; vgl. auch § 82 des Geſ.). Hinſichtlich der Zu⸗ 
kunft führt es folgendes aus: „Aus den Motiven zum Geſetz und 
den Verhandlungen über ſein Zuſtandekommen geht hervor, daß 
dieſer Grundſatz (sc. des Ausſchluſſes nicht im Geſetz ſelbſt genann⸗ 
ter Titel) auch für die Zukunft maßgebend ſein ſollte, und daß 
man namentlich nicht daran dachte, den gemeinrechtlichen Grund⸗ 
ſatz, wonach beſtehende Geſetze durch Gewohnheitsrecht abgeändert 
werden können, auf dem Gebiet des Wegerechts noch ferner An⸗ 
wendung finden zu laſſen ... Das Hannov. Wegeb. enthält ab- 
ſolut bindende Beſt. über die Regelung der Wegebaulaſt, welche 
auch Abänderungen durch das Gewohnheitsrecht ausſchließen (a. 
a. O.).“ Inwieweit die auch gegen künftiges Gewohnheitsrecht ge⸗ 
richtete Tendenz des Geſetzes wirkſam werden konnte, mag auf ſich 
beruhen; dieſe Frage gehört in die Lehre von den Rechtsquellen. 
Soviel aber ſteht nach den wiedergegebenen Ausführungen der er⸗ 
örterten Entſch. feſt: das Hannov. Wege®. wollte in der Frage 
der Rechtstitel über die Wegebaulaſt und die Wegeunterhaltung 
für die Vergangenheit und für die Zukunft tabula rasa machen; 
nur die in ihm ſelbſt genannten Titel ſollten rechtlichen Beſtand 
haben. Das folgt auch ganz klar aus der Begr. des Geſetzentwurfs 
(vgl. PrOVG. 20, 276), in dem es heißt: „Zur Herſtellung eines 
einfachen, Zweifeln nicht Raum laſſenden Zuſtandes wird es er⸗ 
forderlich ſein, für die gehörige Beſchaffenheit der Gemeindewege 
allein die Gemeinde verantwortlich zu machen.“ Man wollte alſo 
unmißverſtändlich wiſſen, an wen man ſich zu halten hatte, und 
ſtellte es deshalb bewußt darauf ab, alle Zweifelsmöglichkeiten 
hinſichtlich der Perſon des Pflichtigen von vornherein auszu⸗ 
ſchlteßen (vgl. auch von Brünneck, Das Hannov. Geſetz über 
Gemeindewege, 1897, Anm. zu § 45; Kühne: Stuſev 1923, 281; 
Germershauſen⸗Seydel, Wegerecht und Wegeverwal⸗ 
lung in Preußen, 4. Aufl., I. Bd. S. 234/5: Froelich bei 
Drewes, Preuß. Polizeirecht, II. Teil S. 291/2). 

Von der vorſtehend wiedergegebenen exkluſiven, aber zutref⸗ 
fenden Auffaſſung iſt das PrOVG. erſtmals in ſeiner Entſch.: Pr⸗ 
OVG. 45, 257/8 abgewichen. Hier führt es im Anſchluß an den 
Wortlaut des § 45 des erörterten Geſetzes aus: „Von dieſer 
Vorſchr. iſt aber eine landespolizeiliche Anordnung nicht betroffen 
worden. Sie iſt ſeblſt keine „geſetzliche Vorſchrift', aber auch kein 
einer ſolchen ‚gleichſtehender Rechtstitel‘, denn darunter ift, wie 
die Begründung des Geſetzentwurfs klar erkennen läßt, nur ein 
„öffentliches Herkommen“, alſo Obſervanz, zu verſtehen. Anderer⸗ 
ſeits kann die landespolizeiliche Anordnung als zweifellos öffent⸗ 
licher Titel auch nicht unter die (sc. der Wegepolizei gegenüber 


durch das Geſetz mediatiſierten) beſonderen privatrechtlichen Ver⸗ 
pflichtungsgründe fallen, zu denen die Begr. des Geſetzes „Vertrag, 
Verjährung, richterliches Erkenntnis uſw.“ rechnet. Wenn mithin 
das Geſetz den hier maßgebenden Titel (d. h. eine landespolizei⸗ 
liche Anordnung) nicht beſonders beſeitigt hat, ſo iſt er als fort⸗ 
beſtehend anzuerkennen“ (a. a. O.). Auf dieſer Argumentation be⸗ 
ruht ſeither die von der früheren Rſpr. abweichende, neuere Judi⸗ 
katur des PrOVG. Daß es ſich um eine Abweichung gegenüber 
dem früheren Standpunkt des PrOVG. handelt, iſt trotz der hier⸗ 
gegen vom PrOVG. (a. a. O.) eingelegten Verwahrung unver⸗ 
kennbar. Die wiedergegebene Argumentation des Pr OVG. iſt un⸗ 
haltbar. Sie beruht auf einer rein philologenhaften Auslegung des 
Geſetzes, die dem wahren Sinn des Geſetzes in keiner Weiſe gerecht 
wird. § 45 des Geſetzes lautet nämlich wie folgt: „Alle bisherigen, 
durch das gegenwärtige Geſetz nicht aufrechterhaltenen Verpflich⸗ 
tungen zur Anlegung oder Unterhaltung von Gemeindewegen ..., 
es mögen ſolche Verpflichtungen auf geſetzlicher Vorſchr. 
oder einem derſelben gleichſtehenden Rechtstitel be⸗ 
ruhen, find... aufgehoben.“ Nun heißt es in der Tat in der 
Begründung des Geſetzentwurfs (S. 444, vgl. PrOVG. 20, 276): 
„Die zur Zeit beſtehenden Wegepflichten beruhen entweder un⸗ 
mittelbar auf geſetzlicher Vorſchr., der ein der Wegepolizei gegen⸗ 
über begründetes öffentliches Herkommen gleichſteht, oder auf be⸗ 
ſonderen Rechtsgründen, namentlich Vertrag, Verjährung, richter⸗ 
liches Erkenntnis uſw., Verpflichtungen, welche im Gegenſatz zu 
den auf Geſetz oder öffentlichem Herkommen beruhenden als pri⸗ 
vatrechtlich bezeichnet werden können.“ Man ſieht: dieſe dem Ge⸗ 
ſetzentwurf beigegebene Begründung ſollte den Hannov. Ständen, 
die über den Entwurf Beſchluß zu faſſen hatten, einen Überblick 
über die ſeinerzeit beſtehende Rechtslage in Wegeſachen geben; es 
ſollten ihnen zur Erläuterung „die“ zur Zeit beſtehenden Wege⸗ 
pflichten ihrem Rechtsgrunde nach veranſchaulicht werden. Zu die⸗ 
fen Zweck hat die Hannov. Regierung die Wegepflichten in der 
wiedergegebenen Weiſe klaſſifiziert. Augenſcheinlich glaubte ſie, 
„die“ Wegepflichtigen ſämtlich in die vollzogene Klaſſifizierung 
einbezogen zu haben. Sie hatte aber Pech! Die öffentlichen Wege⸗ 
titel können auch auf anderem Rechtsgrunde als unmittelbar auf 
Geſetz oder Obſervanz beruhen! Auf dieſem offenſichtlichen Ver⸗ 
ſehen baut die neuere Rſpr. des PrOVG. zum Hannov. Wege⸗ 
recht auf! Der klar zutage liegende Wille zur Vollſtändigkeit, den 
die Hannov. Regierung bei der Abfaſſung ihrer Begr. zum Geſetz 
beſaß, wird unbeachtet gelaſſen; ſtatt deſſen triumphiert ein „Scharf⸗ 
ſinn“, der aus einer verſehentlichen Klaſſifizierungslücke eine vor⸗ 
bedachte Unterlaſſung macht! Die auf dieſer Baſis aufgebauten 
Folgerungen entbehren ſomit einer wirklichen Begründung. 
Auch der ſonſt in der einſchlägigen Rſpr. des PrOVG. aus⸗ 
geſprochene Gedanke, daß nicht wegerechtliche Sondertitel trotz 8 45 
des Geſ. fortbeſtänden und neu geſchaffen werden könnten (Pr⸗ 
OVG. 45, 257/8; R- u. PrVerwBl. 51, 469), iſt ſchwerlich zutref⸗ 
fend. Offenbar liegt ihm der bekannte Satz zugrunde: lex poste- 


. rior generalis non derogat legi priori speciali. Das Hannov. 


MWege®. iſt aber m. E. in ausgeſprochenem Sinne ſelbſt ein Spe⸗ 
zialgeſetz, aber ſelbſt wenn man ihm gegenüber gewiſſe andere 
Beſt. als noch ſpezieller betrachten wollte, ſo bleibt zu beachten, 
daß der zitierte Satz nur ein Auslegungsgrundſatz iſt, alſo nur 
dann eingreift, wenn ohne ihn Sinn und Tragweite eines Ge⸗ 
ſetzes nicht zu ermitteln ſind. Im vorl. Falle aber iſt der exkluſive 
Sinn des Hannov. Wege., wie gezeigt, klar zu ermitteln. Für 
die Anwendung des erwahnten Auslegungsgrundſatzes bleibt mit⸗ 


hin kein Raum. 
FA. Reuß, Berlin. 
* 


56. Eintragung eines Ableitungsrechts in das Waſſer⸗ 
buch. SS 186—188 PrWaſſcd. v. 7. April 1913 (G S. 53); 88 4, 
14 PrEiſenbahnc. v. 3. Nov. 1838 (GS. 505). Die Plan⸗ 
feſtſtellung nach 88 4, 14 PrEiſenbahnG. v. 3. Nov. 1838 
ſtellt keinen Titel für den Erwerb eines privaten Ben 
nutzungsrechtes an einem Waſſerlauf dar. 

Die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft ſtellte bei dem Bezirksaus⸗ 
ſchuß den Antrag, für ſie das Recht in das Waſſerbuch einzutragen, 
aus der Erft vermittels eines Brunnens auf der Parzelle Gemarkung 
B. .. Waſſer in einer Menge bis zu 30 ebm ſtündlich für Betriebs- 
zwecke, hauptſächlich zur Verſorgung des Bahnhofs B. mit Waſſer zur 
Lokomotivkeſſelſpeiſung abzuleiten. Bemerkt wurde dazu, das Recht 
werde geſtützt auf die ſeit dem Jahre 1868 widerſpruchslos in Betrieb 
befindliche Waſſerentnahmeanlage. 

Der Bezirksausſchuß wies den Antrag zurück mit der Begr., 
daß, da die Antragſtellerin das abgeleitete Waſſer nicht in die Erft 
zurückleite, ſondern verbrauche, kein Zweifel darüber beſtehe, daß das 
beanſpruchte und ausgeübte Ableitungsrecht nicht als Recht beſtanden 
haben könne, und daß der Antrag deshalb offenbar unbegründet ſei. 

In der gegen dieſen Beſchl. eingelegten Beſchw. machte die An⸗ 
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tragſtellerin nunmehr geltend, der Plan des Bahnhofs B. mit ſeinen 
Nebenanlagen ſei durch die Miniſter für Handel und öffentliche Ar⸗ 
beiten am 26. Nov. 1867 auf Grund 88 4, 14 PrEiſ BG. v. 3. Nov. 
1838 feſtgeſtellt worden. Dieſe Planfeſtſtellung ſei ein rechtsgeſtalten⸗ 
der Verwaltungsakt, durch den das beanſpruchte Ableitungsrecht be⸗ 
gründet worden ſei. 

Das OVG. wies die Beſchw. zurück. 

In tatſächlicher Beziehung ſteht nach den von der Beſchw . vor⸗ 
gelegten Plänen feſt, daß die Waſſerentnahmeſtelle an der Erft zwar 
in dem erſten mit einem miniſteriellen Feſtſtellungsvermerk ver⸗ 
ſehenen Plane des Bahnhofs B. aus dem Jahre 1867 noch nicht ein⸗ 
getragen war, wohl aber in ſpäteren, mit ſolchen Feſtſtellungsvermer⸗ 
ken verſehenen Plänen aus den Jahren 1889 und 1902. Bei der 
rechtlichen Beurteilung war deshalb davon auszugehen, daß die Waſſer⸗ 
entnahmeanlage als Nebenanlage des Bahnhofs B. mit unter die 
Planfeſtſtellung fällt. Da die BeſchwF. das von ihr beanſpruchte 
Waſſerableitungsrecht jetzt nur noch auf die miniſterielle Planfeſt⸗ 
ſtellung ſtützt, fragte es ſich hiernach nur, ob dieſe als geeigneter Er⸗ 
werbstitel für das Recht gelten kann. Das war jedoch zu verneinen. 

Daß die Planfeſtſtellung nach den 88 4, 14 Eiſ BG. v. 3. Nov. 

1838, wie die BeſchwF. geltend macht, einen rechtsgeſtaltenden Ver⸗ 
waltungsakt darſtellt, iſt zutreffend. Das Recht zur Planfeſtſtellung 
iſt ein weſentlicher Beſtandteil der Eiſenbahnhoheit; die Planfeſtſtel⸗ 
lung bezweckt, eine behördliche Beſt. darüber zu treffen, daß ein Neu⸗ 
bau oder eine Veränderung einer Eiſenbahnanlage nach Maßgabe des 
feſtgeſtellten Planes auszuführen iſt. Sie dient dazu, alle polizei⸗ 
lichen öffentlichen JIntereſſen, die mit dem Bau und Betrieb 
der Bahn zuſammenhängen, endgültig auszugleichen, ohne daß noch 
weiter öffentliche Verfahren mit dem Ziele der Zuſtimmung und Ge⸗ 
nehmigung durch die Landes- oder Waſſerpolizeibehörden durchzuführen 
wären. Sie hat ferner ähnlich wie die gewerbepolizeiliche Genehmigung 
die Wirkung, daß die durch die Herſtellung der planmäßigen Anlagen 
Betroffenen weder eine Beſeitigung noch eine Anderung der Anlagen, 
vielmehr wegen Beeinträchtigung ihrer Rechte lediglich Entſchädigung 
verlangen können. Dagegen iſt ſie als öffentlich⸗rechtlicher Staats⸗ 
hoheitsakt nicht dazu beſtimmt, für den Eiſenbahnunternehmer unter 
Eingreifen in die Privatrechte anderer private Rechte, insbeſ. Be⸗ 
nutzungsrechte an Waſſerläufen, zu begründen. Die gegenteilige An⸗ 
nahme der Beſchwß. findet weder im Schrifttum noch in der Rſpr. 
eine Stütze. In dem von ihr in Bezug genommenen Werke von 
Fritſch, Eiſenbahngeſetzgebung im Deutſchen Reich und in Preußen, 
wird an der angegebenen Stelle in Übereinſtimmung mit der vorſtehen⸗ 
den Darlegung auch nur geſagt, daß durch 8 4 Eiſ BG. die Ausglei⸗ 
chung aller bei dem Bahnbau zu berückſichtigenden öffentlichen 
Intereſſen derart ausſchließlich in die Hand des Miniſters gelegt 
ſei, daß er allein zu allen durch die Planfeſtſtellungen erforderten 
Entſch. polizeilicher Art zuſtändig ſei, auch wenn ſonſt eine 
andere Zuſtändigkeit oder ein anderes Verfahren in den Geſetzen vor⸗ 
geſehen ſei. Ebenſo wird in dem Werke von Gleim, Eiſenbahnbau⸗ 
recht, im 8 59 die Planfeſtſtellung rechtlich als ein Verwaltungsakt 
bezeichnet und der feſtgeſtellte Plan eine ſtaatshoheitliche Anordnung 
genannt, aber es findet ſich darin nirgends eine Andeutung, daß die 
Planfeſtſtellung für den Eiſenbahnunternehmer neue Privat rechte 
u begründen beſtimmt und geeignet ſei. Auch das NG. hat ſich in 
IT Entſch. v. 17. Dez. 1932 (NGZ. 139, 136 — JW. 1933, 1585) 
auf den Standpunkt geſtellt, daß die der Planfeſtſtellung des 8 4 Pre 
EiſenbG. entſprechende Planfeſtſtellung gem. 8 37 Reichsbahn. vom 
30. Aug. 1924 u. 13. März 1930 lediglich die öffentlichen poli⸗ 
zeilichen Jutereſſen zu erledigen habe, aber nicht die Befugnis zum 
entſchädigungsloſen Eingriff in Privatrechte Dritter gebe. Schließlich 
haben auch der RVerkM. und der R.- u. PrMin. für Ernährung und 
Landwirtſchaft, denen der Senat Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
der Streitfrage gegeben hat, ſich dahin ausgeſprochen, daß die Plan⸗ 
feſtſtellung nicht geeignet ſei, für den Eiſenbahnunternehmer private 
Rechte, insbeſ. private Benutzungsrechte, an einem Waſſerlaufe zu 
begründen. 

Da hiernach für das einzutragende Recht die Planfeſtſtellung als 
Erwerbstitel nach der vor Inkrafttreten des Waſſch. beſtandenen 
Rechtsordnung auszuſcheiden hat und lediglich hierauf das beanſpruchte 
Recht noch geſtützt wird, entbehrte die Beſchw. der Begr. und war 
deshalb zurückzuweiſen. 

(Pro G., 5. (waſſerwirtſch.) Sen., Beſchl. v. 10. Jan. 1935. V w 
101/32.) 
* 


57. Baupolizei. Durch Pol VO. kann ein beſtimmter 
Mindeſtabſtand baulicher Anlagen von einer Chauſſee vor⸗ 
geſchrieben werden. Die Vaupolizei iſt zuſtändig, die 
Beſeitigung von Gebäuden zu verlangen, die gegen eine 
derartige Vorſchrift verſtoß en. 

Der Landwirt O. hat im Nov. 1932 den Keller ſeines i. J. 
1931 abgebrannten Hauſes in R. ausgebeſſert und vor der Keller⸗ 
öffnung einen maſſiven Vorbau mit abſchließender Stirnwand und 


einer nach der Straße zu liegenden Eingangstür ohne baupolizei⸗ 
liche Genehmigung errichtet. 

Der zuſtändige Amtsvorſteher erließ darauf an O. eine poli⸗ 
zeiliche Vfg., in der er ihn „auf Grund des § 40 PolVerwGG. vom 
1. Juni 1931 aufforderte, binnen 120 Tagen nach Empfang der 
Big. den ohne baupoltzetliche Genehmigung erbauten maſſiven 
Keller abzubrechen“. 

Hiergegen erhob O. Beſchw. mit der Begr., der Keller ſei 
ſchon ſeit Jahren unter dem abgebrannten Wohnhauſe vorhanden 
und von ihm nur etwas ausgebeſſert worden. 

Der Landrat wies die Beſchw. zurück, weil O. nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des Amtsvorſtehers vor der Kelleröffnung einen maſ⸗ 
ſiven Vorbau und eine maſſive Frontmauer mit Eingang zum 
Keller ohne die erforderliche baupolizeiliche Genehmigung errichtet 
habe, dieſer Vorbau außerdem nur etwa 3 m anſtatt, wie vorge⸗ 
ſchrieben, 7 m von einer Kunſtſtraße entfernt und infolgedeſſen 
auch noch eine Bauausnahmegenehmigung notwendig geweſen ſei. 

Die nunmehr von O. erhobene Kl. wies der BezAusſch. ab. 
Er führte aus, der Anbau über dem alten Keller jet nach § 2 Abſ. 1 
ländl. BauO. für den RegBez. Allenſtein v. 23. Aug. 1911 (ABl. 
Sonderbeil. zu Stück 36 des ABl. v. 6. Sept. 1911, 251) genehmi⸗ 
gungspflichtig. Schon hierdurch rechtfertige ſich die angefochtene 
Vfg. des Amtsvorſtehers. Weiter aber hatte der Bau im vorl. 
Falle, da die Stirnwand nicht 7 m von der Kronendammkante der 
Chauſſee entfernt errichtet worden ſei, auch gem. $ 9 Abſ. 5 zu a 
ländl. BauO. i. Verb. m. § 1 BezPol VO. v. 26. Okt. 1907 (ABl. 
387) nicht errichtet werden dürfen. 
rf 1 vom Kl. noch eingelegte Rev. beim OVG. hatte zum Teil 

rfolg. 

Der BezAusſch. ſtützt feine Entſch., daß die angefochtene Pol⸗ 
Vfg. aufrechtzuerhalten ſei, auf SS 2 Abſ. 1, 9 Abf. 5 zu a ländl. 
BauO. für den RegBez. Allenſtein v. 23. Aug. 1911 i. Verb. m. 8 1 
Pol VO. des RegPräſ. in Allenſtein v. 26. Okt. 1907. Es war da⸗ 
her zunächſt zu prüfen, ob dieſe Vorſchr. gültig ſind. Gegen die 
Gültigkeit der angezogenen Beſt. der BauPolVO. v. 23. Aug. 1911 
beſtehen keine Bedenken. Der Senat hat auch angenommen, daß 
der § 1 Pol VO. v. 26. Okt. 1907 gültig ift. Dort iſt beſtimmt: „An 
Chauſſeen dürfen Krug⸗ und Gaſtwirtſchaftsgebäude nur in einer 
an von mindeſtens 14 m, andere Gebäude nur in einer 
Entfernung von mindeſtens 7m von der Kronendammkante des 
Chauſſeekörpers errichtet werden.“ 

Dieſe Vorſchr. iſt mit Rückſicht auf die Sicherheit des Ver⸗ 
kehrs auf der Chauſſee erlaſſen und ſoll dazu dienen, die Austrock⸗ 
nung der Chauſſeen durch Sonne und Wind zu ermöglichen (OVG. 
11, 380; 26, 342). Demgemäß beſtimmt auch § 36 Abſ. 2 WegeO. 
für die Prov. Oſtpreußen v. 10. Juli 1911 (GS. 99), daß bauliche 
Anlagen aller Art, die in Zukunft auf Nachbargrundſtücken er⸗ 
richtet werden, vom Wege in der zu ſeiner Austrocknung erforder⸗ 
lichen Entfernung, jedoch höchſtens bis zu 3 m vom Rande des 
Weges, zurückbleiben müſſen. In der Pol VO. v. 26. Okt. 1907 iſt 
allerdings ein größerer Abſtand als 3 m vorgeſchrieben. Die Gül⸗ 
tigkeit der Pol VO. wird jedoch hierdurch nicht in Frage geſtellt. 
Die WegeO. für die Prov. Oſtpreußen gilt nach § 1 a. d. O. nicht 
für Kunſtſtraßen. Es iſt alſo zuläſſig, für ſolche durch Pol VO. 
einen größeren Abſtand, als in der Wege. vorgeſehen, vorzu⸗ 
ſchreiben. Ein derartiger erweiterter Schutz iſt für Chauſſeen mit 
Rückſicht auf ihre beſondere Bedeutung für den Verkehr im Inter⸗ 
eſſe der Verkehrsſtcherheit auch grundſätzlich gerechtfertigt. Um 
etwaige Härten bei der Durchführung dieſes Grundſatzes zu ver⸗ 
meiden, iſt für den einzelnen Fall die Bewilligung von Ausnah⸗ 
men im $ 3 Pol VO. v. 26. Okt. 1907 vorgeſehen. 

Beſtehen hiernach gegen die Gültigkeit der die Grundlage der 
Pol Vfg. bildenden Pol VO. keine Bedenken, fo war weiter zu prü⸗ 
fen, ob der Amtsvorſteher zum Erlaſſe der Pol Vfg. zuſtändig war. 
Allerdings hat der Senat in einer früheren Entſch. (OVG. 43, 
374) ausgeführt, die Handhabung der in einer Pol VO. enthalte⸗ 
nen Vorſchr., daß Gebäude nur in einem beſtimmten Abſtand von 
einer Chauſſee errichtet werden dürften, gehöre dem Gebiet der 
Chauſſeepolizei an. Andererſeits iſt aber in ſtändiger Rſpr. des 
Gerichtshofes der Grundſatz aufgeſtellt worden, daß die Baupolizei⸗ 
behörde nicht nur auf die Wahrnehmung baupolizeilicher oder bau⸗ 
techniſcher Rückſichten beſchränkt iſt, ſondern daß ihr bei ihrer 
Entſch. der Schutz der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Ruhe 
in vollem Umfange zufteht (OVG. 90, 404; 32, 339; 41, 365, 366; 
Scholz, Handbuch des geſamten öffentlichen Grundſtücksrechts, 
S. 193, 194). An dieſem Grundſatze war feſtzuhalten. Hiernach iſt 
es Sache der Baupolizei, die Genehmigung zur Errichtung eines 
Baues gemäß dem geltenden Baurecht zu erteilen und auf Be⸗ 
ſeitigung von Bauten, die dem materiellen Baurecht nicht ent⸗ 
ſprechen, hinzuwirken. Demgemäß beſtimmt auch § 37 Abſ. 1 ländl. 
BauO. für den RegBez. Allenſtein v. 23. Aug. 1911, daß die als 
Baupolizei zuſtändige Ortspoltzetbehörde, wenn bauliche Anlagen 
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den beſtehenden Vorſchr. zuwider errichtet werden, die Abänderung 
oder, wenn ſie nicht möglich iſt, die Beſeitigung der Anlagen her⸗ 
beizuführen hat. Die Zuſtändigkeit der Baupolizei zu ihrem Vor⸗ 
gehen wird nicht dadurch beeinflußt, daß ſie ſich dabei von anderen 
als baupolizeilichen Rückſichten, z. B. von ſolchen geſundheitspolizei⸗ 
licher oder ſicherheitspolizeilicher Art oder, wie im vorl. Falle, von 
Intereſſen der Chauſſeeverkehrspolizei leiten läßt. Es wird zwar ge⸗ 
gebenenfalls zweckmäßig ſein, wenn ſie ſich, bevor ſie die Beſeiti⸗ 
gung eines Gebäudes im Intereſſe der Verkehrsſicherheit einer 
Chauſſee verlangt, vorher mit der Chauſſeepolizeibehörde in Ver⸗ 
bindung ſetzt (vgl. Baltz⸗Fiſcher, Preuß. Baupolizeirecht, 
6. Aufl., S. 137, 138). Dies iſt jedoch eine Angelegenheit des inne⸗ 
ren Dienſtes. Für die Rechtmäßigkeit der von der Baupolizei er⸗ 
laſſenen polizeilichen Vfg. iſt es in ſolchen Fällen nicht Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Baupolizei ſich bei ihrem Einſchreiten des Einver⸗ 
ſtändniſſes der Chauſſeepolizeibehörde verſichert hat. Im vorl. Falle 
ergibt ſich im übrigen dieſes Einverſtändnis daraus, daß der be⸗ 
klagte Landrat, die zuſtändige Chauſſeepolizeibehorde, die Beſchw. 
des Kl. gegen die Vfg. des Amtsvorſtehers zurückgewieſen hat. Der 
BezAusſch. iſt hiernach mit Recht davon ausgegangen, daß der 
Amtsvorſteher zum Erlaß der angefochtenen polizeilichen Vfg. be⸗ 
fugt war. 

Die Anſicht des BezAusſch., daß die Vfg. des Antsvorſtehers 
ſchon deshalb gerechtfertigt ſei, weil der vom Kl. über dem alten 
Keller errichtete Anbau nach § 2 Abſ. 1 BauPol VO. für den Reg⸗ 
Bez. Allenſtein v. 23. Aug. 1911 genehmigungspflichtig ſei, beruht 
jedoch auf einem Rechtsirrtum. Die polizeiliche Vfg. verlangt vom 
Kl. die Beſeitigung des ganzen Kellers, alſo ſowohl des ſeit langer 
Zeit beſtehenden, von dem Kl. jetzt ausgebeſſerten Kellergewölbes 
wie des neu errichteten Vorbaues. Zur Ausbeſſerung des Steller- 
gewölbes war eine baupolizeiliche Genehmigung nicht erforder⸗ 
lich. § 2 Abſ. 2 Nr. 13 BauPol VO. v. 23. Aug. 1911 beſtimmt viel⸗ 
mehr ausdrücklich, daß die Ausbeſſerung der außerhalb von Ge⸗ 
bäuden beſtehenden Keller keiner Erlaubnis bedarf. Zur Errichtung 
des Keller vor baus bedurfte es zwar nach § 2 Abſ. 1 der ge⸗ 
nannten BauPol VO. einer baupolizeilichen Genehmigung. Jedoch 
iſt die Folgerung, welche der BezAusſch. aus dem Fehlen dieſer 
Genehmigung gezogen hat, nicht zutreffend. Wenn ohne die erfor- 
derliche baupolizeiliche Genehmigung ein Gebäude errichtet wird, 
kann die Polizei zwar gegen die Fortſetzung der Bauausführung 
einſchreiten, weil es zur Aufgabe der Polizei gehört, Angriffe 

egen die Rechtsordnung zu verhindern. Iſt der Bau aber trotz 
ehlens der erforderlichen Genehmigung fertiggeſtellt, ſo iſt er 
zwar formell ungeſetzlich, die Polizei kann aber ſeine Entfernung 
aus dieſem Grunde allein nicht verlangen. Der Mangel der Ge⸗ 
nehmigung bewirkt nämlich nicht ohne weiteres ſchon einen un⸗ 
ſtatthaften, von der Polizei abzuſtellenden Zuſtand, dieſer iſt viel⸗ 
mehr erſt dann EN wenn der Bau gegen Vorſchr. des mate⸗ 
riellen, dem Schutze der Polizei anvertrauten Rechtes verſtößt 
(OVG. 82, 444; Scholz, Handbuch des geſamten öffentlichen 
Grundſtücksrechts, S. 203, 204). Das Verlangen einer Beſeitigung 
des Kellers kann danach nicht, wie der BezAusſch. annimmt, auf 
das Fehlen der baupolizeilichen Genehmigung geſtützt werden. We⸗ 
gen dieſes Rechtsirrtums war die Enutſch. des BezAusſch. aufzu⸗ 
heben. Bei freier Beurteilung war die Sache zur Entſch. reif. 

Es war zu prüfen, ob die Beſeitigung des Kellergewölbes 
und des Kellervorbaues wegen Verſtoßes gegen das materielle 
Baurecht gefordert werden kann. Das Kellergewölbe iſt zwar, wie 
nach dem Urteil des BezAusſch. feſtſteht, nicht mindeſtens 7 m von 
der Chauſſee entfernt und entſpricht danach nicht der Vorſchr. des 
§ 1 Pol VO. v. 26. Okt. 1907. Es beſteht jedoch kein Anhalt für 
die Annahme, daß das Kellergewölbe bereits bei ſeiner Errichtung 
gegen die damals geltenden polizeilichen Vorſchr. verſtoßen hat. Es 
iſt deshalb davon auszugehen, daß es dieſen Vorſchr. entſprochen 
hat. Bei Anlagen, die z. Z. ihrer Errichtung den damals gültigen 
baupolizeilichen Vorſchr. genügten, ſind die Beſt. der BauO. vom 
23. Aug. 1911 und damit auch die Vorſchr. der im § 9 Ziff. 5 a 
dieſer BauO. in Bezug genommenen Pol VO. v. 26. Okt. 1907 
gemäß der für gültig zu erachtenden Beſt. des § 35 BauO., der 
ſich inhaltlich an die entſprechende Vorſchr. der Einheitsbauordnung 
anlehnt, nur anwendbar, wenn überwiegende Gründe der öffent⸗ 
lichen Sicherheit dieſe Anwendung unerläßlich und unaufſchiebbar 
machen, d. h. wenn im einzelnen Falle eine beſtimmte Gefahr be⸗ 
ſteht, durch welche die Anwendung des neuen Baurechts dringend 
erforderlich wird. Da der BezAusſch. eine derartige Gefahr nicht 
feſtgeſtellt hat, ſo kann die Beſeitigung des Kellergewölbes nicht 
verlangt werden. Die angefochtene Pol Vfg. war deshalb, ſoweit fe 
die Beſeitigung des Kellergewölbes betrifft, aufzuheben. 

Sie war hingegen aufrechtzuerhalten, ſoweit die Beſeitigung 
des Keller vorbaues gefordert wird. Der Vorbau iſt erſt nach 
dem Inkrafttreten der BauO. v. 23. Aug. 1911 und der Pol VO. 
v. 26. Okt. 1907 errichtet worden. Auf ihn ſind deshalb die Beſt. 


der BauO. und der erwähnten PolVO. anwendbar. Der Anbau 
verſtößt gegen dieſe Beſt. Der BezAusſch. hat in dieſer Hinſicht 
tatſächlich feſtgeſtellt, daß der Kellervorbau an einer Chauſſee er⸗ 
richtet und nicht, wie in S 1 Pol VO. v. 26. Okt. 1907 i. Verb. m. 
89 Ziff. 5a BauO. v. 23. Aug. 1911 vorgeſchrieben, mindeſtens 
7m von der Kronendammkante der Chauſſee entfernt iſt. Dieſe 
Feſtſtellungen, gegen die von den Parteien Einwendungen nicht er⸗ 
hoben find, waren der Entſch. des Rev. zugrunde zu legen. Da⸗ 
nach hat Kl. durch die Errichtung des Anbaues gegen die mate⸗ 
rielle Vorſchr. des § 1 Pol VO. v. 26. Okt. 1907 i. Verb. m. 8 9 
Ziff. 5 BauO. v. 23. Aug. 1911 verſtoßen und iſt daher gemäß 
§ 37 Abſ. 1 BauO. durch die angefochtene Pol Vfg. mit Recht auf⸗ 
gefordert worden, den Anbau zu beſeitigen. Soweit es ſich um die 
Entfernung des Anbaues handelt, war alſo die Aufhebung der 
polizeilichen Vfg. des Amtsvorſtehers gerichtete Klage abzuweiſen. 
(PrOVG., 4. Sen., Urt. v. 31. Jau. 1935, IV O 141/33.) 


* 


58. Patronatsbaulaſten. 88 789, 790, 720, 574 JI 11 ALR. 
Durch Anerkenntnis kann ein Patronat nicht entſtehen. 
Der im preuß. Staatshaushalt ſeit 1873 dem Patronats⸗ 
baufonds beigefügte Vermerk iſt keine materielle Geſetzes⸗ 
vorſchrift. Ein Verſtoß gegen dieſen Vermerk iſt für den 
Erwerb des Patronats durch Erſitzung bedeutungslos. Der 
Gerichtshof hält nach nochmaliger Prüfung an ſeiner Entſch. 
OVG. 93, 68ff. über die Ausdehnung der Patronatsbaulaſt 
auf ein 2. und weiteres Pfarrgebäude feſt. 

Mit Wirkung v. 1. März 1921 wurde in der ev. luth. Trini⸗ 
tatis⸗Kirchengemeinde in Finſterwalde, die über ein Kirchengebäude 
verfügt, eine dritte Pfarrſtelle errichtet. Vorher hatte ſeit 1887 dort 
eine Hilfspredigerſtelle beſtanden. Die Bezirksregierung in Frank⸗ 
furt a. d. O. hakte der Errichtung der dritten Pfarrſtelle unter der Be⸗ 
dingung zugeſtimmt, daß der Fiskus als Patron Laſten für dieſe 
Stelle nicht zu leiſten habe. In der Folge wurde für den dritten 
Pfarrer ein drittes Pfarrhaus gebaut. Die Regierung erteilte hierzu 
die patronatliche Genehmigung; in ihrem Schreiben heißt es dann: 
„zumal wir zur Leiſtung eines fiskaliſchen Patronatsbeitrags uns nicht 
für verpflichtet halten und ihn ausdrücklich ablehnen“. Nach Voll⸗ 
endung des Baues erhob die Kirchengemeinde gegen den preuß. Fiskus 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren auf Zahlung eines Drittels der 
Baukoften. Der Fiskus wurde gemäß dem Klagantrage verurteilt. 

Der Bezirksausſchuß ließ dahingeſtellt, ob das Patronat i. J. 
1582 durch Erbauung der Kirche ſeitens des Rittergutsbeſitzers von 
Dies kau, eines Rechtsvorgängers des Fiskus, entſtanden ſei; es ſei 
nicht notwendig, wegen des Begründungstitels für das Patronat „auf 
dieſe alte Zeit“ zurückzugehen. Durch Erſitzung ſei das Patronat 
allerdings nicht entſtanden, da nicht erwieſen werden könne, daß in 
der Zeit vor dem Jahre 1873, der erſtmaligen Aufnahme des die Her⸗ 
gabe von Staatsmitteln für Patronatsbauten bejchränkenden Vermer⸗ 
kes in den Staatshaushaltsetat, Patronatspflichten 44 Jahre hindurch 
erfüllt worden ſeien. Wohl aber liege ein Anerkenntnis der Patro⸗ 
natspflicht vor, welches aus der konkludenten Handlung der alljähr⸗ 
lichen Patronatszahlungen bis zum Jahre 1873 zu erſehen ſei. Daß 
das Patronat ſich auch auf das dritte Pfarrhaus erſtreckte, gehe aus 
der Entſch. des OLG. 86, 203 ff. hervor. Im Sinne dieſer Entſch. 
ſei die Zubehöreigenſchaft des Pfarrhauſes anzunehmen, da nur eine 
Kirche vorhanden ſei. Demgegenüber ſei eine „privatrechtliche“ Ab⸗ 
lehnung der Patronatslaſt hinſichtlich des dritten Pfarrhauſes wir- 
kungslos. 

Gegen dieſe Entſch. hat der bekl. Fiskus Rev. eingelegt und 
folgende Nechtsverletzungen gerügt: 

1. Das Beſtehen eines Patronats des Fiskus ſei nicht bewieſen. 

2. Die Vorinſtanz habe das in dem Etatsvermerk von 1873 
liegende Geſetz nicht angewendet; von dieſem Zeitpunkt ab könne ein 
Anerkenntnis des Min. — ſelbſt wenn es erfolgt ſei — ein Patronat 
nicht begründen. 

3. Jedenfalls würde eine Ausdehnung eines etwa beſtehenden 
Patronats auf den Bau eines dritten Pfarrhauſes eine rechtswidrige 
Erweiterung des Patronats ſein. 

Das OVG. verſagte nach Anhörung eines MinKommiſſ. der 
Rev. in der Hauptſache den Erfolg. 

Der Bezirksausſchuß geht davon aus, daß nicht bloß der Land⸗ 
rat und die Bezirksregierung, ſondern auch der zuſtändige Miniſter 
die Patronatsbaupflicht anerkannt hätten. Der Miniſter habe das 
Anerkenntnis, wenn auch nicht in ausdrücklicher Form, fo doch in 
der Form der ſchlüſſigen Handlung, dadurch abgegeben, daß er jahre⸗ 
lang „Patronatsbaupflichten aus Staatsmitteln bewilligt“ habe. In 
dieſer Anerkennung ſei ein ſelbſtändiger Titel zum Erwerb des Pa⸗ 
tronatsrechts und für die Entſtehung der Patronatspflichten gegeben. 
Dieſe Anſicht beruht auf Rechtsirrtum. Denn nach den 88 569—573 
II 11 ALR. entſteht ein Patronat — von dem Fall der Erſitzung ab» 
geſehen — nur dadurch, daß ein Titel zum Patronat vorhanden iſt, 
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und daß der Staat daraufhin das Patronat verleiht. Als Titel zum 
Patronat läßt das ALR. lediglich Bau, Fundation oder Übernahme 
kraft Auftrags der Kirchengemeinde zu. Einer Verleihung durch den 
Staat würde es im vorl. Falle, in welchem der Staat ſelber als Er⸗ 
werber in Frage kommt, nicht bedurft haben (vgl. OVG. 82, 213, 
216; 91, 87ff., ſowie RG.: PrVerwöl. 7, 200 u. im Pfarrarchiv 6, 
36 ff., 39). Wohl aber mußte auch dann ein Titel zum Patronat vor⸗ 
handen ſein; war dies nicht der Fall, ſo konnte ein Patronat — wie 
der Vertreter des öffentlichen Intereſſes mit Recht hervorgehoben 
hat — nicht entſtehen. Von den drei Titeln des ALR. ſcheiden für 
den Fiskus — wenn zunächſt die etwaige Rechtsnachfolge nach dem 
Kirchenerbauer von Dieskau unberückſichtigt bleibt — Bau und Fun⸗ 
dation hier aus; aber auch der Titel: „Übernahme kraft Auftrags 
der Kirchengemeinde“ iſt nicht gegeben. Denn dieſer verlangt, daß die 
Kirchengemeinde an den als Patron Begehrten mit dem Anſuchen her⸗ 
antritt, Patron der Kirche zu werden, und daß dieſer die Befugniſſe 
und Laſten eines Patrons übernimmt. Weder das eine noch das 
andere liegt hier vor. Vielmehr hat der Staat nur, wenn auch unter 
willigem Einverſtändnis der Kirchengemeinde, Rechte und Pflichten 
eines Patrons ausgeübt. 

Ein Titel zum Patronat iſt ſonach nicht gegeben. Da ein 
etwaiges Anerkenntnis einen Titel nicht erſetzt, kann dahingeſtellt 
bleiben, ob in dem von dem Bezirksausſchuß geſchilderten Verhalten 
der Regierung und des Miniſters allein ſchon ein Anerkenntnis zu 
erblicken ſein würde (vgl. RG.: Pfarrarchiv 11, 43, 48). Die Entſch. 
des Bezirksausſchuſſes hat jedenfalls in bezug auf die Bedeutung eines 
Anerkenntniſſes die Rechtslage verkannt und unterlag daher der 
Aufhebung. Bei freier Beurteilung war die Sache ſpruchreif. 

Nach den unangefochten gebliebenen Feſtſtellungen des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes hat der Staat in der Zeit ſeit 1843, mindeſtens aber ſeit 
1856, bis zum Jahre 1931 Patronatsrechte ausgeübt und Patronats⸗ 
pflichten erfüllt. Damit würde, da au der übereinſtimmenden Rechts⸗ 
meinung der Parteien nicht zu zweifeln iſt, der Erwerb des Patronats 
durch Erſitzung in der dafür nötigen Friſt von mindeſtens 44 Jahren 
(8 629 19 ALR.) unter der Vorausſetzung eingetreten fein, daß die 
Erſitzung für die Zeit nach 1873 nicht — wie der bekl. Fiskus geltend 
macht — durch den ſog. Etatsvermerk verhindert wurde. 

Bzgl. des letzteren gilt folgendes: Der preuß. Staatshaushalt 
hat feit jeher für die Erfüllung der dem Fiskus obliegenden Patro⸗ 
natspflichten einen regelmäßigen Betrag ausgeſetzt, den ſog. Patro⸗ 
natsbaufonds. In dem entſprechenden Kapitel und Titel (urſprünglich 
Kap. 127 Tit. 2; 1934 Kap. 194 Tit. 70) findet ſich in Sp. 3, der 
Gegenſtandsſpalte, unter dem Etatstext ſeit 1873 folgender Vermerk: 

„Zu Bauten von kirchlichen Gebäuden (früher landesherrlichen, 
jetzt ſtaatlichen Patronats) dürfen hieraus nur Verwendungen gemacht 
werden, wenn das Patronat über die betr. Kirche vor dem 1. Jan. 
1873 begründet worden iſt.“ 

Bei der erſtmaligen Aufnahme des Vermerks in den Staatshaus⸗ 
haltsplan i. J. 1873 hat der Abgeordnete Miquel als Be⸗ 
richterſtatter für den Haushaltsplan folgendes geäußert: 

„Ich möchte nur kurz darauf hinweiſen, daß die Budgetkom⸗ 
miſſion durch die Bezeichnung des Titels „ſoweit ſolche auf einer 
rechtlichen Verpflichtung des Staates beruht‘, dasſelbe hat ausdrücken 
wollen, was in weiterm Verfolge in dem Vermerk ausgedrückt iſt, 
daß nämlich aus dieſem Titel 2 zu Patronatsbauten nicht Bedürfnis⸗ 
zuſchüſſe gegeben werden können, ſondern nur diejenigen Bauten be⸗ 
ſtritten werden dürfen, zu welchen eine rechtliche Verpflichtung des 
Staates vorhanden iſt, daß auch pro futuro nur ſolche Patronate, 
welche keine Laſten dem Staate verurſachen, ohne Zuſtimmung der 
beiden Häuſer des Landtages, neubegründet werden können. Es ſoll 
der Staatsregierung natürlich nicht entzogen werden, Patronate zu 
übernehmen unter Bedingungen, welche die Möglichkeit der Belaſtung 
des Staates ausſchließen, wo aber mit dem Patronat Pflichten ver⸗ 
bunden ſind, da wird nach dieſem Vermerk die Zuſtimmung des 
Abgeordnetenhauſes notwendig fein.” (Vgl. Verhandlung Ag. 
Sten Ber. 1872/73 Bd. 2 S. 1276, 52. Sitzung v. 27. Febr. 1873.) 

Folgt man dieſer vom Abgeordnetenhauſe ohne Widerſpruch zur 
Kenntnis genommenen Ausführung, ſo könnte ſogar die Anſicht ver⸗ 
treten werden, daß durch den Vermerk nur die „Übernahme“ neuer 
Patronate verboten ſei, daß alſo ein ohne ausdrückliche Übernahme, 


z. B. im Wege der Erſitzung, zuſtande gekommener, im weſentlichen 


ungewollter Erwerb des Patronats habe zugelaſſen werden ſollen. Der 
Senat hat indeſſen dieſe Frage dahingeſtellt gelaſſen, da er der An⸗ 
ſicht iſt, daß ſchon aus der Rechtsnatur des Vermerks folgt, daß er 
den Erwerb des Patronats durch Erſitzung nicht verhindert. Zu deren 
Beurteilung muß auf das formelle und materielle preußiſche Etatsrecht 
zurückgegangen werden. 

In formeller Beziehung bedarf es nur der Feſtſtellung, daß der 
Vermerk, da er in der dritten Spalte des Textes eingetragen iſt, nicht 
eine bloße Erläuterung, ſondern einen Teil der dispoſitiven Etats⸗ 
vorſchriften und damit des Textes des Haushaltsplans bildet (vgl. 
Schwarz, Formelle Finanzverwaltung in Preußen und im Reich, 
Berlin 1907, S. 16). 
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In ſachlicher Hinſicht iſt der Haushaltsplan entſprechend der in 
der Rechtslehre herrſchenden Meinung für die Zeit des Parlamentaris⸗ 
mus als eine Übereinkunft zwiſchen Regierung und Parlament darüber 
anzuſehen, wie im kommenden Haushaltsjahre die ſtaatlichen Einnah⸗ 
men und Ausgaben zu verwalten ſind. Der Haushaltsplan bleibt alſo, 
obwohl er in der Form eines Geſetzes erlaſſen worden iſt, ein Ver⸗ 
waltungsakt. Seine Aufſtellung entſpricht dem Ausgabebewilligungs⸗ 
recht der Volksvertretung. Es iſt anerkannten Rechtes, daß Rechte 
Dritter durch den Haushaltsplan nicht berührt werden (vgl. Schwarz, 
Formelle Finanzverwaltung, S. 51, 56—57). Ein Ausfluß dieſes Ge⸗ 
dankens iſt unter anderem im 8 8 des ſog. KomptabilitätsG. (Staats⸗ 
haushaltsG. v. 11. Mai 1898 [GS. 770) zu erblicken. Hier heißt es: 

„Durch die Etats werden Privatrechte oder Privatpflichten weder 
begründet noch aufgehoben.“ 

Die Rſpr. des OVG. hat bisher dieſe Frage noch nicht entſchie⸗ 
den; die des RG. ſteht auf dem Standpunkt der herrſchenden Rechts⸗ 
lehre. Vgl. RG. 113, 349, 351, wo es u. a. heißt: „Die Feſtſtellung 
des Haushaltsplanes im Wege des formellen Geſetzes iſt nur ein 
Staatsverwaltungsakt in beſonderer Form.“ Dem ſchließt ſich der 
Senat an. 

Hiernach iſt auch der bei dem Patronatsbaufonds hinzugefügte 
Vermerk nur als eine — ſeinerzeit im Innenverhältnis zwiſchen 
Staatsregierung und Parlament vereinbarte — Richtſchnur für die 
Verwaltung zu betrachten, nicht aber als eine die Zuſtändigkeit der 
für die Verwaltung des Patronatsbaufonds zuſtändigen Behörden nach 
außen hin regelnde materielle Geſetzesvorſchrift. Würden dieſe Behör⸗ 
den ihm entgegenhandeln, ſo würden daher durch die von ihnen im 
übrigen rechtsgültig abgegebenen Erklärungen Dritten gegenüber un⸗ 
geachtet bes Vermerks Pflichten des Staates begründet werden. Wenn 
ſonach ſchon eine ausdrückliche Zuwiderhandlung gegen den Haushalts⸗ 
vermerk die geſchehenenen Rechtsakte nicht ungültig macht, ſo gilt das 
um fo mehr für den Fall der Erſitzung, die, abgeſehen von einem be⸗ 
ſtimmten Verhalten der Verwaltungsbehörde, durch eine Reihe anderer, 
von ihrem Willen unabhängiger Umſtände herbeigeführt wird. 

Der Vertreter des öffentlichen Intereſſes hat demgegenüber noch 
ausgeführt, daß der Sinn des Vermerkes dahin gegangen ſei, unter 
allen Umſtänden den Erwerb neuer laſtenpflichtiger Patronate zu ver⸗ 
hindern; es wäre ein überaus merkwürdiges Ergebnis, wenn der 
Staat trotz des Vermerkes mit neuen Patronaten belaſtet werden 
könnte. Dazu iſt zu bemerken, daß der Staat, wenn er dies verhin⸗ 
dern wollte, einen anderen Weg hätte einſchlagen müſſen als einen 
Vermerk in dem nicht Rechtsnormen ſchaffenden StaatshaushaltsG. 

Die Erſitzung iſt nach allem Vorſtehenden als eingetreten und 
das Patronat damit als begründet anzunehmen. Bei dieſer Sachlage 
erübrigt ſich ein Eingehen auf die Frage, ob der Staat etwa als Rechts⸗ 
nachfolger des Kirchenerbauers von Dieskau Patron geworden iſt. 

Die Inſuffizienz des Kirchenvermögens iſt nicht beſtritten worden. 

Hiernach handelt es ſich nur noch um den Umfang der dem be⸗ 
klagten Fiskus obliegenden Patronatspflichten. 

Gegenüber den von dem Vertreter des öffentlichen Intereſſes 
erhobenen Bedenken gegen die Erſtreckung der Patronatsbaulaſt auf 
ein zweites und weiteres Pfarrhaus iſt der Senat auf dem Standpunkt 
verblieben, der aus der Entſch. v. 20. März 1934 (OVG. 95, 68) her⸗ 
vorgeht. Ergänzend ſei hierzu mit Bezug auf die Ausführungen des 
MinKommiſſ. und auf den von ihm angezogenen Aufſag von 
Scholz (R.⸗ u. PrVerwBl. 55, 238 ff.) folgendes bemerkt: Das 
Patronat iſt keine den Patron einſeitig verpflichtende Rechtseinrich⸗ 
tung. Allerdings liegen, ſofern der Patron nicht den ihm nach 
88595 ff. II 11 ALR. bei Verarmung zuſtehenden Unterhaltsanſpruch 
geltend macht, die geldlichen Leiſtungen im weſentlichen auf ſeiten des 
Patrons. Sie werden indeſſen nur dann praktiſch, wenn Baufälle 
eintreten und ausreichendes Kirchenvermögen nicht vorhanden iſt. Aber 
auch wenn dieſe Vorausſetzungen für Leiſtungen des Patrons nicht 
vorliegen, ſo genießt der Patron gleichwohl die ihm zuſtehenden Ver⸗ 
waltungs⸗ und Ehrenrechte. Die Bedeutung dieſer Rechte iſt nach An⸗ 
ſicht des Gerichtshofes nicht zu unterſchätzen. Das Recht, den Haus⸗ 
halt der Kirchengemeinde zu genehmigen, die Beteiligung an ihrer 
Verwaltung und, nicht zum mindeſten, das Recht der Pfarrerpräſen⸗ 
tation unterwerfen die Kirchengemeinde in weitreichendem Maße dem 
Einfluſſe des Patrons; dieſe dauernden Rechte ſtellen, ſo wenig ſie 
vielleicht geldlich faßbar ſind, einen weſentlichen Ausgleich gegenüber 
den Patronatspflichten dar. Insbeſ. gilt dies auch von den zu den 
ſog. „Imponderabilien“ gehörenden, in der Tat „unwägbaren“ Ehren⸗ 
rechten des Patrons, auf deren Erhaltung und Ausübung eine Reihe 
von Patronen, infolge des Gefühls hiſtoriſcher und bekenntnismäßiger 
Zugehörigkeit großen Wert legt. ‘ 

Das OG. iſt weit entfernt davon, uralte und überlebte menſch⸗ 
liche Einrichtungen lediglich deshalb aufrechtzuerhalten, weil ſie „hiſto⸗ 
riſch begründet“ ſind. Aber es iſt ebenſowenig befugt, ſich über be⸗ 
ſtehende Einrichtungen deshalb hinwegzuſetzen, weil ſie auf eine 
längere Geſchichte zurückblicken. Jedenfalls werden ſolche Einrichtun⸗ 
gen dann aufrechtzuerhalten ſein, wenn ſie auch jetzt noch im Bewußt⸗ 
fein der Vollsgemeinſchaft wurzeln, alſo dem lebenden Rechtsempfin⸗ 
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den entſprechen. Gerade beim Patronat iſt dies auch heute noch der 
Fall. In weiten Volkskreiſen beſteht die feſte Rechtsüberzeugung, daß 
die Eingepfarrten von alters her berechtigt ſind, von ihrem Patron 
im Falle der Unzulänglichkeit des Kirchenvermögens deſſen Beihilfe 
zu Patronatsbauten zu erhalten. 

Den hieraus ſich ergebenden Rechten der Kirchengemeinden muß 
Beachtung geſchenkt werden (ogl. Mirow: Scholz, Handbuch des 
öffentlichen Grundſtücksrechts, Bd. 1, S. 617). 

Das OVG. iſt weiter nach wie vor der oft ausgeſprochenen An⸗ 
ſicht, daß die Patronatslaſten nicht überſpannt werden dürfen. Bei der 
Ausführung dieſes Gedankens im einzelnen kann es jedoch eines feſten 
Ausgangspunktes nicht entraten. Als ſolcher iſt der in langjähriger 
Rſpr. entwickelte Begriff der „kirchlichen Anſtalt“ anzuſehen. Wenn 
demgegenüber der Min Kommiſſ. eine ſtärkere Betonung des Patro⸗ 
nats als Stiftung für wünſchenswert bezeichnet hat, ſo iſt einmal 
darauf hinzuweiſen, daß dieſe Stiftung ſich vielfach im Dunkel der 
Vergangenheit birgt und daher in den vielen Fällen nicht klar feſt⸗ 
geſtellt werden kann (vgl. hierzu ähnlich Scholz a. a. O. S. 238 
u. 239). Andererſeits iſt aber gerade in Fällen, in denen der Patron 
die kirchliche Anſtalt als Ganzes geſtiftet hat, im Zweifel als der 
Wille des Stifters der anzuſehen, als Patron die Kirche auch im 
ganzen mitzuunterhalten. Nur wenn beſondere Umſtände vorliegen, 
aus denen der Wille des Stifters deutlich dahin zu entnehmen iſt, 
ſeine Stiftung zu beſchränken, kann eine ſolche Beſchränkung berück⸗ 
ſichtigt werden. Liegen ſolche beſonderen Umſtände nicht vor, jo iſt 
grundſätzlich daran feſtzuhalten, daß die durch Anwachſen der Seelen⸗ 
zahl herbeigeführte Erweiterung der kirchlichen Anſtalt unter die 
Patronatspflichten fällt. 

Auch nach der Richtung vermochte der Senat den Ausführungen 
des Min Kommiſſ. nicht zu folgen, daß zweite und weitere Pfarrhäuſer 
ebenſo zu behandeln ſeien wie die Orgel oder die Glocken. Die Gründe 
dafür ſind aus der mehrfach angeführten Entſch. 93, 68 erſichtlich; es er⸗ 
gibt ſich aus ihr, daß die verſchiedene Behandlung der beiden Gruppen 
von Fällen, durch die abweichenden geſetzlichen Vorſchriften bedingt iſt. 
Rechtlich durchſchlagende Einwendungen hiergegen ſind aus den Aus⸗ 
führungen des Min Kommiſſ. nicht zu erſehen. 

Wenn endlich angeregt iſt, feſte Grundſätze dahin aufzuſtellen, 
wann der patronatlichen Verpflichtung eine Grenze zu ſetzen ſei, ſo 
konnte dem nicht entſprochen werden. Insbeſ. war es nicht angängig, 
die Baulaſt in ein beſtimmtes zahlenmäßiges Verhältnis zu der ur⸗ 
ſprünglichen Patronatsſtiftung zu ſetzen und ſomit einen beſtimmten 
Prozentſatz der urſprünglichen Laſten oder über die urſprünglichen 
Laſten hinaus feſtzulegen. Eine ſolche ſtarre zahlenmäßige Bindung 
findet in dem Geſetz keine Stütze, würde auch den Verhältniſſen des 
einzelnen Falles häufig nicht gerecht werden und damit zu einem 
das lebendige Rechtsempfinden erſtickenden reinen Formalismus 
führen. Dem Geſetz und dem Rechtsgefühl entſpricht es vielmehr, jeden 
einzelnen Fall nach der beſonderen Lage der Sache und vor allem 
unter weitgehender Heranziehung des Grundſatzes von Treu und 
Glauben zu entſcheiden. 

Im vorl. Falle werden nach Anſicht des Senats die Grundſätze 
von Treu und Glauben nicht dadurch verletzt, daß der Staat zum 
Bau des dritten Pfarrhauſes ſeinen Beitrag leiſten ſoll. Eine Ver⸗ 
letzung dieſer Grundſätze kann insbeſ. nicht, wie der Bekl. will, dar⸗ 
aus hergeleitet werden, daß i. J. 1867 ſchon eine zweite Kirche habe 
gebaut werden ſollen, und daß, falls die zweite Kirche erbaut worden 
wäre, heute ein drittes Pfarrhaus als Zubehör dieſer zweiten Kirche 
nicht unter die Patronatsbaupflicht gefallen wäre, denn allein ent⸗ 
ſcheidend iſt die Entwicklung, welche die Kirche (kirchliche Anſtalt) 
tatſächlich genommen hat. Daß aber in einer Stadt mit einer Kirche 
und 20 000 Evangeliſchen die Beſchäftigung von drei Pfarrern an 
dieſer Kirche ſich durchaus im Rahmen des Üblichen hält, kann wohl 
füglich nicht bezweifelt werden. 

Hiernach mußte es bei der Verurteilung des preußiſchen Staates 
verbleiben. 

(PrOVG., 8. Sen., Urt. v. 5. Febr. 1935, VIII C 78/2.) 


* 


59. Erlaubnis für öffentliche Tanzluſtbarkeiten. 8 330 
RGewo.; 88 14, 24 PrPol Verw. v. 1. Juni 1931 (GS. 77). 
Eine Pol V., die für Abhaltung öffentlicher Tanzluſtbar⸗ 
keiten eine polizeiliche Erlaubnis vorſchreibt, iſt rechts⸗ 
gültig. Sind die Vorausſetzungen, unter denen die Polizei 
zur Erteilung der Erlaubnis verbunden ift, in der Pol VO. 
nicht beſtimmt, ſo handelt es ſich um eine freie polizeiliche 
Erlaubnis. Der Verwaltungsrichter iſt daher, wenn die 
Erlaubnis aus fachlichen polizeilichen Gründen des man- 
gelnden Bedürfniſſes verſagt worden iſt, zu einer Nach- 
prüfung der für die Beurteilung der Bedürfnisfrage maß- 
gebenden Verhältniſſe nicht befugt. 


D. iſt Inhaber einer Schankwirtſchaft in B. (Prov. Niederſchl.), 
in der nach ſeiner Behauptung ausſchließlich nichtariſche Gäſte ver⸗ 
kehren. Unter Hinweis darauf und unter Berufung auf ein daraus 


herzuleitendes Bedürfnis für Tanzveranſtaltungen in feinen Gaſt⸗ 
räumen hat er gebeten, ihm die Erlaubnis zur Abhaltung von öffent⸗ 
lichen Tanzluſtbarkeiten zu gewähren. Sein Antrag iſt durch die Orts⸗ 
polizei abgelehnt worden, weil ein öffentliches Bedürfnis für die Ver⸗ 
anſtaltung von Tanzluſtbarkeiten in Dis Betriebe nicht anzu⸗ 
erkennen ſei. 

Dis Beſchw. blieb erfolglos. In dem Beſchwerdebeſcheid wird auf 
die in einem Erl. des MdX. v. 21. Jan. 1933 gegebenen Richtlinien 
verwieſen, nach denen die Erlaubnis zur Abhaltung von Tanzluſtbar⸗ 
keiten nur beim Vorhandenſein eines — vorliegend vom Reg’Präl. 
verneinten — öffentlichen Bedürfniſſes zu erteilen ſei. 

Dis Klage wies das BeſchwGg. ab, ſeiner Rev. verſagte das OVG. 
den Erfolg. 

§ 330 RchewO. beſagt, daß die Abhaltung von Tanzluſtbar⸗ 
keiten ſich nach den landes rechtlichen Belt. richte. Von dieſem 
Vorbehalt hat die preuß. Landesgeſetzgebung keinen Gebrauch gemacht. 
Da ſonach die Abhaltung von Tanzluſtbarkeiten weder durch ein 
NGef. noch durch ein beſonderes LGeſ. geregelt iſt, war auf dieſem 
Gebiet für den Erlaß einer an die allgemeinen polizeirechtlichen An⸗ 
forderungen gebundenen PolVO. der Raum frei. Die Pol VO. des 
OPräſ. der Prov. Niederſchl. v. 22. Sept. 1930, nach welcher für die 
Veranſtaltung öffentlicher Tanzluſtbarkeiten eine ortspolizeiliche Er⸗ 
laubnis erforderlich iſt, bezieht ſich auf 88 137, 139, 140 Pre VG. 
v. 30. Juli 1883 und 88 6, 12, 15 Pol Verw. v. 11. März 1850. 
Dieſe Vorſchriften find allerdings durch $ 79 Abſ. 2 e, m Pol Verw. 
v. 1. Juni 1931 beſeitigt worden. Deswegen ſind aber die auf Grund 
dieſer Beſt. ergangenen, zur Zeit des Inkrafttretens des Pol Verw. 
in Geltung befindlichen PolVO., was im Hinblick auf § 74 Abſ. 1 
Pol Verw. und die im $ 76 Abſ. 1 daſ. getroffene geſetzliche Anord⸗ 
nung bzgl. der Zwangsmittelandrohung in den beſtehenden Pol VO. 
unfraglich iſt, nicht allgemein außer Kraft geſetzt. Abgeſehen davon 
bleibt freilich wie ſtets als unbedingte Vorausſetzung für die Rechts⸗ 
gültigkeit jeder PolVO. zu prüfen, ob die gen. Pol VO. mit den 
zur Zeit geltenden Rechtsnormen im Einklang ſteht. Die an die 
Stelle der erwähnten aufgehobenen Vorſchriften getretenen geſetzlichen 
Beſt. haben ſich nun inhaltlich nicht geändert. Die der Polizei nach 
86 zu d des Gef. v. 11. März 1850 obliegende Vorſorge zur Auf⸗ 
rechterhaltung von Ordnung und Geſetzlichkeit bei dem öffentlichen 
Zuſammenſein einer größeren Anzahl von Perſonen beruhte nicht auf 
einem geſetzlich erteilten polizeilichen Sonder auftrag, ſondern ge⸗ 
hört zu den allgemeinen polizeilichen Aufgaben i. S. des jetzigen $ 14 
Pol Verw. Wie ſich aus dieſer Beſt. i. Verb. m. § 24 Pol Verw. er⸗ 
gibt, find PolBO. zugelaſſen zur Verhütung von Gefahren, die für 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung aus beſtimmten Arten von 
Handlungen oder Zuſtänden nach den Erfahrungen des täglichen 
Lebens mit hinreichender Wahrſcheinlichkeit fortdauernd zu entſtehen 
pflegen (vgl. OVG. 72, 375; 92, 129; RuPrVerwBl. 51, 743; 
Drews, Preuß. Polizeirecht, Allg. Teil, 4. Aufl., S. 99). K. iſt 
der Anſicht, daß dieſe Vorbedingung für die fragliche Pol VO. nicht 
gegeben ſei, da man mit einer polizeilichen Gefahr bei Tanzvergnü⸗ 
gungen im allgemeinen nicht zu rechnen habe. Dem bann nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. Die unbeſchränkte Zulaſſung von Tanzluſtbar⸗ 
keiten birgt allgemein eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung in ſich, da jedes Übermaß in dieſer Beziehung zur Lockerung 
von Anſtand und guten Sitten ſowie des Arbeitsſinnes und zu 
polizeiwidrigen Ausſchreitungen aller möglichen Art verleitet und eine 
Gefährdung der Jugend und des allgemeinen Geſundheitszuſtandes 
mit ſich bringen kann. Eine vorherige Prüfung zum Zwecke der Be⸗ 
grenzung der Veranſtaltung von Tanzluſtbarkeiten vorzunehmen, iſt 
die Polizei daher verpflichtet. Eine Pol VO., welche die polizeiliche 
Erlaubnis für die Abhaltung von Tanzluſtbarkeiten vorſchreibt, dient 
ſomit dem Gefahrenſchutz und iſt deshalb rechtsgültig, wie für das 
frühere und heutige Recht in ſtändiger Rſpr. angenommen worden iſt 
(OVG.: GewArch. 4, 67, 409; 31, 361; OVG. 9, 405; 18, 427; 
82, 269; PrVerwrl. 11, 85; 24, 439; 34, 620; 35, 843; 36, 848; 
KG.: PrVerwBl. 48, 93; Drews, Preuß. Polizeirecht, Allg. Teil, 
4. Aufl., S. 20; Brauchitſch, Verwaltungsgeſetze in Preußen, 
Bd. 2 Teil 1 S. 40 u. 77). 

Aus der vorgängigen Überwachungs pflicht der Polizei 
folgt ſchon, daß Pol VO. der gedachten Art nicht lediglich den Zweck 
haben, den Polizeibehörden die ihnen obliegende Aufſicht zu erleich⸗ 
tern, alſo nicht gegen 8 31 Abſ. 1 PolVerm®. verſtoßen, wie Kl. 
meint. Iſt ferner der Erlaubnisvorbehalt für öffentliche Tanzver⸗ 
anſtaltungen durch Pol VO. allgemeingültig angeordnet, fo bedarf jeder, 
der eine ſolche Veranſtaltung abhalten will, der Erlaubnis dazu und 
iſt verpflichtet, fie einzuholen, ohne ſich dieſer Verpflichtung durch Ber 
rufung darauf entziehen zu können, daß in ſeinem Sonderfalle eine 
Gefahr, zu deren Abwehr die Pol VO. ergangen iſt, gar nicht beſtehe, 
ſondern tatſächlich ausgeſchloſſen ſei. Die öffentlichen Tanzveranſtal⸗ 
tungen des Kl. ſind mithin unbeſchränkt erlaubnispflichtig. 

Beſtimmte Vorausſetzungen, unter denen die Polizei zur Er⸗ 
teilung der Erlaubnis für die Abhaltung von Tanzluſtbarkeiten ver⸗ 
bunden iſt, wie etwa das Vorliegen eines öffentlichen Bedürfniſſes, 
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find in der fraglichen Pol VO. nicht vorgeſchrieben. Es handelt ſich 
demnach entſprechend der auf dieſem Gebiet für die preußiſche Praxis 
feſtzuſtellenden herkömmlichen Übung um eine fog. freie polizeiliche 
Erlaubnis. Die Entſch. darüber, ob die Erlaubnis zu gewähren oder 
zu verſagen iſt, ſteht alſo im freien pflichtgemäßen Ermeſſen der 
Polizei. Der einzelne hat in dieſem Falle keinen Rechtsanſpruch auf 
Erteilung der Erlaubnis, und die Ablehnung des Erlaubnisautrags 
durch die Polizei unterliegt nach 8 50 PolVerw®. nur inſoweit der 
verwaltungsgerichtlichen Nachprüfung, als fie etwa auf unpolizeilichen 
Beweggründen, wie z. B. Willkür oder Schikane, beruht. Das iſt 
vorliegend jedoch ohne weiteres zu verneinen. Dem Geſuch des Kl. 
um die dauernde Erlaubnis der Veranſtaltung von Tanzvergnügen iſt 
wegen Fehlens eines Bedürſniſſes dazu nicht ſtattgegeben worden. Das 
Nichtvorhandenſein eines Bedürfniſſes gehört aber, weil, wie bereits 
ausgeführt iſt, die Polizei der zu häufig gebotenen Gelegenheit zum 
öffentlichen Tanz entgegenzutreten hat, zu den ſachlichen polizeilichen 
Gründen, aus denen die Genehmigung öffentlicher Tanzluſtbarkeiten 
verſagt werden kann. Das hat das OVG. wiederholt ausgeſprochen 
(ogl. PrVerwBl. 24, 439; 36, 848; GewArch. 15, 274) und beſitzt 
noch heute Gültigkeit. Entgegen der Anſicht des Kl. iſt in dieſer 
Beziehung infolge der veränderten Zeitanſchauungen kein Wandel in 
der Auffaſſung über die polizeilichen Aufgaben eingetreten. Der Be⸗ 
dürfnisnachweis bei Tanzerlaubniſſen bildet daher aus allgemeinen 
polizeilichen, nicht nur gewerbepolizeilichen Rückſichten, wie der Kl. 
glaubt, Gegenſtand einer ordnungsmäßigen polizeilichen Prüfung. Die 
gegen die Rechtsverbindlichkeit des MinErl. v. 21. Jan. 1933 (MBl⸗ 
1V. 79, 80) gerichteten Ausführungen des Kl. ſind daher nicht von 
Weſentlichkeit. 
(PrOG., 3. Sen., Urt. v. 31. Jan. 1935, III C 174/34.) 
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60. Unterſagen des Straßenhandels. 8 42 b Abſ. 3 
RGewo. Das Unterfagen des Straßenhandels mit land- 
und forſtwirtſchaftlichen und gärtneriſchen Erzeugniſſen 
und mit Waren eigener Anfertigung uſw. ſetzt eine allge- 
meine Anordnung der im 842 b R GewO. am Anfange ge⸗ 
nannten Behörden, daß die Unterſagung zuläſſig ſei, nicht 
voraus. Sie iſt unter den Vor ausſetzungen des 88 57 Abſ. 1 
Ziff. 1—4, Abſ. 2 u. 3, 57 b Ziff. 2, 3 RGew d. ohne weiteres 
zuläſſig. 

Auf Klage der Ortpolizei hat das BezVerwcger. dem Händler 
F. den Handel mit Obſt und Südfrüchten auf öffentlichen Wegen, 
Straßen und Platzen in der Stadt O. durch Urt. v. 5. Sept. 1934 
unterſagt, weil ihn das Schöff . in O. am 8. Aug. 1933 wegen 
Begünſtigung zu vier Monaten Gefängnis verurteilt und er die 
Strafe erſt am 27. April 1934 verbüßt habe. Die Vorausſetzungen 
von 8 42 b Abſ. 3 und § 57 Ziff. 3 RGewo. ſeien erfüllt. Er habe 
eine Freiheitsſtrafe von mehr als drei Monaten wegen einer ſtraf⸗ 
baren Handlung gegen das Eigentum auferlegt erhalten, und es 
ſeien noch nicht drei Jahre ſeit ihrer Verbüßung vergangen. Die 
Rev. des beklagten F. wies das OVG zurück. 

Der unterſagte Handel ſtellt einen ſolchen mit rohen Erzeug⸗ 
niſſen des Garten- und Obſtbaues dar, die in § 59 Ziff. 1 RGewoO. 
bezeichnet ſind. Er durfte alſo nach § 42 b Abſ. ? daſ. nicht von 
einer Erlaubnis abhangig gemacht, aber unter den Vorausſetzungen 
des § 57 Ziff. 3 das, unterſagt werden, wie das Vordergericht zu⸗ 
treffend ausgeführt hat. Der Abſ. 3 des § 42 b unterſcheidet zwi⸗ 
ſchen Unterſagen, Beſchränken und Verbieten des Gewerbebetriebs 
mit den genannten Waren. Das Verfahren bei dieſen Maßnahmen 
iſt nicht gleich. Bei dem Unterſagen ſind die Vorſchr. des § 63 
Abf. 1 zu beobachten. Es iſt ein ſchriftlicher begründeter Beſcheid zu 
geben, gegen welchen der Rekurs zuläſſig iſt. Wegen des Verfahrens 
und der Behörden gelten die Vorſchr. der SS 20 und 21. Danach 
hat in Preußen die Kgl. BO. v. 31. Dez. 1883 (GS. 1884, 7) das 
Verfahren in ihrem 8 4 unter c geregelt, ſetzt aber voraus, daß 
eine ſolche Unterſagung nach § 42 b Abſ. 3 RGewO. zugelaſſen 
worden iſt. Der preuß. Beſt. iſt nicht zu entnehmen, ob etwa die 
Meinung beſtanden hat, daß die Zuläſſigkeit der Unterſagung ent⸗ 
ſprechend der Vorſchr. des Abſ. 1 in § 425 erſt durch die höhere 
Verwaltungsbehörde nach Anhörung der Gemeindebehörde oder 
durch Beſchluß der Gemeindebehörde mit Genehmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde mit allgemeiner Gültigkeit im Gemeindebe⸗ 
zirke angeordnet ſein muß. Dieſe Anſicht, daß eine ſolche allge⸗ 
meine Anordnung vorangegangen ſein muß, hat dei der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Auslegung im Schrifttum Geltung gewonnen (Anm. 16 
zu § 42 b in Landmann, Komm. z. RGew OO. 8. Aufl., 1. Bd., 
1: Teil. Der Wortlaut des letzten Satzes in § 42 b Abſ. 3 weiſt in 
dieſer Ausgabe eine Lücke auf. Zwiſchen „Vorſchriften des“ und 
„§ 63 Abſ. 2“ fehlen die Worte: „8 63 Abſ. 1, auf die Beſchrän⸗ 
kung desſelben die Vorſchriften des“). Der Wortlaut der beiden 
letzten Sätze im bezeichneten Abſ. 3 des § 42 b führt jedoch nicht 
unbedingt zu einer ſolchen Auslegung. Würde es der Fall ſein, jo 


müßte man vorausſetzen, daß die darin enthaltene Ermächtigung 
zu den angegebenen Anordnungen ausdrücklich den anfangs ge⸗ 
nannten Behörden eingeräumt ſei. Eine Benennung der ermäch⸗ 
tigten Behörde fehlt aber ebenſo wie eine Beſt., die angäbe, von 
welcher Behörde die zu erlaſſenden Anordnungen ausgehen ſollen, 
gleichviel ob es allgemeingültige ſein oder ob ſie für den einzel⸗ 
nen Fall verfügt werden ſollen. Es muß daher angenommen wer⸗ 
den, daß das Geſetz weder in der einen noch in der anderen Hin⸗ 
ſicht hat eine Bindung ausſprechen, ſondern daß es hat Freiheit 
geben wollen. Die Anforderungen an die eine oder die andere Art 
der behördlichen Maßnahmen werden verſchieden ſein, je nachdem 
es ſich um Beſchränkungen oder Verbote oder um eine Unterſagung 
handelt. Bei Beſchränkungen und Verboten werden allgemeine ein⸗ 
heitliche Geſichtspunkte maßgebend ſein, die Unterſagung wird ge⸗ 
wöhnlich im einzelnen Falle erfolgen müſſen. Denn es wird bei 
dieſer ſtets im einzelnen Falle zu prüfen ſein, ob die erwähnten 
Vorausſetzungen erfüllt ſind. Schon aus dieſem Grunde iſt die an⸗ 
gegebene Anſicht, daß auch die Unterſagung von der Erklärung 
ihrer Zuläſſigkeit durch die genannten Behörden abhangig ſei, nicht 
als zutreffend anzuſehen, um ſo weniger, als der Wortlaut des 
Geſetzes dafür keinen Anhalt bietet. Wenn die Beſt. des §S 40 VO. 
v. 31. Dez. 1883 in dieſem Sinne zu verſtehen wäre, ſo würde ſie 
eine Einſchränkung der Vorſchr. des § 42 b Abſ. 3 RGew OO. ent⸗ 
halten und eine Abänderung eines Reichsgeſetzes darſtellen, zu der 
es die Landesgeſetzgebung nicht ermächtigt hat. Dem preußiſch⸗recht⸗ 
— Zuſatze müßte daher die Rechtsgültigkeit abgeſprochen wer⸗ 
en. 

Indeſſen zwingt ſein Inhalt nicht zu der erörterten Auffaj- 
ſung. Es iſt kein Anlaß gegeben, anzunehmen, daß die VO. hat in 
die reichsgeſetzliche Regelung eingreifen wollen. Sie hat durch den 
Zuſatz vielmehr nur hervorheben wollen, daß im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren zu prüfen iſt, ob die Unterſagung nach Maßgabe 
des § 57 Abſ. 1 Ziff. 1 bis 4 zugelaſſen iſt. Dem VerwGer. iſt die 
Befugnis zur Unterſagung nur dann eingeräumt, wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen dieſer Beſt. erfüllt ſind. Der Zuſatz ſteht mit dem 
Inhalte des § 42 b Abſ. 3 alſo ganz im Einklange. Die erwähnten 
Vorausſetzungen hat 1 5 das RGeſ. v. 3. Juli 1934 zur Ande⸗ 
rung der GewO. (RGBl. I, 566) erheblich erweitert. Die neuen 
126 kommen aber im gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht in Be⸗ 
tracht. 

Das BezVerwöGer. hat die nicht zu billigende Anſicht, daß der 
Unterſagung eine allgemeine Anordnung ihrer Zuläſſigkeit vorauf⸗ 
gehen muſſe, nicht geteilt und hat in dem erörterten Zuſatze kein Hin⸗ 
dernis 9 0 lediglich im Hinblick auf den § 57 Abſ. 1 Ziff. 1 bis 4 
RGewO. nach ſeinem Ermeſſen zu entſcheiden. Es hat fi in Über⸗ 
einſtimmung mit dem geltenden Rechte befunden. Dementſprechend 
hat es geprüft, ob die Vorausſetzungen des § 57 Abſ. 1 Ziff. 3 
RöGew O. erfüllt waren, und dies trifft zu. Es hat allerdings nicht 
auseinandergeſetzt, inwiefern die Begünſtigung, welche zu der 
Gefängnisſtrafe des Bekl. v. 4. Aug. 1933 geführt hat, ein Eigen⸗ 
tumsvergehen darſtellt, obwohl es darauf ankommt. Die ein⸗ 
ſchlägigen Strafakten ergeben indeſſen, in welchem Verhalten des 
Bekl. die ſtrafbare Begünſtigung, deren er ſich ſchuldig machte, 
gelegen hat: Er hat zwei Koffer, die ihm ſein damaliger Mit⸗ 
angeklagter St. übergeben hatte, in Verwahrung genommen, ob⸗ 
gleich er ſeinen Außerungen entnehmen mußte, daß ſie geſtohlene 
Waren enthielten. Er hat dadurch dem Diebe wiſſentlich Beiſtand 
geleiſtet. Mit der Strafe hat er ſich abgefunden. Seine Ber. gegen 
das ſchöffengerichtliche Urteil hat er zurückgenommen. Da die 
Strafe den Vorausſetzungen des § 57 Abf. 1 Ziff. 3 RGGewO. ge⸗ 
nügte und ſeit ihrer Verbüßung am 27. April 1934 noch nicht drei 
Jahre bis zum Tage des Urteils des BezVerwGer. (dem 5. Sept. 
1934) abgelaufen waren, ſo konnte dieſes Gericht die bezeichnete 
Unterſagung ausſprechen. 

(PrO G., 3. Sen., Urt. v. 21. Febr. 1935, III C 158/34.) 
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61. Dienſtſtrafrecht. Pr Str. v. 27. Jan. 1932 
(GS. 59) i. d. Faſſ. d. Gef. v. 18. Aug. 1934 (GS. 353). Zur 
Auslegung des 8 19 BDStrd. ih 

Wegen eines Dienſtvergehens wurde der Polizeihauptwacht⸗ 
meiſter A. auf Erſuchen des RegpPräſ. in X., der gem. ſeiner Vfg. 
v. 12. Aug. 1933 damals von der Einleitung des förmlichen Dienſt⸗ 
ſtrafverfahrens abſah, vom Pol Präſ. in X. am 17. desſ. Mts. mit 
einer Geldbuße beſtraft. Am 22. Jan. 1934 hat dann der Regpräſ. 
unter Bezugnahme auf 8 19 B'DStO. feine Vfg. v. 12. Aug. 1933 
aufgehoben; das gleiche hat infolgedeſſen der PolPräſ. am 25. Jan. 
1934 mit feinem Strafbeſcheide v. 17. Aug. 1933 getan; bie auf 
Grund desſelben ſeinerzeit von ihm entrichtete Geldbuße wurde an 
A. zurückgezahlt. a 

Durch Beſchl. des Regpräſ. v. 9. Febr. 1934 wurde nunmehr 
gegen A. wegen des fraglichen Dienſtvergehens das förmliche Dienſt⸗ 


2462 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſtrafverfahren eingeleitet. Dieſes Verfahren iſt durch Urt. der 
DienſtſtrK. eingeſtellt worden, weil es nach Anſicht der Dienftftrst. 
nicht nach Vorſchrift der BDStrO. eingeleitet worden iſt. Nach 8 19 
a. a. O. hätten zwar, ſo heißt es in den Gründen, der RegPräſ. und 
der PolPräſ., auch nach Ablauf der für A. laufenden Beſchwerdefriſt, 
das Recht gehabt, die verhängte Ordnungsſtrafe aufzuheben; auch ſei 
der RegPräſ. nach § 19 Abſ. 1 Satz 2 a. a. O. befugt geweſen, eine 
ſchwerere Strafe zu verhängen, ſoweit nicht bereits die höchſte Ord⸗ 
nungsſtrafe feſtgeſetzt geweſen fei. Dagegen könne nach dem eindeutigen 
Wortlaut des § 19 Abſ. 2 BDStrO. nur der Fachminiſter, wenn eine 
Ordnungsſtrafe vorangegangen ſei, nach ihrer Aufhebung das form⸗ 
liche Dienſtſtrafverfahren einleiten, und zwar auch nur dann, wenn 
er die Ordnungsſtrafe im erſten Rechtszuge verhängt habe. Gegenüber 
dieſem Wortlaut des Abſ. 2 des 8 19 BDSHD. ſei die frühere Rſpr. 
des DifzY. für nichtrichterliche Beamte in Preußen nicht mehr maßgebend. 

Auf Berufung des Beamten der StA. hob das OVG. die Vor⸗ 
entſcheidung auf und erkannte in der Sache ſelbſt. 

Der entſcheidende Ausſpruch in den Gründen der angef. Entſch. 
lautet: „Nach dem eindeutigen Wortlaut des Abſ. 2 des 819 BꝰDStroO. 
kann nur der Fachminiſter, wenn eine Ordnungsſtrafe vorangegangen 
iſt, unter Aufhebung dieſer Strafe das förmliche Dienſtſtrafverfahren 
einleiten, und zwar auch nur dann, wenn der Miniſter die Ordnungs⸗ 
ſtrafe im erſten Rechtszuge verhängt hat.“ 

Dieſe Auslegung des § 19 Abſ. 2 verkennt das beſtehende Recht. 
Die BDSHD. unterſcheidet das Ordnungsſtrafverfahren und das form⸗ 
liche Dienſtſtrafverfahren; erſteres iſt in den 88 16—19 a. a. O., letz⸗ 
teres in den 88 20 ff. geregelt. Das förmliche Verfahren kommt grund⸗ 
ſätzlich nur in Frage, wenn für ein Dienſtvergehen Gehaltskürzung 
oder Dienſtentlaſſung (bei Ruhegehaltsempfängern Ruhegehaltsverluſt) 
verhängt werden ſoll (8 22 a. a. O.). Der Dienſtvorgeſetzte hat dem⸗ 
nach beim Vorliegen eines Dienſtvergehens auf Grund des im Dienſt⸗ 
ſtrafrecht herrſchenden Ermeſſensgrundſatzes, alſo auf Grund pflicht— 
mäßigen Ermeſſens, zu entſcheiden, 1. ob er dieſes Dienſtvergehen 
überhaupt verfolgen ſoll, 2. ob eine Ordnungsſtrafe angebracht und 
ausreichend oder 3. ob die Einleitung des förmlichen Dienſtſtraf— 
verfahrens am Platze iſt. 

An dieſen dem Dienſtvorgeſetzten grundſätzlich zuſtehenden Ent⸗ 
ſchließungsmöglichkeiten hat der ausſchließlich Ordnungsſtrafrechtsfragen 
betreffende §19 BꝰDStrO. nichts geändert; fie ſtehen dem Dienft- 
vorgeſetzten vielmehr auch dann zu, wenn er gem. § 19 eine Ordnungs⸗ 
ſtrafe wieder aufgehoben hat, weil durch die Aufhebung einer Ord⸗ 
nungsſtrafe der Zuſtand wiederhergeſtellt wird, der vor ihrer Ver⸗ 
hängung beſtanden hat. Das iſt der Sinn und Inhalt der im 8 19 
Abſ. 1 Satz 1 enthaltenen Beſt. „anders in der Sache entſcheiden“. 
Dieſes den geſamten Komplex der vorgenannten Entſchließungs⸗ 
möglichkeiten umfaſſende Entſcheidungsrecht wird in § 19 Abſ. 1 Satz 2 
lediglich dahin eingeſchränkt, daß der Dienſtvorgeſetzte, der die Ord⸗ 
nungsſtrafe verhängt und wieder aufgehoben hat, eine ſchwerere Ord- 
nungs strafe nicht feſtſetzen kann; nur die ihm vorgeſetzte Dienſt⸗ 
behörde kann vielmehr eine ſchwerere Strafe verhängen. Dagegen bleibt: 
dem Dienſtvorgeſetzten, entſprechend ſeinem grundſätzlichen Ermeſſens⸗ 
recht, das Recht vorbehalten, die Einleitung des förmlichen Verfahrens 
in die Wege zu leiten, wenn er zu der Anſicht kommt, daß für das 
Dienſtvergehen ſtatt einer höheren Ordnungsſtrafe Gehaltskürzung oder 
Dienſtentlaſſung in Frage kommen. Dieſer Auslegung des § 19 Abſ. 1. 
a. a. O. ſteht nicht etwa § 19 Abſ. 2 a. a. O. entgegen, der lediglich 
den letzten Ausfluß des Ordnungs ſtrafrechts des Fachminiſters 
regelt. Der Fachminiſter, der die Ordnungsſtrafe im erſten Rechts⸗ 
zuge verhängt hat, kann die Strafe aufheben, ermäßigen oder — weil 
er keine vorgeſetzte Behörde hat, die gem. § 19 Abſ. 1 Satz 2 eine 
ſchwerere Ordnungsſtrafe verhängen könnte — auch zu dieſem 
Zwecke das förmliche Dienſtſtrafverfahren einleiten. Der § 19 Abſ. 2 
ſtellt demnach innerhalb des das Ordnungsſtrafrecht regelnden Ab⸗ 
ſchnitts der BDStrO. eine Ausnahmebeſtimmung dar, die ausſchließ⸗ 
lich das Ordnungsſtrafrecht des Fachminiſters betrifft 
und im übrigen die Grundſätze für das förmliche Dienſtſtrafverfahren 
(88 20 ff. a. a. O.) nicht berührt. Es kann demnach aus § 19 Abſ. 2 
a. a. O. nicht geſchloſſen werden, daß durch die in ihm enthaltene 
Sonderbeſtimmung das mit dem Ordnungsſtrafrecht konkurrierende 
Recht jedes Dienſtvorgeſetzten beſeitigt werden ſollte, nach aufgehobener 
Ordnungsſtrafe an Stelle der Erwirkung einer höheren Ordnungs⸗ 
ſtrafe gegebenenfalls die Einleitung des förmlichen Dienſtſtrafverfah⸗ 
rens in die Wege zu leiten, die ſelbſtverſtändlich nur durch die geſetz⸗ 
lich beſtimmten Einleitungsbehörden (88 23 f., 98 Abſ. 2) erfolgen darf. 

Hiernach beruht, da nach den vorſtehenden Ausführungen die 
Einleitung des Dienſtſtrafverfahrens gegen A. durch den RegPräſ. 
als die nach § 23 Abſ. Ib a. a. O. dafür zuftändige Behörde zu 
Recht erfolgt iſt, die durch den erſten Richter erfolgte Einſtellung des 
Dienſtſtrafverfahrens auf Rechtsirrtum, und es iſt nunmehr in der 
Sache ſelbſt zu entſcheiden. (Es folgt die ſachliche Entſcheidung.) 

(PrOVG., 9. (Dienſtſtraf⸗) Sen., Urt. v. 17. Jan. 1935, IX D 90/34.) 
* 


62. Auskunftspflicht der Beamten. PrB/StrO. vom 
27. Jan. 1932 (G S. 59) i. d. Faſſ. des Gef. v. 18. Aug. 1934 
(GS. 353). Die Auskunftspflicht des Beamten gegenüber 
ſeinem Vorgeſetzten erſtreckt ſich auf dienſtliche und außer⸗ 
dienſtliche Angelegenheiten. Eine Nachprüfung, ob es ſich 
um eine Angelegenheit von dienſtlicher Bedeutung handelt, 
ſteht dem Beamten nicht zu. Es braucht auch aus der An⸗ 
frage nicht hervorzugehen, ob es ſich dabei um eine dienſt- 
liche oder private Augelegenheit handelt. 

Der Angeſch. mußte ganz genau wiſſen, worum es ſich 
handelte, als an ihn am 14. Okt. 1932 die dienſtliche Anfrage 
ſeiner vorgeſetzten Dienſtbehörde erging, welche Bewandtnis es 
mit der mit ſeiner Reiſe nach O. zuſammenhängenden Geldange⸗ 
legenheit hätte. Dem Angeſch. war bekannt, daß in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang gegen ihn eine Anzeige des K. vorlag, in der er 
beſchuldigt wurde, anläßlich einer Ferienreiſe in O. möglicherweiſe 
ein Verbrechen begangen zu haben, weil er verdächtigerweiſe nach⸗ 
träglich beſchleunigt einen größeren Betrag hätte aufbringen und 
nach O. überweiſen müſſen. Dieſerhalb war er bereits vernommen 
worden. Er hatte erklärt, ſich ſchriftlich hierauf äußern zu wollen, 
hatte dieſes aber nachher unterlaſſen. Dem Angeſch. mußte auch 
bewußt ſein, daß es ſich um Vorgänge handelte, an deren Auf- 
klärung ſeine vorgeſetzte Behörde ein dringendes Intereſſe haben 
mußte. Wie der Gerichtshof in ſtändiger Rſpr. anerkannt hat 
(OVG. 42, 429), erſtreckt ſich die Auskunftspflicht des Beamten 
feinem Vorgeſetzten gegenüber auf dienſtliche wie auf außerdienſt⸗ 
liche Angelegenheiten. Eine Nachprüfung, ob es ſich um eine An⸗ 
gelegenheit von dienſtlicher Bedeutung handelt, ſteht dem Beamten 
nicht zu. Es braucht auch aus der Anfrage nicht hervorzugehen, ob 
es ſich dabei um eine dienſtliche oder um eine private Angelegen⸗ 
heit handelt. Wenn der Angeſch. ſeinerzeit eine Ferienreiſe nach O. 
unternahm, nach deren Beendigung ein ſehr erheblicher Geldbedarf 
auftrat, der dazu führte, daß er nach ſeiner eigenen Angabe von 
K. 150 % borgte und im übrigen noch Verſuche unternahm, ein 
Darlehn von 500 RA von einem Geldvermittler zu erhalten, ſo 
war dies eine Tatſache, die immerhin Anlaß genug geben mußte. 
von ihm nähere Aufklärung darüber zu verlangen, wodurch dieſe 
erheblichen Verpflichtungen entſtanden waren. Der Angeſch. gab 
in ſeinem Bericht v. 25. Okt. 1932 hierüber nur eine völlig un- 
zulängliche und ausweichende Auskunft. Dieſe Beantwortung ſtellt 
eine bewußte und gewollte Weigerung gegenüber dem dienſtlich an 
ihn ergangenen Erſuchen um Aufklärung dar. Der Angeſch. mußte 
daher wegen Ungehorſams nachdrücklich beſtraft werden. 

(PrOG., 1. (Dienſtſtr.) Sen., Urt. v. 5. März 1935, ID 92/4.) 
* 


63. Amtsverluſt bei mehr als einjähriger Gefängnis⸗ 


ſtrafe. 88 1, 12a PırDStrd. v. 27. Jan. 1932 (G S. 59); 88 32, 


37, 38 RGeſ. v. 30. Juni 1933 (RG Bl. I, 433). Die Rechts- 
folge des Amtsverluſtes nach § 32 RGeſ. v. 30. Juni 1933 
iſt nicht an die Straftat, ſondern an die Tatſache der Ver- 
urteilung geknüpft. 


Der frühere Oberſchullehrer B. wurde durch Urteil der Dienft- 
ſtrafkammer v. 7. Dez. 1933 mit einem Verweis beſtraft; hiergegen 
hat der Beamte der Staatsanwaltſchaft Ber. eingelegt. Das OVG. 
ſtellte das Verfahren durch Urteil ein. 

In dem gleichfalls laufenden Strafverfahren wurde B. durch 
Urteil der 3. großen Str. des LG. W. v. 14. Sept. 1934 wegen 
Verbrechens gem. § 174 StGB. in ſechs Fällen zu einer Geſamt⸗ 
gefängnisſtrafe von einem Jahr und drei Monaten verurteilt. Die 
Rev. des Angeſch. iſt durch Beſchluß des 5. Str Sen. beim RG. 
v. 10. Jan. 1935 verworfen und das Strafurteil damit rechtskräftig 
geworden. 

Durch die Verurteilung zu längerer als einjähriger Gefäng- 
nisſtrafe hat der Angeſch. nach § 32 Geſ. zur Anderung pon Vor⸗ 
ſchriften auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten, des Beſol⸗ 
dungs⸗ und des Verſorgungsrechts v. 30. Juni 1933 (RGBl. 1, 
433), der nach § 37 Abſ. 1 auch auf Staats- und Gemeindebeamte 
Anwendung findet, mit der Rechtskraft des Strafurteils, alſo am 
10. Jan. 1935, ſein Amt kraft Geſetzes verloren. 

Daß die Einzelſtrafen jenes Strafurteils ein Jahr nicht er⸗ 
reichten, ſondern erſt durch die Bildung der Geſamtſtrafe dieſe 
Strafhöhe überſchritten wurde, ſpielt für das Eintreten der Rechts⸗ 
folge aus $ 32 keine Rolle. 5 

Ebenſowenig ſteht ſeiner Anwendung die Tatſache entgegen, 
daß die einzelnen Straftaten offenbar vor Inkrafttreten des Gef. 
v. 30. Juni 1933 begangen ſind. Denn die Rechtsfolge des 
Amtsverluſtes iſt nach dieſem Geſetz nicht an die 
Straftaten geknüpft, ſondern an die Tatſache der 
Verurteilung. Der Amtsverluſt iſt in dieſem Fall keine zu⸗ 
ſätzliche Strafe, vielmehr iſt der Sinn des § 32 der, daß ein fo 
hoch Beſtrafter nicht mehr als Beamter geeignet und würdig iſt. 


64. Jahrg. 1935 Heft 34] 
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§ 2 StGB. hindert die Anwendung des § 32 NGef. vom 
30. Funi 1933 im vorl. Falle nicht. Es mag dahingeſtellt bleiben, 
inwieweit überhaupt das Dienſtſtrafrecht, das nicht ein Teil des 
Strafrechts iſt, ſondern eine ſelbſtändige Diſziplin mit der beſon⸗ 
deren Aufgabe der Reinerhaltung und Erziehung des Beamten⸗ 
tums darſtellt, durch analoge Anwendung der Einſchränkung des 
§ 2 StGB. unterliegt. Denn § 38 RGeſ. v. 30. Juni 1933 be⸗ 
ſtimmt ausdrücklich, daß Landesgeſetze, wie das PrGeſ. v. 27. Dez. 
1933 (GS. 1934, 5), mit dem die entſprechende Wirkung von 
Strafurteilen entgegen dem damaligen Reichsrecht (Art. 129 Weim⸗ 
Verf.) und mit rückwirkender Kraft (d. h. bis zum Zeitpunkt des 
Außerkrafttretens des $ 7 DiſzG. v. 21. Juli 1852) wiederherge⸗ 
ſtellt wurde, rückwirkende Geltung haben und entgegenſtehenden 
Vorſchr. des Reichsrechts vorgehen ſollten. 


Mit dem Amtsverluſt iſt der Verurteilte nicht etwa in den 
Ruheſtand getreten, fo daß § 12 a BDStrO. auf ihn Anwendung 
finden könnte, ſondern er iſt damit aus dem Stande ausgeſchieden 
und hat aufgehört, Beamter zu ſein. Nur auf Beamte aber findet 
die BDStrO. Anwendung, ſoweit fie nichts anderes beſtimmt (§ 1 
BDED.); Sonderbeſtimmungen, die ein Verfahren gegen frü⸗ 
here Beamte ermöglichen, ſind durch die BDSHD. nicht gegeben. 


Es iſt alſo im vorl. Falle zu einem Verfahren gegen den ehe⸗ 
maligen Oberſchullehrer B. kein Raum mehr; deshalb mußte das 
Dienſtſtrafverfahren in dem Stadium, in dem es ſich befand, zur 
Einſtellung kommen. 


(PrOVG., 1. (Dienſtſtr.) Sen., Urt. v. 5. März 1935, 1 D 119/34.) 
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64. 5 67 Abf. 1 der 1. Durchf VO. z. RErbhofc. (RGBl. 
1933, I, 749). Umfang der Stempelbefreiung bei Guts ver- 
äußerung zwecks Verwandlung in einen Erbhof. Die Stem- 
pelbefreiung für die Überführung eines Landgutes aus 
dem Eigentume mehrerer Perſonen in das Alleineigentum 
einer bauernfähigen Perſon zur Verwandlung in einen 
Erbhof iſt nicht auf die Erklärungen beſchränkt, die für 
die Eintragung der Eigentumsänderung im Grundbuche 
erforderlich find, ſondern umfaßt den Veräußerungsver⸗ 
trag mit allen ſeinen Beſtandteilen, beſonders mit den 
Vereinbarungen über die Gegenleiſtung und mit der Be- 
willigung der Eintragung der als Gegenleiſtung über- 
nommenen Laſten. 

Wollte man die genannte Vorſchr. der DurchfVoO. anders 
auslegen, ſo fiele die Befreiungsvorſchrift überhaupt ins Leere, 
denn nach § 33 Abſ. 1 und 2 GrErwStcd. (RGBl. 1927, J, 72) 
iſt die Erhebung von Landesſteuern für Grundſtücksübertragungen 
ausgeſchloſſen. Die weitere Auslegung iſt auch dadurch geboten, 
daß nicht nur der Übergang beſtehender Erbhöfe, ſondern auch die 
Bildung neuer Erbhöfe zur Kräftigung des deutſchen Bauern⸗ 
tumes erleichtert werden muß. 


(Sächſ OG., Entſch. v. 7. März 1935, 159 II 34; wird i. d. Jahrb. 
d. OVG. abgedruckt). 


* 


65. 8 90 Sächſ BauG. Pflicht der Straßenanlieger, 
die Anbringung von Beleuchtungsvorrichtungen, Straßen- 
bahnroſetten uſw. zu dulden. 

Nach 8 90 Abſ. 4 SächſBaucz. haben die Grundſtückseigen⸗ 
tümer die Anbringung von Vorrichtungen für die 
Straßenbeleuchtung, Aufhängung von Stra⸗ 
ßenbahndrähten, Straßenbezeichnung uſw. zu 
dulden, die für dieſe Zwecke erforderlich ſind. Dieſe Duldungspflicht 
iſt nicht in dem Sinne beſchränkt, daß der Grundſtückseigentümer 
in jedem Falle einwenden könnte, die Anbringung ſei anderweit 
möglich. Vorausſetzungen für die Duldungs⸗ 
pflicht ſind vielmehr nur einmal, daß es ſich um einen der im 
Geſetz aufgeführten Zwecke handelt und ferner, daß ſich die An⸗ 
bringung unmittelbar an den Grundſtücken als eine im öffentlichen 
Nutzen liegende Maßnahme darſtellt. Iſt das der Fall, ſo braucht 
nicht bei jedem einzelnen Grundſtück geprüft zu 
werden, ob die Anbringung gerade bei dieſem Grundſtück vom 
Standpunkt der öffentlichen Verwaltung aus eine beſondere Not⸗ 
wendigkeit darſtellt. 


(Sächſd G., Entſch. v. 12. April 1935, 197 1 34; wird i. d. Jahrb. 
d. OVG. abgedruckt.) 


* 


66. Sächſ BauG. 
beſ. der Bauerlaubnis. 

Nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen des deutſchen Verwal⸗ 
tungsrechts, die auch in Sachſen bisher gewohnheitsrechtlich an⸗ 
erkannt und angewendet worden find, kann ein Verwal- 
tungsakt, der dem zur Zeit ſeines Erlaſſes gel- 
tenden Rechte widerſpricht, von der Verwal⸗ 
tungsbehörde widerrufen werden, und zwar auch 
dann, wenn die gegen den Verwaltungsakt an und für ſich ge- 
gebenen Rechtsmittel wegen Friſtablaufs nicht mehr eingewendet 
werden können und der Verwaltungsakt förmlich unanfechtbar ge⸗ 
worden iſt. 

Eine zu Unrecht erteilte Bauerlaubnis kann 
zum mindeſten dann widerrufen werden, wenn der im 
Widerſpruche zum Rechte herbeigeführte Zuſtand die Allge⸗ 
meinheit beeinträchtigt oder erkennbare Nach⸗ 
teile geſundheitlicher, wirtſchaftlicher oder 
ideeller Art für dritte Perſonen hervorruft. 

Dem Widerruf einer zu Unrecht erteilten Baugenehmigung 
ſteht die Vorſchr. des § 157 Abi. 1 SächſBaucz., nach der Ver⸗ 
änderung der Verhältniſſe, öffentliches Wohl und noch nicht be- 
gonnener Bau Vorausſetzungen des Widerrufes ſind, nicht ent⸗ 
gegen; denn fie bezieht ſich nur auf zu Recht beſtehende Baugeneh⸗ 
migungen. 

(Sächſ OG., Entſch. v. 29. März 1935, 163 I 34; wird i. d. Jahrb. 
d. OVG. abgedruckt.) 
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Berichtet von Oberverwaltungsgerichtsrat Dr. Klotz, Karlsruhe 


67. 5 30 Bad Pol StGB.; 88 18ff. PrPol Verw. Polizei- 
pflichtigkeit auf Grund von „Handlungshaftung“. Handelt 
jemand lediglich als Werkzeug eines Dritten innerhalb 
eines erteilten Auftrages und hat er dieſen Auftrag ſo— 
wohl innerhalb des Rahmens ſeiner Vertragspflicht als 
auch in einer gegen die polizeilichen Pflichten nicht ver- 
ſtoßenden Weiſe durchgeführt, fo kann er für ſpätere Vor- 
gänge polizeilich nicht mehr verantwortlich gemacht werden. 

Am 4. Mai 1934 war die Papierfabrik M. in B. abgebrannt. 
Zum Brandſchutt gehörte eine Menge angebrannten, unbrauchbar 
gewordenen Papiers, deren Aufräumung und Abfuhr nach dem 
Verſicherungsvertrag zwiſchen dem Fabrikbeſitzer und der Feuer⸗ 
verſicherungsgeſellſchaft dieſer inſoweit oblag, als ſie die Koſten für 
die Aufräumung der Brandſtelle und für die Abfuhr des Schuttes 
bis zur nächſt geeigneten bzw. geſtatteten Abladeſtelle zu tragen 


Widerruf von Verwaltungsakten, 


hatte. Der amtliche Rollfuhrunternehmer und Spediteur L. G. in 


B. wurde von der Verſicherungsgeſellſchaft beauftragt, den Ab⸗ 
transport zu beſorgen. Nachdem ihm von dem Stadtbauamt in B. 
die im Beſitz der Domänenverwaltung befindliche ſogenannte 
P.ſche Lehmgrube als Abladeſtelle angewieſen worden war, über⸗ 
nahm er gegenüber dem Vertreter der Feuerverſicherungsgeſellſchaft 
die Abfuhr des Brandſchuttes vom Brandplatz nach der bezeichneten 
Abladeſtelle, jedoch ausdrücklich mit Ausſchluß des Auf⸗ und Ab⸗ 
ladens; das Aufladen wurde von den Arbeitern der brandgeſchädig⸗ 
ten Fabrik und das Abladen durch zwei Arbeiter des Stadtbau⸗ 
amts vollzogen. Nachdem die Papierabfälle wiederholt in Brand 
geraten waren, ſo daß wegen Beläſtigungen der Nachbarſchaft ein 
Eingreifen der Feuerwehr notwendig geworden, erließ das BezA. 
an L. G. gem. § 30 PolStGG B. die Auflage, 

zur Beſeitigung dieſes ordnungswidrigen Zuſtandes und zur 

Vermeidung einer eventuellen Brandgefahr die lagernden 

Papierabfälle derartig zu verwahren, bzw. durch nicht brenn⸗ 

baren Schutt zu überdecken, daß jeglicher Beläſtigung der An⸗ 

wohner und einer Brandgefahr vorgebeugt wird. 

Dieſe Verfügung focht G. rechtzeitig mit der verwaltungs⸗ 
gerichtlichen Klage an, mit welcher er deren Aufhebung beantragte. 

Der Klage wurde ſtattgegeben: i r 

Die angegriffene Verfügung des Bez. iſt zweifellos eine 
polizeiliche Verfügung i. S. des $ 4 Abſ. 1 Ziff. 1 VerwRpflöh. 
Die Klage, mit der der Kl. die Verletzung ſeiner Rechte geltend 
macht, iſt daher zuläſſig. . : 

Der polizeilichen Verfügung liegt die Annahme zugrunde, daß 
der Kl. der Urheber des in der Abfallgrube entſtandenen Brandes 
und damit eines die rechtliche Vorausſetzung des Vorgehens gegen 
ihn darſtellenden rechts- und ordnungswidrigen Zuſtandes ſei zu 
deſſen Beſeitigung der Kl. nach § 30 Abſ. 1 Pol St G B. verpflichtet 
ſei. Ob es ſich um einen gegen eine verpflichtende Norm des Ver⸗ 
waltungs⸗ und Strafrechts verſtoßenden — ſomit rechts widrigen 
— Zuſtand handelt, iſt aus den aktenmäßigen Vorgängen nicht 
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ohne weiteres erfichtlich; diefe Frage kann jedoch dahingeſtellt blei⸗ 
ben, weil auf jeden Fall ein ordnungswidriger Zuſtand eingetreten 
war, deſſen Beſeitigung einſchließlich der Verhütung der Fort⸗ 
ſetzung desſelben im öffentlichen Intereſſe lag, nachdem nicht nur 
die Nachbarſchaft durch das Aufflackern der angebrannten Papier⸗ 
abfälle beläſtigt wurde, ſondern auch die Gefahr der Feuerübertra⸗ 
gung auf eine benachbarte Hühnerfarm uſw. beſtand. 

Es fragt ſich ſomit nur, ob der Kl. auch der polizeipflichtige 
Adreſſat der Verfügung des BezA. war. Zur Beſeitigung rechts⸗ 
und ordnungswidriger Zuſtände kann von der Polizei regelmäßig 
entweder der Gewalthaber oder Verfügungsberechtigte über 
eine Sache, von welcher die Gefahr gegen die öffentliche Ord⸗ 
nung ausgeht — in dieſem Falle auch ohne daß ein Verſchulden 
des Gewalthabers vorliegt —, oder der ſchuldhafte Urheber 
(vgl. insbeſ. Rechtſpr. III Nr. 440 und BadVerw Z. 1930, 9 J. Sp.) 
dieſes Zuſtandes in Anſpruch genommen werden. Hierbei hat die 
Polizeibehörde die Wahl, welche der hiernach nebeneinander polizei⸗ 
pflichtigen Perſonen ſie in Anſpruch nehmen will (PrOVG. 72, 
286 und JW. 1934, 381; Bad Verw.: BadVerwZ. 1904, 151, 
157; 1932, 31, 32). 

Im vorl. Falle hat das Bez A. den Kl. als einen der ſchuld⸗ 
haften Verurſacher des polizeiwidrigen Zuſtandes in Anſpruch ge⸗ 
nommen. 

Es fragt ſich alſo zunächſt, unter welche Kategorie von Po⸗ 
lizeipflichtigen der Kl. zu rechnen iſt. Die Eigenſchaft als Ge⸗ 
walthaber hinſichtlich der von ihm beförderten Papier⸗ 
abfälle ſcheidet deshalb aus, weil der Kl. nicht ſelbſtändiger Ver⸗ 
fügungsberechtigter, ſondern nur Beſitzdiener i. ©. des $ 855 BGB. 
im Rahmen eines genau begrenzten Auftragsverhältniſſes war, 
wobei als Beſitzherr nur der Fabrikbeſitzer nach Maßgabe ſeiner 
rechtlichen Beziehung zu der Verſicherungsgeſellſchaft, welche den 
Abtransport vertraglich übernommen hat, in Betracht kommen 
kann. Eine polizeirechtliche Haftung aus der Gewalthabereigenſchaft 
des Kl. kommt daher nicht in Frage. Dieſer Haftungsgrund auf 
ſeiten des Kl. würde aber auch ſchon deshalb entfallen, weil in 
dem Zeitpunkt, in dem die in Brand geratenen Papierabfälle der 
Gegenſtand einer Störung der öffentlichen Ordnung geworden 
waren, eine etwa unterſtellte beſitzrechtliche Beziehung des Kl. zu 
den Papierabfällen ſpäteſtens mit der Auftragserledigung aufge⸗ 
hört hatte. Es könnte ſich alſo nur darum handeln, daß der Kl. 
tatſächlich und rechtlich der ſchuldhafte Verurſacher (Bad Verw. 
1906, 244; 1926, 153 insbeſ. 155; PrOVG. 44, 418 ff.) des polizei⸗ 
widrigen Zuſtandes war. Hierbei handelt es ſich um eine ſogenannte 
„Handlungshaftung“ im Gegenſatz zu der an die Verfügungsgewalt 
über eine Sache geknüpften ſogenannten „Zuſtandshaftung“ (vgl. 
PrOVG.: JW. 1934, 381). Die Handlung des Kl. erſchöpfte ſich 
darin, daß er kraft ausdrücklicher Vereinbarung die Beförderung 
im Auftrage der Verſicherungsgeſellſchaft bis zur Lehmgrube aus⸗ 
führte, wobei er weder bei dem Aufladen noch bei dem Abladen der 
Papierabfälle tatſächlich oder rechtlich beteiligt war. Er handelte 
ſomit lediglich als Werkzeug eines Dritten innerhalb des erteilten 
Auftrags und hat dieſen Auftrag ſowohl innerhalb des Rahmens 
ſeiner Vertragspflicht, als auch in einer gegen die polizeirechtlichen 
Pflichten nicht verſtoßenden Weiſe durchgeführt, indem er die Ab⸗ 
fälle bis zu der Grube brachte, die ihm von der maßgeblich tech⸗ 
niſchen Stelle der Stadt ausdrücklich als der geeignete Abladeplatz 
bezeichnet worden war. Mit der ordnungsmäßigen Durchfüh⸗ 
rung des Transports war aber die polizeirechtliche Verantwortung 
des Kl. nach Sachlage beendet, ſo daß er für die weiteren Vorgänge 
nicht mehr verantwortlich ſein kann. Daraus ergibt ſich die Auf⸗ 
hebung der gegen den Kl. gerichteten Verfügung des BezA., womit 
die durch den Klageantrag bedingte rechtliche Erfaſſung des Streit⸗ 
ſtoffes durch den VBerw®&H. erſchöpft iſt. Der Gerichtshof kann da⸗ 
her weder in eine Erörterung darüber eintreten, ob Zimmermeiſter 
G., der das Auf- und Abladen des Schuttes beſorgte, und die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft als ſchuldhafte Mitverurſacher (Störer) des 
polizeiwidrigen Zuſtandes anzuſehen ſeien, oder ob etwa eine Haf⸗ 
tung aus der Verfügungsgewalt (Eigentum) des Fabrikbeſitzers — 
auch unter Berückſichtigung einer tatſächlichen Aufgabe des Beſitzes 
an den Papierabfällen durch dieſen — vorliegt, des weiteren auch, 
ob es ſich etwa um eine Zuſtandshaftung des Grundſtückseigen⸗ 
tümers, auf deſſen Grundſtück die den polizeiwidrigen Zuſtand her⸗ 
vorgerufenen Papierabfälle lagerten, handelt und ſchließlich, ob es 
ſich bei dem Einebnen und Überdecken der Abfälle als zweckmäßige 
Maßnahme zur Unterdrückung des Feuers um eine der Gemeinde 
nach § 7 Abſ. 1 und 2 bish. GemO, obliegende Löſchmaßnahme 
gehandelt hat, deren Koſten von der Stadt B. zu tragen wären. 


(Bad Gig., Urt. v. 15. Jan. 1935, 101/34.) 


Hauptſchriftleiter: Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin W 35, Lützowufer 18 U. 
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68. Warenhausſteuern. Die Ausdehnung der Ge” 
werbeſteuerpflicht auf Großfilialbetriebe des Einzelhan⸗ 
dels durch das ThürGgeſ. v. 8. April 1933 und 81 der VO. v. 
13. Okt. 1933 verſtößt nicht gegen $ 9 Abſ. 1 Nr. 1 Realſteuer⸗ 
Sperr VO. v. 31. März 1933 (RGBl. I, 157), obwohl fie auch 
ſolche Großbetriebe trifft, die nur mit einer Warengruppe 
Handel treiben. 

Der Warenhausſteuerbegriff der Sperr VO. iſt nicht auf ſolche 
Warenhäuſer im engſten Sinne beſchränkt, ſondern ein Sammelbegriff 
für zahlreiche verſchiedenartige Steuern, deren gemeinſames Merkmal 
allein iſt, daß es Steuern ſind, die bezwecken, Kleinhandel und Hand⸗ 
werk vor dem Wettbewerb Rapitalkräftiger Großbetriebe zu ſchützen. 

(ThurOVG., Urt. v. 13. Febr. 1935, C 75/34.) 
* 


69. Gemeindebierſteuer. 
tigen Brauerei. 

Ob, wenn das von einem Verleger von einer auswärtigen 
Brauerei bezogene und an feinem Betriebsſitz vertriebene Bier dem 
Verleger von der Brauerei „in Kommiſſion gegeben“ iſt, der Verleger 
oder die Brauerei ſelbſt als Empfänger des Bieres in der Betriebs⸗ 
ſitzgemeinde ſteuerpflichtig iſt, iſt Tatfrage. Es kommt dabei darauf 
an, ob nach den zwiſchen Verleger und Brauerei beſtehenden Be⸗ 
ziehungen anzunehmen iſt, daß der Verleger beim Bezug und Vertrieb 
des Bieres als ſelbſtändiger Unternehmer tätig wird oder als unſelb⸗ 
ſtändiges Organ der Brauerei. Im erſten Falle iſt er, im zweiten die 
Brauerei Empfänger und als ſolcher ſteuerpflichtig. 

(ThürOVG., Urt. v. 3. April 1935, C 17/5.) 
* 


Steuerpflicht der auswär⸗ 


70. Aufwertungsſteuer. 
öffentliche Körperſchaft i. S. 
AusglG. 

Unter „öffentlichen Körperſchaften“ i. S. des 8 7 GeldeEntw⸗ 
Ausgl®. find nur die auf perſönlicher Grundlage beruhenden juriſti⸗ 
ſchen Perſonen des öffentlichen Rechts, nicht dagegen auch die öffent⸗ 
lichen Anſtalten zu verſtehen (Jahrb Thür VG. 14, 47; vgl. auch 
BraunſchwVGi.: Bratſchr. f. Rpfl. 71. Jahrg., Beilageheft S. 18 ff. 
und RG. 130, 176 = JW. 1931, 733). Daß die Unterſcheidung der 
öffentlich⸗rechtlichen juriſtiſchen Perſonen in Körperſchaften und Uns 
ſtalten dem GeldEntwAusglGG. und den auf ihm beruhenden Landes⸗ 
geſetzen nicht, wie das Pro VG. meint (RVerwBl. 51, 641), fremd iſt, 
ergibt ſich aus 8 16 Abſ. 6 der 3. StNot VO. v. 14. Febr. 1924 (RG⸗ 
Bl. 74), von deren 8 30 Nr. 3 die Beſt. in $ 7 Nr. 3a GeldEntw⸗ 
AusglG. wörtlich übernommen iſt. Auch die vom Pro VG. und vom 
BrauſchwVGH. in verſchiedenem Sinne beantwortete Frage, ob ein 
Grund für eine unterſchiedliche ſteuerliche Behandlung beider Arten 
von juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts vorliegt, kann für die 
Auslegung nicht entſcheidend herangezogen werden, denn ſie läßt ſich 
nicht eindeutig beantworten; ebenſo nicht die Befreiung der privatrecht⸗ 
lichen Anſtalten nach 8 7 Nr. 3b (PrOVch. a. a. O.), denn für dieſe 
iſt das weitere Erfordernis aufgeſtellt, daß ſie ausſchließlich gemein⸗ 
nützigen, mildtätigen, ethiſchen oder religiöſen Zwecken dienen müſſen, 
und dieſe weitere Vorausſetzung für die öffentlichen Körperſchaften 
fallen laſſen zu wollen, wäre kein Grund erſichtlich. Für die Reichs⸗ 
bank aber trifft es nun zwar nicht zu, daß fie überhaupt Rein öffent⸗ 
lich⸗rechtliches Rechtsgebilde, ſondern eine juriſtiſche Perſon des Privat⸗ 
rechts ſei, denn die Reichsbank erfüllt in erſter Linie hoheitliche Auf 
gaben, und die Aufbringung der Mittel iſt für die juriſtiſche Beurtei⸗ 
lung einer Zentralnotenbank von untergeordneter Bedeutung. Aber 
eine öffentliche Körperſchaft iſt die Reichsbank trotzdem nicht. 
Denn für eine körperſchaftliche Verfaſſung ſpricht höchſtens das Vor⸗ 
handenſein der Anteilseigner und ihre Vertretung in der GenVerſ. 
Die GenVerſ. hat aber außerordentlich geringe Befugniſſe ... Das 
Direktorium, das wichtigſte Organ der Bank, iſt ihr nicht verantwort⸗ 
lich und wird auch nicht von ihr, ſondern vom Führer und Reichs⸗ 
Kanzler ernannt und auch nur nach ſeiner Beſtätigung entlaſſen. Trotz 
der vom Dawesgutachten geforderten „Unabhängigkeit“ der Bank von 
der Reichsregierung ift dieſes Eindringen des Reichswillens mehr als 
eine bloße Beaufſichtigung der Bank. Bei dem Reichsbankdirekto⸗ 
rium, nicht bei der Gen Verſ. liegt die Willensbildung der Bank, und 
das Direktorium ſetzt nicht etwa den Willen der Anteilseigner in die 
Tat um, ſondern es richtet ſeine Geſchäftsführung ausſchließlich nach 
den Intereſſen des Reichs und führt nur danach ſeine Währungs-, 
Diskont⸗ und Kreditpolitik. Das ſpricht ausſchlaggebend gegen eine 
Körperſchaftliche und für eine anſtaltliche Verfaſſung. Die Reichsbank 
iſt daher eine Reichs anſtalt. 

(ThüroVG., Urt. v. 8. Mai 1935, C 83/34.) 


Die Reichsbank iſt keine 
des $7 Nr. 3a GeldEntw-⸗ 
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